
Universitätsbibliothek Wuppertal

Reden im Plenum des Nordrhein-Westfälischen Landtags
Ministerpräsident 1995-1998, Mitglied des Bundesrates 1970-1998;

Anhang: Reden im Deutschen Bundestag, Reden im Deutschen Bundesrat

Rau, Johannes

Düsseldorf, Mai 1998

12. Wahlperiode: 1995 - 1998

Nutzungsrichtlinien Das dem PDF-Dokument zugrunde liegende Digitalisat kann unter Beachtung
des Lizenz-/Rechtehinweises genutzt werden. Informationen zum Lizenz-/Rechtehinweis finden Sie in
der Titelaufnahme unter dem untenstehenden URN.
Bei Nutzung des Digitalisats bitten wir um eine vollständige Quellenangabe, inklusive Nennung der
Universitätsbibliothek Wuppertal als Quelle sowie einer Angabe des URN.

urn:nbn:de:hbz:468-1-41

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:hbz:468-1-41


l. andtag
Nordrhein -Westfalen 137

13 .09 . 1995
Plenarprotokoll 12/5

Beginn : 10 . 03 Uhr

Präsident Ulrich Schmidt : Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich begrüße Sie alle zu unserer heutigen 5 . Sitzung
des Landtags Nordrhein -Westfalen in dieser Wahl¬
periode und heiße Sie recht herzlich willkommen.

Ich hoffe . Sie haben sich in Ihrem Urlaub gut er¬
holt , so daß wir alle gemeinsam mit neuem
Schwung die vor uns liegenden parlamentarischen
Aufgaben wahrnehmen können.

Ich begrüße ganz besonders ._un.sere Zuhörerinnen
und Zuhörer , Mitbürgerinnen und Mitbürger auf der
Zuschauertribüne sowie die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter von Presse , Rundfunk und Fernsehen.

Für die heutige Sitzung haben sich neun Abge¬
ordnete entschuldigt ; ihre Namen werden in das
Protokoll aufgenommen.
Wir treten nun in die Beratung der heutigen Tages¬
ordnung ein . Ich rufe Tagesordnungspunkt

1 Vorstellung und Vereidigung der Mitglieder der
Landesregierung

auf . Der Herr Ministerpräsident hat mir mitgeteilt,
daß er heute sein Kabinett vorstellen möchte . Ich
erteile dem Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau das
Wort . Bitte , schön.

Dr . h . c . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Ich habe am
17 . Juli folgende Mitglieder der Landesregierung
ernannt:

zum Finanzminister
Herrn Heinz Schleußer,

zum Innenminister
Herrn Franz - Josef Kniola,

zum Justizminister
Herrn Dr . Fritz Behrens,

zum Minister für Wirtschaft und Mittelstand,
Technologie und Verkehr
Herrn Wolfgang Clement,

zum Minister für Arbeit , Gesundheit und Soziales
Herrn Franz Müntefering

'
,
-

zur Ministerin für Schule und”
Weiterbildung

Frau Gabriele Behler,

zur Ministerin für Wissenschaft und Forschung
Frau Anke Brunn,

zum Minister für Bauen und Wohnen
Herrn Dr . Michael Vesper,

zur Ministerin für Umwelt , Raumordnung und
Landwirtschaft
Frau Bärbel Höhn,

zur Ministerin für Stadtentwicklung , Kultur und
Sport
Frau Ilse Brusis,

zur Ministerin für die Gleichstellung von Frau und
Mann
Frau Ilse Ridder -Melchers,

zum Minister für Bundes - und Europaangelegenhei¬
ten
Herrn Prof . Dr . Manfred Dammeyer.

Zu meinem Stellvertreter habe ich Herrn Minister
Dr . Michael Vesper bestellt.

Präsident Ulrich Schmidt : Herzlichen Dank , Herr
Ministerpräsident . - Nach Artikel 53 der Landes¬
verfassung leisten die Mitglieder der Landesregie¬
rung bei ihrem Amtsantritt vor dem Landtag einen
Amtseid . Ich bitte daher , die Damen und Herren
Minister , zu mir zu kommen , damit sie den Eid vor
dem Landtag ablegen können.

(Die Mitglieder der Landesregierung begeben
sich zum Platz des Präsidenten . Die Abge¬
ordneten erheben sich . )

Meine Damen und Herren Minister , ich bitte Sie,
die Schwurhand zu heben und mir nachzusprechen:

Ich schwöre , daß ich meine ganze Kraft dem
Wohle des deutschen Volkes widmen , seinen
Nutzen mehren , Schaden von ihm wenden , das
mir übertragene Amt nach besten Wissen und
Können unparteiisch verwalten , Verfassung und
Gesetz wahren und verteidigen , meine Pflichten
gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen
jedermann üben werde . So wahr mir Gott helfe.

Meine Damen und Herren Minister , ich darf Ihnen
recht herzlich gratulieren und wünsche Ihnen im
Namen des Hohen Hauses eine glückliche Hand bei
der vor Ihnen liegenden verantwortungsvollen
Aufgabe zum Wohle unserer Mitbürgerinnen und
Mitbürger in Nordrhein -Westfalen . Glück auf!

( Beifall bei SPD und GRÜNEN sowie bei
Abgeordneten der CDU)
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Meine Damen und Herren ! Ich rufe auf:

2 Regierungserklärung

zur 12 . Wahlperiode des Landtags
Nordrhein-Westfalen

Das Wort hat Herr Ministerpräsident Dr . Rau.

Dr. h . c . Johannes Rau, Ministerpräsident : Herr
Präsident ! Meine D.amen .und Herren! Wir lebe .n , i.n
einer Zeit großer Umbrüche .- weltweit, .,in . Europa
und im vereinten Deutschland . Wir spüren die
Wirkungenund die Einflüsse auch in un.se .rem Land.
Manche Einflüsse wollen wir gerne verstärken und
andere zurückdrängen. Dafür arbeiten wir . Aber Wir
wissen , daß die Möglichkeiten eines Landes be¬
grenzt sind, wirksam Einfluß auszuüben.

Um so wichtiger ist es , daß wir uns mit allen
unseren Möglichkeiten und aller Kraft den außerge¬
wöhnlich "wichtigen und schwierigen . Aufgaben
stellen , die. wir in den kommenden Jab .ren vor .uns . . .
haben.

Trotz günstiger konjunktureller Daten ist .der.Abbau .
von Arbeitsplätzen , vor allem im industriellen
Bereich , nicht gestoppt , und die Arbeitslosigkeit
verfestigt sich . Die Konkurrenz um die Neuansied - .
lung oder Erweiterung von Betrieben ist schärfer
denn je . Reformländer des ehemaligen . Ostblocks
bieten Investoren Förderkonditi.onen , mit denen
kein westliches Land konkurrieren, kann . _ _
Auch wenn wir die Umweltbelastungen in man- ,
chen Bereichen enorm haben verringern könn en . Ist
die ökologische Wende noch nicht erreicht , Ozon:
loch und Treibhauseffe .kt sind . Beispiele für die
globale Gefährung unserer natürlichen Lebens-
grundiagen.

Wachsende Armut in einer der reichsten Gesell - ,
schäften der Welt, Wohnungsprobleme und sozialer
Abstieg ais Folge von Arbeitslosigkeit gefährden
die soziale Stabilität , _ . . .

'
. . .

Auch die Formen des Zusammenlebens verändern.
sich . Dazu tragen veränderte Wertdarstellungen
und die demographische Entwicklung genauso bei
wie die stark gewachsene Mobilität und die revolu¬
tionär veränderten Informations - und. Kpmrnunika-
tionsbedingungen der . modernen Mediengesell¬
schaft.

Die Belastung der Normalverdienenden mit Steuern
und Abgaben ist so hoch wie noch nie . Sie steht

im . Gegensatz zu ihrer Leistungsfähigkeit und (C)
widerspricht unserem Gerechtigkeitssinn.

Die Verschuldung aller öffentlichen Haushalte
schränkt die Handlungsfähigkeit des Staates auf
allen Ebenen drastisch ein.

Die Koalition ist entschlossen , die Probleme an¬
zupacken und alles zu tun , was ein Land tun kann.
Die beiden Parteien , die diese Landesregierung
tragen , haben sich in der Koaiitionsvereinbarung
darauf verständigt , was sie in den kommenden fünf
Jahren verwirklichen und was sie auf den Weg
bringen wollen . . Das werden fünf Jahre harter . . . _
Arbeit für ein wirtschaftlich .starkes , ein ökologisch

- bewußtes und ein sozial gerechtes Nordrhein-
Westfalen.

Wir haben Grund zur Zuversicht , . weil . wir. in
_ Nord.rhein-Westfalen günstige Voraussetzungen

haben , Unsere zentrale Lage im zusammenwach¬
senden Europa, eine hervorragend ausgebaute
Infrastruktur , hochqualifizierte Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, ein vielfältiges kulturelles Ange¬
bot und die dichteste Hochschul - und Forschungs-
iandschaft Europas - das sind Vorteile , die wir

. nutzen werden.

Wir werden die . wirtschaftliche Kraft unseres
. - Landes stärken und so dazu beitragen , daß neue .

Arbeit entstehen kann und daß bestehende Ar-
- beitsplätze gesichert werden . ,

. . Wir .wollen nachhaltiges Wirtschaften fördern, .ein ... .
_ qualitatives Wachstum / das . ökologische Belastun¬

gen von vornherein vermeidet.
■ Wir wollen den gesellschaftlichen Zusammenhalt

stärken durch eine Politik, die auf solidarisches
Miteinander setzt und die den Soziälstaatsauftrag

.unseres Grundgesetzes mit Leben erfüllt.

Wir werden die Neuverschuldung zur Finanzierung
des Landeshaushalts drastisch abbauen , und das
wird nicht ohne tiefe Einschnitte gehen.

. . Meine Damen und Herren! In Zeiten des Umbruchs_
- haben Patentrezepte und Schwarz -Weiß -Denken

Konjunktur . Dem will die Landesregierung ent~
- • gegenwirken . Wir kommen nur dann zu vernünfti-

. .. . . 9en Lösungen , wenn wir falsche Gegensätze
überwinden:

Arbeit und Umweit gehören zusammen , wenn wir
unsere Verantwortung für kommende .Generationen

- . ernst nehmen.

Soziale Gerechtigkeit und wirtschaftliche Lei¬
stungsfähigkeit gehören , zusammen , wenn wir
Wohlstand für alle und soziale Stabilität wollen.
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(Al Die Sicherheit afier und die persönliche Freiheit des
einzelnen gehören zusammen , wenn Liberalität und
Toleranz unser Zusammenleben bestimmen sollen.

Die Wahrnehmung der Interessen unseres Landes
und internationale Solidarität gehören zusammen,
wenn wir das friedliche und gedeihliche Zusam¬
menleben in der "einen Welt " wollen.

Die Landesregierung will mit
"

klüger Politik dazu
beitragen , das zusammenzuführen , was zusam¬
mengehört . Die Erfahrung zeigt , daß sich vermeint¬
lich unvereinbare Positionen oft so überbrücken
lassen , daß beide Seiten vorankommen . Das gilt
für flexiblere Arbeitszeiten , die die Wünsche der
Beschäftigten besser , ais bisher erfüllen und zu- .,
gleich die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen
stärken . Das gilt für den Einsatz modernster Tech¬
nik, die die Produktivität von

"Röhstoffen und Ener¬
gie erhöht , die Ressourcen schont , aber auch die
Produktionskosten senkt und"dafür sorgt ) daß die
umwertverträglich hergestellten Produkte so auch
besonders wettbewerbsfähig sind.

Wir brauchen solche intelligenten Lösungen , wenn
wir Nordrhein -Westfalen als lebendige Heimat und
als Wirtschaftsstandort sichern und ausbauen
wollen.

4

Walter Riester , der zweite Vorsitzende der IG
g) Metall , ist vor kurzem nach den großen Heraus¬

forderungen der Politik für die nächsten zehn bis
zwanzig Jahre gefragt worden . Seine Antwort ist:

" Mein Ratschlag an diejenigen , die sich der
Politik, also der Kunst des Möglichen , verschrie¬
ben haben : Hört endlich auf , vermeintliche
Sicherheiten 'vorzutäuschen ; stellt euch den
drängenden Fragen ohne ideologische Scheu¬
klappen ; organisiert eine Diskussion quer durch
unsere . Gesellschaft und mit den verschiedenen
Gruppen . Ohne Gerechtigkeit gegenüber .
Menschund Natur wird nichts Gutes gelingen . "

Lassen Sie uns gemeinsam in diesem Geiste nach . .
Antworten auf die großen Zukunftsfragen suchen
und die Chancen unseres Landes mehren.

Die Landesregierung sieht in der engen Verknüp¬
fung von Arbeit und Umweit eine wesentliche
Voraussetzung dafür , daß in unserem Land neue
Arbeitsplätze entstehen , die wettbewerbsfähig und
damit sicher sind.

Nordrhein -Westfalen ist das industrielle Herz der
Bundesrepublik Deutschland . Der scharfe interna¬
tionale Wettbewerb und die Gefährdung unserer
natürlichen Lebensgrundlagen zwingen uns , die
ökologische Modernisierung der Wirtschaft in
unserem Land entschlossen zu fördern , damit die

Unternehmen noch stärker auf Wertschöpfung , auf (C)
modernste Technologie und auf Spitzenproduktivi-
tät setzen.

Es bleibt die wichtigste Aufgabe der Bundespolitik
und der Landespolitik , die Arbeitslosigkeit zu be¬
kämpfen , vor allem Jugendarbeitslosigkeit und
Langzeitarbeitslosigkeit . Die Landespolitik kann
nicht ausgleichen , was der Bund versäumt , aber
wir werden unseren Beitrag leisten.

Wir setzen auf arbeitsorientiertes , umweltver-
trägliches Wirtschaften , das Rücksicht auf die
Endlichkeit der natürlichen Rohstoffe nimmt und
das die Regenerationsfähigkeit der natürlichen
Kreisläufe nicht überfordert.

Seit dem Bericht der Brundtiand -Kommission hat
sich für das , was wir wollen , der Begriff "nachhal¬

tiges Wirtschaften " eingebürgert . Der Begriff
formuliert die Erkenntnis , daß auf die Dauer ökono¬
misch nicht erfolgreich sein kann , was ökologisch
nicht verantwortbar ist.

Dieser Grundsatz der Nachhaltigkeit ist keine
Erfindung dieser Tage . Er stammt aus der Forst¬
wirtschaft und besagt dort , daß nicht mehr Holz
genutzt werden darf, als mit Sicherheit nach¬
wächst . So findet es sich im Badischen Forstgesetz
von 1833 , das den Schwarzwald vor dem Kahl¬
schlag bewahrt hat . Überträgen auf unsere moder - pj
ne Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft be¬
deutet der Grundsatz der Nachhaltigkeit , daß wir
Produktionsverfahren und Technologien benötigen,
die möglichst wenig Rohstoffe , möglichst wenig
Energie und Wasser verbrauchen , möglichst wenig
Fläche beanspruchen , möglichst keinen Abfall
entstehen lassen und keine zusätzliche , umweltbe¬
lastende Mobilität erzeugen.
Darum sind gerade in Nordrhein -Westfalen , im
industriellen Kernland der Bundesrepublik Deutsch¬
land , technische Innovationen , Technologietransfer
und die Anwendung neuer Technologien von her-
aüsrägender Bedeutung . '

Die Europäische Kommission hat im vergangenen
Jahr festgestellt , daß die Region an Rhein und Ruhr
zu den zehn wichtigsten Regionen wissenschaftli¬
cher Innovation in Europa gehört . Das ist ein Beleg
für den Strukturwandel in unserem Land, und das
ist zugleich die Voraussetzung für weiteren Struk¬
turwandel.

Unsere regionalisierte Strukturpolitik der vergange¬
nen Jahre hat über die Bundesrepublik Deutschland
hinaus Anerkennung gefunden . Wir setzen auch in
Zukunft auf die regionalen Kräfte. Deshalb werden
wir die Regionen dabei unterstützen , ein eigenes.
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unverwechselbares Profil zu entwickeln : als Zen -_
trum der Medienwirtschaft , als Logistik -. .odec als
Gesundheitsregion - um einige Beispiele zu nennen.

Kleine und mittlere . Unternehmen sind das wirt¬
schaftliche Rückgrat unseres Landes . Sie bringen
den Strukturwandel voran . Sie .schaffen die neuen . ,
Arbeitsplätze , die wir so dringend brauchen , und
dafürverdienen sie Anerkennung . Ich wünsche mir
noch mehr Unternehmer und Unternehmerinnen in
unserem Land mit neuen Ideen, mit Eigeninitiative
und persönlichem Engagement . Sie bekommen in
Nordrhein-Westfalen Rückenwind , _ .

Die Landesregierung wird mit einer Gründungs¬
offensive den Weg in die Selbständigkeit gezielt
unterstützen . Wir wollen Gründungshemmnisse
abbauen , den Zugang zu Risikokapital erleichtern
und wirksam dabei helfen , Untemebmensneugrün - .
düngen zu stabilisieren . Frauen, die sich selbstän - .
dig machen , wollen wir besonders fördern.

Nordrhein-Westfalen ist der wichtigste Standort
der Medien- und Kommunikationswirtschaft in
Deutschland . Diesen Vorteil wollen wir ausbauen.

Ich habe die Zuständigkeiten für Medien - und
Kommunikationswirtschaft in einem Ministerium
zusammengeführt . Ich halte sie für einen der wich¬
tigsten Wachstumsbereiche , den„_wir für unser
Land noch stärker nutzen wollen . Mit c[er Landes¬
initiative. " Media NRW” werden wir uns um die
heute noch kaum überschaubaren „Möglichkeiten
der Multimedia -Jechnik kümmern.

Nordrhein-Westfalen soll d i e europäische Mo- ,
dellregionfür die Nutzung integrierter Informations¬
und Kommunikationstechnik werden.

Weil es beim - Einsatz neuer Technologien nicht nur
um technische Fragen geht , sondern auch um.
Wertvorstellungen und um politische Gestaltungs¬
aufgaben , gehört zu den Aufgaben , der . .Landes - .
initiative auch der Dialog über die gesellschaftli¬
chen Folgen dieser technischen Revolution.

Wir werden darauf achten , daß gesetzliche Rege¬
lungen den veränderten Bedingungen entsprechen.
Das gilt für so .unterschiedliche Bereiche , wie den
Datenschutz , den Jugendschutz .oder das Urheber- ,
recht.

In unseren Schulen sollen die jungen Menschen
lernen, kompetent und verantwortungsbewußt mit
den Möglichkeiten der neuen Medientechniken
umzugehen.
Chancen für unser Land .bieten aber nicht nur, ganz
neue technische Entwicklungen und die Branchen,
die darauf aufbauen . Klassische Branchen wie die

chemische Industrie und die AutomobiJindustrie
haben auch im internationalen Wettbewerb große
Zukunftschancen , wenn sie sich rechtzeitig den
ökologischen Herausforderungen stellen.

Nordrhein-Westfalen ist der bedeutendste Chemie-

. stand .prt in der Bundesrepublik Deutschland , und
das soll so bleiben . Wir unterstützen die unter¬
schiedlichen Ansätze . in Unternehmen der che¬
mischen Industrie, Produkte und Produktionsver¬
fahren weiterzuentwickeln - hin auf Kreislauf-
orierrtierung und Nachhaltigkeit.

— Die Landesregierung wird diese Entwicklung mit
Blick auf die Unternehmen der pharmazeutischen,
und der chemischen Industrie in Nordrhein -Westfa¬
len weiter fördern . Der Nutzen der Biotechnologie
wird allgemein anerkannt . Die Gentechnologäe .soll

■ nach Auffassung der Landesregierung mit sorgfälti¬
ger . Abwägung der Chancen und Risiken verant¬
wortungsvoll genutzt werden.

Von der Landesinitiative Bio - und Gente .chn .ologie . .
wünsche ich mir auch wichtige Impulse dafür, die
notwendige kritische Diskussion sachlich zu füh¬
ren.

Wir wollen , daß die Autos der Zukunft aus
Nordrhein-Westfalen kommen . Das werden andere
Autos sein : sicherere , wesentlich sparsamere , und
schon bei der Herstellung muß daran gedacht
werden , daß soviel wie möglich wiederverwertet
oder wiederverwendet werden kann . Das . Auto der
Zukunft muß bei Lärm- und Abgaswerten und bei
der Fahrzeugsicjjerheit den -bestmöglichen Stand
der Technik bieten . Die Politik muß dafür sorgen,
daß technische Innovation wirklich stattfindet und
nicht in den Schränken oder Computern von For¬
schungsabteilungen brachliegt.

• Ich begrüße den Wettbewerb um das Drei - Liter-
Auto . Es wäre noch besser , wenn man solche

. Autos schon heute kaufen könnte . Darüber darf
aber nicht in Vergessenheit geraten , daß .die Auto-

. mobilher .steller ihre Selbstverpflichtung erfüllen,
den durchschnittlichen . Verbrauch ihres gesamten
Angebots an Personenwagen - ihrer ganzen Flotte -

_ bis .zum Jahr 2005 um mindestens ein Viertel zu
verringern.

Im internationalen Vergleich hat Nordrhein-Westfa¬
len - wie die Bundesrepublik Deutschland insge¬
samt - erhebliche Entwicklungsmöglichkeiten und
Arb .e.itsplatzreserven bei den Dienstleistungen.
Deshalb wird die Landesregierung unter Einbezie¬
hung aller Betroffenen und der interessierten Öf¬
fentlichkeit prüfen, wo bestehende rechtliche
Regelungen , Beschränkungen oder Verbote nicht



Landtag
Mordrhei n-Westf a Ien 141

13 .09 . 1995
Plenarprotokoll 12/5

{Ministerpräsident
"
Dr . h . c . Rau)

|A ) mehr den gewandelten Einstellungen entsprechen
und wo sie neue Arbeitsplätze verhindern.

Die Zukunft der Jugend hängt entscheidend von
ihren beruflichen Perspektiven ab . Diese wiederum
setzen eine qualifizierte grundlegende Ausbildung
voraus . Wer keine Ausbildung hat , hat beruflich
deutlich geringere Chancen.

Die meisten Jugendlichen finden über .duale und
außerbetriebliche Ausbildung , über Fachschulen,
Fachhochschulen und Universitäten zu einem
Beruf . Seit einigen Jahren aber wächst die Zahl
derer , die nach der Schulzeit keine weiterführende
Ausbildung finden . Das kommt daher , daß sich zu
viele Betriebe allenfalls an ihrem unmittelbaren
Nachwuchsbedarf orientieren . Das ist kurzsichtig
und gesellschaftlich nicht zu verantworten.

{Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Landesregierung findet sich mit dieser Entwick¬
lung nicht ab . Wir fordern alle Beteiligten auf , sich
an einem Aktionsprogramm "Jugend - Beruf -
Zukunft " zu beteiligen.

Die hervorragende Ausbildung der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer ist einer der wichtigsten
Wettbewerbsvorteile deutscher und nordrhein¬
westfälischer Unternehmen . Darum ist es ein
Gebot ökonomischer Vernunft , daß jede junge Frau
und jeder junge Mann in Nordrhein -Westfalen einen
qualifizierten Ausbildungsplatz bekommen.

( Beifall .bei SPD und GRÜNEN)

Es gibt auch gute .Zeichen : Viele kleine und mittlere
Unternehmen und Handwerksbetriebe , aber auch
einige große Unternehmen unseres Landes werden
ihrer Ausbildungsverantwortung gerecht . Sie haben . . .
sogar neue , zusätzliche Ausbildungsplätze zur
Verfügung gestellt . Ihnen möchte ich heute herz¬
lich danken.

(Beifall bei der”SPD)

Die Wirtschaft insgesamt hat ihr dem Bundeskanz¬
ler gegebenes Wort, die Zahl der Ausbildungsplätze
deutlich zu erhöhen , bis heute noch nicht einge¬
löst.

Die Landesregierung erhöht ihr Ausbiidungsplatz-
angebot im dualen System für das Ausbildungsjahr
1995/96 um 10 % , vor allem in Berufen , die auch
außerhalb des öffentlichen Dienstes gebraucht
werden.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir werden mit der Wirtschaft und den Gewerk¬
schaften in aufstrebenden Wirtschaftsbranchen •

darauf drängen , neue Berufsbilder und Ausbil¬

dungsverordnungen wesentlich schneller als bisher, (C)
möglichst innerhalb von zwei Jahren , zu schaffen.
Ich denke an die in Nordrhein -Westfalen so starke
Kulturwirtschaft , an den weiten Bereich der neuen
Medien , an viele Aufgaben im Umweltschutz , an
Tourismus und Freizertwirtschaft und an das Ge¬
sundheitswesen.

Im Rahmen der Jügendberufshilfe fördert das Land
vor allem junge Menschen , die es besonders
schwer haben , den Anforderungen 'einer qualifizier¬
ten Ausbildung zu genügen . Das gilt für Lern¬
schwache , aber auch für fremdsprachige Jugendli¬
che.

Entscheidend für die Lösung des Ausbildungs - -
Problems bleibt aber , daß schnell mehr qualifizierte
Ausbildungsplätze zur Verfügung gestellt werden.
Ich stelle deshalb hier noch einmal - wie ich hoffe,
unmißverständlich - fest : Die Landesregierung wird
es nicht hinnehmen , daß der Einstieg in das Berufs¬
leben für viele Jugendliche mit der deprimierenden
Erfahrung von Arbeitslosigkeit beginnt.

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wenn die Wirtschaft nicht von sich aus in der Lage
sein sollte , genügend Ausbildungsplätze zur Verfü¬
gung zu stellen , dann wird die Landesregierung auf
Bundesebene gesetzgeberisch initiativ werden . Wir
werden dann dafür eintreten , daß zusätzliche (dj
Ausbildungsplätze geschaffen und bestehende
gesichert werden , daß es zu einer solidarischen
Ausbildungsplatzfinanzierung kommt und daß das
duale System qualitativ weiterentwickelt wird.

Meine Damen und Herren, zur Wirklichkeit der
Ausbildungsplatzsituation gehört auch , daß im

. vergangenen Jahr 10 000 Ausbildungsplätze nicht
besetzt werden konnten . Ich bitte deshalb alle
jungen Menschen , die noch keinen Ausbildungs¬
platz haben , auch solche Angebote 'anzunehmen,
die nicht oder nicht ganz ihren ursprünglichen
Wünschen entsprechen.

Kristallisationskern aller Ansätze zur ökonomischen
und ökologischen Erneuerung in dieser Legislatur¬
periode ist das Zukunftsinvestitionsprogramm
"Arbeit und Umwelt " , mit dem wir bestehende
Förderprogramme bündeln und damit den neuen
Schwerpunkt der Landespolitik im Sinne des nach¬
haltigen Wirtschaftens setzen . Die Bündelung führt
zu einem Programm mit über 13 Milliarden DM und
ist damrt auch ein finanzpolitischer Schwerpunkt in
dieser Legislaturperiode . Zusammen mit privaten
Folgeinvestitionen schaffen wir so Arbeitsplätze
und verringern die Umweltbelastung.
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(A ) Wichtigste Aufgabe der Umweltpolitik des Landes
wird es in den kommenden Jahren sein , der Um¬
weltvorsorge entschieden mehr Gewicht zu geben
als der nach wie vor notwendigen Umweitrepara¬
tur. Darum wird die Landesregierung eine Initiative
" Produktionsintegrierter Umweltschutz ” auf den
Weg bringen, die den Sachverstand und den Ein¬
fallsreichtum all jener in Nordrhein-Westfalen
zusammenführt , die in unterschiedlichen Zusam¬
menhängen an dieser Aufgabe arbeiten.

Wir wollen , wie das alle Parteien in ihren program¬
matischen Papieren fordern , das Ordnungsrecht im
Umweltschutz durch ökonomische Instrumente
ergänzen uhd teilweise ersetzen , wenn das zu den
gleichen oder besseren Ergebnissen führt, . Deshalb_
brauchen wir .auch eine offene Diskussion über
ökologisch orientierte Abgaben . . . .

{Beifall bei den GRÜNEN)

Die Landesregierung wird zwei renommierte wis¬
senschaftliche Institute beauftragen , in Gutachten
darzustellen , welche Auswirkungen die Einführung
unterschiedlicher ökologisch orientierter Abgaben
in Nordrhein-Westfalen hätte und ..untSL_wejchei 3 . . ..
Bedingungen ' sie verfassungsrechtlich zulässig,
wirkungsvoll und zielgenau wären . . .
Die Landesregierung wird auf der Grundlage der

(B) beiden Gutachten entscheiden . Ich rate uns . ajlen
dazu, daß wir diese Diskussion unvoreingenommen •
und sachlich führen , zumal es in anderen Ländern
solche .Abgaben gibt . Ich nehme die kritischen.
Stimmen ernst . Auch in diesem Bereich dürfen w ir. .
aber nicht nur die Risiken seiten , sondern wir
müssen auch die Chancen erkennen . Die Erfahrung
lehrt, daß ökologisch orientierte Abgaben und
Preise in den Unternehmen . .auch als Inriovations-
motor wirken können.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, die wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit der Unternehmen in Nordrhein-
Westfalen , die Chancen für neue sichere Arbeits¬
plätze hängen maßgeblich davon ab, daß wir die
Energieversorgung ; die Verkehrsinfrastruktur und
die Abfallwirtschaft so umgestalten , daß wir die
natürlichen Lebensgrundlagen für ‘die kommenden
Generationen sichern.

In der Energiepolitik geht es darum, daß wir über
die Parteigrenzen hinweg , wenigstens , da gemein¬
sam handeln , yvo es keine Meinungsunterschiede
gibt . Die unterschiedliche Bewertung der Kernen - ,
ergie darf nicht länger als Vorwand für Stillstand
und Nichtstun mißbraucht werden . .

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Investitionsblockade gegenüber moderner (C)
Technik für die produktive Nutzung der Energie und
für emeuerbare Energien muß endlich weggeräumt
werden . Es darf nicht sein , daß wir heute versäu¬
men , die energiepolitischen Weichen in Richtung
Solarwirtschaft neu zu stellen , und uns morgen

. darüber beklagen , daß uns Japan schon wieder in
einem Hightech -Bereich den Rang abgelaufen hat,
nämlich bei der Solartechnologie.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Energiewirtschaft braucht verläßliche und
mittelfristig kalkulierbare Rahmenbedingungen , die

■ den Klimaschutz durch . Einsatz moderner Energie - ,.
technik zu einem verbindlichen Ziel machen.

. Nqrdrheifl-Westfaien soll . auch in Zukunft das
Energieland der Bundesrepublik bleiben.

(Beifall bei der SPD]

Wir werden mit einem Bünde ) von Maßnahmen
dafür sorgen , daß Nordrhein-Westfalen zur Num¬
mer 1 in der Energieproduktivität , bei der Ener¬
giespartechnik und beim Ausbau der Nutzung .der
erneuerbaren . Energieträger Sonne , Wind und .
Wasser , wird . . .

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Landesregierung wird eine Landesinitiative
"Zukunftsenergien ’' gründen . Dieses Angebot
richtet sich an große und kleine Unternehmen , an
das Handwerk und an das Baugewerbe , an Energie¬
erzeuger und Anlagenbauer , an Beratungsurrter.neh-

~ men und an Ingenieurbüros . .

Solange und soweit 'unser Land auf fossile Energie¬
träger angewiesen ist , haben für die Landesregie¬
rung heimische Steinkohle und Braunkohle Vor¬
rang.

. . (Beifall bei der SPD)

Die Landesplanungsbehörde hat am 31 . März 1995
den Braunkohlenplan Garzweiler II genehmigt.
Diese Genehmigung ist rechtsgültig.

(Beifall bei der SPD)

Zu ihr gehört , daß das Abbauvorhaben geändert
werden kann u,nd geändert werden muß , wenn
schwere ökologische Schäden drohen und wenn
sich der energiewirtschaftliche Bedarf gravierend
ändern sollte . Auf diese Überprüfung bis hin zur
Rückholbarkeit des Vorhabens hatten ausdrücklich
auch die damalige CDU-Fraktion in ihrem Antrag
und ebenfalls ihr Vorsitzender Herr Dr . Linssen von
dieser Stelle aus besonderen Wert gelegt.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
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Ai Es ist bekannt , daß die Koalitionsparteien das
Tagebauprojekt unterschiedlich , beurteilen.

{Zuruf von der CDU : Ach nee !)

Das ist so wie beim Lauschangriff in Bonn , meine
Damen und Herren.

(Beifall bei SPD und GRÜßEN)

Die SPD hält das ökologische Risiko nach allen
vorliegenden Untersuchungen für beherrschbar und
ist der Auffassung , daß Garzweiler ll aus energie-
poiitischen

‘ Gründen notwendig ist und sozial
bewältigt werden kann.

( Beifall bei der SPD)

BÜNDNIS 90/D1E GRÜNEN lehnen Garzweiler II ab,
weil sie den Tagebau für"

ökologisch und sozial
nicht vertretbar halten und der ' Auffassung sind,
daß er zur Deckung des künftigen Strombedarfs
auch nicht nötig ist .

. T

(Beifall bei den GRÜNEN)

Beide Parteien haben in der Vereinbarung über die
Zusammenarbeit in dieser Legislaturperiode fest¬
gestellt , daß das beschriebene Verfahren nach
Recht und Gesetz stattfindet.

(Beifall bei 'SPD""ünd GRÜNEN)

gj Zur aktuellen Diskussion über die Finanzierung der
Steinkohle möchte ich nur eine Bemerkung machen
- und wer Ohren hat zu hören , der höre Ich
erwarte , daß der Bundeskanzler , der Bundesfinanz¬
minister und der Bundeswiftschaftsrfiihister zu
ihrem Wort stehen und die im Artikelgesetz für die
Jahre 1999 und 2000 festgelegten Beträge von
jeweils 7 Milliarden DM nicht einseitig zur Disposi¬
tion stelien oder unter Sparzwänge setzen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir brauchen einen Pakt der Vernunft zwischen
Verkehrsteilnehmern , Verkehrswirtschaft und
Politik , um Verkehr zu vermeiden , wo er vermeid¬
bar ist , und um die nötige Mobilität umweltver¬
träglich zu sichern . Die Politik der Landesregierung
orientiert sich ah dem Ziel , die Mobilität für die
Bürgerinnen

' und Bürger und für die Wirtschaft
unseres Landes umweltverträglich und soziaiver-
träglich zu sichern.

Wir setzen nicht auf isölierte '
Lösungen . Wir setzen

auf ein integriertes Konzept , das Verkehrsvermei¬
dung/Verkehrsverlagerung auf umweltfreundliche¬
re Verkehrsträger und die bessere Nutzung der
bestehenden Verkehrsinfrastruktur miteinander
verbindet.

Nordrhein -Westfalen hat eine leistungsfähige ( C)
Verkehrsinfrastruktur , die optimiert werden muß.
Im Straßenbau gilt für uns der Grundsatz : Ausbau
vor Neubau . Die Schieneninfrastruktur wollen wir
stärken . Nordrhein -Westfalen soll Bahnland Nr. 1
bieiben.

Eine hervorragende Ausgangsposition , den Verkehr
sicherer , effizienter und weniger umweltbelastend
zu gestalten , bietet die starke Präsenz innovativer
Technologieuntemehmen in Nordrhein -Westfalen,
die in den Bereichen der Rad -Schiene -Technik , der
Telematik und der Logistik arbeiten.

Auch in der Luftverkehrspolitik müssen wir zwi¬
schen unterschiedlichen Interessen abwägen : der
nötigen Mobilität , den Umweltbelangen und der
Lärmbelästigung ' von Anwohnern der Flughäfen . .
Deshalb wird es im Luftverkehr in den kommenden
Jahren in bestimmten Bereichen Verringerungen
geben , aber in anderen Bereichen auch die Ent¬
wicklungsmöglichkeiten , die wir brauchen , damit
unsere internationalen Flughäfen auch in Zukunft •
leistungsfähig sind.

(Beifall bei der SPD)

Die' internationale Anbindung Nordrhein -Westfalens
wollen wir erhalten und verbessern,

(Beifall von Klaus ' Matthiesen [SPD ] und
Birgit Fischer [SPD ] ) ^

KurzstreckenfTüge müssen durch ein attraktives
Bahnangebot überflüssig gemacht werden.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Stellung Nordrheih -Westfalens als Außenwirt¬
schaftszentrum der Bundesrepublik Deutschland
werden wir stärken und Unternehmen vor allem auf
den strategisch wichtigen Märkten gezielt , unter¬
stützen.

Meine Damen und Herren , die Abfälle aus indu¬
strieller Produktion und aus den privaten Haushal¬
ten sind in den vergangenen Jahren in einem Maße.
zurückgegangen , wie das viele nicht für möglich
gehalten hätten .

" Die Landesregierung dringt darauf,
daß ' durch entsprechende Regelungen des Bundes
und der Europäischen Union neben der Verant¬
wortung des Produzenten für die bei der Produktion
anfallenden Abfälle und Reststoffe auch die Pro-
duktverantwortung der Hersteller gestärkt wird.

Die Bezirksregierungen überarbeiten aufgrund
aktueller Daten und Erkenntnisse ihre Abfallentsor¬
gungspläne . Wir wollen die Müllvermeidungskon¬
zepte fortentwickeln . Nach restriktiver Bedarfs¬
prüfung durch die Bezirksregierungen tritt die
Landesregierung dann dafür ein , daß keine neuen
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(A ) Müllverbrennungsanlagen geplant oder errichtet
werden.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Damit weniger Abfälle verbrannt werden müssen,
wird die Landesregierung innovative
Abfallverwertungs - und Abfallbehandlungsverfah¬
ren fördern . Sobald Erkenntnisse über alternative
Verfahren , im großtechnischen Maßstab vorliegen
und ausgewertet sind , wird die Landesregierung
eine entsprechende Änderung der Technischen
Anleitung Siedlungsabfall anstreben.

(Beifall bei den GRÜNEN) . . ..II . . .
Meine Damen und Herren , die Bewahrung der
natürlichen Lebensgrundlagen verlangt von uns
weitere Anstrengungen , die Belastung der Luft,
von Rüssen , Bächen und Seen zu verringern und
dafür zu sorgen , daß die Belastung unserer Böden
heute nicht zu den Altlasten von morgen wird.
Deshalb werden wir . aktiv , an dem seit langem.'
überfälligen bundesweiten . Bodenschutzgesetz
mitwirken und die Sanierung von Altlasten fortset¬
zen.

Wasser ist ein Lebensmittel , mit dem wir sorgfältig
umgehen und .das wir mit alle.n unseren Möglich¬
keiten schützen müssen . Voraussetzung für den
Schutz und für die Sanierung oberirdischer Gewäs-

® —ser ist die hochwertige Abwasserreinigung . Wir
wollen alle technischen und rechtlichen . Möglich¬
keiten nutzen , um die Kosten für die Abwasser¬
beseitigung zu begrenzen , ohne den Gewässer¬
schutz zu vernachlässigen . . .

(Beifall bei der SPD)

Die Verbesserung der ökologischen Verhältnisse
und die Renaturierung von Rüssen und Bächen in
unserem Land erhalten und schaffen .den Tieren
und den ' Pflanzen wichtige Lebensräume . . Die
Wiederherstellung von Auenlandschaften und von
angemessenen Überflutungsflic .hen ist zugleich ein
Beitrag zu einem vorbeugenden , ökologisch orien¬
tierten Hochwasserschutz , der Risiken mindert und
Schäden begrenzt . Hier wird deutlich , wie eng die’
Verbindung zwischen Naturschutz und unmittelba¬
ren materiellen Interessen von Bürgerinnen und
Bürgern sein kann . ■

Die Belastung der Luft mit Schadstoffen ist . in den
letzten Jahren durch verschiedene .Ernissionsmin-
derlmgsprogramme für einzelne Stoffe deutlich
zurückgegangen . Nun kommt es darauf an , die
Emission der Stoffe zu begrenzen , die zur Ent¬
stehung von Ozon führen - '

Die Reduzierung der Dioxinemissionen aus Produk - (C)
tionsanlagen , die für einige Teile unseres Landes
besondere Bedeutung hat , werden wir fortsetzen.
Die Verringerung der Kohlendioxidemissionen hat
globale . Be.deutung . Wir wollen sie durch zukunfts¬
weisende Weichenstellungen in der Energiepolitik
und in der Verkehrspolitik erreichen.

Meine Damen und Herren ! Zu wenigen ist bewußt,
■ daß Nordrhein -Westfalen auch ein ■bedeutendes

Agrarland ist , in dem das Ernährungsgewerbe eine
wichtige Rolle spielt.

. . (Beifall bei der SPD ) -

Ein Land hat in der Landwirtschaftspolitik nur
wenige Möglichkeiten , eigene Vorstellungen zu
verwirklichen . Die Landesregierung wird sich aber
gegenüber der Bundesregierung und auf europäi¬
scher Ebene für eine grundlegende Reform der
europäischen Agrarpolitik einsetzen.

. Wir wollen , daß die bäuerliche Landwirtschaft und
der Gartenbau in Nordrhein -Westfafen Zukunft
haben . Unser Land braucht Bäuerinnen und Bauern,
die gesunde Nahrungsmittel herstellen und die
Kulturlandschaften pflegen , die den ländlichen
Raum prägen.

. (Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Als Beitrag dazu wollen wir den ökologischen jqj
Landbau stärken , damit die wachsende Nachfrage
nach ökologischen Produkten stärker als bisher aus

■ heimischer Erzeugung bedient werden kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren ! Die Zeit ist reif für neue
Reformanstrengungen in der Bildungspolitik . Weit
über Nordrhein -Westfalen hinaus brauchen wir eine
neue Phase der Bildungsreform , die in den Schulen
beginnen muß und deren Ziel ein Zuwachs an
Leistungsfähigkeit und ein Gewinn an pädagogi¬
scher Vielfalt sein soll.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Sie muß geprägt sein von Offenheit , von der Fähig¬
keit zuzuhören und von der Bereitschaft , unter¬
schiedliche Erfahrungen anzuerkennen , zu be¬
werten , alte Antworten zu überprüfen und neue
•Antworten auf neue Fragen zu finden . Das braucht
Zeit.

(Heiterkeit bei der CDU)
In wenigen Wochen wird die Kommission "Zukunft .
der Bildung - Schule der Zukunft " , die ich im Som¬
mer 1992 berufen habe , ihre Empfehlungen vorle¬
gen . Ich bin sicher , daß damit eine Diskussion in
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Gang kommt , mit der Bildungsfragen endlich wie¬
der den Rang bekommen , an dem alle interessiert
sein müßten.

Wir wissen , daß Schulreformen nicht von oben
verordnet werden können , wenn sie erfolgreich
sein sollen . Sie müssen mitgestaltet und mitgetra¬
gen werden von den Menschen , die es im Alltag
angeht.

( Heinz Paus ( CDU] : Das ist ja neu !)

Mit Blick auf diese ' Diskussion hat die Landes¬
regierung sich dafür ' entschieden , einige klare
Eckpunkte zu setzen.

Die einfache Gleichung , daß steigende ScFiüJerzäh-
len zu entsprechend mehr Lehrerstellen führen , ist
nicht zu bezahlen . Darüber gibt es keinen Streit
unter allen , die die finanzielle Lage der Länderhaus¬
halte kennen.

Wir wollen neue Lösungen gemeinsam mit allen am
S 'chuIJeben Beteiligten suchen . Die Schulen brau¬
chen sichere Rahmenbedingüngen . Darum ist es
unser Ziel , im kommenden Jahr ein gemeinsam
erarbeitetes Konzept vorzulegen , wie der Unterricht
unter veränderten Bedingungen gesichert und
finanziert werden kann . Es "ist ein Gebot der Wahr¬
haftigkeit , wenn |ch schon heute sage : Es kann
keine Bestandsgarantie für alle derzeit geltenden
Rahmenbedingungerr am unseren Schulen geben.
Ich sage aber auch : Nordrhein -Westalen wird im
Gegensatz zu anderen Ländern auch in den kom¬
menden Jahren alle freiwerdenden Lehrerstellen
wieder besetzen.

Wir haben zusätzlich Mittel für das Programm ■
" Geld statt Stellen ” zur Verfügung gestellt . Wir
wollen das Programm in Zukunft noch flexibler
handhaben und darauf achten , daß diese ergänzen¬
den Beschäftigungsverhältnisse sozialverträglich
gestaltet werden.

Im Entwurf eines Nachtragshaushaltes 1995 haben
wir beschlossen , für das Schuljahr 1995/96 440
Lehrerinnen und Lehrer befristet als Angestellte
einzustellen . Im folgenden Schuljahr sollen noch
einmal 500 Stellen dazukommen . •

Wir brauchen mehr Verantwortung und mehr
Gestaltungsmöglichkeiten für die einzelne Schule,
ohne daß der Staat seine Verantwortung vernach¬
lässigt . Die Schulaufsicht soll sich wandeln . Sie
soll Schulen ermutigen , Freiräume zu nutzen , sie
soll sie beraten bei dem schwierigen Prozeß , einge¬
fahrene Wege zu verlassen und etablierte Struktu¬
ren zu verändern.

Die Qualität der Arbeit in unseren Schulen hängt in
erster Linie von den Lehrerinnen und Lehrern ab.
Ich kenne ihre schwierige Arbeit , und ich weiß,
daß viele von ihnen weit mehr tun als das , was
man zu Recht von ihnen erwarten kann . Dafür
danke ich ihnen . ,

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Bei allen notwendigen Veränderungen wird es
dabei bleiben , daß der Eltemwille über das Angebot
an weiterführenden Schulen entscheidet . Weil das
so ist , wollen wir das Grundschulgutachten durch

. eine eingehende Beratung der Eltern ersetzen . Auf
dieser Grundlage sollen die Eltern dann über den
weiteren schulischen Weg ihrer Kinder entschei¬
den.

Als Beitrag des Landes zu einer qualifizierten Aus¬
bildung aller Jugendlichen wolien wir die Kolleg¬
schulen und die anderen Schulen des beruflichen
Schulwesens zusammenführen . Wir wollen das
duale System noch attraktiver machen, - die berufli¬
che Qualifizierung verbessern und berufliche Bil¬
dungsangebote transparenter gestalten . Sozial
Benachteiligte und Behinderte wollen wir gezielt
fördern.

(Beifall bei SPD. und GRÜNEN)

Mit der Neubildung der Landesregierung gehört die
Landeszentraie für politische Bildung zum Ge¬
schäftsbereich des Ministeriums für Schule und
Weiterbildung . Damit unterstreicht die Landes - ,
regierung die Weiterbildung als gleichberechtigte
vierte Säule des Bildungswesens.

Die Hochschulen und die Forschungseinrichtungen
... unseres Landes helfen entscheidend bei seiner

ökonomischen und ökologischen Erneuerung und
tragen zu seiner kulturellen Entwicklung bei.

Investitionen in Bildung und Wissenschaft bringen
mittelfristig dauerhaften und hohen Ertrag. Darum
haben Wissenschaft und Forschung Priorität für
unser Land.

Alle lernwilligen jungen Menschen sollen die glei¬
che Chance zum Studium haben . Darum wollen wir
die Maßnahmen und Sonderprogramme , mit .denen
wir die fachliche Erneuerung in unseren Hoch¬
schulen vorangebracht haben , auch in Zukunft
fortsetzen . Die Landesregierung erwartet , daß der
Bund auch in Zukunft das Hochschulsonderpro¬
gramm I mitfinanziert.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wenn das nicht geschähe
’
, wäre das ein weiterer

Grund, die bisher von Bund und Ländern gemein-
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(AI sam finanziertenAufgaben nicht nur im Hochschul-
und Forschungsbereich wieder ausschließlich den
Ländern zu übertragen - mitsamt der Mittel , die
dafürgegenwärtig im Bundeshaushalt .bereitstehen . .

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir werden die Fachhochschulen . . ko.oj;i,nuie..riip,t!. . . ...
ausbauen und dafür auch zusätzliche Stellen ein¬
richten , die allerdings zuvor an anderer Stelle im
Personalhaushalt des Landes erwirtschaftet wer¬
den müssen.

(Minister Heinz Schleußer : Aber vorher !)

Die Hochschulen . sollen „ sich der . . Gesellschaft
weiter öffnen . Sie brauchen eine starke und demo - .. .
kratische Selbstverwaltung und weniger staatliche
Vorgaben und Vorschriften . Mehr . Eigenverant¬
wortung und mehr Rechenschaft gegenüber der
Öffentlichkeit sollen für die Hochschulen zwei
Seiten einer Medaille werden.

Die Landesregierung wird weitere ' Studiengänge
inhaltlich reformieren und neu gestalten und eine
Lehr- und Lernkultur .fördern , die ganzheitliches.
Denken, Verantwortungsbewußtsein des .einzelnen ..
und die Eigenständigkeit der Studierenden ..unter - .
stützt .

'

In einem schlanken Hochschulqesetz . das alle
(B ) bisherigen Gesetze zusammenfaßt , wollen wir nach

intensiverDiskussion mit den_Be_trpfjenen und alten.
Interessierten eine vernünftige Linie festlegen , die
eine verbesserte demokratische Teilhabe aller
Hochschulmitglieder und größere "Funktionalität
miteinander verbindet.

Mit einem Innovationsprogramm Forschung werden
wir die wissenschaftliche Arbeit und die technoio-
gische Entwicklung in Schlüsselbere .ichen beson¬
ders fördern: Umwelt und Verkehr, Energie und •

. Kreislauf Wirtschaft , neue . M.edien . und in den
Geistes - und Sozialwissenschaften.

Das schnelle Umsetzen von Forschungsergebnissen
wird immer mehr zum Motor wirtschaftlicher
Entwicklungen in . allen . .modernen . Gesellschaften.
Wir müssen wissenschaftliche Erkenntnisse schnei-
ler und effektiver für praktisches Handeln nutzen,
damit nicht bloß die wissenschaftliche , Leistung,
sondern auch die Arbeitsplätze bei uns entstehen.
Die Landesregierung will deshalb Patentanmeldun¬
gen fördern, bei der Gründung von Verwertungs¬
gesellschaften an Hochschulen helfen und das .
Bereitstellen von Risikokapital vpranbringen .

* '

Die Landesregierung setzt sich auch in Zukunft
dafür ein , daß weder "der Geldbeutel noch der Paß

der Eltern über die Bildungschancen von Kindern (C)
entscheiden darf.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir lehnen die Einführung von Studiengebühren
genauso ab wie die von der Bundesregierung
geforderte Verzinsung des Dariehensanteiis beim~
BAföG.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Der soziale Rechtsstaat ist ein fortdauernder Auf¬
trag unseres Grundgesetzes . Sozialstaat und soli¬
darische Gesellschaft sind die beiden Seiten einer
Medaille . Der Sozialstaat gewinnt Menschlichkeit
durch . Solidarität in der Gesellschaft . Die solidari¬
sche Gesellschaft gewinnt Sicherheit durch den
Sozial .staat.

Aber auch die Modernisierung unserer Wirtschaft,
die konsequente Verknüpfung von Arbeit und
Umwelt kann auf Dauer nur dann Erfolg haben , .
wenn es gelingt , den gesellschaftlichen Zusam¬
menhalt zu stärken.

Nordrhein-Westfalen wird das "soziale Gewissen " ■
der Bundesrepublik Deutschland sein.

'
(Be ’rfaii bei der SPD)

Darum Werden wir in allen wichtigen Feldern
Vorschläge für den solidarischen Umbau des So -

( [»
zialstaats machen . Wir wenden uns gegen alle.
Versuche , den Sözialstäat zu demontieren und die
Gesellschaft zu entsolidarisieren.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Der wichtigste Beitrag zur Senkung der Sozialaus¬
gaben und der Sozialabgaben liegt im entschlösse - .

• • nen Kämpf gegen die Arbeitslosigkeit und in der
— umfassenden Verbesserung des Gesundheits¬

schutzes am Arbeitsplatz.

(Beifall bei der SPD)

Nicht der Sozialstaat ist zu teuer , die Arbeitslosig - • •
keit und krankmachende Arbeitsbedingungen , die
sind zu teuer.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Jeder neu geschaffene Arbeitsplatz dämmt auch
das Armutsrisiko , ein und wirkt den Belastungen
der sozialen Sicherungssysteme entgegen , die aus .
der Entwicklung der Bevölkerungsstruktur herrüh¬
ren.

Die Landesregierung setzt sich für grundlegende
Veränderungen im Arbeitsförderungsgesetz ein.
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A) damit nicht länger Arbeitslosigkeit , sondern endlich
Arbeit finanziert werden kann.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Auf Landesebene werden wir die aktive Arbeits¬
marktpolitik mit Hilfe europäischer Programme
fortsetzen . Mit der Gründung der START -Zeitarbeit
GmbH haben wir Anfang des Jahres ein neues
Instrument geschaffen , das gerade Schwerver-
mättelbaren neue Chancen auf dem ersten Arbeits¬
markt schaffen soll . Mit der Förderung "sozialer
Betriebe " - sie sollen besonders Langzeitarbeitslose
wieder integrieren - werden wir in den kommenden
Jahren ein weiteres neues Instrument erproben.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN )
. .

Illegale Beschäftigung , Lohn - und Sozialdumping
und Scheinselbständigkeit müssen wir miteinander
hart bekämpfen . Sie ruinieren seriöse Betriebe , sie
unterlaufen die Solidarversicherungssysteme , und
sie . machen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
arbeitslos , die dauerhaft in Nordrhein -Westfalen
leben.

(Beifall bei SPD und .GRÜNEN)

Die Bundesregierung läßt das alles weitgehend
geschehen . Nordrhein -Westfalen wird deshalb mit
anderen Ländern ein wirkungsvolles nationales

3j Entsendungsgesetz in den Bundesrat einbringen.
Gemeinsam mit Unternehmerverbänden und Ge¬
werkschaften wollen wir energisch gegen illegale
Beschäftigung und Scheinselbstariäigkeit Vorgehen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir werden unsere Politik für “ eine kirider - und
familienfreundiiche Gesellschaft im Land fortsetzen
und auch den Bund in die Pflicht nehmen .

'

Wir wollen das Beratungswesen - als Lebens -,
Sozial - und Verbraucherberatung - in Nordrhein-
Westfalen modernisieren und effizienter gestalten.
Dabei sind wir .auf die Mitwirkung der freien und
der kommunalen Träger angewiesen.

Der Rechtsanspruch auf einerfTCiricfergartenpiatz
wird 1996 in einigerTStädten und bis 1998 überall
im Land verwirklicht . Das Ausbauprogramm hat in
der vergangenen Legislaturperiode mit über
125 000 zusätzlichen Plätzen eine gute Basis dafür
geschaffen . Das Land fördert ' alle Maßnahmen
weiter , die . ..bis 1998 zur Verwirklichung des
Rechtsanspruchs nötig sind, . . . .

Die Bundesregierung täte gut daran , sich mit öf¬
fentlicher Kritik an den Kommunen zurückzuhälten,

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

oder - das wäre noch besser - sie sollte sich finan - (C|
ziell am Bau und am Betrieb von Kindergärten oder
Kindertagesstättenplätzen beteiligen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

In der Übergangsphase bis 1998 wird das Land
Kommunen dabei unterstützen , durch überbrücken¬
de Maßnahmen - auch bei freien Trägern und
Bteminitiativen - ausreichende Betreuungsangebö¬
te zu machen.

Mit dem . neuen Jugendförderungsgesetz werden
wir die Grundlagen für die künftigen Angebote der
Jugendarbeit und der Jugendsozialarbeit schaffen.

Meine Damen und Herren , wir wollen , daß die
ältere Generation mitten im Leben steht , daß sie
mitreden und mit entscheiden kann . Sie tut das
auch immer mehr . In vielen Selbsthilfegruppen und
Ehrenämtern sind Männer und noch mehr Frauen
aktiv , die nicht mehr berufstätig sind . Sie leisten
damit einen wichtigen Beitrag für unser Zusam¬
menleben . Sie tun das aus freien Stücken bis ins
hohe Alter und bleiben so ganz selbstverständlich
ins gesellschaftliche Leben integriert.

Bis Ende kommenden Jahres werden wir ein "Ak¬
tionsprogramm zur sozialen Integration Behinder¬
ter " vorlegen . Wir lassen uns dabei von dem
Grundsatz leiten , daß behinderte Menschen ihr
Leben soweit wie möglich selber bestimmen und ^
am gesellschaftlichen Leben teilhaben sollen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Gesundheit hat für die Bürgerinnen und Bürger
einen besonderen Stellenwert . Darum werden wir
unser leistungsfähiges und differenziertes Gesund¬
heitssystem weiter modernisieren und an ver¬
änderte Bedingungen anpassen . Wir wollen die
Angebote der gesundheitlichen und sozialen Ver¬
sorgung vor Ort noch besser aufeinander abstim¬
men und den Patienten - und Verbraucherschutz
weiterentwickeln.

Mit einem Landessuchtprogramm wollen wir dazu
beitragen , durch Aufklärung alle Formen der Sucht
in unserer Gesellschaft zurückzudrängen.

Meine Damen und Herren , in Nordrhein -Westfalen
leben heute fast 18 Millionen Menschen . Seit 1989
sind mehr als 400 000 deutschstämmige Aussied¬
ler aus der früheren Sowjetunion und aus Ost¬
europa zu uns gekommen . Zwei Millionen Men¬
schen in Nordrhein -Westfalen haben den Paß eines
anderen Staates.

Nordrhein -Westfalen wird zusätzliche Anstrengun¬
gen unternehmen , damit Menschen , die dauerhaft
hier leben , arbeiten und wohnen , sich in unserem
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Land auch wirklich heimisch fühlen können , un - , . . werden , in denen Leib und Leben durch Folter und (C)
abhängig davon , woher sie oder ihre Eltern starn - Krieg in Gefahr sind.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)men . Wir werden des friedliche Zusammenleben
fördern und allen Formen von Fremdenfeindlichkeit,
Rassismus und Ausgrenzung , entschieden ent¬
gegentreten.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Junge Menschen , deren Elternjoder Großeltern vor
vielen Jahren nach Nordrhein -Westfalen gekommen
sind , gelten weiter als Ausländer, . obwohl sie in .
Köln oder Dortmund , in Wesel oder . Bielefeld gebo¬
ren und dort genauso zu Hause sind wie Gleich¬
altrige , deren Eltern einen deutschen Paß haben.
Deshalb wird sich die Landesregierung weiter dafür
einsetzeri , die Einbürgerung zu erleichtern und
dabei auch Mehrstaatigkeit zu akzeptieren.

(Beifall bei . SPD und GRÜNEN) . . ..
Das gilt in besonderer Weise für diejenigen auslän¬
dischen Mitbürgerinnen und Mitbürger , die schon in
zweiter oder dritter . Generation bei .uns leben, . . .

Das völkisch geprägte deutsche Staatsangehörig¬
keitsrecht muß dringend geändert werden . .

(Beifall bei SPD und GRÜNEN]

Nordrhein -Westfaien wird dazu im Bundesrat in¬
itiativ werden , wenn die Bundesregierung nicht in
Kürze einen zeitgemäßen Gesetzentwurf vorlegen
sollte.

Die ausländischen Bürgerinnen und . Bürger haben
als Steuer - und Abgabenzahler die gleichen Pflich¬
ten wie ihre deutschen Nachbarn . Dem sollten
auch mehr Rechte gegenüberstehen . Deshalb hält
es die Landesregierung für notwendig , daß nicht
nur Bürgerinnen . und _ Bürger der Europäischen
Union , sondern alle , die seit längerem in Nordrhein-
Westfalen leben , das kommunale Wahlrecht , be¬
kommen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
” ““ "' “.

Flucht und Vertreibung - das lernen wir jeden Tag -
bedrohen Menschen .existentiell . Ihre Ursachen zu.
beseitigen , wollen wir als Land auch in Zukunft
beitragen.

Nicht alle Menschen , die aus verständlichen Grün¬
den nach Nordrhein -Westfalen kommen , können
ein Bleibergcht beanspruchen . Aber wer darauf
angewiesen ist , erhält ein Bleiberecht . Die Landes¬
regierung tritt dafür ein , daß Entscheidungen über
Asyl - und Bleiberecht zügig getroffen werden und
daß Menschen nicht länger in Länder abgeschoben

Die Landesregierung unterstützt die laufende
Bundesratsinitiative von Rheinland -Pfalz und Hes¬
sen , durch die eine Härtefallregeiung für sogenann¬
te Altfälle erreicht werden soll.

Herr Präsident , meine Damen und Herren , Demo¬
kratie und Rechtsstaatlichkeit , Liberalität und
Toleranz , die Förderung der bürgerschaftlichen
Eigeninitiative und der örtlichen Selbstverwaltung,
die Achtung und der Schutz von Minderheiten und
die Stärkung ihrer Rechte sind Leitziele unserer
Innen - und Rechtspolitik.

Wir wollen die Freiheitsrechte der Bürgerinnen und
. Bürger sichern , wir wollen das friedliche Zusam - ■
• menleben fördern und alle Menschen nach Kräften

vor Gewalt schützen.

Das friedliche Zusammenleben hängt in erster Linie
- von der Bereitschaft jedes einzelnen ab , sich zu • .

vertragen . Nichts kann demokratisches Engage-
ment * gute Nachbarschaft und solidarisches . Ein- . . .
stehen für den anderen ersetzen.

Der demokratische Rechtsstaat muß die Bürge¬
rinnen und Bürger schützen . Deshalb setzen wir auf
eine leistungsfähige , qualifizierte Polizei , auf ihre (dj
Anwesenheit und ihre Sichtbarkeit in der Öffent¬
lichkeit.

Um Straftaten vorzubeugen und um zur besseren
Aufklärung beizutragen , werden wir den Aufbau . .

■ des Netzes von kriminalpräventiven Räten weiter
fördern.

Die Landesregierung tritt dafür ein , daß die Be¬
kämpfung organisierter Kriminalität und der Geld¬
wäsche intensiviert , und die richterliche Kontrolle
bei Abhörmaßnahmen verbessert werden.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der GRÜNEN)

Eine besonders wichtige Aufgabe sieht die Landes¬
regierung in der Bekämpfung der Drogenkriminali-
tät . Die Strafverfolgungsbehörden werden sich
noch stärker auf die . Nutznießer und Hintermänner
von Handel , Schmuggel und Produktion illegaler
Drogen konzentrieren müssen . Wir wollen die

' staatlichen . Sanktionsmittel gegenüber suchtkran¬
ken Menschen überprüfen und das betäubungs-
mittelrechtiiche Opportunitätsprinzip ausweiten.

Gustav Heinemann hat einmal gesagt : " Das Recht
ist die Waffe des Schwachen " . Damit alle Bürge¬
rinnen und Bürger schnell und unkompliziert zu
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A ) ihrem Recht kommen , wird die Landesregierung
auch neue Wege gehen . Wir wollen zum einen die
Arbe 'rts - und Leistungsfähigkeit der Justizbehörden
verbessern und zum anderen die rechtlichen Rah-
menbedingungen den neuen Herausforderungen
anpassen.

Die Länder sollen in Zukunft die Möglichkeit haben,
bei Bagatellstreitigkeiten dem Zivilprozeß ein obli¬
gatorisches Schlichtungsverfahren yorzuschalten.
Auch deshalb werden wir eine Initiative für ein’
zweites Rechtspfiegeentlastungsgesetz ergreifen . ’

In der gesamten Justiz werden wir die informa¬
tionstechnische Unterstützung weiter verbessern
und .neue Formen der Arbeitsorganisation erproben.
Mit Vorrang wollen wir das Grundbuch und . das
Handelsregister modernisieren . Das entlastet die
Justiz und kommt der Wirtschaft und den Bürge¬
rinnen und Bürgern unseres Landes zugute.
Wo das rechtlich und moralisch vertretbar ist,
wollen wir Haftstrafen vermeiden . An ihre Stelle
sollen mehr als bisher der Täter -Opfer - Ausgleich,
die Wiedergutmachung von Schäden und gemein¬
nützige Leistungen treten.

(Beifall bei den GRÜNEN}

Wo das Strafrecht in seiner ganzen Hirte ange¬
wendet werden muß , hängt seine Wirkung davon

^ ab , daß besonders sozialschädliche Straftaten
schneller und konsequenter verfolgt werden . Des¬
halb wollen wir die Dauer von Strafverfahren
begrenzen , ohne die Rechte der Beteiligten zu
verletzen.

Meine Damen und Herren , mit der Regierüngsneu-
bildung habe ich die Querschnittsaufgaben Stadt¬
entwicklung , Kultur und Sport ln einem neuen
Ministerium zusammengeführt . Nordrhein -Westfa¬
len geht damit bundesweit einen neuen Weg , von
dem ich mir wichtige Impulse für die Zukunft
unserer Städte und Regionen,

’ für Kultur und Sport,
für die Lebensqualität in unserem Land erwarte.

Stadtentwicklung , Kultur und Sport , das sind
Aufgaben , die die’ Menschen in unserem Land ganz
unmittelbar berühren : in ihrem ’ Stadtteil , in der
Nachbarschaft , in den Vereinen , bei ihren kulturel¬
len und sportlichen Interessen und in ihrem sozia¬
len Engagement.

Politik kann hier manches erreichen , aber bei
weitem nicht genug . Deswegen brauchen wir neue
Formen , wie wir Politik betreiben , zusammen mit
den Bürgerinnen und Bürgern und nicht an ihrem
Lebensgefühl vorbei .

'

Wir müssen und wollen genauer zuhören , was die (C)
Menschen in ihrem Alltag bewegt . Wir möchten
möglichst viele Menschen zur eigenverantwortli¬
chen Gestaltung ihrer Lebenswelt ermuntern . Dazu
brauchen wir eine neue Kultur des Gesprächs über
Generationsschranken , über kulturelle Grenzen,
über soziale Milieus hinweg.
Wir wollen einen Modernisierungsschub in der
Fähigkeit von Land , Städten , und Regionen , bei
begrenzten öffentlichen Mitteln die Lebenswelt der
Menschen so bürgernah wie möglich zu gestalten.
Wir wollen für die Zukunftsentwicklung ehren¬
amtliches Engagement sichern und weiter ausge¬
stalten . Wir setzen auf die Vitalität der Vereine:
den Aufbau von "Stadttoren für den Sport " werden
wir unterstützen.

Die Landesregierung wird eine Initiative "Wie
wollen wir leben ? " starten , die Kindern und Ju¬
gendlichen die Möglichkeit gibt , auf ganz unter¬
schiedliche Weise darzustellen , wie sie sich die
Zukunft von Familie und Ausbildung , von Arbeit
und Freizeit ’

vorstejlen.
Kultur und Sport sind aber nicht nur wichtige
Lebensbereiche , sie sind auch Wirtschaftsbereiche
mit hohen . Zuwachsraten . Zusammen mit den
Investitionen .in die Stadtentwicklung helfen sie
mit , die Wirtschaftskraft unseres Landes zu sichern (p)
und seine Zukunftsfähigkeit zu stärken.

Die Kulturlandschaft Nordrhein -Westfalen sucht in
ihrer Vielfalt . und ihrer Farbigkeit , in ihrer Boden¬
ständigkeit und ihrer Weltoffenheit ihresgleichen.

(Beifall bei der SPD)

Die Landesregierung ermuntert alle Städte und
Gemeinden , sich noch stärker als bisher um regio¬
nale Kooperation zu bemühen . Diese Anstrengun¬
gen werden dann besonders erfolgreich sein , wenn
die Gestaltung des kulturellen Angebots im Zu¬
sammenhang gesehen wird mit Fragen der Stadt¬
entwicklung , der Rächenpolitik und des Tourismus,
von Bildungs -, Freizeit - und Sportpolitik bis hin zum
wirtschaftlichen Strukturwandel.

Das Land bietet den Regionen an , dafür gemeinsam
die Grundlagen zu schaffen , und es wird durch
seine eigenen Einrichtungen und Fördermaßnahmen
neue Akzente setzen und dafür auch zusätzliche
Mittei zur Verfügung stellen.

Unser Ziel ist es , daß am Ende solcher Prozesse
regionale Kulturentwicklungskonzepte stehen , die
spezifische regionale Profile herausarbeiten , Förder¬
schwerpunkte definieren und die regionalen Kräfte
und Fähigkeiten bündeln.
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Die Internationale Bauausstellung Emscher -Park
zeigt , was möglich ist , wenn eine Region sich
ernsthaft bemüht , weg Von isolierten Einzelvor¬
schlägen hin zu einem Gesamtkonzept zu kommen.

ln der Kulturwirtschaft und in einem . Tourismus , der
auf einer lebendigen Kunstszene und auf einem
attraktiven kulturellen Angebot aufbaut , sehe ich
auch eine neue wichtige Aufgabe für die Interna - -
tionale Bauausstellung und ganz erhebliche .Chan¬
cen für das gesamte . Ruhcgebiejt . Der_Erfo |g der
Zwischenpräsentation in der Region , in der Fach¬
welt und in der . internationalen Öffentlichkeit hat
bewiesen , daß wir auf dem richtigen Weg sind . _Wir_
werden die Erfahrungen für andere Regionen unse¬
res Landes nutzen . . . . . . . . .
Wir wollen die Internationale Bauaussteliung
Emscher -Park fortsetzen . . Die Schlußpräsentation
soll 1999 stattfinden . . . .

Die Stadtentwicklungspolitik und die Wohnungs¬
politik der vergangenen Jahre haben wesentlich
dabei mitgeholfen , daß krisenhafte Entwicklungen,
wie sie in anderen Regionen Europas zu beobach¬
ten sind , vermieden werden konnten . Wir werden
auch in Zukunft ressortübergreifend mit einem
integrierten Handlungskonzept zur . Stabilisierung
gefährdeter Stadtteile beitragen . Dabei woll .eq .wir
Infrastrukturinvestitiooen . noch stärker ..kombiniert.
mit Beschäftigungs - und Qualifizie ’

ruhgsmaßnah-
men fördern . .

’
. . . .

Die Landesregierung bietet den Unternehmen in
Handel und Handwerk , in Gewerbe und Dienst¬
leistungen eine Gemeinschaftsi .nitiatiye "Vitale
Stadt ” an . Unser Ziel ist es auch , mit Hilfe neuer
Technologien dafür zu sorgen , daß die Städte für
den Wirtschaftsverkehr problemlos erreichbar
bleiben , und sie gleichzeitig davor zu bewehren , im
individuellen Autoverkehr zu erstipken.

Wr wollen . - wo - immer es geht - eine Stadt der
kurzen Wege . . In vielen Städten und Gemeinden
unseres Landes gibt es .Überlegungen und Planun¬
gen für Siedlungen ohne Autoverkehr . Die Landes -,
regierung will die notwendigen Rahmenbedingun¬
gen schaffen und entsprechende Projekte fördern.
Sofern es rechtliche Hindernisse gibt , werden wir
sie beseitigen . Unser Ziel sind viele wohnu .ngsnahe
Möglichkeiten für Belegung , Spiel und Sport.

Die Landesregierung wird die Städte und Gemein¬
den dabei unterstützen , militärische und . industrielle
Altanlagen und Brachflächen neu zu nutzen : für
neue Arbeitsplätze , für Wohnungen , als Räume für
Begegnung und . Kultur oder für Zwecke .des Sports.

ln den . zurückliegenden fünf Jahren sind in (C)
Nordrhein -Westfalen so . viele Wohnungen gebaut
worden wie schon lange nicht mehr . Dazu haben
auch die außerordentlichen Anstrengungen des
Landes beige

’
tragen . Es gibt aber nach wie vor

erheblichen Bedarf an bezahlbaren Wohnungen für
Familien und für Alleinstehende mit unteren und
mittleren Einkommen . Ihnen fühlen wir uns be¬
sonders verpflichtet.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Darum wird die Landesregierung auch in den kom¬
menden fünf Jahren das Wohnungsbauprogramm

• auf hohem Niveau fortsetzen . Wir wollen minde¬
stens 27 000 Wohnungen jährlich fördern , und wir
wollen das Landeswohnungsbauvermögen im
jetzigen Umfang langfristig als revolvierenden
Fonds erhalten.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die bestehenden Förderinstrumente müssen weiter¬
entwickelt werden . Der Wohnungsbau kann und
muß billiger werden . Darum werden wir für die
Neubauförderung eine verbindliche Kostenober¬
grenze festlegen . Wir wollen , daß Frauen stärker
als bisher an der Planung und dem Bau von Woh¬
nungen und Siedlungen beteiligt sind.

Wir werden die bisherigen Förderprogramme durch
ein sozial ausgewogenes nordrhein -westfälisches
Modell einer einkommensabhängigen Förderung
ergänzen . So können die .Sozialmieten flexibel an
die Entwicklung der Einkommen der Mieterinnen
und Mieter angepaßt werden.

Damit Familien und einzelne auch bei geringem
Einkommen die Chance haben , in eigenen vier
Wänden zu wohnen , wird die Landesregierung
Initiativen ' noch stärker , unterstützen , die sich am
Grundsatz "einfach und selber bauen “ orientieren.

Neubau allein reicht aber nicht aus , um vielen
Menschen zu einer Wohnung zu verhelfen . Darum
ist es so wichtig , preiswerten Wohnraum zu erhal¬
ten . Die Landesregierung wird die bestehenden

•Förderprogramme zum Erwerb von Mietpreis - und
Belegungsbindungen ausweiten und weiterentwik-
keln . Wir wollen durch Modernisierung , durch die
Förderung von Umbau und Ausbau neuen Wohn¬
raum gewinnen und neues Leben in alte Gebäude
bringen.

. Ökologische Aspekte werden bei der Förderung des
Wohnungsbaus in den kommenden Jahren wach¬
sende Bedeutung bekommen . Wo und wie wir neue
Wohnungen bauen , das entscheidet auf lange Zeit
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V} über Rächen - und Energieverbrauch , über Belastun¬
gen des Naturhaushaltes , und das bestimmt : über
neue Verkehrsströme.

Wir werden das Programm .
"Zukunftsweisende

Bauvorhaben " ausweiten und die Erfahrungen
stärker für die allgemeinen Förderprogramme
nutzen . Mit einem Progranim zur energetischen
Nachrüstung von 100 .000 Altbauwohnungen
schaffen wir zusätzliche Anreize für das Energie¬
sparen .

. .

Die Neubauförderung tm sozialen Wohnungsbau
wollen wir bis T998 auf den erfolgreich erprobten
Niedrigenergiehausstandard umstellen . Flächen¬
schonende Erschließung und flächensparende
Bauweise müssen zar Regel werden.

Neue Siedlungen sollten mit dem öffentlichen
Personennahverkehr gut erreichbar sein . Darauf
werden wir bei der Vergabe von Fördermitteln
achten.

Der öffentlich geförderte Wohnungsbau und der
Staatshochbau sollen auch in anderer Hinsicht
Beispiel geben , ich denke an umweltverträgliche
Baustoffe.

Wohnungsbauförderung und staatliches . Bauen
haben nicht nur große soziale und ökologische
Bedeutung . Sie sind auch ein wichtiges Investi-

N tionsprogramm . Mit Bauinvestitiönen von knapp
vier Milliarden DM sichert das Land die Beschäfti - _ .
gung von 100 000 Arbeitnehmerinnen und Arbeit¬
nehmern.

Bauen ist ein Markt mit Zukunft . Er bietet große
Chancen , energie - und kostensparende Produkte zu
entwickeln und damit auch neue Absatzchancen
für nordrhein -westfälische Unternehmen zu er¬
schließen.

Die Landesregierung wili diesen Prozeß mit einer"
"Zukunftsinitiative Bau " gemeinsam mit den in der
Bauwirtschaft tätigen Unternehmen unseres Lan¬
des fördern und beschleunigen . Das wichtigste Ziel

' ist es , die Wettbewerbsfähigkeit der kleinen und
mittleren Unternehmen zu erhalten und zu stärken.

Meine Damen und Herren ! Gleiche Chancen für
Frauen und Männer waren und sind für uns Leitbild
in allen Politikbereicheri . Deshalb werden wir die
aktive Frauenförderpolitik des Landes konsequent "

fortsetzen und weiterentwickeln.

(Beifall bei der SPD}

Den Weg zu einer gleichberechtigten , partner :

schaftlichen Gesellschaft können ’ wir nur gemein-
• sam gehen . Frauen und . Männer müssen 'dafür .

gleichermaßen Verantwortung übernehmen.

Das Land wird als Arbeitgeber auch in Zukunft (CI
seiner Verantwortung für eine aktive Frauenför¬
derung und für die bessere Vereinbarkeit von Beruf
und Familie gerecht werden.

Nordrhein -Westfalen hat schon 1989 für die öffent¬
liche Verwaltung ein .Frauenfördergesetz mit einer
verbindlichen leistungsbezogenen Zieiquote von
50 % beschlossen . Für den Landesdienst gibt es
darüber hinaus ein Frauenförderkonzept , das weit¬
reichende Regelungen zu Teilzeit , Beurlaubung und
Fortbildung enthält.

Wir wollen in einem Landesgleichsteiiungsgesetz
die bestehenden Richtlinien zusammenfassen und
weiterentwickeln und sie für Land und Kommunen
gleichermaßen verbindlich machen.

Die Chancen von Frauen in der Privatwirtschaft zu
verbessern , ist in erster Linie Sache der Unterneh¬
men , und immer mehr Unternehmen erkennen , daß
sie ohne qualifizierte Frauen weniger leistungsfähig
sind . Aber auch die Landesregierung wird ihre
Möglichkeiten zur Frauenförderung in den Unter¬
nehmen nutzen.

Mit dem Aktionsprogramm " Frau und Beruf " hat
Nordrhein -Westfalen als erstes Land verbindliche
Regelungen zur gezielten Förderung von Frauen in
allen Arbeitsmarkt - , Wirtschafts - und Struktur¬
programmen des Landes verankert . Wir wollen das {£>)
Aktionsprogramm fortschreiben und weiterentwik-
keln , damit Frauen an den beschäftigungspoiiti-
schen Wirkungen aller Programme tatsächlich
gleichberechtigt teilhaben können.

. (Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Einrichtung der Regionaistellen "Frau . und
Beruf " war ein wichtiger Schritt zur Verknüpfung
von Wirtschafts -, Struktur - und Gleichstellungs¬
politik . Wir wollen sie in dieser Funktion sichern
und stärken.

Zusammen mit den Spitzenorganisationen der
Wirtschaft und den . Gewerkschaften hat die Lan¬
desregierung die Landesinitiative "Chancengleich¬
heit im Beruf " begonnen . Die Umsetzung der Emp¬
fehlungen für eine frauenfördemde Personalpolitik
vor Ort wollen wir gemeinsam durch Information,
durch konkrete Hilfen und Beratung unterstützen.

..Sollte die Landesinitiative bis zum Ende des Jahres
1997 nicht den Erfolg haben , den wir ihr wün¬
schen , wird die. Landesregierung im Rahmen ihrer
rechtlichen Möglichkeiten verbindliche Maßnahmen
festlegen.

(Beifall bei SPD und " GRÜNEN)
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(A) Die Landesregierung wird keine Aufträge an Unter¬
nehmen vergeben , die Arbeitnehmerinnen oder
Arbeitnehmer ungeschützt beschäftigen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN) . ..
Mit Dienstleistungspools wollen wir modellhaft.
erproben , ob und wie sozial abgesicherte Beschäfti¬
gungsverhältnisse in Privathau §ha !ten geschaffen _
werden können . .
Entscheidend für die tatsächliche . Gleichstellung
von Frauen und Männern ist , daß Beruf und Familie
miteinander vereinbar sind .JDafür wollen wir die
Rahmenbedingungen weiter verbessern.

Vorrang im schulischen Bereich hat für . uns die .
Grundschule mit verläßlichen Anfangs - und Schluß¬
zeiten . Dafür wird das Land den . Gemeinden Zu¬
schüsse für zusätzliche Betreuungsangebote anbie¬
ten.

Durch Abstimmung und Vernetzung der vorhande¬
nen Angebote öffentlicher und frei .er Träger der
Jugendpflege , des Sports und der Kultur wollen wir
mehr Ganztagsangebote für Kinder und Jugendli¬
che schaffen.

Auch die Arbeitszeiten müssen ,familienfre .undlicher
gestaltet werden . Wir wollen Klein- und Mittel¬
betrieben bei der . Entwicklung solcher Modelle"

(B ) helfen . Wir wollen , daß Eltern mit kleinen Kindern
einen Rechtsanspruch auf Teilzeit haben upd der
Erziehungsurlaub flexibler in Anspruch genommen
werden,kann . . ._ . . . _

(Beifall bei . SPD und GRÜNEN)

In Schule und Erziehung wird häufig unbewußt
noch ein einseitiges

" RoUenverhalten von Jungen
und Mädchen verstärkt .. Darum wollen wir die
Koedukation inhaltlich weiterentwickeln und Kon¬
zepte und Instrumente der Mädchenförderung zum
integrativen Bestandteil , der Aus - und Fortbildung
von Lehrerinnen und .Lehrern machen.

Gewalt an Frauen und Kindern in . .unserer . Gesell;
Schaft ist schreckliche . Realität , Wir wollen der
Gewalt Einhalt gebieten , den Opfern Schutz und
Hilfe geben und die Täter konsequent bestrafen.
Darum haben wir ein flachendeckend .es Netz an
Frauenhäusern aufgebaut , und darum fördern wir
Mädchenhäuser . uad __Frauenber .atungsstellen . Wir
werden das Netz an Frayenhäusern vervollständi¬
gen und ihre Personaiausstattung verbessern.

(Beifall bei der SPD ) .
Meine Damen und Herren ! Die_Anforderungen an
staatliches Handeln - werden in Zukunft nicht ab¬
nehmen , sondern wachsen . Die neuen Heraus¬

forderungen können nicht nach alten Mustern (C)
gelöst werden.

Der Staat muß seiner Verantwortung für soziale
Sicherheit und ökologische Zukunftsvorsorge
gerecht werden , ohne immer neue Behörden und
ohne ein immer engeres Regelungsdickicht zu
schaffen.

(Beifali bei der SPD)

Darum werden wir mehr Verantwortung auf die
unteren Ebenen verlagern und die Aufgaben - und.
Finanzverantwortung besser zusammenbringen.
Dezentralisierung darf aber nicht dazu .führen , daß
die landespolitische Verantwortung vernachlässigt

■ wird.

Der Erfolg aller notwendigen Veränderungen hingt
auclf davon ab , daß die Beschäftigten frühzeitig in
die Überlegungen einbezogen werden . Ohne ihre
Ideen , ihr Engagement und ihre Bereitschaft , um¬
zudenken und neu zu handeln , werden neue Orga-
nisationsformen und wird ein moderneres Personal - . .
management nicht gelingen.

(Beifall bei der SPD)

Die Landesregierung wird deshalb mit den Gewerk-
. schäften des öffentlichen Dienstes eine Rahmen¬

vereinbarung über die Ziele der Verwaitungsreform
abschließen , (D)
Bis zum Ende dieser Legislaturperiode werden alte
Bereiche der Landesverwaltung aufgabenkritisch
überprüft , und in vielen Bereichen wird die Um¬
stellung auf neue Arbeitsformen schon abgeschlos¬
sen sein.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen mit den Kommunen darüber reden,
welche weiteren Aufgaben sie mit den entspre¬
chenden finanziellen Mitteln übernehmen können,
und auch darüber , wie die Zukunft der höheren
Kommunalverbände aussieht . Wir wollen das
Verhältnis der

^
staatlichen und der kommunalen

Aufgaben und die Aufgabenverteilung auf die
verschiedenen Ebenen prüfen und sie - wo das
nötig ist - neu bestimmen.

- Der Verwaltungsaufbau in Nordrhein -Westfalen soll
■auch in Zukunft dreistufig sein , weil das angesichts
der Größe unseres Landes nötig ist . Wir brauchen
eine staatliche Mittelinstanz als Bündelungsbehör¬
de . Neue Sonderb .ehörden wird die Landesregierung
nicht errichten.

. (Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Leistungsfähigkeit der Landesverwaltung hängt
entscheidend von der Motivation und der Lei-
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(A) stungsbereitschaft der Beschäftigten ab . Wir wol¬
len ' ihnen neue Angebote machen.

Was in privaten Unternehmen mit viel Erfolg prakti¬
ziert wird , muß auch in der öffentlichen Verwal¬
tung möglich sein : Wir werden die . Fortbildung,

» auch für Führungskräfte , verstärken . Neue , flexi¬
blere Arbeitszeitmodelle liegen im Interesse der
Beschäftigten und können oft die Leistungsfähig¬
keit und das Dienstleistungsangebot des öffentli¬
chen Dienstes verbessern.

Beamte wollen wir nur noch für .einen engeren
hoheitlichen Bereich eiristeilen.

(Beifall bei der SPD!

Wir wollen die Möglichkeit schaffen , Führungs¬
positionen auf Zeit und auch als Teilzeitbeschäfti¬
gung zu vergeben.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Bezahlung von Beamten und Angestellten soll.
sich stärker als bisher an der tatsächlichen Lei¬
stung orientieren.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich .sehe in einergrvrrdlegenden Reform der öffent¬
lichen Verwaltung , wie sie gegenwärtig überall
diskutiert wird , einen ' ganz wichtigen Beitrag zur

B) Modernisierung unseres Landes . Die Lebensqualität
vieler Menschen hängt davon ebenso ab wie die
Leistungsfähigkeit vieler Unternehmen.

Meine Damen und Herren ! Finanzpolitische Solidi¬
tät wird eines der Markenzeichen dieser Koalition
sein.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Zuruf von der
CDU: Auweia !)

Solide Staatsfinanzen sind "eine unverzichtbare
Voraussetzung dafür , daß unser Land heute und in
Zukunft handlungsfähig bleibt.

Die Ausgaben sollen in den kommenden fünf
Jahren jeweils geringer wachsen als die Einnah¬
men . Wir werden die Personalausgaben auf durch¬
schnittlich 40 % der Ausgaben des Landes und
50 % der Steuereinnahmen begrenzen . Die Landes¬
regierung wird per Saldo keine Gesetze oder Ver¬
ordnungen beschließen , die Städte und Gemeinden
oder das Land zusätzlich belasten.

(Beifäll bei SPD ' und GRÜNEN)

Wir wollen die Nettokreditaufnahme von sechsein¬
halb Milliarden DM im Ja "hr T995 auf eine Milliarde
DM im Jahr 2000 verringern .

'

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Der Anteil der Zinsausgaben im Landeshaushalt (C)
muß zurückgehen , damit wir finanzpolitische
Gestaltungsmöglichkeiten zurückgewinnen und so
zusätzliche Mittel für Zukunftsinvestitionen be¬
kommen . Dieses ehrgeizige Ziel können wir nur
erreichen , wenn wir zu einschneidenden Maß¬
nahmen bereit sind:

- Die Landesregierung wird alle Förderprogramme
und sonstigen Zuwendungen des Landes erneut
darauf überprüfen , ob sie noch notwendig sind
und ob sie nicht effektiver eingesetzt werden
können . Neue Förderprogramme sind nur in dem
vorgegebenen finanzpolitischen Rahmen mög¬
lich und sollen von vornherein zeitlich befristet
sein.

- Wir müssen den beschlossenen Abbau von
12 000 Steilen so schnell wie möglich ver¬
wirklichen . Die Landesregierung geht davon
aus , daß sie in dieser Legislaturperiode den
Abbau von weiteren 10 000 Steilen beschließen
wird.

(Beifall des Klaus Matthiesen [SPD ] )
- Wir werden den Verkauf aller Landesbeteiligun¬

gen fortsetzen , auf die wir nicht aus struktur¬
politischen Gründen angewiesen sind.

- Wir haben die Verwaltung des Liegenschafts¬
vermögens des Landes beim Finanzministeriums ^
zusammengeführt . Wr werden sie modernisie¬
ren und diese Werte zielgerichtet einsetzen.

- In gleicher Weise werden wir auch das Forde-
rungsvermögen des . Landes einsetzen.

In der Steuerpolitik bleibt Nordrhein -Westfalen
Anwalt der Normalverdiener und der unteren Ein¬
kommensgruppen.

(Beifall bei der SPD)

Das Jahressteuergesetz sähe für Normalverdiener
und für Familien deutlich schlechter aus , wenn
Nordrhein -Westfalen nicht gemeinsam mit anderen
Ländern erhebliche Verbesserungen gegenüber den
ursprünglichen Vorstellungen der Bundesregierung
erreicht hätte.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir haben das getan , meine Damen und Herren,
obwohl es die Finanzen von Land und Gemeinden
weiter belastet . '

Die Modernisierung der Landesverwaltung und die
Finanzpolitik berühren in besonderer Weise das
Verhältnis zwischen Land und Kommunen . Mit der
neuen Gemeindeordnung haben wir .auf viele Vor¬
gaben des Landes verzichtet . Wir stellen den
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Kommunen ' die Mittel für wichtige Aufgaben ohne
komplizierte Anträge und Nachweise zur Verfü¬
gung . Wir wollen diesen Weg weitergehen und die
Kommunen vor allem dabei unterstützen , ihre
Haushaltsprobleme zu lösen . Die SchlüsselzuweiT . .
sungen nach dem Gemeindefinanzierungsgesetz
sollen sich .in den kommenden Jahren wie die.
Ausgaben des Landeshaushalts insgesamt entwik-
keln.

Auf der Grundlage eines Gutachtens .im Auftrag
des Innenministeriums , das der Innenminister iji der
vergangenen Woche allen Fraktionen , den kommu - . .
nalen Spitzenverbänden und der Öffentlichkeit zur.
Verfügung gestellt hat , wollen wir prüfen , in wel¬
chen Punkten und in welchen Schritten der kom¬
munale Finanzausgleich verändert werden sollte.

Das Gutachten und . seine Empfehlungen sollten
intensiv und unter alten Gesichtspunkten diskutiert
werden . Die Landesregierung wird auf der Grundla - ,
ge der Ergebnisse dieser Diskussion dem Landtag
Vorschläge für eine verändertes Gemeindefinanzie¬
rungsgesetz machen . . . . .
Die neue Gemein 'deordnung hat die Mitwirkung der
Bürgerinnen und . Bürger erweitert und ihnen mit
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid _die Möglich¬
keit gegeben , wichtige Sachfragen selber zu ent¬
scheiden.

Sobald wir ausreichende Erfahrungen mit ' der
neuen Gemeindeordnung haben, . .werden wir prü¬
fen , ob die bürgerschaftliche Mitwirkung noch
weiter verbessert werden kann . Dazu gehören auch
Vorschläge , das Wahlrecht zu dgn Kreistagen , den ^ _
Stadträten und den Gemeind .e.räten zu yerlpd .grn -. . . .
Herr Präsident ! Meine Damen , und Herren ! Wir
wollen ein starkes Nordrhein -Westfaien - stark im
Interesse seiner Bürgerinnen und Bürger . Darum
werden wir .unsere . Interessen gegenüber dem Bund,
und in der Europäischen Union weiter klar und
unmißverständlich vertreten.

Nur wenn wir stark sind , können wir anderen
helfen , daß sie eigene Stärken entwickeln .und
ausbauen können . Das ist auch in unserem Inter¬
esse . Das trägt bei zum Zusa .mjrienwachsen irn
vereinten Deutschland . Und das kann Hoffnung
stiften für ein friedlicheres Zusammenleben in . .
Europa.

Im kommenden Jahr soll eine europäische Regie¬
rungskonferenz den Vertrag von Maastricht weiter¬
entwickeln und so wichtige Weichen für den künf¬
tigen europäischen Fihigungsprozeß stellen.

Gemeinsam mit anderen Ländern und .mit unseren
Partnerregionen in Europa werden wir unsere

Vorstellungen dazu einbringen . Wir wollen er¬
reichen , daß die . Europäische Union demokrati¬
scher , bürgernäher und transparenter wird . Die
Rolie der Regionen - bei uns sind das die Länder -
muß gestärkt werden . Das gilt im Verhältnis zur
Europäischen Union , aber auch innerhalb der Bun¬
desrepublik Deutschland . Deshalb werden wir noch
enger mit unseren europäischen Nachbarregionen
Zusammenarbeiten.

(Beifall bei der SPD)

Wegen der wachsenden Bedeutung von Entschei-
'dungen auf europäischer Ebene , gerade für
Nordrhein -Westfaien , habe ich im Zuge der Regle-
rungsneubildung das Ministerium für. Bundes ^ und
Europaangelegenheiten eingerichtet , das ich zu
einem Teil bisher selber verwaltet hatte.

Wir werden uns noch intensiver darum kümmern,
daß die Erfahrungen und die Interessen unseres.
Landes und der Länder insgesamt auf europäischer
Ebene energisch vertreten werden . Das tun wir am
besten selber , so sehr wir auch in Zukunft um gute
Ziisammenarbeit mit der Bundesregierung bemüht
sein werden . . .
Ich wiederhole unsere . Einladung an den Ausschuß
der Regionen , seinen Sitz in Zukunft in Bonn zu
nehmen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Bonn steht wie keine andere Stadt für viele Jahr¬
zehnte erfolgreicher , föderaler Praxis . Die Bundes-

. regierung und unsere Partner in der Europäischen
Union könnten mit dieser Entscheidung ein wichti¬
ges Signal setzen.

Die Landesregierung wird Bonn auch in den kom¬
menden Jahren besonders dabei unterstützen , ein
neues Profil und neue Attraktivität für die Zeit zu
gewinnen , wenn Bundestag und Teile der Bundes¬
regierung nach Berlin gegangen sind.

Wir werden auch in den kommenden Jahren die
Reformstaaten im ehemaligen Ostblock bei der
Stabilisierung , demokratischer Verhältnisse und
beim Aufbau einer leistungsfähigen Wirtschafts-
Struktur unterstützen.

- (Beifall bei der SPD)

Das ist ein Gebot der Humanität und liegt länger :
fristig zugleich im Interesse vieler Unternehmen
und Arbeitsplätze.

Wir wollen auchln Zukunft ’
beispielhaft zeigen , daß

es möglich ist , Fluchtursachen zu bekämpfen,
damit ' Menschen ihre Heimat nicht verlassen müs¬
sen und dann auf neue Probleme stoßen.
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l A) Wichtigste Aufgabe der Entwicklungspolitik des
Landes ist es , das Bewußtsein für die globalen
Probleme unserer "einen Welt " wachzuhalten und
im Kleinen wie im Großen die Verantwortung
wahrzunehmen , die ein modernes Industrieland wie
Nordrhein -Westfalen für eine zukunftsfähige,
nachhaltige Entwicklung trägt.
Meine Damen und Herren ! Vor uns liegen schwieri¬
ge Jahre . Die Landesregierung wird sich ihrer
Verantwortung stellen . Wir können in vielem an
das anknüpfen , was in den vergangenen . Jahren
verwirklicht und auf den Weg gebracht worden ist.
Aber genauso geben wir neue Impulse . Die Landes¬
regierung setzt aus - Erfahrung auf . Erneuerung,
damit unser starkes Nordrhein -Westfalen in fünf
Jahren noch ein Stück besser dasteht ais heute.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Kontinuität und Erneuerung , nüchterner Realitäts¬
sinn und der wache Blick üher den Tag hinaus
werden die Arbeit der Landesregierung prägen.
Wir vertrauen auf die Kraft “

unseres Landes . Wir
vertrauen auf die Menschen in Nordrhein-Westfa¬
len , auf ihre beruflichen Qualitäten , auf ihre Qualifi¬
kation und auf ihr Engagement , auf ihre Erfahrung
im Umgang mit schwierigen Situationen und auf
ihre Bereitschaft , Solidarität zu üben.

Im kommenden Jahr wird Nordrhein-Westfalen 50
Jahre alt . Wir wollen dieses Landesjubiläum hier in
Düsseldorf mit einem großen Fest feiern , bei dem
das vielfältige bürgerschaftliche Engagement aus
allen Teilen unseres Landes deutlich werden soll.

(Beifall bei der SPD)

Die Landesregierung wird alles turi , was Politik tun
kann , um die Lebensbedingungen der Menschen zu
verbessern , die hier in Nordrhein-Westfalen zu
Hause sind . Das kann und das wird aber nur gelin¬
gen , wenn möglichst viele dabei helfen - in den
Gewerkschaften , in Wohffahrtsverbänden und in
den Kirchen, in Naturschutzverbänden und Selbst¬
hilfegruppen , in den Sportvereinen und in vielen
anderen Gruppen und Verbänden:

Ohne das Engagement von Millionen Bürgerinnen
und Bürgern wäre Nordrhein -Westfalen nicht die
liebens - und lebenswerte Heimat von fast 18
Millionen Menschen geworden - von Menschen mit
ganz unterschiedlicher Herkunft und Tradition , aber
mit gemeinsamer Zukunft.

Gemeinsam mit ihnen wollen wir dafür arbeiten,
daß unser Land sozial und liberal bleibt , tolerant

und weltoffen , klar und unmißverständlich in der (CJ
Ächtung von Gewalt , beständig und deshalb fähig
zur stetigen Erneuerung , ohne die nichts Gutes
gelingt . Glück auf ! - Ich danke Ihnen.

(Lang anhaltender Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Vizepräsident Dr. Hans -Ulrich Klose : Meine Damen
und Herren ! Wir haben die Regierungserklärung
entgegengenommen.

( Dr . Helmut Linssen [CDU] : Wir haben sie
hingenommen !)

Ich danke dem Herrn Ministerpräsidenten für die
Abgabe der Regierungserklärung.
Die Aussprache über die Regierungserklärung ist
für Mittwoch . nächster Woche , den
20 . September 1995 , vorgesehen . - Damit ist
dieser Punkt der Tagesordnung für heute erledigt.
Ich rufe auf:

3 Aktuelle Stunde

■Thema : Braunkohlenplan Garzweiler II: Gilt die
am Öl .04 . 1995 im Gesetz - und Ver¬
ordnungsblatt veröffentlichte Regie- jd)
rungsentsche idung?

Antrag
der Fraktion der CDU
gemäß § 99 Abs . 2 der -Geschäftsordnung

Ich eröffne die Aussprache und erteile ais erstem
Redner Herrn Abgeordneten Dr. Linssen für die
Fraktion der CDU das Wort.

Dr. Helmut Linssen (CDU) : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen und Herren ! Die Regierungs¬
erklärung hat die .Notwendigkeit dieser Aktuellen
Stunde eindrucksvoll unter Beweis gestellt.

(Beifall bei der CDU)

Wir sind versunken in einem Wattemeer schöner
Worte und Allgemeinplätze . Ich freue mich , daß die
Kolleginnen und Kollegen von SPD und GRÜNEN
mit dem Schiußapplaus aus ihrem Nickerchen
emporgetaucht sind.

( Oh -Rufe bei SPD und GRÜNEN)

i
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(A ) im heutigen System selbst erbracht wird , ist bes¬
ser als eine gesetzgeberische Lösung , von der ich
mir keine unmittelbare Heilung der Probleme des
Ausbifdungsmarktes verspreche . Sie landen sonst
unweigerlich in einem öffentlichen Berufsausbil¬
dungssystem , und das wäre meines Erachtens
nicht im Interesse der Unternehmen und übrigens
auch nicht im Interesse des Staates . - Schönen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Herzlichen Dank , Herr
Minister Clement . - Weitere Wortmeldungen lie¬
gen mir nicht vor . Ich schließe die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung . Wir stimmen zu¬
nächst über den Antrag der CDU - Fraktion Druck¬
sache 12/125 ab . Hier hat die CDU - Fraktion di¬
rekte Abstimmung beantragt . Wer für den Antrag
ist , den bitte ich um das Handzeichen . - Die An-
tragstelierin . Wer ist dagegen ? - SPD und BÜND¬
NIS 90, 'DIE GRÜNEN . Gibt es Stimmenthaltun¬
gen ? - Das ist nicht der Fall . Damit ist der Antrag
Drucksache 1 2/1 25 mit den Stimmen der Koali¬
tionsfraktionen abgelehnt.

Wir stimmen dann über den Entschließungsantrag
[gl der Fraktion der SPD und der Fraktion BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN ab ; das ist die Drucksache
12/168 . Wer ist für diesen . Entschließungsantrag?
- SPD und GRÜNE . Wer ist dagegen ? - CDU -Frak¬
tion . Stimmenthaltungen ? - Keine . Damit ist die¬
se - Entschließungsantrag mit den Stimmen der
Antragsteller angenommen.

Ich rufe auf:

6 Gesetz zum Zweiten Staatsvertrag zur Ände¬
rung des Rundfunkstaatsvertrags ( Zweiter
Rundfunkänderungsstaatsvertrag ) und zur Än¬
derung des Rundfunkgesetzes für das Land
Nordrhein -Westfalen

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 12/58 (Neudruck)

erste Lesung

Der Gesetzentwurf wird eingebracht durch die
Landesregierung . Ich erteile Herrn Ministerprä¬
sident Dr . Rau das Wort.

Dr . h . c . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Es ist ein
Gesetzentwurf mit einer langen Überschrift ; er
kommt gewaltig daher . Er trifft aber nur eine be¬
grenzte , allerdings durchaus wichtige Regelung.

Bei der Ministerpräsidentenkonferenz am 22 . Juni
in Berlin haben die Regierungschefs einen Zweiten
Rundfunkänderungsstaatsvertrag unterzeichnet.
Er enthält in der Hauptsache eine Verlängerung
der Möglichkeit technische Infrastruktur zur terre¬
strischen Versorgung des gesamten Landes über
den 31 . Dezember 1995 hinaus bis zum Ablauf
des Jahres 2000 aus Mitteln des Zwei - Prozent-
Anteils an der Rundfunkgebühr zu fördern.

Diese Verlängerung kam vor allem dem Wunsch
der neuen Länder entgegen , deren technische
Infrastruktur noch nicht zufriedenstellend entwik-
kelt ist.

Ferner wird der Landesgesetzgeber ermächtigt,
die Förderung von Projekten für neuartige Rund¬
funkübertragungstechniken ebenfalls bis Ende
Dezember 2000 als besondere , aus dem Zwei-
Prozcnt -Anteil zu finanzierende Aufgabe zuzulas¬
sen.

Die Landesregierung hat die Form des Artikelge¬
setzes gewählt , um nicht r .ur die Zustimmung
zum Staatsvertrag nach A - tikel 66 Satz 2 der
Landesverfassung herbeizuführen , sondern gleich¬
zeitig auch die neuen Fördermöglichkeiten in un¬
serem Land vom 1 . Januar 1996 an zu eröffnen.

Damit ist gewährleistet , daß die Landesanstalt für
Rundfunk zum einen über den . 31 . Dezem¬
ber 1995 hinaus technische Infrastruktur in topo¬
graphisch besonders benachteiligten Ver¬
breitungsgebieten des lokalen Rundfunks fördern
kann . Zum anderen kann sie sich von diesem Zeit¬
punkt an auch finanziell an Projekten für neue
Rundfunkübertragungstechniken beteiligen.

Ich hoffe , daß dieser Gesetzentwurf der Landes¬
regierung in den Beratungen fraktionsübergreifend
Zustimmung findet . - Herzlichen Dank.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich danke
dem Herrn Ministerpräsidenten für die Einbringung
des Gesetzentwurfs und darf als ersten Redner
dem Kollegen Büssow - so stellt es hier - das
Wort erteilen.
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(Nacken ( GRÜNEI)

(A ) räson preisen . Aber wir werden sie Ihnen immer
wieder vorzuhalten wissen.

(Beifall bei den GRÜNEN und des Klaus
Matthiesen [ SPDJ)

Eines unserer Probleme in Nordrhein -Westfalen ist
ja , daß wir aus Bonn für eine ökologische und
soziale Wende keinen Rückenwind bekommen . Im
Gegenteil bläst uns der Wind von dort nur ins
Gesicht . Wo bleibt die ökologische Steuerreform?
Wo die finanzielle Entlastung der Kommunen?
Statt Forschung und Wissenschaft zielstrebig zu
fördern , werden von der Bundesregierung die Mit¬
tel gekürzt . Wo und wie sie in Bonn nur kann,
profiliert sich die CDU mit einer inhumanen und
illiberalen Innen - und Asylrechtspolitik . Das aktu¬
ellste Beispiel dafür ist die Zwangsausweisung
der Flüchtlinge aus dem Sudan.

(Pfui ! und Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Kanther hat sie in Kenntnis der dortigen Si¬
tuation mit allen Gefahren für ihr Leben zurück¬
geschickt . Und Sozialpolitik gibt es von der Bun¬
desregierung nur als Konterreform , als Abbau von
Leistungen für die wirklich Bedürftigen . Das zei¬
gen die Vorhaben zur Kürzung der Sozialleistun¬
gen.

(B ) Wir wollen dieser Politik von Nordrhein -Westfalen
— aus entgegentreten . Wir wollen , wie wir im Koali¬

tionsvertrag beschrieben haben , - ich zitiere -

" ein Gegengewicht zur Bonner Koalition bil¬
den , deren Politik den gesellschaftlichen Zu¬
sammenhang gefährdet und zu sozialer Aus¬
grenzung führt , die keine zukunftsfähige Wirt¬
schaftspolitik betreibt und deren Umwelt - und
Energiepolitik zu Lasten kommender Generatio¬
nen geht . "

Messen Sie uns in den nächsten Jahren an dieser
selbstgestellten Anforderung . Unsere Wähler und
Wählerinnen werden das jedenfalls tun . - Ich dan¬
ke Ihnen.

(Beifall bei GRÜNEN und SPD)

Vizepräsidentin Dr . Katrin Grüber : Für die Landes¬
regierung erteile ich das Wort Herrn Ministerprä¬
sident Rau.

Dr . h . c . Johannes Rau , Ministerpräsident : Frau
Präsidentin ! Meine Damen und Herren ! Nach fast
drei Stunden Diskussion der Regierungserklärung
von der vergangenen Woche möchte ich einige

Bemerkungen machen , wobei ich um Verständnis (C)
bitte , wenn ich das nicht in der Vollständigkeit
der Themen tun kann , die ich in der vergangenen
Woche vorgetragen habe und die die drei Redner
heute vormittag aufgenommen haben . Zum Teil
waren ja auch neue Gedanken und Gesichtspunk¬
te in den Beiträgen , für die ich mich herzlich be¬
danke.

Ich will jetzt nicht zu einer langen Rede ansetzen,
ich glaube auch , Herr Kollege Linssen , daß Sie
eine Regierungserklärung falsch bewerten oder
daß Sie sie mit falschen Erwartungen befrachten,

( Manfred Bruckschen ISPDI : Wie immer !)

wenn Sie glauben , ich würde nun nach der Som¬
merpause in eine Einzelministerbewertung gehen
und zu den einzelnen Punkten dessen , was Kabi¬
nettkollegen in den Sommermonaten gesagt , vor¬
geschlagen und ins Gespräch gebracht haben,
wertende Urteile abgeben.

Wo Sie aber solche wertenden Urteile erwarten
und erbitten , können Sie sie gerne bekommen.
Dann würden Sie zum Beispiel hören , daß ich die
Idee eines selbst finanzierten Sabbatjahres für Leh :
rer , wie es das in einigen Bereichen schon gibt
- im Hochschulbereich ; auch in einigen anderen
Ländern - sehr gut finde . Auch wenn mich der
Begriff " Sabbatjahr " noch nicht überzeugt , finde
ich den Gedanken , den Frau Kollegin Behler ins
Gespräch gebracht hat , außerordentlich gut , und
ich hoffe , daß wir uns mit ihm beschäftigen wer¬
den.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Antoni¬
us Rüsenberg (CDUj : Gilt das auch für an¬
dere Berufe ?)

- Das gilt , wo es vergleichbar ist und wo es ver¬
glichen werden kann , auch für andere Gruppen
des öffentlichen Dienstes . Ich wies schon darauf
hin : An einigen Stellen gibt es das auch.

Sie haben das Kruzifix - Urteil angesprochen . Ich
fand . Sie haben das sehr knapp und sehr verkürzt
getan.

(Zustimmung bei der SPD)

Es wäre gut gewesen , wenn Sie nicht nur eine
Formulierung aus der Kleinen Anfrage zitiert , son¬
dern wenn Sie einmal gesagt hätten , wie Sie in
den letzten Monaten den Umgang führender Poli¬
tiker mit dem höchsten deutschen Gericht emp¬
funden haben.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)



Landtag
Nordrhein -Westfalen 289

20 .09 . 1995
Plenarprotokoll 12/7

{Ministerpräsident Dr . h . c . Rau)

Ich gestehe , daß ich zu denen gehöre , die große
Sorge haben , daß wir unserem Staatsgefüge
Schaden zufügen , wenn wir so über das Bundes¬
verfassungsgericht reden , wie es da geschehen
ist.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich bestreite nicht , daß die nachträgliche Erläute¬
rung des Vorsitzenden des 2 . Senats , Herrn Vize¬
präsident Henschel , hilfreich war und daß es bes¬
ser gewesen wäre , wenn diese nachträgliche Er¬
läuterung schon in der Urteilsbegründung gestan¬
den hätte . Was es in diesem Zusammenhang aber
an populistischen Aufputschungen gegeben hat,
habe ich sehr beklagt . Ich habe mich dazu wäh¬
rend der Ferien sowohl im Deutschlandfunk als
auch im Westdeutschen Rundfunk deutlich ge¬
äußert . Ich bin damit manchem Mißverständnis
nicht entgangen und habe auch entsprechende
Briefe bekommen , als nähme ich Abschied von
der christlichen Tradition des Abendlands und als
hätte für mich das Kreuz nicht eine außerordentli¬
che , über den individuellen Bereich hinausgehen¬
de Bedeutung.
ln Nordrhein -Westfalen geht es aber weder um
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts noch
um eine Veränderung der bisherigen Praxis . Dies
deshalb , weil es bei uns keine bayerische Grund-
schulordnung gibt , die aufzuheben wäre.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

ich habe mich in dieser Frage immer in der Tradi¬
tion aller demokratischen Parteien in unserem
Lande gefühlt , auch wenn ich weiß , daß es eben¬
falls bei uns etwa während der Regierung von
Heinz Kühn Diskussionen darüber gegeben hat.
Diese Diskussionen sind von Aktiven und Bewuß¬
ten vor allem im Justizbereich in Gang gebracht
worden . Ich würde darüber zum Beispiel gerne
einmal mit Herrn Dr. Klose ein Gespräch führen.
Nur, billige Polemik hilft hier aber keiner Seile.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich wünschte mir , die Diskussion würde auf ei¬
nem Niveau geführt , wie es im Augenblick in der
" Frankfurter Allgemeinen Zeitung ” zwischen Eber¬
hard Junge ! , der darüber auch vor dem evange¬
lischen Arbeitskreis der CDU/CSU- Fraktion vor¬
getragen hat , und dem früheren bayerischen Kul¬
tusminister Hans Maier in der heutigen Ausgabe
der Fall ist . Das ist eine Diskussion , von der ich
glaube , daß sie unverzichtbar und nötig ist . Diese
Diskussion muß sensibel geführt werden.

Ich will zu einem zweiten Punkt kommen : Herr (C)
Kollege Linssen , Sie haben reklamiert , daß ich
nichts zum Zustandekommen dieser Koalition ge¬
sagt hätte . Ich gestehe , daß ich erwogen habe,
etwas darüber zu sagen , weshalb diese Koalition
zustandegekommen ist und weshalb ich sie führe.

Ich hatte in den Wochen der Koalitionsverhand¬
lungen und der Regierungsbildung viel Gelegen¬
heit , dazu etwas zu sagen . Ich habe öffentlich
auch nicht verborgen , daß es für mich eines lan¬
gen Entscheidungsprozesses bedurfte , bis ich
gesagt habe : Ja , ich tue das . Das war keine Tak¬
tik . Das hängt auch mit meinem persönlichen Le¬
ben zusammen.

Ich war 12 Jahre - nein , 13 Jahre - in einer Koali¬
tionsregierung , davon 10 Jahre im Regierungs¬
amt . Das war von 1970 bis 1980 . ich habe dann
15 Jahre lang eine absolute Mehrheit in diesem
Land führen können und führen dürfen . Zum
Glück haben viele Menschen verstanden , daß
dann eine Koalition mit einem Partner , weil man
selbst nicht mehr die Mehrheit hat , ganz beson - .
ders schwer ist - auch für einen persönlich - und
daß man sich das lange überlegt . Ich bin froh dar¬
über , daß die Mehrheit dieser Menschen nach
allem , was ich weiß , meine Entscheidung billigt
und versteht . Von vielen wird diese Entscheidung
sogar begrüßt .

^

( Beifall bei SPD Und GRÜNEN)

Frau Kollegin Nacken und Herr Kollege Matthiesen
haben meiner Meinung nach recht , denn es galt,
dem Wählerwilien zu folgen . Der Blick auf den
Wählerwillen ist für Sie und für mich , Herr Kollege
Linssen , nicht so fröhlich und tröstlich wie für
unsere Partner vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Die SPD hat 4 % verloren . Das ist ein Ergebnis,
mit dem ich überhaupt nicht gerechnet hatte.
Jetzt spüren wir den Gründen dafür nach und
reden und schreiben darüber und diskutieren das.
Dabei kann es auch passieren , daß -einzelne Argu¬
mente aus diesen Überlegungen in den Zettelka¬
sten des Oppositionsführers geraten . Dann wird
daraus gleich-

( Dr . Helmut Linssen [ CDU] : Umgekehrt
auch !)

- Das machen wir alle ein bißchen gleich.
4 % von 50 % zu verlieren ist bitter , aber von
36,7 % auf 37,7 % ist auch nicht fröhlich und
schön.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Landtag 20 .09 . 1995
Nordrhein-Westfalen 290 Plenarprotokoll 12/7

( Ministerpräsident Dr . h . c . Rau)

(A ) Es geht aufwärts , Herr Kollege Hardt . Das heißt
aber auf Deutsch , wenn dieser Trend anhält und
wir verlieren immer 4 % und Sie gewannen immer
1 % , sind Sie im Jahre 2022 inri Amt.

(Heiterkeit bei der SPD - Zurufe von der
CDU)

Ich gebe zu , ich habe die Zahl 2022 gesagt , weil
sie so schön ist . Das wäre doch früh genug.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Es muß uns aber alle beschäftigen , wie es
kommt , daß die CDU stagniert —

(Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Wir liegen jetzt
über Ihnen !)

- Wir reden jetzt vom 14 . Mai . Herr Linssen , ich
komme gleich noch auf die ganzen Sachen zu
sprechen . Das lasse ich alles nicht weg.

( Heinz Hardt [ CDU ] : Denken Sie an Ihre
letzte Pressekonferenz in Bonn !)

- Das war nicht meine letzte Pressekonferenz : ich
mache noch mehrere.
Die CDU stagniert und hat sich an die 3 vorne
gewöhnt , und für uns ist die 4 vorne bitter.

gelernt haben . Ich will ja aus diesem Wahlergeb - (C)
nis lernen.

Aber dieses Wahlergebnis , Herr Kollege Linssen,
gab keine Alternative her für eine Regierungsbil¬
dung . Und wenn jemand geglaubt haben sollte
- manche haben cs geglaubt und geschrieben -,
eine große Koalition wäre sinnvoller gewesen,
dann wird denjenigen auch Ihre heutige Rede
überzeugt haben , daß er falsch lag.

( Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten
der GRÜNEN)

Denn es gibt zu viele Dinge, bei denen wir sehr,
sehr unterschiedliche Sichtweisen haben - sehr,
sehr viele Dinge - , bei denen Sie nach meiner
Überzeugung die sozialdemokratischen Ansätze
und die sozialdemokratische Politik in den letzten
Jahren - damit meine ich die letzten 15 - nicht
verstanden , nicht aufgenommen haben und bei
denen Sie ein Zerrbild von dem darstellen , was
nordrhein - westfälische Landespolitik in den letz¬
ten Jahren gewesen ist.

Da Sie heute morgen mit Zitaten reichlich umge¬
gangen sind - Zöpel, Farthmann , Jens ; Sie haben
Karsten Voigt nicht erwähnt - , mache ich das gut
und zitiere Helmut Linssen . Er hat mir am

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Wir liegen
schon bei 42 % !)

- Wissen Sie , ich kenne viele, die in Meinungs¬
umfragen gewinnen und bei Wahlen verlieren.

(Zurufe von der CDU)
Wir haben hier im Jahre 2000 die nächste Ent¬
scheidung.

(Zuruf von der CDU : Eher !)
- May be , may be.
Die GRÜNEN haben sich verdoppelt , und zwar
von 5 auf 10 % .

(Zuruf von der CDU)
- Das ist doch auch etwas wert . - Daß sich die
GRÜNEN verdoppelt haben , und das trotz eines
von mir jedenfalls kaum wahrgenommenen Wahl¬
kampfes

(Ministerin Bärbel Höhn: Oh !)
- wir haben ja einmal darüber gesprochen , Frau
Kollegin Höhn - , das hat auch etwas damit zu tun,
daß wir - jedenfalls wir Sozialdemokraten - uns
offenbar sehr gut überlegen müssen , ob es nicht
Gruppen, Schichten , auch Altersgruppen gibt , auf
die wir zuwenig gehört haben . Das will ich gerne

28 . April dieses Jahres geschrieben , so könnte
niemand ,

“ der das landespoiitische Geschehen , fD]
insbesondere das Geschehen im Landtag , auf¬
merksam beobachtet , auf die abwegige Idee ver¬
fallen, die CDU strebe eine Koalition mit der SPD
unter Ihrer Führung an .

" - Das haben Sie mir ge¬
schrieben ; daran habe ich mich gehalten . Und das
werfen Sie mir jetzt vor.

( Beifall bei der SPD)
Statt dessen machen Sie ein Gemisch . Und Ihre
Rede vermittelt den Eindruck , als ob Sie in die
Koalitionsvereinbarungen mehr hinein- als heraus¬
lesen . Das geht ein bißchen nach dem Motto : Ich
lasse mir meine Vorurteile auch nicht durch Origi¬
naldokumente kaputtmachen.

( Beifall bei der SPD)
Und wenn man dann einen Zuruf macht , weichen
Sie ein Stück zurück . Wenn Sie etwa sagen " ge¬
nerelle Freigabe der Drogen ” und man dann ruft:
“ Nein ! "

, dann sagen Sie : " So kann man das aber
verstehen ! " - Sie müßten sich einmal mit Drogen¬
politik befassen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Sie müßten einmal wie ich - in der vergangenen
Woche bei " 25 Jahre Hammer Modell" dabeisein.
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wo ein bundesweit vorbildliches Drogenkranken¬
programm entwickelt und durchgeführt wird , und
das auf eine Weise , die mir außerordentlichen
Respekt abfordert.

Sie haben gesagt :
" keine Totalopposition "

. Aber,
in allen wichtigen Fragen lehnen Sie -die Politik der
Landesregierung ab - oder zumindest das , was
Sie dafür halten . Einer Ihrer Mitstreiter hat , wie
ich gelesen habe , gesagt , es werde nicht mehr
die Holzhammermethode , sondern die Nadelstiche
geben . - Mein Eindruck war : Das war weder Holz¬
hammer noch Nadelstiche , das waren Sticheleien,
die wir heute gehört haben ; das ist etwas ande¬
res.

(Heinz Paus [CDU ] : Ein schönes Wortspiel !)
- Danke für das Kompliment , Herr Paus . In sol¬
chen Dingen möchte ich mich nie von Ihnen über¬
treffen fassen.

( Beifall bei der SPD)
Sehen Sie nur einmal , Herr Linssen , was Sie zur
Umwelt - und zur Verkehrspolitik gesagt haben!
Vielleicht darf ich auch darauf mit einem Zitat
antworten:

"Aber es ist im Bewußtsein der Bevölkerung
noch nicht verankert , daß die CDU auch die
Partei der sozialen und ökologischen Markt¬
wirtschaft ist . Das hat nicht nur etwas mit
unserer mangelnden Fähigkeit zu tun , unsere
Vorstellungen in der Öffentlichkeit wirksam
rüberzubringen . Der große , umfassende und in
sich stimmige programmatische Entwurf zur
Vereinbarkeit von Ökonomie und Ökologie
bzw . zur marktwirtschaftlichen Lösung der
ökologischen Probleme ist bisher noch nicht
gelungen .

"

Das hat der Kollege Heinz - Helmich van Schewick
in einer Wahlanaiyse zum Bonner Kommunalwahl¬
ergebnis gesagt . Und er fährt fort:

" Daß uns dies auch hier in Bonn bezüglich der
Verkehrssituation nicht gelungen ist , war eine
Hauptursache für den Wahleinbruch 1989 und
den Machtverlust irn vergangenen Oktober .

"

"Wehe dem "
, so Herr van Schewick ,

" der meint,
dieses Defizit nur durch kurzatmigen Beschuß der
rot -grünen Verkehrspolitik beheben zu körmen .

“ -
Ich schreibe Ihnen das ins Stammbuch , denn da
hat Herr van Schewick recht.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Sie beklagen die Verschuldung des Landes , und
Sie bezweifeln , daß wir den Konsolidierungskurs
in den nächsten fünf Jahren so fortsetzen wer¬
den , wie wir es beschlossen haben . - Ich habe
allerdings klare Aussagen darüber vermißt , wie
Sie sich die Finanzpolitik in den kommenden Jah¬
ren vorstellen . Und ich nehme an, . Sie haben das
aus gutem Grund vermieden . Wir werden nämlich
schon bei den Haushaltsverhandlungen 1996 wie¬
der feststellen , daß das Motto gilt : Sparen im all¬
gemeinen urid Mehrforderungen im besonderen.
Wenn wir alle Mehrforderungen der Opposition
aufgenommen hätten , wäre die Verschuldung
nicht 120 Milliarden, sondern 160 Milliarden DM.

Ich will Ihnen mitteilen , wie wir in den letzten
fünf Jahren gehandelt haben.
Wir lagen bei der Verschuldung je Einwohner
1988 auf Platz 6 der Länder ; 1994 lagen wir auf
Platz 4 . Von 1981 bis 1994 hat Nordrhein -West¬
falen sparsamer als alle anderen Flächenländer
gewirtschaftet . Die durchschnittliche Steigerung
der Ausgaben bei uns beträgt 3,1 % ; sie beträgt
in Bayern 4 % , in Baden -Württemberg 4,2 % , in
Hessen 4,6 % .

(Zurufe von der CDU)
Sie haben die hohe Steuer - und Abgabenbela¬
stung beklagt ; aber Sie haben nicht gesagt , wer
für sie verantwortlich ist.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Die Bundesregierung belastet vor allem die Nor¬
malverdiener und die Bezieher kleiner Einkommen.

Das Institut Finanzen und Steuern steht nun wirk¬
lich der Wirtschaft nahe . Es hat im vergangenen
Herbst das Ergebnis einer Untersuchung veröf¬
fentlicht , das zeigt , wie stark die soziale Schlag¬
seite der Steuerpolitik der Bundesregierung ist.
Die Steuereinnahmen des Gesamtstaates , meine
Damen und Herren , sind von 1983 bis 1993 um
88,9 % gestiegen . Die Lohnsteuer ist um
100,1 % , die Umsatzsteuer um 104,2 % und die
Mineralölsteuer um 140,6 % gestiegen . Bei den
unternehmensnahen Steuern , Herr Kollege Lins¬
sen , hat die Vermögensteuer nur um 36 % , die
Gewerbesteuer um 60,7 % zugenommen ; den
geringsten Zuwachs hatte die Körperschaftsteuer
mit 17,3 % .

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : in welchem
Zeitraum ? )
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(A ) - 1983 bis 1993 , also ab Helmut Kohl aufwärts!

(Heiterkeit und Zurufe von der SPD - Ge¬
genrufe von der CDU)

Ich finde , daß , wenn es um Steuersenkungen
geht , zuerst und vor allen anderen die Normal¬
verdiener an der Reihe sind ; sie haben jetzt einen
Anspruch . .

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Sodann werben Sie hier auf eine , wie ich .zugebe,
besonders lockere Weise heute dafür , als erstes
die Gewerbesteuer abzuschaffen . Da werfen Sie
uns vor, daß wir das nicht einsähen oder daß wir
das jetzt noch nicht wollten . Auch dazu will ich
ihnen gerne ein Zitat sagen : 90 % der Unterneh¬
men haben weniger als 20 Beschäftigte ; denen
hilft die Senkung der Gewerbesteuer gar nicht.
Das entlastet nur die Großen wie Daimler/Sie¬
mens oder RWE . Hilfe braucht aber der Mittel¬
stand ; denn der schafft die Arbeitsplätze.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Das ist nicht vom AfA-Bundesvorsitzenden Rudolf
Dreßier ; es ist von Klaus Bregger, dem Vorsitzen¬
den der CDU - Mittelstandsvereinigung und Mit¬
glied Ihrer Fraktion des Bundestags.

13 ) ( Lachen bei der SPD - Widerspruch des

Heinz Hardt [CDUU
- Ist nicht im Bundestag ? . Aber nach dieser Rede
hat er eine Chance auf den nächsten . Platz in der
Reserveliste ; das nehme ich doch an.

( Heiterkeit und Beifall bei der SPD)
Herr Kollege Linssen , Sie sprechen von Mittel¬
standsförderung und tun so , als hätten wir die
neu entdeckt.

(Klaus Malthiesen [SPD] : Genau wie der
Reul . Lassen Sie das doch sein !)

Herr Kollege Linssen , sind Sie nie dabeigewesen,
wenn ich mit Handwerk und Mittelstand zusam¬
men war und wenn diese die Politik der Landes¬
regierung anerkannt und gelobt haben ? Waren Sie
nie dabei, wenn deutlich geworden ist : Die Mittel¬
standsförderung können Sie unter anderem daran
erkennen , daß wir die gesamte Wirtschaftsför¬
derung seit einigen Jahren umgestellt haben und
daß inzwischen 85 % aller Fördermittel an die
mittelständische Industrie gehen ? Ich habe es hier
schon vorgetragen ; Sie müßten . Sie könnten es
wissen.

Nordrhein -Westfaien mit 530 000 Unternehmen ( CI
ist froh darüber , daß von den 100 umsatzstärk¬
sten und größten 47 ihren Sitz in Nordrhein -West¬
falen haben . Aber sowohl bei den Ausbildungs¬
plätzen wie auch bet den Patenten liegt der Mittel¬
stand vor der Großindustrie . Das habe ich seit
Jahren gesagt ; das zeigt auch unsere Wirtschafts¬
politik.
Daß ein Land , das von seiner ganzen Tradition her
so sehr Land der Großindustrie gewesen ist , auch
wegen der Bindung von Unternehmen bei Kohle,
Stahl und Erzen an Lagerstätten , ist doch völlig
selbstverständlich . Die wollen wir auch nicht zu¬
rücksetzen.

(Zurufe von der CDU)

Aber auf Mittelstandspolitik brauchen wir nicht
mehr angesprochen zu werden ; da haben wir kei¬
nen Nachholbedarf.

(Beifall bei der SPD)

Sie sprachen auch die Modernisierung der Landes¬
verwaltung an . Das ist in der Tat wichtig . Da liegt
Nordrhein -Westfalen ganz vorn , und wir wollen
weiter zulegen . Ich bin gespannt , wie die Opposi¬
tion sich dann verhält , wenn es nicht um Ab¬
sichtserklärungen , sondern um konkrete Schritte
geht . (D)
Wie Sie Wirklichkeit ausblenden , können Sie auch
hieran erkennen , Herr Kollege Linssen - ich habe
jetzt .hier die Statistik über die Zahlungen der al¬
ten Länder für die finanzschwachen Länder Im
Länderfinanzausgleich im ersten Halbjahr dieses
Jahres zahlt Nordrhein -Westfalen fast 1,9 Milliar¬
den DM - es liegt auf Platz 1 - , in den Fonds
Deutsche Einheit fast 1,1 Milliarden DM ; wir sind
auf Platz 1 . Es folgen beim Linderfinanzausgleich
Baden -Württemberg und Bayern , dann Hessen,
Hamburg , Schleswig -Holstein . Beim Fonds Deut¬
sche Einheit liegt Bayern vor Baden -Württemberg.
In beiden Positionen sind wir das entscheidende
Gebertand.

Sie müssen auch von diesem Land reden , Herr
Kollege Linssen . Wenn Sie sagen , in Bayern gäbe
es sechs gentechnologische Betriebe , und ' dann
Japan und die Vereinigten Staaten dagegenstel¬
len:
Sehen Sie sich doch einmal unser Land an . 123
produzierende Unternehmen im Bereich Bio - und
Gentechnik , 109 davon in der Biotechnik und 14
in der Gentechnik . Hinzu kommen 79 Forschungs¬
einrichtungen . Wissen Sie das alles nicht ? - Sie
müßten es und könnten es wissen.
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( Beifall bei der SPD)
Die Wirklichkeit darf man also nicht durch Vor¬
urteile ersetzen , auch dann nicht , wenn es sich
rhetorisch gut macht.

Lassen Sie mich zum Schluß noch folgendes sa¬
gen : Ich habe dafür zu danken , daß Sie für meine
terminlichen Probleme Verständnis haben und ich
nicht den ganzen Tag heute hier sein kann . Ich
möchte aber noch einmal an den Anfang zurück¬
kommen : Es war ein schwieriger Neuanfang nach
dem 14 . Mai . Und ich gestehe , daß ich manchmal
denke , man brauchte für die dazu geforderte Ar¬
beitsleistung mehr Zeit.

Ich wünsche . mir in der Tat - da bin ich mit Ihnen
völlig einer Meinung -, daß die SPD wieder in eine
Situation kommt - auch und gerade auf der Bun¬
desebene - , in der sie nicht mit sich seiber be¬
schäftigt ist , sondern in der sie ihre Entwürfe für
die Zukunft gegen die der Bundesregierung stellen
kann . Daß es da manche hämische Freude gege¬
ben hat , kann ich menschlich nachvollziehen . Nur
hat es auch Situationen gegeben , in denen die
Union in einer Situation war , in der die Gegner
gesagt hätten , die kämen da nie mehr heraus.
Und? - Heute ist Kreuth wieder ein Tagungsort.

(Heinz Hardt [ CDU] : War immer einer !)
- Aber heute ist es nur ein Tagungsort - ein wich¬
tiger , ein schöner . Herr Hardt , wir wissen doch,
wo das liegt.
Aber glauben Sie nicht , daß eine andere Partei
Vorteile daraus zieht , wenn sie Formschwächen,
Krisen , Tiefs oder auch persönliche Zerwürfnisse
in einer anderen Partei zum Gegenstand der öf¬
fentlichen Erörterung macht . Ich will jedenfalls
dafür sorgen , daß die SPD in Nordrhein -Westfalen
bleibt , was sie ist : eine Votkspartei , die die Ar¬
beitnehmerinteressen wahrnimmt und die weit
über die Arbeitnehmerinteressen hinaus Men¬
schen aus freien Berufen , aus selbständiger Tätig¬
keit und aus Unternehmensleitungen gewinnt,
Menschen von Schulen und Hochschulen . Das ist
mein Part . Da bin ich in Konkurrenz mit der
Union, aber auch mit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Ich bin froh darüber , daß wir uns in den Koali-
tiorisvereinbarungen klar darüber waren : Wir
schreiben kein Parteiprogramm , sondern eine Koa¬
litionsvereinbarung . Wir bleiben sehr unterschied¬
liche politische Kräfte.

Ich habe bei diesen Koalitionsvereinbarungen zwei
persönliche Erfahrungen gemacht , die ich Ihnen
gern vermitteln möchte : Ich habe einmal die Er¬

fahrung gemacht - und ich habe das auch ausge¬
sprochen - , daß ich in manchen Bereichen ganz
weit weg bin vom Denken meiner Gesprächspart¬
ner . Ich habe mich oft gefragt , ob das am Ge¬
burtsjahr oder am Milieu oder woran sonst das
liegt . Das hat mich manchmal in tiefes Nachden¬
ken gebracht . Das habe ich auch immer öffentlich
gesagt.
Ich habe aber auf der anderen Seite Männer und
Frauen kennengelernt , die ich zum Teil vom Ge¬
sicht her oder vom lockeren Gespräch her kannte,
aber nicht aus intensiver Zusammenarbeit , bei
denen ich keinen Zweifel daran habe , daß sie mit¬
helfen wollen , daß das Land Nordrhein -Westfalen
nach vorn kommt , bei denen ich keinen Zweifel
daran habe , daß es lohnt , ihnen zuzuhören und zu
prüfen nach dem alten Paulus -Wort : " Prüfet alles,
das Beste behaltet ” .

(Oliver Wittke [CDU ] : Dann hätten Sie doch
mit uns eine Koalition gemacht ! - Heiter¬
keit!

- Ich muß jetzt sagen : Eins zu null für Sie . Nur,
wir sind uns damals nicht begegnet . Ich traf Herrn
Reul.

(Heiterkeit - Beifall bei der SPD)
Und diese Erfahrung von langen Stunden und
Nächten hat mir Mut gemacht , nicht einen Feld¬
versuch zu machen , nicht etwas für Bonn auszu¬
probieren , auch nicht eine Notgemeinschaft zu
bilden, sondern die nach meiner Meinung richtige
und beste und zukunftsorientierte Regierung für
unser schönes Land Nordrhein -Westfaien , dem
wir alle verpflichtet sind . - Herzlichen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Herzlichen Dank , Herr
Ministerpräsident ! - Sie haben angesprochen - ich
darr das noch eben sagen -, 1978 zum ersten Mal
Regierungschef geworden zu sein . Ich war damals
schon dabei . Ich habe einmal nachgeblättert und
festgestellt , daß dies am 20 . September gewesen
ist, Herr Ministerpräsident , also heute vor 17 Jah¬
ren . Deswegen wollte ich das nur einmal konkreti¬
sieren . Über die Parteigrenzen hinweg wünschen
wir Ihnen , bevor Herr Linssen das Wort nimmt,
Gesundheit und Kraft auch für die Zukunft.

(Beifall ) .
Kollege Linssen , bitte schön.
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gramme in die Kabel auf konventionellem Wege
eingespeist und empfangen werden können.

(Jürgen Büssow [SPD] : zwei Milliarden
Mark!)

Es wurde darüber hin- und hergeredet . Ich finde
diese Diskussion interessant auch vor dem Hinter¬
grund der Medtenkonzerne . Ich nenne Herrn Kirch
in München und anderswo , dem ja eher Ihre Par¬
tei in den letzten Jahren die Steilvorlagen verpaßt
hat.

(Zurufe des Lothar Hegemann [CDU ] und
der Ruth Hieronymi [CDU ] )

Im übrigen hätten wir - Herr Hegemann -, das muß
man auch einmal sagen - dieses Problem nicht in
dieser Weise auf dem Tisch , wenn Ihr Bundes¬
minister Schwarz -Schilling nicht Anfang der 80er
Jahre dafür zuständig gewesen wäre . Herr
Schwarz -Schilling war Miteigentümer der Firma
Sonnenschein . Warum sage ich das ? Die Firma
Sonnenschein hat unter anderem neben Batterien
jede Menge Kupferkabel hergestellt . Wir standen
Anfang der 80er Jahre vor der Frage , ob in der
Bundesrepublik Deutschland , wenn die Straßen
schon einmal aufgerissen werden , gleich Kupfer-
kabe ! verlegt werden sollten oder zwei Jahre ge¬
wartet und dann Glasfaserkabel verlegt werden
sollten , die eine wesentlich höhere Übertragungs¬
kapazität haben . Damals hat sich die Bundesregie¬
rung für Kupferkabei entschieden.

(Lothar Hegemann ]CDU ] : Was richtig war !)
- Ich stelle nur einmal so die Frage : Der Postmini¬
ster, der dafür verantwortlich war , war Miteigen¬
tümer der Firma Sonnenschein , und er hat diese
Frage entscheidend mitbewegt . Ich gebe Ihnen
das einfach mit auf den Weg ; darüber sollten Sie
vielleicht in Ihrer Partei noch einmal nachdenken,
wenn es um Interessen geht . Und wenn es um
die Frage geht , warum wir heute nur mit 31 Ka¬
nälen am Kabel sind , dann sollten Sie darüber in
Ihrer Fraktion ein bißchen nachdenken . - Vielen
Dank.

( Beifall bei den GFiÜNEN und des Jürgen
Büssow [SPD] )

Vizepräsidentin Dr . Katrin Grüber : Für die Landes¬
regierung erteile ich Herrn Ministerpräsident Rau
das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Frau Prä- ( C)
sidentin! Meine Damen und Herren ! Wir haben es
mit einem Engpaß in den Kabelanlagen zu tun.
Das ist kein hausgemachtes Problem . Soeben ist
schon darauf hingewiesen worden : Es ist auch
dadurch hervorgerufen , daß die Telekom trotz der'
nachdrücklichen Bemühungen aller Länder und
der Landesmedienanstalten nicht mehr Platz in
den Kabelnetzen schafft.

Wir müssen uns dessenungeachtet dem Problem
der Kabelbelegung stellen . Aufgrund der tatsächli¬
chen Umstände sollten wir uns aber klar darüber
sein : Es gibt keine rechtliche Regelung , die den
Mangel beseitigen kann . Das rechtliche Instru¬
mentarium , selbst wenn wir es verändern , kann
nur Regeln aufstellen , die für die Verwaltung ei¬
nes Mangels zu beachten sind.
Der Antrag der CDU -Fraktion berücksichtigt aus
der Sicht der Landesregierung nicht alles , was in
diesem Zusammenhang berücksichtigt werden
muß.
Der Antrag befaßt sich ja mit zwei Dingen : zum
einen mit den näheren Bedingungen , unter denen
Veranstalter in Nordrhein -Westfalen eine Lizenz
bekommen können , wenn ihre Programme nur
über Satellit ausgestrahit werden , zum anderen
mit den Regelungen über die Rangfolge bei der ^
Einspeisung in Kabelanlagen , die nach Auffassung
der CDU für die derzeitigen Schwierigkeiten ver¬
antwortlich sind.

Nun hat im Hauptausschuß über beides eine in¬
tensive Diskussion stattgefunden . Dort ist Über¬
einstimmung erzielt worden , daß eine Neurege¬
lung der Kabelbelegung wohl unumgänglich ist.

( Ruth Hieronymi [CDU ] : Na also !)
Trotz der gebotenen Eile sollten wir uns allerdings
ausreichend Zeit zur Prüfung lassen.
Ich sehe für die Novellierung folgende Eckpunkte:
Erstens . Die EU-Kommission hat , wie wir alle wis¬
sen , Bedenken gegen die derzeit geltenden Kabel¬
belegungsvorschriften erhoben . Wir sollten diesen
Bedenken Rechnung tragen.
Zweitens . Die Neuregelung sollte kein bloßes Re¬
paraturgesetz sein . Sie soll auch für die Zukunft
eine tragfähige medienrechtliche Grundlage bie¬
ten.
Der Gesetzentwurf soll demgemäß nicht nur euro¬
parechtlich unbedenklich sein . Er muß darüber
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(A) hinaus auch den verfassungsrechtlichen Vorgaben
entsprechen . Dabei wird ein besonderes Augen¬
merk auf die Gewährleistung der Meinungsvielfalt
zu richten sein.

Wir sollten uns andererseits hüten , das Kind mit
dem Bade auszuschütten . Wir sind ja , Herr Kolle¬
ge Hegemann , nicht das einzige Land, das eine
Vorrangregelung hat , die " Landeskinder " begün¬
stigt.

(Lothar Hegemann ICDUJ : Das habe ich nie
gesagt !)

Standortpolitische Vorteile sollen deshalb im Rah¬
men des rechtlich Möglichen erhalten bleiben . Die
Förderung des Medienstandortes Nordrhein -West¬
falen braucht nicht notwendigerweise im Wider¬
spruch zu den rechtlichen Vorgaben zu stehen.
Wir versuchen gegenwärtig in der Staatskanzlei,
einen Lösungsvorschlag zu erarbeiten , der die
bislang ungelösten Probleme der Einspeisung drit¬
ter Programme zumindest entschärft . Mir hat in
der Sache natürlich auch Herr Kollege Stoiber
geschrieben , und ich habe Verständnis für seinen
Wunsch , daß auch Bayern 3 hier empfangen wer¬
den kann . Ähnliches gilt für die Programme aus
dem Norden.

Allerdings müssen wir dabei auch darüber reden:
Selbst wenn wir rechtliche Änderungen vorneh¬
men , handelt es sich doch immer um Mangelver-
waitung . Es wird sich keine Lösung finden lassen,
die allseits Zufriedenheit herstellt . Das dürfen wir
bei den Beratungen nicht vergessen.

Wir werden auch über den Vorschlag der CDU
diskutieren müssen , den Einspeisungsvorrang für
hier zugelassene Satellitenveranstalter abzuschaf¬
fen . Sie haben das ja sehr bildhaft geschildert.

Ich halte diesen Vorschlag freilich für sehr
schlicht und deshalb auch für problematisch . Ich
will nur darauf verweisen , daß geklärt werden
muß , ob und welche Übergangsfristen denn Satel¬
litenveranstalter haben , die aufgrund der Vorrang¬
regelung schon im Kabel sind . Das ist nur eine der
Fragen . Aber damit wird es nicht getan sein.
Wenn man den Vorrang für Sateliitenzulassungen
beseitigt , so wird man symmetrisch dazu auch
den Vorrang für reine Kabelzulassungen beseiti¬

gen müssen . Wir haben es also mit einer Vielfalt
von Problemen zu tun , die vor uns liegen.

Ich möchte nur noch eines erwähnen . Ich meine , (C)
Veranstaltern , dis aufgrund ihrer Präsenz vor Ort
mit unserem Land verbunden sind und ihm in ih¬
ren Programmen auch ihre Aufmerksamkeit wid¬
men , sollte unser besonderes Augenmerk gelten.
Deshalb müßten wir gemeinsam einen Weg su¬
chen , der es ihnen möglich macht , weiterhin in
den Kabelanlagen unseres Landes vertreten zu
sein.

ich bitte Sie für die künftigen Beratungen um Ihre
Mithilfe , damit wir zügig zu einem überzeugenden
Ergebnis kommen . - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr . Katrin Gröber : Es Hegen keine
werteren Wortmeldungen vor . Ich schließe die
Beratungen.
Wir kommen zur Abstimmung . Der Hauptaus¬
schuß empfiehlt in seiner Beschlußempfehlung
Drucksache 12/312 ; den Antrag der CDU -Frak-
tion Drucksache 12/227 abzulehnen . Wer dieser
Beschlußempfehlung’ zustimmen möche , den bitte
ich um das Handzeichen. - Wer stimmt da¬
gegen ? -

(Zurufe von der CDU : Die Mehrheit !)
ID

Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der
Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬
NEN gegen die Stimmen der CDU -Fraktioh ange¬
nommen.

( Lothar Hegemann [CDU) : Sind die Mehr¬
heiten klar ? - Hermann -Josef Arentz ( CDU ) :
Haben Sie ausgezählt ? )

- Wir sind uns im Präsidium einig , daß die Mehr¬
heiten so , wie ich es gerade vorgetragen habe,
waren . Es ist ja recht übersichtlich . Zählen Sie
noch einmai nach . Von der CDU-Fraktion sind
rund 20 , von den Fraktionen von SPD und BÜND¬
NIS 90/DIE GRÜNEN ca . 30 Abgeordnete anwe¬
send . Es ist von Herrn Lieven noch einmal gezählt
worden.

Damit ist die Beschiußempfehlung mit den Stim¬
men von SPD und BÜNDNIS 90/DiE GRÜNEN

angenommen und der Antrag der Fraktion der
CDU abgelehnt.
Ich schließe den Tagesordnungspunkt 6 . Wir
kommen zu:
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7 Gesetz zum Zweiten Staatsvertrag zur Ände¬
rung des Rundfunkstaats Vertrages (Zweiter
Rundfunkänderungsstaatsvertrag ) und zur Än¬
derung des Rundfunkgesetzes für das Land
N ordrhein-Westfalen
Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 12/58 (Neudruck)

Beschlußempfehlung und Bericht
des Hauptausschusses
Drucksache 12/293
zweite Lesung

Ich eröffne die Beratung und erteile als erstem
Herrn Ministerpräsidenten Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau . Ministerpräsident : Frau Prä¬
sidentin ! Meine Damen und Herren ! Der Haupt-
ausschuß hat in der Schlußabstimmung bei seiner
Sitzung am 6 . Oktober einstimmig empfohlen,
den Gesetzentwurf der Landesregierng unverän¬
dert anzunehmen . Aufgrund dieses Einver¬
nehmens der Fraktionen will ich die Redezeit , die
verabredet war , nicht voll ausschöpfen . Der Rege-
iungsgehalt des Ihnen zur Beschlußfassung vorlie¬
genden Gesetzentwurfes ist klar.
Die Landesanstalt für Rundfunk soll zum einen
auch weiterhin von der Möglichkeit Gebrauch
machen können , technische Infrastruktur zur ter¬
restrischen Versorgung des gesamten Landes
über den 31 . Dezember 1995 hinaus bis zum Ab¬
lauf des Jahres 2000 aus Mitteln des 2- %-Anteils
an der Rundfunkgebühr zu fördern.
im Hauptausschuß ist die Sorge geäußert worden,
mit dieser Infrastrukturförderung könne auch eine
indirekte Förderung des privaten Rundfunks ver¬
knüpft sein.
Zunächst einmal ist festzuhalten, , daß die Landes¬
anstalt für Rundfunk technische Infrastruktur för¬
dern kann . Die staatsvertragliche Regelung
schreibt also nur eine Option fort . Mir wäre es
lieber, wenn diese Option nicht in Anspruch ge¬nommen zu werden brauchte.
Allerdings muß das Problem gelöst werden , wie
die gravierende kostenmäßige Ungleichbehand-
iung der lokalen Rundfunkveranstaiter bei der In¬
anspruchnahme von Sendernetzinfrastruktur be¬
seitigt werden kann . Die Ursache für die unter¬

schiedlichen finanziellen Belastungen der einzel¬
nen lokalen Rundfunkveranstalter ist meiner An¬
sicht nach in der Gebührenpolitik der Telekom im
Bereich der Sendernetz - und Leitungskosten zu
suchen . Allerdings scheinen mir die Möglichkeiten
fast ausgeschöpft , in Verhandlungen mit der Tele¬
kom zu Kostensenkungen und Rabatten zu kom¬
men.
Wenn es also auf der Angebotsseite keinen Spiel¬
raum mehr gibt , müssen wir überlegen , wie wir
die Chancen für gleiche Wettbewerbsbedingun¬
gen auf der Nachfrageseite hersteilen können.
Deshalb unterstütze ich nachdrücklich die Forde¬

rung , daß es sehr bald zu einer freiwilligen Verein¬
barung zwischen allen am Lokalfunk Beteiligten
über eine gleichmäßige Lastenverteilung in allen
Verbreitungsgebieten kommen muß . Dabei setze
ich ausdrücklich auf die Einsichtsfähigkeit der
Beteiligten, die gesetzgeberische Regelungen ent¬
behrlich machen würde.
Wenn es aber keine freiwilligen Regelungen gibt,
dann muß der Gesetzgeber wohl einschreiten,
damit der Erfolg des flächendeckenden lokalen
Rundfunks in Nord

’
rhein -Westfalen auch zukünftig

nicht gefährdet ist.
Welcher gesetzgeberische Weg dann zu beschrei¬
ten sein dürfte , das haben die Regierungsparteien
in ihrer Koalitionsvereinbarung ausdrücklich ge¬
regelt . Sendernetz - und Leitungskosten sollen mit
einem Durchschnittswert bemessen und gleich¬
mäßig - auf alle Lokalfunkveranstalter umgelegt
werden.
Die andere , im Gesetzentwurf enthaltene Möglich¬
keit , aus Mitteln des 2 - % -Anteils auch Projekte
für neuartige Rundfunkübertragungstechniken zu
fördern , halte ich für ein ganz wichtiges Instru¬
ment , um die in Nordrhein -Westfalen auf den
Weg gebrachten Projekte nachhaltig zu unterstüt¬
zen . Sie kommen auch nicht ,

'wie manchmal ge-
mutmaßt wird , nur einseitig den privaten Rund¬
funkveranstaltern zugute . Das DAB -Projekt ist ein
klassisches Beispiel dafür , daß nordrhein - westfä¬
lische Ressourcen insgesamt , vom öffentlich-
rechtlichen Rundfunk über die privaten Rundfunk¬
veranstalter und die LfR bis hin zur Industrie , ge¬
bündelt eingesetzt werden sollen.
Ich bitte Sie daher , dem Gesetzentwurf der Lan¬
desregierung zuzustimmen . - Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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A ) Engagement und Bewußtsein in diesem Bereich.
Es ist auch kein Wunder , warum in’ meinem Büro
viele Protestschreiben eintrafen , als von den Kür¬
zungen die Rede war.

Für Maßnahmen für die Zusammenarbeit mit Ent¬
wicklungsländern konnten 1,1 Millionen DM an
Kürzungen zurGckgenommen und für Maßnahmen
der technischen Zusammenarbeit und für Projekte
im Ausland eingesetzt werden . Damit werden
Projekte der Nicht - Regierungsorganisationen wei¬
ter unterstützt und zum Beispiel auch in der Re¬
gion Kurdistan/Nordirak fortgeführt . Auch hier
wird die Verantwortung Nordrhein -Westfalens in
den Ländern des Südens und Osteuropas deutlich.

Bei diesem Haushaltsentwurf Ist etwas gelungen,
was auf Bundesebene einmalig ist - daran könnte
sich der Bund meiner Meinung nach ein Beispiel
nehmen - , nämlich die feste Verankerung von
lokalen Strukturen , die sich letztendlich eirifügen
lassen in eine Konzeption auf regionaler und inter¬
nationaler Ebene . Ich denke , dies ist ein Grund,
stolz zu sein auf das , was das Land hier leistet.
Ich freue mich auf die weitere Arbeit in diesem
Bereich . - Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und von Abgeord¬
neten der SPD)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile
das Wort Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich will nur
ganz kurze Bemerkungen machen und mich herz¬
lich bedanken für die kritische Begleitung des Ein¬
zelplans 02 , für den ich besondere Verantwortung
trage.

Ich habe mit der Berufung eines Nord - Süd - Beauf-
tragten und mit der Regierungserklärung 1990 , in
der ich die Entwicklungshilfe an den Anfang ge¬
stellt habe , eine Linie einzuschlagen versucht , von
der ich glaube , daß sie jetzt eine noch breitere
Basis findet . Und ich bin dankbar für das , was zu
diesem Feld hier soeben gesagt worden Ist.

Ich will gern nach einiger Zeit über die Arbeit der
Institute , die Jetzt der Staatskanzlei zugeordnet
sind , eine Diskussion beginnen . Die ursprüngliche
Konzeption des Wissenschaftszentrums war
schon so , daß die Ressortierung in einem Hause
sinnvoll gewesen wäre . Wir haben das in der er¬
sten Phase nicht geschafft.

Mir liegt daran , daß diese Institute Ergänzungen ( C)
dessen bieten , was die wissenschaftlichen Hoch¬
schulen an Angeboten haben , daß sie aber mit
gleicher Freiheit forschen und publizieren können
wie unsere wissenschaftlichen Hochschulen . Es
wird keinen Versuch der Zensur geben gegenüber
dem , was in den Instituten erarbeitet wird.

Ich danke Herrn Kollegen Grätz für das , was er
zum Rundfunkstaatsvertrag gesagt hat . Ich hoffe,
daß die Einigung von Berlin uns ein Stück wei¬
terbringt und daß wir bald unter allen Ländern
auch die noch streitigen Fragen ausgeräumt und
positiv entschieden haben . Ich glaube nämlich,
daß gerade in der Medienpolitik ein Feld für ko¬
operativen Föderalismus besteht , auf dem wir uns
bewähren müssen . Die Entwicklung der letzten
zwei Jahrzehnte mit dem Nebeneinander , manch¬
mal Gegeneinander von Öffentlich - rechtlichem und
privatem Rundfunk und Fernsehen führt uns in
ganz neue Fragestellungen , übrigens auch in Fra¬
gestellungen , die . die Befürworter eines solchen
dualen Systems vor zehn Jahren noch nicht vor
Augen hatten . Deshalb glaube ich , daß es sich
lohnt , über diese Fragen weiter nachzudenken.

Meine Damen und Herren , der Herr Landtagsprä¬
sident hat soeben den Bürgermeister von Bethle¬
hem begrüßt , meinen alten Freund Freij , der ge¬
stern in Köln eine Partnerschaft mit der größten
Stadt Nordrhein -Westfalens geschlossen hat . Ich
habe ein bißchen auf glühenden Kohlen gesessen.
Ich bin Ihnen , meine Damen und Herren von allen
Fraktionen , dankbar , daß Sie der Umstellung der
Tagesordnung zugestimmt haben ; denn um
18 Uhr soll in Düsseldorf die einzige jüdische
Grundschule , die es in Nordrhein -Westfalen gibt,
nach Yitzhak Rabin benannt werden . Ich bin ge¬
beten worden , dort hinzukommen.

(Allgemeiner Beifall)

Ich denke , meine Damen und Herren , daß nichts
stärker als der Besuch des Bürgermeisters von
Bethlehem und am gleichen Tag die Benennung
einer jüdischen Schule nach Yitzhak Rabin deut¬
lich macht , wo die eigentlichen Fragestellungen
unserer Zeit liegen und wo wir eigentlich zu Ant¬
worten herausgefordert sind . - Herzlichen Dank.

(Allgemeiner Beifall)

Vizepräsident Dr . Hans - Ulrich Klose : Weitere
Wortmeldungen sehe ich nicht . Deshalb schließe
ich .die Beratung.
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(Appel [GRÜNEJ)

.) Bremen erlebt die größte Werftenkrise seit seinem
Bestehen . Platz 1 der Arbeitslosenquote im We¬
sten ; - große Koalition!

(Lachen und Zurufe bei der CDU)

Sehen Sie , Herr Linssen , das zeigt , daß das , was
Sie hier möchten , für dieses Land gar nicht funk¬
tionieren kann . Sie mit Ihrer Taktik , sich der SPD
anzudienen , würden dieses Land in ein großes
Unglück stürzen , und davor stehen zum Glück
EÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Sozialdemo¬
kratische Partei gemeinsam.

. (Beifall bei den GRÜNEN)

Dagegen belegt Hessen Platz 1 bei der Schaffung
neuer Arbeitsplätze , Platz 1 beim Einzahlen in
Bund - Länder -Finanzausgleich.

Dieser Landeshaushalt in Nordrhein -Westfalen ist
der Beweis dafür , daß auch wir in diesem Lande
von Rot-Grün profitieren . Wir werden mit dieser
Landesregierung das Land nach vorn bringen , und
dazu gibt es keine Alternative.

Am 14 . Mai 1995 haben die Bürgerinnen und Bür¬
ger in Nordrhein -Westfalen entschieden , daß sie
Rot - Grün wollen . Das war kein Betriebsunfall,
sondern war die Konsequenz daraus , daß immer
mehr Menschen erkennen , daß Umweltzerstörung

1 und Ressourcenverschwendung , daß Umvertei¬
lung von unten nach oben und ein immer stärker
werdender Abbau von Bürgerrechten der falsche
Kurs für dieses Land sind.

Auch wenn wir hier in Nordrhein -Westfalen gera¬
de nicht - da bin ich mir ja mit Matthiesen einig,
Herr Linssen - .das große Wort vom Bündnis oder
von historischer Zusammenarbeit gebrauchen —

(Klaus Matthiesen [ SPD ] : Sehr gut ! Be¬
scheidenheit ist eine Sache !)

Wir werden zusammenzählen , und am Ende wer¬
den wir es unter Beweis stellen : Es gibt eine Al¬
ternative zur Ellenbogengesellschaft von Helmut
Kohl , und dies zählt auch über die Grenzen dieses
Bundeslandes hinaus.

Viele Menschen in diesem Land , auch viele So¬
zialdemokraten , haben nach dem 14 . Mai 1995
Hoffnung geschöpft . Wir wollen diese Hoffnung
nicht enttäuschen . Wir werden an der Reformper¬
spektive für Nordrhein -Westfalen festhalten , und

wir werden alle Kraft daransetzen , sie zu verwirk - ( C)
liehen . - Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei GRÜNEN und SPD)

Vizepräsidentin Dr . Katrin Grüber : Ich erteile für
die Landesregierung Herrn Ministerpräsidenten
Dr . Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Frau Prä¬
sidentin ! Meine Damen und Herren ! Der erste
Haushalt , der von einer Landesregierung vorgelegt
wird , die aus Sozialdemokraten und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN besteht - das ist eine wichtige
Stunde im Lande , das ist eine wichtige Stunde für
diesen Landtag.

Ich glaube , wir legen einen guten Haushalt vor,
der unser Land nach vorn bringt , der die Akzente
richtig setzt.

(Zuruf von der CDU : Die Frage ist , wo vorn
ist ! - Heiterkeit - Zurufe von der SPD)

- Egal , wo vorn ist . Ich komme gleich noch dar¬
auf.

(Heinz Hardt [CDU ] : Hinten kann auch vorn
sein . ) ■

(D)
- Ich komme noch darauf.

Er bringt das Land nach vorn , und er macht den
Gleichklang deutlich , den wir brauchen : Wir brau¬
chen ökonomische Erneuerung , wir brauchen öko¬
logische Erneuerung , und wir brauchen soziale
Kompetenz . Diese drei Dinge gehören zusammen.
Sie müssen zusammenbleiben.

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich habe die Reden mit großem Interesse gehört,
ich kann gut nachvollziehen , Herr Dr . Linssen,
daß Sie in den letzten Wochen voll beschäftigt
waren mit dem Sammeln von Zitaten.

( Heiterkeit)

Und ich gebe zu : Wir haben Ihnen Gelegenheit zu
Überstunden gegeben.

Nicht alle Zitate , die Sie gebracht haben , gehörten
in den Zusammenhang , in dem sie standen.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Was ? - Heinz
Hardt [CDU ] : Aber alle zusammen !)
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Aber unabhängig davon dürfen wir uns ja auch
mit Ihren Zitaten ein wenig beschäftigen.

Da meine ich schon, ' es wäre gut gewesen , wenn
dies die Stunde der sachlichen Argumente gewe¬
sen wäre

{Beifall bei SPD und GRÜNEN - Dr . Helmut
Linssen [CDU ] : Richtig !)

und nicht der Polemik.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU] : War sie auch !)

- Da habe ich zuwenig gehört . Aber ich gebe Ih¬
nen zu , meine Damen und Herren - dafür gibt es
noch andere Zeugen - : Es ist leichter , eine Regie¬
rung zu führen , die auf einer Mehrheit beruht , als
eine Koalitionsregierung.

( Heinz Hardt [ CDU ] : Das können Sie wohl
jetzt sagen ! - Dr . Helmut Linssen [CDU ] :
Das haben Sie jetzt leidvoll erfahren !)

- Das habe ich immer so gesagt.

(Zurufe von der CDU - Bodo Champignon
[SPD] : Das weiß der Kohl aber auch ! )

Denn das Problem einer Koalitionsregierung,
gleichgültig , wie sie zusammengesetzt ist , be¬
steht darin , daß sich Menschen zu fairer Partner¬
schaft verabreden , diese faire Partnerschaft täg¬
lich beweisen müssen und dennoch Konkurrenten
bleiben . Das ist das Problem.

( Heinz Hardt [ CDU ] : Das ist überall so !)

Aber das ist das Problem in Baden-Württemberg,
in Rheinland -Pfalz und in anderen Ländern.

( Dr. Helmut Linssen [CDU] : Aber da hört
man nicht so ein Theater ! - Heinz Hardt
[CDU ] : Das ist nicht so menschenverach¬
tend ! - Gegenrufe von der SPD)

- Herr Kollege Linssen , bis wir das Maß an Streit
in der Koalition geschafft haben , das Kohl und
Kinkel uns in den letzten Jahren vorgeführt ha¬
ben , haben wir aber noch allerhand zu tun.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Wider¬
spruch von der CDU)

Sie haben sich für eine Mischung aus schwerem.
Geschütz und unüberhörbarem Werben gegenüber
den Sozialdemokraten entschieden.

( Dr. Helmut Linssen [CDU ] : Was ? )

Ich räume ein : Wir hätten in den vergangenen (C)
Wochen mehr öffentliche Aufmerksamkeit mit
unserer sachlichen Arbeit finden können und fin¬
den müssen . Deshalb halte ich es für ein positives
Signal , daß sich am Wochenende der Parteitag
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN klar und deutlich
für die Koalition und dafür entschieden hat, die
Politik dieser Landesregierung auch in Zukunft zu
unterstützen.

Jede politische Partei muß sich zwischen ver¬
schiedenen Möglichkeiten und Optionen entschei¬
den . Ich sage - und Sie wissen von der gewissen¬
haften Prüfung , die ich da vorgenommen habe,
auch bevor ich das Amt übernahm - : ich will den,
Erfolg dieser Koalition, weil ich im Interesse des
Landes keine bessere Alternative erkennen kann.

[Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Streit gehört zur Politik - Streit um die besseren
Konzepte , Streit um die besseren Zukunftsent¬
würfe . Was ich nicht will , was unser Land nicht
brauchen kann , ist Streit um des Streites willen.

Zu den interessanten Erfahrungen der letzten Wo¬
chen gehört für mich , daß sich die Opposition
nicht entscheiden kann . Ich habe einen vielstim¬
migen Chor gehört : lockende Sirenentöne gegen¬
über der SPD mit dem Hinweis , man könne sich
auf den meisten politischen Feldern ganz schnell
einigen ; heute die harsche Ablehnung des Lan¬
deshaushalts . Dem kleinen Koalitionspartner hat
die CDU zuerst vorgeworfen , er liege in der Sache
falsch und sei nicht regierungsfähig , dann hieß
es , er sei umgefallen . Was von beidem ist denn
nun ernst gemeint?

(Zuruf des Dr . Helmut Linssen [CDU ])

Da werden die unterschiedlichsten Positionen
beschrieben . Wir haben es eben beim Flughafen
Köln/Bonn noch einmal dargestellt bekommen.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Bei Dortmund!
Die anderen Positionen sind doch !)

- Ich denke nicht nur an Dortmund . Herr
Dr . Linssen , ich denke auch an Essen/Mülheim,
an den Flughafen dort , an die Mehrheitsverhält¬
nisse im Rat der Stadt Mülheim und an das , was
in Mülheim und in Essen viele getan haben.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Ruth Hiero-
nymi [CDU] : Und mit denen stellen Sie sich
jetzt auf eine Stufe ! - Zuruf des Dr . Helmut
Linssen [ CDU] )
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VI Mir ist wichtig, daß wir uns weder in der Koalition
noch hier im Parlament mit uns selbst beschäfti¬
gen.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Das habt ihr
jetzt acht Monate getan !)

Die Menschen in Nordrhein -Westfalen müssen
spüren , daß wir uns um das kümmern , was sie
bewegt, und das ist in den beiden Reden , die wir
soeben gehört haben , deutlich geworden - mit
durchaus unterschiedlichen Akzenten . Das ist
auch richtig so.

(Lachen des Dr . Helmut Linssen [ CDU ])

Das gehört nämlich zum Wesen einer Koalition.
Wenn wir austauschbar und auswechselbar wä¬
ren und alle die gleichen Akzente setzten , wäre
das keine Koalition. Es ist eine Koalition , und ich
sage ja zu unterschiedlichen Akzenten und dazu,
daß wir immer wieder den Konsens miteinander
suchen müssen . Ich füge hinzu , Herr Dr . Linssen
- nachdem Sie mir aus einer eTwas älteren Aus¬
gabe des " Express " vorgelesen haben , ich solle
endlich auf den Tisch hauen - :

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Eine ganz junge
Ausgabe !)

Ich werde nie auf den Tisch hauen , aber immer an
^ den Tisch bitten , damit miteinander geredet wird

und damit aus dem Konflikt Konsens entsteht.
(Dr . Helmut Linssen (CDU ) : Und das Thea¬
ter der letzten acht Monate kommt dabei
heraus !)

Diesen Arbeitsstil halte ich seit vielen , vielen Jah¬
ren durch.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Alleine ging
das , aber nicht so !)

- Herr Kollege Linssen , bei Ihnen fällt mir immer
Schiller ein : " Fest gemauert in der Erden " - bei
37 % ! Das bleibt so . Das bleibt so!

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Schiller hat diese Zahl nicht genannt , muß ich
hinzufügen.

(Heiterkeit bei SPD und GRÜNEN)
Der Entwurf der Landesregierung zeigt : Die Koali¬
tion ist handlungsfähig und kornpromißfähig.

( Lachen des Dr . Helmut Linssen [CDU ] -
Heinz Hardt [ CDU ] : Handlungsfähig ? Des¬
halb ist der Clement erst gar nicht gekom¬
men !)

Der Haushaltsentwurf macht deutlich : Wir halten ( C)
Wort . Wir stehen zu dem , was im vergangenen
Sommer vereinbart worden ist , und zu dem , was
ich in der Regierungserklärung im September ge¬
sagt habe . Das kann jeder prüfen.

Entschuldigung , ich muß eben zwischendurch
etwas sagen . - Herr Kollege Clement vertritt mich
bei Terminen , weil ich bei der dritten Lesung hier
sein muß . Ich sehe überhaupt keinen Anlaß , dar¬
über Bemerkungen zu machen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Es gibt Veranstaltungen , bei denen die Landes¬
regierung vertreten sein muß . Da muß sie ent¬
scheiden , wer an welcher Stelle die Aufgaben
währnimmt.

Sie finden im Haushalt die zentralen politischen
Ziele der Koalition wieder : Arbeitslosigkeit be¬
kämpfen, Voraussetzungen für neue Arbeit schaf¬
fen , ökologische Erneuerung vorantreiben , weil
wir nicht länger Raubbau treiben dürfen.

Der Haushaltsentwurf zeigt auch , daß diese Koali¬
tion ihre soziale Verantwortung wahrnimmt . Sie
weiß , es gibt einen engen Zusammenhang zwi¬
schen sozialer Sicherheit und sozialem Frieden . Es
gibt auch einen engen Zusammenhang zwischen
sozialer Sicherheit und wirtschaftlichem Erfolg,
meine Damen und Herren.
Der Haushaltsentwurf ist unter schwierigen finan¬
ziellen Bedingungen entstanden . Wir gehen nicht
den Weg in zusätzliche Neuverschuldung und
setzen die Politik der strikten Ausgabendiszipiin
fort . Ich würde Sie gern daran erinnern , meine
Damen und Herren : Nordrhein -Westfalen hatte
von 1981 bis 1995 im Jahresdurchschnitt die
geringste Steigerung der Ausgaben aller alten
Länder der Bundesrepublik.
Wir wollen die Neuverschuldung verringern und
tun das mit minus 300 Millionen DM gegenüber
1995 . Wir werden auch in diesem Jahr mehr als
jedes andere Land für den Aufbau in den neuen
Ländern zahlen , 4,5 Milliarden DM im Länderfi¬
nanzausgleich und für den Fonds Deutsche Ein¬
heit . Im . vergangenen Jahr haben wir sogar
5,5 Milliarden DM aus unseren Kassen für die
neuen Länder und für die deutsche Einheit ge¬
zahlt.

Da war ich schon erstaunt , als ich von Herrn
Kollegen Reul las : In NRW wird immer nur gemek-
kert und eingefordert , aber kein eigener Beitrag
geleistet . - So hat er seine Forderung begründet ,

'
Nordrhein-Westfalen solle mit Landesgeld die Sen-
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kung des Solidarzuschlags bezahlen , die der
Bund , ohne uns vorher zu fragen und ohne mit
uns darüber zu reden , beschlossen hat . Das klingt
wie von einem anderen Stern , aber es ist von
Herbert Reul.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

5,5 Milliarden DM kein Betrag - darauf muß man
erst einmal kommen.

Ich sage : Dieser LandeshaushaJt ist ein wichtiger
Beitrag des Landes Nordrhein -Westfalen für ein
wirkliches Bündnis für Arbeit . Das gilt für das
Investitionsprogramm Arbeit und Umwelt , mit
dem wir insgesamt über 13 Milliarden DM in die¬
ser Legislaturperiode bündeln . Das gilt für die
stärkere Förderung moderner Technik in den Be¬
reichen Telekommunikation , Verkehr und Energie.
Wir fördern Forschung , Entwicklung und Markt¬
einführung moderner Energietechnik in diesem
Jahr mit 110 Millionen DM . Das ist mehr als an-
derthalbmal soviel wie 1995.

Mittelstand und Handwerk sind Motoren qualitati¬
ven Wachstums . Sie stellen zwei Drittel der Ar¬
beitsplätze , 80 % der Ausbildungsplätze . Wir ha¬
ben , historisch bedingt - darauf hat Herr Dr . Lins-
sen vor kurzem hingewiesen - , Nachholbedarf bei
den kleinen und mittleren Betrieben und im Hand¬
werk . Deshalb 320 Millionen DM für die Grün¬
dung und Festigung junger Unternehmen , 80 Mil¬
lionen DM mehr als im Vorjahr , und 30 Millionen
DM für die schon zitierte Meistergründungsprä¬
mie.

Die Förderung des Wohnungsbaus bleibt ein
Schwerpunkt ; wir steilen Mittel für mindestens 27
000 Wohnungen zur Verfügung.

(Minister Dr . Michael Vesper : 28 000 !)

- " Mindestens 27 000 " sind auch 28 000.

( Heiterkeit - Minister Dr . Michael Vesper:
Ja !)

Wir verstärken schrittweise die ökologischen An¬
forderungen an den Wohnungsbau . Ab 1998 wer¬
den nur noch Wohnungen gefördert , die dem
Niedrigenergiehausstandard entsprechen.

Meine Damen und Herren , ich sehe wichtige Ak¬
zente im Innovationsprogramm Forschung und
darin , daß die Aufgaben der Stadtentwicklung
und für die Kulturförderung zusätzlich gefördert
werden.

Herr Koliege Appel hat soeben das Thema " Frau¬
en und Beruf" angesprochen . Auch ich bin der

Meinung , daß hier zusätzliche Akzente gesetzt (C)
werden müssen , damit Frauen und Männer Beruf
und Familie besser miteinander vereinbaren kön¬
nen . Ich will mich nicht mit einer Gesellschaft
abfinden , in der sich der Wunsch nach Kindern
und der Wunsch , berufstätig zu sein , immer noch
ausschließen.

{Beifan bei SPD und GRÜNEN)

Es ist das gute Recht der Opposition , und es ist
auch das gute Recht vieler Interessengruppen,
den Haushalt zu kritisieren . Ich weiß selber zu
gut , und jeder von uns weiß , daß viel Wün¬
schenswertes fehlt und manches Notwendige
nicht möglich ist . Aber die Landesregierung zeigt
mit diesem Haushalt Gestaiiungswillen und Ge¬
staltungskraft.
Wir haben die Schwerpunkte nur setzen können,
weil wir kräftig umgeschichtet haben . Darum
mußten wir das Bewtiiigungsvolumen bestehender
Programme zunächst um 30 ■% kürzen . Das haben
Sie kritisiert.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Weil das über¬
wiegend im Sozialbereich stattfindet !)

Aber man macht schon interessante Beobachtun¬
gen , vor allen Dingen , wenn man Lokalzeitungen
liest. Die Neugestaltung des kommunalen Finanz-
ausgleichs - darüber werden wir gleich noch spre¬
chen - ist ein Thema , das viele Gemüter bewegt
hat . Es ging quer durch die Parteien , jeder hat vor
allem an seine Stadt , an seine Gemeinde gedacht.
Da lese ich im Lokalteil Leichlingen der "Rheini¬
schen Post ” vom 15 . Februar , daß Herr Kollege
Reul so zitiert wird:

"Wir haben noch keine Linie,

(Zuruf von der SPD : Haben die nie gehabt !)

aber wenn wir nichts Besseres finden , sollten
wir lieber beim alten Finanzierungsmodell blei¬
ben .”

( Lachen bei der SPD)

Nun wird es viele nicht überraschen , daß Herr
Reul etwas beim alten lassen will , weil er keine
Linie hat,

( Erneut Lachen bei der SPD)

obwohl er sich in anderem Zusammenhang ja
gern als Modernisierer sieht . Aber was mich stut¬

zig macht , ist , daß Herr Reul etwas vorschlägt,
was der Landtag selbst dann nicht beschließen
könnte , wenn die Mehrheifes für richtig hielte;
denn das Verfassungsgsricht hat uns aufgegeben.
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die bisherigen Verteilungskriterien für die Schlüs¬
selzuweisungen des Landes an die Gemeinden
neu zu ordnen.

(Bernhard Schemmer [ CDU ] : Das stimmt
doch gar nicht ! )

Wenn wir alles beim alten ließen , wäre das Ge¬
meindefinanzierungsgesetz verfassungswidrig.
Das kann niemand wollen.

(Beifall bet SPD und GRÜNEN)

Darum sage ich schon jetzt - weil ich am Nach¬
mittag nicht dabeisein kann - : Nach meiner Mei¬
nung ist der vorliegende Entwurf ein ausgewoge¬
ner und fairer Ausgleich zwischen den unter¬
schiedlichen . Interessen .

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident,
wären Sie bereit , eine Frage des Abgeordneten
Leiter : zu beantworten?

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Ja , sicher.

Präsident Ulrich Schmidt : Bitte schön , Kollege
Leifert.

Albert Leifert ( CDU ) : Herr Ministerpräsident , kön¬
nen Sie mir bestätigen , daß in dem Urteil des Ver¬
fassungsgerichtshofs , das Sie hier angesprochen
haben , also in dem sogenannten Solingen - Urteil,
der Urteilstenor wie folgt lautet - ich zitiere ? :

" Die Verfassungsbeschwerde ist unbegrün¬
det .

"

(Zuruf von den GRÜNEN : Das ist aber nicht
komplett !)

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Man darf
sich aber nicht nur den Tenor , sondern muß sich
den Text des gesamten Urteils ansehen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lachen bei
der CDU - Ruth Hieronymi [ CDU ] : Machen
Sie das immer so ? )

Und dann komme ich jedenfalls zu dem Ergebnis,
daß uns ein Entwurf vorliegt, der alle Elemente

aufnimmt , die das Ifo-lnstitut vorgeschlagen hat , (C)
und sie so gewichtet , daß ein vernünftiges Gan¬
zes entsteht.

Meine Damen und Herren , ich möchte bei relativ
kurzer Redezeit gern noch auf einen Punkt einge-
hen , nämlich auf die Entwicklung auf dem Ar¬
beitsmarkt . Die Zahlen, die wir gehört haben , sind
bedrückend . Das darf aber nicht zu dem Fehl¬
schluß führen , die großen Anstrengungen , die wir
unternommen haben , seien vergeblich gewesen.

Im Gegenteil : Die Politik der ökonomischen und
ökologischen Erneuerung hat Nordrhein -Westfaien
vorangebracht , auch und gerade auf dem Arbeits¬
markt.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir stehen heute in vielem besser da als vor fünf
oder zehn Jahren , auch im Vergleich der Länder.
1995 haben über 63 % aller Erwerbstätigen in
Nordrhein - Westfalen im Dienstieistung 'sbereich
gearbeitet ; 1974 waren es 47 % . Nicht nur pro¬
zentual hat die Bedeutung der Dienstleistungen
zugenommen . Wir hatten im vergangenen Jahr
fast 4,6 Millionen Beschäftigte irn Dienst¬
leistungsbereich , mehr als je zuvor.

Nun darf man keinen fatschen Gegensatz zwi¬
schen Arbeitsplätzen in der Industrie und Arbeits -

(pj
platzen bei den Dienstleistungen aufbauen . Wir
brauchen beides : eine leistungsfähige industrielle
Basis und weiteren Zuwachs bei den Dienstlei¬
stungen.
Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt ist
schlecht gewesen , aber sie war besser als in fast
allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland.
Bei uns sank die Zahl der Arbeitslosen im vergan¬
genen Jahr im Schnitt um 0,7 % ; im Durchschnitt
der westlichen Länder stieg sie um 0,4 % . Bun¬
desweit ist die Arbeitslosigkeit auch in den ersten
beiden Monaten dieses Jahres fast doppelt so
stark gestiegen wie in Nordrhein -Westfaien . Es
stimmt : Wir gehen von einem höheren Niveau
aus . Aber es stimmt auch - und mir liegt daran,
daß das einmal öffentlich bekannt wird - , daß der
Abstand zum Durchschnitt der westlichen Länder
heute geringer ist als vor einigen Jahren und auch
geringer als vor einem Jahr . Ende der 80er Jahre
lag der Anteil Nordrhein -Westfalens an der ge¬
samten Arbeitslosigkeit noch bei fast 34 % ; jetzt
sind es 28,5 % .

(Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Inzwischen ist
doch der Osten liinzugekommen !)
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Ich halte das für eine Verbesserung , von der wir
auch reden müssen , Herr Kollege.

(Beifall bei der SPD - Dr . Helmut Linssen
ICDU] : Sie vergleichen doch Äppel mit Bir¬
nen !)

Die Zahlen zeigen : Nordrhein -Westfalen hat seine
Position nicht verschlechtert.

(Zuruf des Dr . Helmut Linssen [CDU] : Sie
erwecken aber den Eindruck der Verbesse¬
rung !)

- Nein , das habe ich auch nicht gesagt.

( Dr . Helmut Linssen [CDUJ : Das Ganze ist
doch eine Milchmädchenrechnung !)

- Nein , das ist keine Milchmädchenrechnung , son¬
dern ich nenne die Zahlen , weil es dem Land
schadet , wenn unser Land aus Unkenntnis oder
aus politischer Absicht heruntergemacht oder
schlechtgeredet wird.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Herr Kollege Linssen , wir haben ein positives Kli¬
ma für Investitionen und für die Gründung neuer
Unternehmen.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU] : Das sieht man
jeden Tag !)

Auch das zeigen die Zahlen des vergangenen Jah¬
res : Im vergangenen Jahr sind in Nordrhein -West¬
falen per Saldo rund 10 000 zusätzliche Unter¬
nehmen entstanden . Das ist ein Zuwachs von
2,3 % gegenüber dem Vorjahr . Damit liegen wir
auf Platz zwei der westlichen Länder ; nur Nieder¬
sachsen liegt einen Punkt besser , ich bin froh
darüber.

( Beifall bei der SPD - Dr . Helmut Linssen
[CDU] : Ihr Wirtschaftsminister beklagt doch
jeden Tag den Mangel !)

- Natürlich muß da noch etwas drauf . Aber wenn
wir auf Platz zwei der westlichen Länder sind,
sind wir schon einmal besser , als wir waren . Dar¬
über freue ich mich.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Dr . Helmut
Linssen [ CDU ] : Uns fehlen doch über
20 000 mittelständische Existenzen !)

Sie wissen doch so gut wie ich , Herr Kollege Lins¬
sen : Die Möglichkeiten eines Landes zur Bekämp¬
fung der Arbeitslosigkeit sind sehr begrenzt.

(Dr . Helmut Linssen ICDU ] : Andere können
es besser ! )

Um so bedrückender ist es , daß die Länder in der (C)
Bundesregierung keinen handlungsfähigen Partner
finden , der die Dinge gemeinsam mit ihnen vor-

• anbringt.
[Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich kann verstehen , wenn es vielen schwerfällt,
die Auseinandersetzung mit der Bonner Koalition
ganz nüchtern mit Zahlen , Daten und Fakten zu
führen . Ich hoffe , daß spätestens nach den drei
Landtagswahlen am Sonntag die Mischung aus
Lähmung und lärmender Geschäftigkeit in Bonn
zu Ende ist.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir müssen wichtige Rahmenbedingungen än¬
dern , wenn wir uns mit der steigenden Arbeits¬
losigkeit nicht abfinden und wenn wir die politi¬
sche Stabilität unseres Landes nicht gefährden
wollen.

Und wir müssen den Weg in den Lohnsteuerstaat
stoppen . Es ist widersinnig und gegen die Erklä¬
rungen aller Parteien , wenn ausgerechnet die
Früchte der Arbeit steuerlich am stärksten bela¬
stet werden . Das verhindert neue Arbeit und ist
sozial ungerecht.

( Beifall bei der SPD Und bei Abgeordneten
der GRÜNEN - Dr . Helmut Linssen [CDU ] : ^

Was macht denn Lafontaine ? Der arbeitet
doch gegen Steuerentiastungen !)

Genau das aber hat die Bundesregierung ge¬
schafft . 1996 liegt die volkswirtschaftliche Steu¬

erquote bei 23 %. Das ist insgesamt der niedrig¬
ste Wert - seit 1966 . Aber die Lohnsteuerzahler
tragen einen immer größeren Anteil am gesamten
Steueraufkommen . Inzwischen liegt der Lohnsteu¬
eranteil bei 34,4 % . Seit 1990 ist die Lohnsteuer
um über die Hälfte , um 56 % gestiegen , und die

Sozialabgaben haben mit dem 1 . Januar dieses
Jahres einen historischen Höchststand in der Ge¬
schichte der Bundesrepublik erreicht.

(Dr. Heimut Linssen [CDUJ: Wir haben mehr
abhängig Beschäftigte !)

Die Körperschaftsteuer , Herr Kollege Linssen,

trägt nur noch mit 2,2 % und die veranlagte Ein¬

kommensteuer nur noch mit 1,7 % zu den öffent¬
lichen Finanzen bei.

( Dr. Helmut Linssen [ CDU ) : Wir haben ja
a'uch zuwenig Selbständige , wie Herr Cle¬
ment sagt !)

Landtag
Nordrhein-Westfalen 1739

20 . 03 . 1996
Plenarprotokoll 12/24

( Ministerpräsident Dr . Rau)

V) - Ja , richtig , deshalb bin ich auch froh darüber,
daß wir da im letzten Jahr eine Steigerung um
2 % haben . Freuen Sie sich doch einmal darüber!
Stellen Sie sich einmal vor , bei Ihnen gäbe es alle
fünf Jahre eine Steigerung um 2 %!

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Dann wären Sie schon im Jahre 2030 dran!

Alle sind sich einig darin : Die Einkommen aus
Arbeit müssen steuerlich entlastet werden . Die
Taten sehen anders aus . Die Bundesregierung will
die Gewerbekapitalsteuer abschaffen und gleich¬
zeitig die Vermögensteuer , die nur den Ländern
zugute kommt . . Ich kann das nicht verstehen , ich
will das auch nicht verstehen , sondern ich will
das ändern.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Man kann in den Programmen von CDU , SPD und
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN lesen , daß Energie
heute zu billig ist , daß sie teurer werden muß:
zum Schutz der Umwelt, zur Förderung moderner,
energiesparender Technologien . Das steht auch in
Ihrem Programm . Deshalb schlägt die -SPD seit
langem vor, die Belastung des Faktors Arbeit mit
Abgaben und Steuern zu verringern und im Ge¬
genzug die Energienutzung stärker zu belasten.

^ ( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Schröder und
Clement sind doch dagegen !)

Es gibt solche Überlegungen in anderen Parteien
auch . Das muß schrittweise geschehen , bran¬
chenorientiert , es darf nicht zu bruchartigen Ent¬
wicklungen führen . Aber was geschieht tatsäch¬
lich ? Das genaue Gegenteil!

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Das Präsidium
der SPD weiß selbst nicht , was er will ! ) .

Zu Beginn des Jahres 1996 sind die Beiträge zur
Rentenversicherung gestiegen , und der Strom¬
preis ist durch den Wegfall des Kohlepfennigs
gesunken . Das ist widersinnig, .meine Damen und
Herren.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Die Bonner Koalition tut das Gegenteil dessen,
was sie nach ihren Programmen selber für not¬
wendig hält.
Auf dem Papier sind sich alle Parteien einig : Die
Sozialversicherung muß von versicherungsfrem-
den Leistungen befreit werden , damit neue Ar¬
beitsplätze entstehen können . Also müßte die
Bonner Koalition endlich dafür sorgen , daß Auf¬
gaben der Allgemeinheit von aiian .Steuerzahlern.

bezahlt werden und eben nicht nur von den Bei- (C)
tragszahlern.

[ Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Das ist für den Wirtschaftsstandort Deutschland
wichtiger als das ständige Klagen über die Unbe-
zahlbarkeit des Sozialstaates.

(Dr. Helmut Linssen [CDU ] : Dafür wollen
Schröder und Clement die Mehrwertsteuer
erhöhen !)

- Nein, da haben Sie Clement wieder nicht genau
zugehört . Dem muß man ganz sensibel zuhören.

( Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Ich habe den entsprechenden Satz nicht nur ge¬
hört , sondern auch gelesen . Das war in der Sen¬
dung ZAK , die für uns beide abends eigentlich
viel zu spät gesendet wird , Herr Linssen.

(Klaus Matihiesen [ SPD] : Mit Sensibeichen
muß man eben sensibel umgehen !)

- Das kann man wohl sagen . Es gibt auch Men¬
schen , die nach dem Motto leben : Wenn ich
schon einsam bin , dann will ich auch allein sein!

(Heiterkeit}
Ich habe vor einigen Tagen im " Handelsbiatt"
gelesen , eine Beitragssenkung um nur einen Pro-
zentpunkt entspräche ungefähr den gesamten
Körperschaftsteuerleistungen der deutschen Kapi¬
talgesellschaften . - Meine Damen und Herren , wir
müssen weg von einer Steuer - und Abgabenpoli¬
tik , die dazu anreizt, Arbeitsplätze wegzurationali¬
sieren , aber keine Anreize gibt , sparsam mit Ener¬
gie und Rohstoffen umzugehen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Wir müssen Anreize dafür schaffen , daß
Kilowattstunden - , der Benzinverbrauch und Raum¬
heizungsbedarf wegrationalisiert werden . Das
sind die Herausforderungen , vor denen wir alle
stehen.

Meine Damen und Herren , ich hoffe , daß wir zu
einer Neuordnung in der Förderpolitik auch gegen¬
über den Ländern und Gemeinden kommen . Es
kann auf die Dauer nicht so sein , daß gleiche
Sachverhalte je nach Geographie unterschiedlich
gewichtet werden . Das sage ich auch in Richtung
der Städte des Ruhrgebiets.
Wir sind bereit , auch regional ein Bündnis für Ar¬
beit zu ermöglichen . Dazu haben wir bereits viele
Gespräche mit Vertretern von ' Gewerkschaften
und Unternehmensverbänden geführt . Das wer-
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den wir auch in Zukunft fortsetzen . In wenigen
Wochen werden wir ein Papier zur Lage des
Wirtschafts - und Industriestandortes Nordrhein-
Westfalen vorlegen , zu dem alle Ressorts Beiträge
geliefert haben . Dabei handelt es sich um eine
nüchterne und differenzierte Analyse der wirt¬
schaftlichen und der arbeitsmarktpolitischen Si¬
tuation . Wir werden ein Bündel ganz praktischer,
kleinerer und größerer Maßnahmen vorschlagen,
die umzusetzen sind.

Und wir werden uns darum bemühen , noch stär¬
ker als bisher eine bessere Arbeitsteilung zwi¬
schen den Technologiezentren , zwischen For¬
schung , Technologie und Industrie zustande zu
bringen . Wir wollen den Transfer von Forschungs¬
einrichtungen aus den Hochschulen in die Indu¬
strie erleichtern.

Wir wollen der Verkehrstechnik noch mehr Chan¬
cen als bisher einräumen . Dafür haben wir ver¬
schiedene Ansätze in diesem Haushalt . Ich denke,
wer sich das Land genau ansieht , der erkennt:
Dieses Miteinander von Arbeit und Umwelt kann
man täglich sehen , etwa bei der Internationalen
Bauausstellung Emscher -Park . Wir haben viel
mehr zu bieten , als den meisten bewußt ist . Wir
haben ein Handlungskonzept beschlossen.

Ich bin sehr dankbar dafür , daß die Gewerkschaf¬
ten drängen . Ich möchte Klaus Zwickel auch ein¬
mal öffentlich dafür danken , daß er den Stein ins
Wasser geworfen hat , um das Bündnis für Arbeit
voranzubringen.

(Beifall bei der SPD)

Wir dürfen dieses Bündnis nur nicht zerreden . Die
Gefahr , daß wir alle paar Monate Zusammenkom¬
men und Kommuniques austauschen , ist immer
noch zu groß.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Jetzt rettet ja
wieder die Osterpause !)

- Die Osterpause rettet nicht . Ich finde es aber
schon ganz sinnvoll , den SchlafAVach - Rhythmus
v/ieder in Gang zu bringen und ins Gleichgewicht
zu kommen . Man muß gelegentlich auch einmal
Pause machen , vor allen Dingen , wenn man sich
so abrackert , Herr Dr . Linssen,

( Dr . Helmut Linssen [ CDU] : Wie wir . )

wie Sie das tun , um die CDU auf gleichem Niveau
zu halten , und wie wir das tun , um die Koalitions-
Traktionen nach vorne zu bringen . So ist das.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Der Haushalt ist solide . Die Landesregierung ist (C)
kompromißfähig und handlungsbereit . Die Koali¬
tionsfraktionen haben es in den letzten Wochen
nicht leicht gehabt und es sich nicht leicht-
gemacht . Manche Gewitter reinigen die Luft , und
jetzt haben Sie , Herr Linssen , noch vier Jahre die
Chance , Schadenfreude einzuüben . Aber die vier
Jahre sollen Sie denn auch haben . - Herzlichen
Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau . - Meine Damen und Herren,
gibt es weitere Wortmeldungen ? - Das ist offen¬
sichtlich nicht der Fall . Dann schließe ich die Be¬
ratung.
Wir kommen zur Abstimmung . Wir haben zu¬
nächst über das Gemeindefinanzierungsgesetz
1996 abzustimmen , und zwar entsprechend der
Beschlußempfehlung des Haushalts - und Finanz¬
ausschusses Drucksache 12/852 . Der Haushalts¬
und Finanzausschuß empfiehlt uns , den Gesetz¬
entwurf der Landesregierung in der Fassung nach
der zweiten Lesung anzunehmen . Wer ist für die
.Beschlußempfehlung ? - Das sind SPD und BÜND¬
NIS 90/DIE GRÜNEN . Wer ist dagegen ? - Die tDJ

CDU -Fraktion . Gibt es Stimmenthaltungen ? - Das
ist nicht der Fall . Damit ist der Gesetzentwurf in
dritter - Lesung mit den Stimmen der Koalitions¬
fraktionen gegen die Stimmen der CDU ver¬
abschiedet.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Heinz Hardt
[CDU ] : Nur neun GRÜNE ! )

Ich rufe dann die Abstimmung unter Nummer 2
auf , nämlich Haushaltsgesetz 1996 , und zwar
über den Änderungsantrag Nr . 1 der Fraktionen
von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Drucksa¬
che 12/840 - Einzelplan 04 ; Stellenplan im Justiz¬
vollzugsdienst . Wer für den Änderungsantrag ist,
den bitte ich um das Handzeichen . -

( Heinz Hardt [CDU ] : Der Busch verbiegt
sich aber ! - Dr . Manfred Busch [GRÜNE]
schüttelt den Kopf . )

SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN . Wer ist da¬

gegen ? - CDU - Fraktion . Gibt es Stimmenthaltun¬

gen ? - Das ist nicht der Fall . Damit ist der Ände¬

rungsantrag mit den Stimmen der Koalitionsfrak¬
tionen gegen die Stimmen der CDU angenommen.
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i ) Beginn : 10 .01 Uhr

Präsident Ulrich Schmidt : Meine sehr verehrten
Damen und Herren ! Ich heiße Sie herzlich will¬
kommen zu unserer heutigen 26 . Sitzung des
Landtags Nordrhein -Westfalen.

Ich begrüße auch unsere Gäste auf der Zuschauer¬
tribüne sowie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Medien.

Meine Damen und Herren , am 11 . April ist es am
Düsseldorfer Rughafen zu einer schrecklichen
Brandkatastrophe gekommen . Ich bitte Sie , sich
von Ihren Plätzen zu erheben , um der Opfer des
Unglücks zu gedenken.

(Die Abgeordneten , die Regierungsmitglieder
und die übrigen Anwesenden erheben sich . )

Meine Damen und Herren , sechzehn Menschen
haben bei der Katastrophe ihr Leben lassen müs¬
sen , über sechzig Menschen wurden darüber hin¬
aus zum Teil schwer verletzt.

Wir haben die Nachrichten darüber mit großem
Erschrecken , ja Entsetzen , und mit tiefer Trauer
aufgenommen.
Für den Landtag von Nordrhein -Westfalen spreche

j ] ich den Angehörigen und Freunden der Opfer unser
tiefes Mitgefühl aus . Wir können ihren Schmerz
nicht lindern , aber wir nehmen Anteil an ihrer
Trauer.

Den Vorletzten wünschen wir eine rasche Gene¬
sung . Ich verbinde damit die Hoffnung , daß sie die
Folgen dieser schrecklichen Katastrophe physisch
und psyschisch so schnell wie möglich überwinden
können . Es versteht sich von selbst , daß wir den
betroffenen Familien mit Rat und Tat zur Seite
stehen wollen.

Feuerwehr . Polizei , Hilfsorganisationen und viele
weitere Helferinnen und Helfer haben durch ihren
selbstlosen Einsatz Menschenleben retten können.
Der Landtag von Nordrhein -Westfalen bedankt sich
hierfür bei allen Beteiligten . Ich schließe in diesen
Dank auch diejenigen mit ein , die zur Zeit die
Flughafeneinrichtungen reinigen und die sich darum
bemühen , daß alle Gebäude nach deren Freigabe
wieder gefahrlos vom Flughafenpersonal und den
Passagieren genutzt werden können.

Meine Damen und Herren , es fällt mir schwer , vom
Gedenken an die Opfer wieder zur Tagesordnung
übergehen zu müssen . Aber neben der Hilfestellung
für die Überlebenden und die Angehörigen der
Opfer ist es nun unsere vordringliche Aufgabe , die

Konsequenzen aus diesem Unglück zu ziehen . Die (C)
Ursachen der Düsseldorfer Flughafen - Katastrophe
müssen restlos aufgeklärt werden , damit die er¬
forderlichen Schlußfolgerungen nicht nur für Düs¬
seldorf , sondern für alle Flughäfen , für die bauli¬
chen Maßnahmen , für den Brandschutz und für die
Rettungseinrichtungen gezogen werden können.
Die Wiederholung eines solch schrecklichen Ge¬
schehens darf es nicht geben . Diesem Anliegen
dienen auch die heutige Regierungserklärung des
Herrn Ministerpräsidenten und die anschließende
Aussprache in unserem Parlament.

Meine Damen und Herren , unser tiefempfundenes,
trauerndes Gedenken gilt den Toten . Unsere Ge¬
danken gehen zu den Verletzten . Die Trauerarbeit
muß der Landtag , wird der Landtag , werden wir
alle fortsetzen müssen.

Meine Damen und Herren , Sie haben sich im Ge¬
denken an die Toten von Ihren Plätzen erhoben . -
Ich danke Ihnen . -

Für die heutige Sitzung haben sich 15 Abgeordnete
entschuldigt : ihre Namen werden im Protokoll
festgehalten.
Wir treten nun in die Beratung der heutigen Tages¬
ordnung ein.

Ich rufe auf:

1 Regierungserklärung

zum Großbrand auf dem Flughafen Düsseldorf

Zur Regierungserklärung erteile ich dem Minister¬
präsidenten Dr . Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich danke Ihnen.
Herr Landlagspräsident , für Ihre Worte des Geden¬
kens.

Sechzehn Menschen haben vor knapp zwei Wo¬
chen bei der schrecklichen Brandkatastrophe auf
dem Düsseldorfer Flughafen ihr Leben verloren.

Den Eltern , den Angehörigen , den Geschwistern
der Toten , all ihren Verwandten und ihren Freunden
ist großes Leid widerfahren . Es fällt schwer , ja es
ist unmöglich , in einer Regierungserklärung nüch¬
tern über das Geschehene und die Konsequenzen
dazu zu sprechen , wenn uns so viel Schmerz und
Trauer noch so nah sind.
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Niemand darf heute an dieser Stelle neue Erkennt¬
nisse über Ursachen und Abläufe erwarten . Ich
kann auch nicht Ergebnisse der laufenden staats-
anwaltschaftlichen Untersuchungen vorwegneh¬
men . Das ist nicht Aufgabe der Landesregierung,
ich halte es aber für richtig , daß wir heute im
Landtag , der sonst der politischen Auseinanderset¬
zung dient , innehalten und der Opfer gedenken.
Mir liegt auch sehr daran , daß noch einmal ganz
unmißverständlich deutlich wird , an welchen
Maßstäben die Landesregierung ihr Handeln orien¬
tieren wird , wenn es darum geht , die nötigen
Konsequenzen aus dieser Katastrophe zu ziehen.

Zuallererst sollten wir aber gemeinsam an die
Familien der Opfer denken . Wir trauern mit ihren
Angehörigen und Freunden in Frankreich . Italien,
England und bei uns in Nordrhein -Westfalen . Ihnen
gehört unser Mitgefühl , auch wenn wir nur ahnen
können , was sie empfinden und wie verzweifelt sie
sind.

Wir denken an die vielen Verletzten . Einige waren
in Lebensgefahr . Wir sind dankbar dafür , daß es
fast allen inzwischen besser geht . Sie haben
Schreckliches erlebt und werden noch lange unter
dem Eindruck dieser Katastrophe stehen . Wir
wünschen ihnen , daß sie bald wieder gesund
werden - an Leib und Seele.

• Wir wünschten uns , wir könnten das Geschehene
ungeschehen machen . Doch das können wir nicht.

Das einzige , was wir können , ist . sorgsam und mit
allen uns . zur Verfügung stehenden Mitteln die
Ursachen dieser Katastrophe aufzuklären . Das
können wir tun , und das müssen wir tun . Das sind
wir in ganz besonderer Weise den Opfern und ihren
Angehörigen schuldig.

Lückenlose Aufklärung wollen und brauche .n wir
auch , damit alle Konsequenzen gezogen werden
können , damit wir lernen , was geschehen muß und
geschehen kann , damit sich eine solche Katastro¬
phe nicht wiederholt.

Feuerwehr , Polizei und die Hilfs - und Rettungsdien¬
ste haben bis an die Grenzen ihrer Kräfte alies
getan , um den Brand zu bekämpfen , Menschenle¬
ben zu retten und Hilfe zu leisten . Von den etwa
2 500 Menschen , die zur Brandzeit auf dem Flug¬
hafen waren , sind viele aus lebensbedrohender
Gefahr geborgen worden . Das war nur möglich,
weil viele Helfer Gefahren für das eigene Leben auf
sich genommen haben , um das Leben anderer zu
retten . Sie haben mehr getan als ihre Pflicht . Sie
verdienen unsere Hochachtung und unseren Dank.

Alle , die die schrecklichen Bilder des Brandes
gesehen und die Berichterstattung verfolgt haben,
fragen : Wie konnte das geschehen ? Was ist ver¬
säumt worden ? Wie konnte das Unglück , wie
konnte der Brand zunächst so unbemerkt bleiben
und sich dann so unglaublich schnell ausbreiten?
Sind alle Sicherheilsbestimrnungen korrekt einge¬
halten worden , oder gab es Mängel ? Entsp 'achen
die Brandschutzvorkehrungen am Flughafen den
rechtlichen Bestimmungen ? Haben private Unter¬
nehmen oder öffentliche Institutionen versagt ? Gibt
es individuelles Versagen ? Wer trägt die Verant¬
wortung?

Und wir müssen Fragen stellen , die über den Brand
am Düsseldorfer Flughafen hinausgehen : Reichen
die geltenden Brandschutzvorschriften und Brand¬
schutzkonzepte für Gebäude aus , in denen sich
regelmäßig viele Menschen oufhalten ? Müssen und
können Kontrollen verbessert werden ? Müssen die
beim Bau solcher Gebäude verwendeten Materia¬
lien wegen ihrer Gefährlichkeit im Falle eines
Brandes neu bewertet werden?

Auf all diese Fragen gibt es heule noch keine
abschließenden Antworten.

Erste Zwischenergebnisse hat der Innenminister
dem Landtag und der Öffentlichkeit in der vergan¬
genen Woche vorgelegt . Ergänzend dam kann
heute gesagt werden : Das Brandschutzkonzept,
das den Baugenehmigungen zugrunde lag . ging
nach Auskunft der Stadt Düsseldorf davon aus,
daß in den Flughafenhallen bei Wanden , Decken,
Fußböden , Unterdecken , Trennwänden und Lüf¬
tungsleitungen ausschließlich nichtbrennbare
Baustoffe verwendet wurden.

Nach derzeitigem Erkenntnisstand waren zum
Zeitpunkt des Brandausbruchs im Zwischendecken-
bereich jedoch auch Baustoffe , die nicht dem
Brandschutzkonzept entsprachen.

Es ist noch nicht geklärt , bei welcher Gelegenheit
und auf wessen Veranlassung diese Baustoffe dort
verwendet worden sind . Diese Frage kann eine
ganz entscheidende Frage sein , weil nicht auszu-
schticßen ist , daß diese Baustoffe zu der schnellen
Brandausbreitung und zu der starken Rauchent¬
wicklung beigetragen haben.

Es darf und es kann keinen Zweifel daran geben,
daß allen Hinweisen und Indizien nachgegangen
wird , daß nichts veischwiegen und nichts übergan¬
gen wird . Alles gehört auf den Tisch.

Darum bin ich auch in diesem Falle gegen vor¬
schnelle Schlußfolgerungen , gegen übereilte Erklä-
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) rungsversuche und gegen damit begründete Forde¬
rungen .

' Wir liefen sonst Gefahr , uns in falscher
Sicherheit zu wiegen . Ich bitte ganz herzlich dar¬
um . daß wir alle der Versuchung widerstehen,
vorschnell zu urteilen und Schuld zuzuweisen.

Unser Ziel muß es vielmehr sein , auf der Grundlage
gesicherter Erkenntnisse all die Konsequenzen zu
ziehen , die nach menschlichem Ermessen verhin¬
dern helfen , daß solche Ereignisse sich wiederho¬
len . Wer sich schuldig gemacht hat , muß dafür zur
Rechenschaft gezogen werden,

Zunächst tun jetzt die ihre Arbeit , die in unserem
Rechtsstaat dazu berufen sind : Staatsanwaltschaft
und Polizei führen ihre Ermittlungen mit Nachdruck
unter allen denkbaren Aspekten ohne Ansehen der
Person und selbstverständlich ohne Einflußnahme
von außen.

Zwei Staatsanwälte sind sofort für die Ermitt¬
lungen von allen anderen Aufgaben freigestellt
worden . 40 Polizeibeamte unterstützen diese
Arbeit in einer Sonderkommission.

Dis Staatsanwaltschaft hat zwei renommierte
Brandschutzsachverständige mit der Untersuchung
der Vorgänge beauftragt , Herrn Diplom -Ingenieur
Paul Corall aus Meerbusch und Herrn Professor
Dietmar Hosser vom Institut für Baustoffkunde,

) Massivbau und Brandschutz der Technischen
Universität Braunschweig.
Die Landesregierung . hat sichergestelit , daß alle
beteiligten Behörden des Landes jede erdenkliche
Unterstützung leisten.

Insgesamt sind die Voraussetzungen dafür geschaf¬
fen , daß die Ursachen . und der Hergang der Kata¬
strophe rasch und umfassend aufgeklärt werden
können und daß klar wird , wer wofür Verantwor¬
tung trägt.
Die Landesregierung wird den Landtag kontinuier¬
lich unterrichten.

Meine Damen und Herren ! Jeder weiß , daß Flughä¬
fen besondere Risiken bergen . Dabei denken wir
zunächst an die hohen Anforderungen , die der
Flugbetrieb an Mensch und Technik stellt . Wir
mußten in den vergangenen Jahren weltweit die
Erfahrung machen , daß Flughäfen und Flugzeuge
zu Zielen von terroristischen Anschlägen geworden
sind . Jetzt ist uns in Erinnerung gerufen worden,
daß es darüber hinaus weitere Risiken und Gefähr¬
dungen gibt , die genauso schlimme Folgen haben
können.

Der Brand am Flughafen Düsseldorf lehrt uns auch,
daß wir keinen Anlaß haben , grundsätzlich auf

Sicherheitsstandards in anderen Teilen der Welt [CJ
herabzuschauen.

Nach einer Katastrophe wie dieser hört man auch
Stimmen , die sagen : "Das zeigt wieder einmal , daß
es keine wirkliche Sicherheit gibt , auch nicht in
modernen , sicherheitsbewußten Gesellschaften .

"

Mit einer solchen Haltung können wir uns nicht
abfinden.

Es stimmt natürlich , daß wir Menschen keine
völlige Sicherheit schaffen können . Das darf aber
keine Begründung dafür hergeben , das zu unterlas¬
sen , was menschenmöglich ist . Wir müssen für die
Sicherheit noch mehr tun , Gefahren noch gründli¬
cher analysieren und ihnen systematisch Vorbeu¬
gen.
Ich kenne und ich verstehe den Impuls , nach einer
solchen Katastrophe innehalten zu wollen , in
Trauer zu verharren und sich nicht schon wieder
um Praktisches und allzu Praktisches , um All¬
tägliches und allzu Alltägliches kümmern zu müs¬
sen . Was bei jedem einzelnen Menschen verständ¬
lich ist , können wir uns als Gemeinwesen nicht
erlauben.

Jenseits der Ursachenaufklärung und der Konse¬
quenzen , die daraus zu ziehen sind , mußten wir
uns schnell mit praktischen Fragen auseinanderset¬
zen , die auch eine Folge der Brandkatastrophe sind . (□)
An erster Stelle ging es darum , den Angehörigen
neben einer materiellen Soforthilfe Beistand und
jede erdenkliche Hilfe in der Bewältigung ihrer
persönlichen Situation anzubieten . Es ist gut , daß
der Flughafen Düsseldorf den Angehörigen An¬
sprechpartner genannt hat , die bereit sind , ihnen
mit Rat und Tat zur Seite zu stehen . Ich will mich
gerne darum kümmern , wenn einzelne den Ein¬
druck haben , die Angebote würden ihrer persönli¬
chen Situation nicht oder nicht ausreichend ge¬
recht.

Der Flughafen Düsseldorf ist der zweitgrößte
Verkehrsflughafen in der Bundesrepublik Deutsch¬
land . Er hat große Bedeutung für unser Land . Wenn
ein so wichtiger Teil der Infrastruktur plötzlich
ausfällt oder länger ausfiele , dann schafft das
große Probleme.

Wir verdanken es schnellem und flexiblem Han¬
deln , daß viele Flugreisende , die sonst den Flugha¬
fen Düsseldorf benutzt hätten , auf andere
nordrhein -westfälische Flughäfen ausweichen
konnten . Der Einsatz der Beschäftigten auf diesen
Ausweichflughäfen verdient unsere Anerkennung.

Die schnelle Übernahme von Flügen , vor allem
durch den Flughafen Köln/Bonn , hat gezeigt , daß
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fAJ die nordrhein - westfälischen Flughäfen Zusammen¬
arbeiten und daß sie auch eine kritische Situation
bewältigen können . Die in unserer Luftverkehrs¬
konzeption enthaltene Arbeitsteilung zwischen den
verschiedenen Verkehrsflughäfen hat sich damit
gerade jetzt ausgezeichnet bewährt.

Auch die Beschäftigten bei den Fluggesellschaften
haben einen enormen Einsatz geleistet , um jeden¬
falls mit den verkehrlichen und den wirtschaftli¬
chen Folgen der Katastrophe fertig zu werden , so
gut es möglich war . Die Reisenden hatten und
haben viel Geduld und Verständnis für die schwieri¬

ge Situationen . Auch dafür möchte ich herzlich
danken.

Der Brand hat die Flugbetriebsflächen , die Start-
und Landebahnen , die Rollwege und Vorfelder in
Düsseldorf nicht beeinträchtigt . Die Deutsche

Flugsicherung hat inzwischen die An - und Abflug-
kontrolle wieder aufgenommen . Zerstört oder
belastet sind die Abfertigungshallen . Die Flughafen
Düsseldorf GmbH hat deshalb in Abstimmung mit
den Gesellschaftern - der Stadt Düsseldorf und
dem Land Nordrhein -Westfalen - und in enger
Zusammenarbeit mit den Fluggesellschaften provi¬
sorische Lösungen für den Abfertigungsbereich
geschaffen.

Viele Beschäftigte , deren Arbeitsplätze von dem
Großbrand betroffen sind , sorgen sich um ihre
Zukunft . Die Landesregierung wird für die Siche¬

rung der Arbeitsplätze das ihr Mögliche tun . Wir

begrüßen , daß der Flugverkehr inzwischen wieder
fast in vollem Umfang aufgenommen werden
konnte.

Am Gesundheitsschutz und an der Sicherheit darf

und wird es keine Abstriche geben . Die betroffenen
Gebäudeteile können nur und erst dann wieder

genutzt werden , wenn Gesundheitsgefährdungen,
nach menschlichem Ermessen ausgeschlossen
werden können . Das erwarten die Beschäftigten
und die Kunden des Flughafens zu Recht.

In den vergangenen Wochen sind zwei verschiede¬

ne Termine für die Wiederinbetriebnahme des

Flugsteigs C genannt worden . Das hat zu Irritatio¬

nen geführt , die ich bedauere . Darum sage ich

heute : Die Reinigungsarbeiten im Flugsteig C sind

weitgehend abgeschlossen.

Seit heute morgen beraten die Experten darüber,
wie dort die Messungen der Schadstoffbelastungen
durchzuführen sind . Der Flugsteig C kann dann

wieder genutzt werden , wenn alle Anforderungen
an den Gesundheitsschutz , an den Arbeitsschutz

und an den Brandschutz zweifelsfrei erfüllt sind.
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Bereiche , die nicht freigegeben werden , müssen bis {C)
auf weiteres hermetisch von den zugänglichen
Flughafenbereichen abgescholtet werden.

Das Gesundheitsamt der Stadt Düsseldorf bietet
allen , die sich zur Ungfückszeit am Brandort aufge¬
halten haben , auf ihren Wunsch Beratung und
Unrersuchungsmöglichkeiten an . Darüber hinaus
können Ärztinnen und Ärzte die fachliche Unter¬

stützung der Landesanstalt für Arbeitsschutz in

Anspruch nehmen.

Nordrhein -Westfalen braucht Düsseldorf als moder¬
nen , leistungsfähigen und sicheren Flughafen.
Darum wird das Land alles unterstützen , was so
schnell wie möglich die volle Funktionsfähigkeit
des Flughafens wiederherstellt . Ob dafür Sanie-

rungsmaßnahmen ausreichen oder Neubauten nötig
sind , kann erst auf der Grundlage fundierter Er¬
kenntnisse entschieden werden.

Was in der kurzen Zeit seit dem 11 . April geleistet
und eingeleitet wurde , um die Folgen der Katastro¬
phe aufzufangen , ist beeindruckend.

Wir brauchen Antworten auf die berechtigten
Fragen nach der Sicherheit auf unseren Flughäfen,
um das Vertrauen der Menschen in einen sicheren,

leistungsfähigen Luftverkehr zu stärken , aber auch
Antworten auf Sicherheitsfragen . die über den

engeren Bereich eines Flughafens hinausreichen . ;q)

Sobald die Brandursachen geklärt sind , wird die

Landesregierung konkrete Vorschläge machen . Wir

werden die einschlägigen Rechtsvorschriften des

Landes und in Abstimmung mit den anderen Län¬

dern auch die länderübergreifenden Richtlinien und

technischen Regelwerke überprüfen und , wo das

nötig ist , ändern.

Aber erst dann , wenn belastbare Ergebnisse vorlie-

gen . läßt sich zum Beispiel sagen , ob Standards für

Bauten und für den Brandschutz verändert werden

müssen , ob bestimmte Materialien nicht mehr
verwendet werden dürfen und ob weitere Bauten

überprüft werden müssen.

Wir werden ferner darauf achten , daß die Bauten

des Landes in zukunftweisender Bauart und mir

den dafür geeigneten Baustoffen errichtet werden.

Das Ministerium für Bauen und Wehnen über¬

arbeitet zur Zeit den Runderlaß "Berücksichtigung
des Umweltschutzes bei der Durchführung von

Bauaufgaben des Landes " aus dem Jahre 1988.

Dabei setzen wir auf den Dialog mit den Herstellern

und Verarbeitern dieser Baustoffe , mit der Bauwirt¬

schaft insgesamt . Auch die Industrie ist aufge¬
fordert . ihre Anstrengungen zur Herstellung besse¬

rer und noch sichererer Baustoffe zu verstärken.
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[A| Das Innenministerium des Landes arbeitet seit
einiger Zeit an einer Novelle zum Feuerschutzge¬
setz . Dabei wird geprüft , ob die vorsorglichen
Informationspflichten für Betreiber gefährlicher
Anlagen gegenüber der Feuerwehr verbessert
werden können , auch wenn sie nicht der Störfall¬
verordnung unterliegen . So könnte sich die Feuer¬
wehr noch besser auf einen möglichen Einsatz
einstellen.

Die Möglichkeiten zur Verbesserung der Wamein-
richtungen und die . nötigen Anforderungen an
Sicherheitskonzepte werden untersucht . In diese
Arbeit werden jetzt auch die Untersuchungsergeb¬
nisse über die Ursachen der Brandkatastrophe am
Flughafen Düsseldorf Eingang finden.
Jede Katastrophe wirft neue Fragen auf und führt
uns möglicherweise zu neuen Erkenntnissen . Dar¬
um habe ich schon in der vergangenen Woche
angekündigt , daß ich eine unabhängige Sachver¬
ständigenkommission berufen würde . Sie soll auf
der Grundlage gesicherter Untersuchungsergeb-
nisse prüfen , ob und gegebenenfalls welche Ände¬
rungen bauordnungsrechtlicher Vorschriften oder
technischer Regelwerke erforderlich sind.
Darüber hinaus soll die Kommission - falls Sicher¬
heitsmängel festgestellt werden - Empfehlungen
für die Wiederherstellung des Düsseldorfer Flugha-
fens und eventuell Nachrüstungsvorschläge für die
anderen Verkehrsfiughäfen in Nordrhein -Westfalen
erarbeiten.

Ich sage aber auch ganz deutlich : Wenn sich schon
während der Untersuchungen herausstellen sollte,
daß zur Verbesserung des Brandschutzes akuter
Handlungsbedarf besteht , werden wir diese Maß¬
nahmen selbstverständlich sofort und . vor dem
Vorliegen des Abschlußberichtes der Kommission
veranlassen . Die Landesregierung wird die Arbeit
dieser Kommission durch eine interministerielle
Arbeitsgruppe begleiten . Dabei wird es auch um
die Frage gehen , ob die vorhandenen Sicherheits¬
konzepte auf der Grundlage des Feuerschutzge¬
setzes und der Landesbauordnung geändert oder
ergänzt werden müssen.
Ich erwarte , daß uns die Kommission nicht nur
Vorschläge zum Brandschutz an Flughäfen unter¬
breitet , sondern auch Vorschläge für vergleichbare
Bauten , in denen sich regelmäßig viele Menschen
aufhalten . Die Landesregierung wird auch prüfen,
ob für diese Gebäude in bestimmten Zeitabständen
aus Gründen der Brandsicherheit Na'chforderungen
zum baulichen Brandschutz erforderlich sind und ob
die dazu vorhandenen Rechtsgrundlagen ausrei¬
chen.
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Dann ist auch darüber zu entscheiden , ob die {CI
Vorschriften zur Verwendung von Baustoffen in
Gebäuden für große Menschenansammlungen noch
zeitgemäß sind . Wir müssen überlegen , ob eine
einmal erteilte Baugenehmigung zum Brandschutz
auch dann noch Bestand haben kann , wenn sich
die technischen Möglichkeiten in der Zwischenzeit
deutlich verbessert haben . Wir werden eine Ant¬
wort auf die Frage finden müssen , wie weit dabei
die Verpflichtung des Eigentümers solcher Ein¬
richtungen .geht.

Brandschutz kostet Geld . In Sicherheit investiertes
Geld ist gut investiertes Geld . Wenn die Sachver¬
ständigenkommission zu dem Ergebnis kommt , daß
der Brandschutz weiter verbessert werden muß,
dann müssen wir auch bereit sein , dafür mehr als
bisher zu zahlen . Sicherheit muß Vorrang haben:
Sicherheit um der Menschen willen und auch , weil
wirtschaftlicher Erfolg dauerhaft nur so möglich ist.
Bei dem , was zu tun sein wird , müssen wir uns
bewußt sein , daß oft gegenläufige Anforderungen
und Erwartungen miteinander in Einklang gebracht
werden müssen:

schnelle und offene Fluchtwege bei Bränden auf
der einen Seite und die nötige Abschottung zum
Schutz vor anderen Sicherheitsrisiken auf der
anderen Seite,

ID)- der Wunsch nach schnellen Genehmigungs¬
verfahren und möglichst wenig Bürokratie und
der Ruf - den wir jetzt wieder hören - nach
strengen Sicherheitsvorschriften und strikten
Kontrollen.

Das ist ein schwieriger Abwägungsprozeß , dem
man sich in jedem einzelnen Fall stellen muß und
für den es kein fertiges Schema gibt.
Meine Damen und Herren , die Untersuchungen
werden sorgfältig und zügig fortgesetzt . Ich hoffe,
daß wir schnell Ergebnisse bekommen , damit die
Landesregierung unverzüglich die nötigen Konse¬
quenzen ziehen kann.

Hüten müssen wir uns aber vor der Gefahr des
Vergessens . Unmittelbar nach einer schrecklichen
Katastrophe wird leicht gesagt :

" Jetzt muß es
anders werden ” . - Und dann kommt mit der Zeit
die Gewöhnung , und anderes drängt sich in den
Vordergrund.
Wir aber müssen und werden ganz konsequent
beim Thema bleiben , tun , was getan werden muß,
auch wenn wieder Neues die Medien beherrscht
und wenn neue Schlagzeilen die Aufmerksamkeit
der Menschen in Anspruch nehmen . Das sind wir
den sechzehn Toten schuldig , deren Angehörigen
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und den Verletzten . Das liegt aber auch im Inter¬
esse der Sicherheit aller, die uns anvertraut sind.
- Ich danke Ihnen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN sowie ein¬
zelnen Abgeordnenten der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank . Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau.

Meine Damen und Herren , Sie haben die Regie¬
rungserklärung entgegengenommen . Ich eröffne
nunmehr die Aussprache zur Regierungserklärung
und erteile zunächst dem Abgeordneten
Dr . Linssen für die CDU-Fraktion das Wort.

Dr . Helmut Linssen (CDU) : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Bei dem Groß¬
brand auf dem Flughafen Düsseldorf am Donners¬
tag , dem 11 . April 1996 , kamen sech¬
zehn Menschen ums Leben . Über 60 Personen
wurden Teilweise schwer verletzt . Unser Mitgefühl
gilt den Hinterbliebenen der Opfer diesor unfaß¬
baren Brandkatastrophe.

Unfaßbar für uns alle ist . wie schnell der Brand um
sich gegriffen hat und wie wenig Chancen die
Opfer der Brandkatastrophe hatten , um sich vor
der Ausbreitung von Feuer und Rauch zu schützen.

Für die CDU -Landtagsfraktion möchte ich sagen,
daß wir die Trauer der Familien , die Trauer der
Freunde der Opfer teilen . Wir teilen aber auch den
stillen Ingrimm und den Zorn, daß so etwas passie¬
ren konnte , was eigentlich nicht passieren durfte.

Unser Dank gilt all denjenigen , die mit großem
persönlichen Einsatz unter schwierigsten Um¬
ständen selbstlos dazu beigetragen haben , daß die
Brandkatastrophe nicht noch schlimmere Folgen
gehabt hat . Feuerwehr , Polizei und Mitarbeiter des
Flughafens sowie viele Personen , die sich zur Zeit
des Brandes im Flughafen aufhielten , haben mit¬
geholfen , daß nicht noch mehr Opfer zu bekiagen
sind.

Die Gründe für das schnelle Umsichgreifen des
Brandes sind bis heute nicht eindeutig geklärt . Um
so alarmierender ist , daß in den vergangenen
Tagen in der Öffentlichkeit der Eindruck entstan¬
den ist , daß die Ursachen für den Brand und die
Verantwortlichkeiten vertuscht werden sollen . So
hoffen wir , daß die Ermittlungen der eigens dafür
freigestellten Staatsanwaltschaft zügig vorangehen
und für eine restlose Aufklärung sorgen.

Die Vorwürfe , die zur mangslnden Brandsicherheit {CI
und zur kaum erkennbaren unternehmerischen und
politischen Verantwortlichkeit erhoben werden,
müssen schnell und rückhaltlos aufgeklärt werden.

(Beifall bei der CDU)

Die täglich neuen Meldungen über angebliche
Mängel und Fehler sind sicherlich alarmierend.
Sicherlich wäre es auch gut , wenn die Ergebnisse
der Dioxin- und weiterer Schadstoffmessungen
jetzt unverzüglich veröffentlicht werden ; denn nur
so kann Vertrauen geschaffen werden.

(Beifall bei der CDU)

Nicht nachvollziehbar ist für mich , daß der zweit¬
größte Rughafen Deutschlands unter den Augen
der zahlreichen Prüfbehörden einen Brandsicher¬
heitsstandard hat . der über 20 Jahre alt ist . Das
Brandschutzkonzept des Flugsteigs A ist augen¬
scheinlich seit Beginn der 70er Jahre nicht mehr
den neueren Erfordernissen angepaßt worden.
Vielmehr scheint es so zu sein , daß auch die später
gebauten Flugsteige B und C nur als Eiweiteiungs-
bauten gewertet wurden und das veraltete Brand¬
schulzkonzept von Anfang der 70er Jahre für den
gesamten Flughafenterminalbereich übernommen
wurde . Dabei wurde der Flugsteig C erst 1982
errichtet.

Auch nicht nachvollziehbar sind für mich Melden - ^

gen , wonach 14 Jahre lang , nämlich von 1982 bis
1996 , keine große Brandschau am Flughafen
Düsseldorf durchgefühtt worden sein soll . Wenn
dies stimmt , wäre das in der Tat ein ausgemachter
Skandal.

Erst 14 Tage vor der Brandkatastrophe fand eine
solche sogenannte große Brandschau statt . Die
Presseberichte über diese Brandschau durch die
zuständige Bauaufsicht sind widersprüchlich . Zum
einen wird behauptet , daß erhebliche Mängel
festgestellt wurden , zum anderen wird von verant¬
wortlicher Seite darauf hingewiesen , daß keine
erheblichen Mängel festgestellt wurden.

Nach dem , was bis jetzt an das Licht der Öffent¬
lichkeit gedrungen ist , können ordnungsgemäße
und die Katastrophe verhindernde Brandschauen
überhaupt nicht durchgeführt worden sein . Wie
sonst ist erklärbar, daß offenbar Styropor - Sie
sprachen von Baumaterialien , Herr Ministerprä¬
sident - eingebaut wurde und daß ans einem loka¬
len Brandherd ein solches Inferno werden konnte?

Diese Frage stellte sich wohl auch Landesbau¬
minister Dr . Vesper ; jedoch nur kurz . Dann stand
für ihn im ^Kurzschluß fest , natürlich seien Kabei-
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U Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile
Herrn Ministerpräsident Dr. Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren! Wir haben zu der
Regierungserklärung , die ich abgegeben habe , die
Stellungnahmen der Fraktionen mit unterschiedli¬
chen Akzenten gehört . Ich schlage ihnen vor, daß
wir aiies , was gesagt worden ist , in das einbezie¬
hen , was jetzt vor uns liegt , daß wir jedes Argu¬
ment prüfen und daß wir jeden Gesichtspunkt
aufgreifen.
Herr Kollege Linssen . Sie haben gesagt , daß Sie ein
Schreiben von Mitarbeitern des Flughafens hätten,
in dem bestimmte Beanstandungen stehen . Dieses
würde ich gerne in die Prüfung einbeziehen , und
ich wäre Ihnen dankbar , wenn Sie es mir oder den
Untersuchenden zur Verfügung stellen könnten,
damit nichts ungeprüft bleibt.

Es ist eine Reihe von Punkten angesprochen wor¬
den . die wir jetzt nicht kontrovers diskutieren
sollten , weil das dem Ereignis, um das es sich
handelt , nach meiner Überzeugung nicht gerecht
würde, ich habe versucht , deutlich zu machen , daß
wir zuerst das Ergebnis der Untersuchungen über
die Ursachen brauchen, . Ich . füge hinzu,
Herr Kollege Linssen , daß völlig richtig ist , was Sie
gesagt haben , daß es nämlich nicht reichte , eine
Kommissionmit diesem Auftrag zu haben , sondern
daß es auch andere Aufträge gebe . Diese müssen
jedoch nach der Klärung der Ursachen erteilt wer¬
den.

Ich habe versucht , einen Schlußpunkt unter die
bisherigen unterschiedlichen Meinungen über die
Zitate und über alle möglichen Äußerungen zu
setzen , und sage : Lassen Sie uns jetzt abwarten,
was die Untersuchung ergibt . Abwarten heißt nicht
Stillstand . Aus diesem Grunde habe ich , Frau
Kollegin Nacken , ganz deutlich gesagt : Wo sich
sehen vor dem Ergebnis Konsequenzen naheliegend
sind , müssen wir sie ziehen.
Meine herzliche Bitte an alle ist , daß wir in dieser
Stunde des Nachdenkens bereit sind , eigene Fehler
einzugestehen und ohne Ansehen der Personen zu
prüfen, nicht aber Vorverurteilungen auszuspre¬
chen . Dies darf nicht einmal im Bereich von Zu¬
ständigkeiten geschehen . Auch das scheint mir
nach all dem, was ich weiß , vorschnell zu sein . Ich
werde ihnen regelmäßig berichten ; es wird nichts
vertuscht , und es wird nichts verzögert.
Seien Sie sicher : Wir werden uns bemühen , dem
gerecht zu werden , was . uns am 11 . April auf

unsere Schultern gelegt worden ist . Wir sollten (C)
miteinander reden und miteinander arbeiten . Dies
Ist nach msinsr Übsrzsugung kein Thema für
parteipolitische Profilierungen . - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD!

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile
Herrn Kollegen Dr . Linssen für die Fraktion der CDU
das Wort.

Dr. Helmut Linssen (CDU ) : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen und Herren ! Gerne , Herr
Ministerpräsident , sind wir bereit . Ihnen den Be¬
richt , der mir vorliegt , zur Vervollständigung Ihrer
Informationen zu übergeben.
Ich möchte nur an dieser Stelle noch einmal darauf
hinweisen , Frau Nacken , daß Sie selbstverständlich
die Äußerungen von Herrn Minister Vesper sowohl
am 13 . April im Morgenecho , WDR Radio 5 , am
16 . April im Morgenmagazin auf WDR 2 als auch in
Berichten in der TAZ usw . nachlesen können.
Selbstverständlich ist das richtig , was ich hier nach
sehr gründlicher Recherche vorgetragen habe.

(Beifall bei der CDU)
ich wäre Ihnen , Herr Ministerpräsident , sehr dank - (D )
bar , wenn Sie bei den jetzt bevorstehenden Ge - ■
sprächen und Konsequenzen in beiderlei Hinsicht -
so wie Sie das hier vorgestellt haben - die Feder¬

führung übernehmen würden , damit eventuelle
Dissonanzen auch in der Regierung durch Sie
gebündelt und auf eine Spur gebracht werden , ich
glaube , daß das sehr wichtig ist . und wäre dem
Justizminister dankbar, wenn er dafür sorgen
könnte , daß auch die Staatsanwaltschaft zügig
- nach gründlicher Arbeit - ihre Berichte vorlegt,
damit wir möglichst in absehbarer Zeit zu den
entsprechenden Konsequenzen aus diesem Ereignis
kommen . - Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr . Hans-Ulrich Klose : Ich erteile
Herrn Abgeordneten Kuschke für die Fraktion der
SPD das Wort.

Wolfram Kuschke (SPD) : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Ich denke , daß der Ministerprä¬
sident in seiner Regierungserklärung deutlich ge¬
macht hat , daß die Fortsetzung und die Erweite¬
rung des Flugbetriebs beim Flughafen Düsseldorf
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halten . Doch diese Landesregierung hat auch eine
Umweltministerin , die als Investitions - und Arbeits¬
platzschreck durch die Lande geistert.

(Beifall bei der CDU)

Frau Höhn , Sie können nicht vor Ort alle Protest¬
gruppen und -grüppchen zum Widerstand gegen
den Rechtsstaat aufrufen und gleichzeitig als
Ministerin dem Amtseid gerecht werden,

(Beifall bei der CDU)

nämlich - so heißt es in Ihrem Amtseid - das Ihnen
übertragene Amt "nach bestem Wissen und Kön¬
nen unparteiisch zu verwalten " und " Verfassung
und Gesetz zu wahren und zu verteidigen .

"

(Zuruf des Roland Appel [GRÜNE] )
Ihr Verhalten , Frau Ministerin Höhn , ist nicht nur
gegenüber Ihren Kabinettskoilegen illoyal , es ist
schlichtweg illegal.

(Beifall bei der CDU - Roland Appel [GRÜNE ] :
Blödsinn !)

Mit dieser Einschätzung stehe ich nicht allein . Die
vom Baustopp als Investor bedrohte
Abfallenlsorgungs ^ und -Verwertungsgesellschaft
Köln belegt in einem Brief an Ministerpräsident Rau
detailliert ,

"daß nach § 21 Verwaltungsverfahrens¬
gesetz Gründe vorliegen , die geeignet sind , Miß¬
trauen gegen die unparteiische Amtsausübung der
Ministerin und ihrer Staatssekretäre zu rechtferti¬
gen .

" Soweit das Zitat.

Ich möchte , liebe Kolleginnen und Kollegen , nicht
so schwere Geschütze auffahren wie mein Kollege
Matthiesen , der erklärt hat , die Versuche des
Umweltministeriums , einen Baustopp in 'Köln
herbeizuführen , erfüllten den Tatbestand einer
beginnenden Nötigung . So hat er wörtlich gesagt.
Und Sie wissen '

: Nach § 24C des Strafgesetzbuchs
stehen auf Nötigung bis zu drei Jahren Freiheits¬
strafe!

(Allgemeine Heiterkeit)
ich fordere Sie , Herr Ministerpräsident , im Namen
der CDU - Landtagsfraktion auf , die Umweltministe-
rin und ihre Staatssekretäre wegen der Besorgnis
der Befangenheit aus dem Genehmigungsverfahren
zur Restmüllverbrennungsanlage Köln auszuschlie¬
ßen . um jedem Versuch der Beeinflussung vor¬
zubeugen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Lins - (C)
sen . - Das Wort hat Herr Ministerpräsident Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau . Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich bitte zuerst
um Verständnis , wenn ich mich entgegen den
sonstigen Übungen bei der Aktuellen Stunde un¬
mittelbar nach der Begründungsrede des Opposi¬
tionsführers zu Wort meide . Ich habe das den
Vertretern der Fraktionen mitgeteilt . Ich habe im
Anschluß einen Termin : da's 50 jätirige Jubiläum
der Allgemeinen Wochenzeitung der Juden in
Deutschland und kann den weiteren Verlauf der
Debatte deshalb nicht verfolgen.
Hier ist deutlich geworden , Herr Kollege Linssen:
Sie erheben gegen ein Mitglied der Landesregie¬
rung den Vorwurf , es desavouiere den Rechtsstaat.
Dafür nehmen Sie das Genehmigungsverfahren für
die Müllverbrennungsanlage in Köln- Niehl zum
Anlaß . Das ist ein schwerwiegender Vorwurf , zu
dessen Begründung Sie sich auf Presseberichte
glauben stützen zu können.

Ihr Vorwurf hält einer nüchternen , an den Tatsa¬
chen orientierten Prüfung nicht stand . Worum geht
es?

Am 24 . Juni 1994 hat die Abfallentsorgungs - und
- Verwertungsgesellschaft Köln mbH im Auftrag der ^
Stadt Köln die Erteilung der Genehmigung für die •
Müllverbrennungsanlage beantragt . Dieses Geneh¬
migungsverfahren ist mit Bescheid der Bezirks¬
regierung Köln am 29 . Januar 1996 abgeschlossen
worden . Mit Bescheid vom 26 . März 1996 hat die
Bezirksregierung Köln nach Ablauf der Wider¬
spruchsfrist die sofortige Vollziehung der Genehmi¬
gung angeordnet.
Es handelt sich um eine große Anlage mit einem
Investitionsvolumen von 1 Milliarde DM . Rund
5 000 Einwendungen gegen die Anlage waren zu
bewerten , übrigens auch aus Kreisen der örtlichen
CDU.

Schon im Hinblick darauf stelle ich fest : Die zu¬
ständigen Behörden haben schnell und zügig ge¬
arbeitet . Ich sage das sowohl für die Bezirksregie¬
rung Köln als Genehmigungsbehörde als auch für
das Ministerium für Umwelt , Raumordnung und
Landwirtschaft als zuständige Fachaufsichtsbehör¬
de . Das Verwaltungsverfahren ist jetzt abgeschlos¬
sen . Dem Antrag ist in vollem Umfang entsprochen
worden.
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fA ) Wenn ich auf einige öffentlich erhobene Vorwürfe
eingehe , dann ist der erste , daß die fachaufsicht-
üche Prüfung der Genehmigung zu lange gedauert
habe . - Der Zeitablauf war folgender : Die Bezirks¬
regierung hatte den Entwurf des Genehmigungs-
eriasses am 18 . Dezember 1995 vorgelegt.

(Dr . Helmut Linssen [CDU] : Darum geht es
doch nun gar nicht !)

Das Ministerium für Umwelt , Raumordnung und
Landwirtschaft hat die Angelegenheit am
24 . Januar 1996 ? n die Bezirksregierung zurückge¬
geben . Damit war das Ministerium unter Einschluß
der Weihnachtsfeiertage exakt fünfeinhalb Wochen
mft der summarischen Prüfung des Genehmigungs¬
bescheides befaßt.

Dieser Zeitraum ist angesichts einer Verfahrens¬
dauer von insgesamt 19 Monaten , eines Umfangs
dos vorgelegten Genehmigungsentwurfs von mehr
als 200 Seiten und einer Investitionssumme von
über 1 Milliarde DM aus meiner Sicht nicht zu
beanstanden . Ich denke , daß eine sorgfältige
fachaufsichtüche Prüfung auch dem berechtigten
Interesse des Antragstellers an einer möglichst
bestandskräftigen Entscheidung entspricht . .

Auch die aus Leverkusen erhobenen Fachaufsichts-
bsschwerden und die im Interesse einer Sicherung

jB) von Beteiligungsrechten der Betroffenen und der
Rechtssicherheit für die Antragstellerin vorgenom¬
mene Bewertung haben das Verfahren nicht verzö¬
gert.
Es ist . weiter kritisiert worden , das Ministerium
habe die Bezirksregierung Köln angewiesen , den
Genehmigungsbescheid ohne die zunächst be¬
absichtigte Anordnung der sofortigen Vollziehung
zu erlassen . - Auch das hat nicht zu einer Verzöge¬
rung des Verfahrens geführt . Vor allem aber steht
diese Verwaitungspraxis im Einklang mit den
Verwaltungsvorschriften zum Genehmigungs¬
verfahren nach dem Bundes -Immissionsschutzge¬
setz aus dem Jahre 1975 . Da Ihnen , Herr Kollege
Linssen , diese Vorschriften offensichtlich nicht
bekannt sind , darf ich zitieren . Unter Nummer 11 . 1
heißt es wörtlich:

' Die Anordnung der sofortigen Vollziehung
kommt in der Regel erst dann in Betracht , wenn
Widerspruch oder Klage gegen die Erteilung der
Genehmigung erhoben wird , weil sonst kein
Anlaß für die Anordnung der sofortigen Voll¬
ziehung besteht und eine Abwägung des öffent¬
lichen oder des Interesses eines Beteiligten mit
den noch nicht dargelegten Interessen des

Widerspruchsführers oder des Klägers schwer (C)
möglich ist .

”

Mit Erlaß vom 24 . Januar dieses Jahres hat das
Ministerium für Umwelt , Raumordnung und Land¬
wirtschaft der Bezirksregierung Köln mitgeteilt , daß
sie die Entscheidung in eigener Verantwortung zu
treffen habe . In diesem Schreiben heißt es:

' Die geplante Müllverbrennungsanlage Köln-
Niehl findet meine klare politische Ablehnung .

"

Der nächste Satz lautet genauso unmißverständ¬
lich:

" Ich sehe mich an die Vorgaben des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes gebunden , die mir
insbesondere hinsichtlich der Bedarfsfrage
keinen Spielraum lassen .

"

Damit können Sie Ihre Kritik an Frau Kollegin Höhn
nicht begründen . • Weiter heißt cs in dem Schrei¬
ben:

" Treffen Sie die erforderliche Entscheidung in
Ihrer Verantwortung als Genehmigungsbehör¬
de . "

Weder vom Inhalt noch vom Verfahren her besteht
Anlaß zur Kritik . Im Gegenteil : Das Ministerium hat
mit seinem Erlaß verdeutlicht , daß die Entschei¬
dung von der zuständigen Behörde nach Maßgabe
der gesetzlichen Vorschriften zu treffen ist.

Ich fasse zusammen : Ein schwieriges , öffentlich
kontrovers diskutiertes Genehmigungsverfahren ist
einschließlich der notwendigen fachaufsichtlichen
Prüfung abgeschlossen worden . Der Vorwurf , die
Gesetzanwendung werde politischem Kalkül unter¬
geordnet , ist nicht gerechtfertigt . Jeder Investor in
diesem Land kann sich darauf verlassen:

(Lachen bei der CDU - Werner Stump ( CDU ) :
Das tut keiner mehr ! ) . .

Planungs - und Genehmigungsverfahren werden im
Interesse seiner Planungssicherheit zügig durch¬
geführt . Jeder Einwender kann sich darauf verlas¬
sen,

(Hermann - Josef Arentz [CDUI : Ich lache
mich tot !)

daß sein Vorbringen objektiv und unparteiisch von
den im Lande Nordrhein -Westfalen zuständigen
Behörden geprüft wird.

(Zurufe von der CDU)

Recht und Gesetz gelten uneingeschränkt , und
zwar für alle Seiten . Die Landesregierung ist ent¬
schlossen , die Verwaltungsverfahren weiter zu
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V) vereinfachen und zu straffen , ohne die Beteili¬
gungsrechte der Bürger anzutasten oder ihren
Rechtsschutz zu schmälern.

Weil Sie , Herr Kollege Linssen , Herrn Alfred Neven
DuMont zitiert haben , möchte ich Sie darauf hin-
weisen : Es gibt seit dem 26 . Februar dieses Jahres
eine Vereinbarung des Ministeriums für Umwelt,
Raumordnung und Landwirtschaft mit der Ver¬
einigung der Industrie - und Handelskammern
Nordrhein -Westfalens . Sie ist öffentlich vorgestellt
worden . Sie scheint mir ein gutes Beispiel zu sein:
Nordrhein -Westfalen will Genehmigungsverfahren
für Industrieanlagen mit dem Einsatz von Sachver¬
ständigen in den Betrieben beschleunigen.

(Lebhafte Zurufe von der CDU - Dr . Helmut
Linssen (CDUJ: Eine ganz spezielle Verein¬
barung !)

Das wird vor allem kleinen und mittleren Unterneh¬
men zugute kommen.

(Anhaltend Zurufe von der CDU)

Die Industrie - und Handelskammern werden für die
Ausbildung der benötigten Sachverständigen Sorge
tragen.

( Dr . Helmut Linssen (CDU ) : Am Thema
vorbei !)

Sie hätten die von mir genannten Fakten kennen
müssen , als Sie Ihren Vorwurf in die Welt gesetzt
haben , der Rechtsstaat werde desavouiert.

(Zuruf des Heinz Hardt (CDUI)

Es geht in dieser schwierigen Phase um die künfti¬
ge Gestaltung unserer Abfallpolitik.

[Dr . Helmut Linssen [CDU] : Weiße Salbe !)

Dabei ist die Beachtung von Recht und Gesetz
selbstverständlich.

(Zuruf des Lothar Hegemann (CDU] )

Auf dieser Grundlage muß die Auseinandersetztjng
stattfinden , und zwar da , wo sie hingehört : auf der
politischen Ebene im Interesse des Umweltschut¬
zes und der Bürgerinnen und Bürger . Der Fall Köln-
Niehl ist abgeschlossen . Es gibt keinen zusätzli¬
chen Diskussionsbedarf.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lautes La¬
chen bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident . - Die nächste Wortmeldung kommt
vom Kollegen Dr . Kasperek ; er spricht für die SPD-
Fraktion.

Dr . Bernhard Kasperek (SPD ) : Herr Präsident ! Liebe (CI
Kolleginnen und Kollegen ! Guten Morgen ! Im Mit¬
telpunkt der heutigen Debatte steht die Frage nach
der Verläßlichkeit staatlichen Handelns . Für die
klare Darstellung des Herrn Ministerpräsidenten bin
ich ausgesprochen dankbar.

Der zweite Teil der Fragestellung ist die Sächdebat-
te über den Bedarf von Müllverbrennungsanlagen
und über die Art und Weise der Abfallbeseitigung.

Beide Fragen sind voneinander zu trennen . Gleich¬
wohl müssen wir die Sachdebatte führen . Das tun
wir , das tun wir hier im Landtag , in don Ausschüs¬
sen , in anderen Gremien . Aber ich sage ganz klar:
Im rechisslaatlichen Verfahren hat diese Sachde¬
batte . nichts zu suchen.

Fakt für Nordrhein -Westfaien ist , daß die erfolgrei¬
che Politik der Landesregierung dafür gesorgt hat,
daß nur noch ein Drittel des Abfalls , der bei uns
anfällt , auf Deponien abgelagert werden muß.
Auch der Kölner Müll gehört dazu . Die Scheiniiber-
kapazitäten , von denen bei Müllverbrennungs¬
anlagen andauernd die Rede ist . beruhen nur auf
einer zeitweise möglichen massiven Deponierung
unbehandeltem Abfalls . Das wollen wir alle ge¬
meinsam nicht . Das wollen wir alle so schnell wie
möglich beenden.

Deswegen brauchen wir Abfallbeseitigungsanla - [qj
gen . Auch nach der Abfallprognose für Köln ist
sogar mit der neuen Anlage , wenn sie denn gebaut
ist , ein Fehlbedarf zu erwarten , so daß dann weite¬
re Behandlungsanlagen und Methoden erforderlich
sind.

Was in Köln mit dieser Anlage geschieht , was an
anderen Standorten in Nordrhein -Westfalen ge¬
schah , nämlich der Bau von Abfallbeseitigungs¬
anlagen , das ist Vorsorge und das ist verantwor¬
tungsbewußtes Handeln . Denn die notwendigen
Anlagen brauchen wir , sie müssen realisiert wer¬
den , aber auch nicht mehr . In dem Sinne befindet
sich der Bau dieser Anlage in absoluter Überein¬
stimmung mit der Koalitionsvereinbarung , die eine
restriktive Überprüfung des Bedarfes vorsieht.

Herr -Linssen hat vom fehlenden Mengengerüst in
Nordrhein -Westfalen gesprochen . Alle wissen , daß
wir einen Mengenüberblick haben , daß wir genau
feststellen können , daß wir ungefähr ein Drittel des
Abfalls , den wir in Nordrhein -Westfalen gemeinsam
produzieren , noch nicht in Abfallbeseitigungs¬
anlagen behandeln lassen können . Deswegen ist
dieser Vorwurf völlig falsch.

Aber auch der Ruf nach einer landeseinheitlichen
Lösung geht völlig am Thema vorbei . Die Regie-
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heute diese Werbeeinnahmen haben , aber jetzt
interessiert uns das nicht mehr , und wir privatisie¬
ren eben dieses öffentliche Gut Information über
Fußballveranstaltungen und verkaufen es zum
Beispiel Herrn Kirch , der dann sieht , was er da¬
durch für einen Zugewinn hat . Diese Vorgänge
wird man in Zukunft unter öffentlich - rechtlichen,
unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten
näher zu prüfen haben . Denn wir leben in einer
Gesellschaft, , in .der Information einen immer hö¬
heren Stellenwert bekommt und in der sich die
Frage stellt , inwieweit und welche Information
überhaupt privatisiert werden kann.

Wenn Sie sich zum Beispiel die amerikanische
Gesellschaft ansehen , zeigen sich durchaus ent¬
sprechende Auswirkungen auf die Öffentlichkeit,
das Denken und Handeln der Individuen und auch
der gesellschaftlichen Gruppen . Da gibt es das
amerikanische Beispiel , da gibt es andere Beispie¬
le . Es kann uns auch als politisch Handelnde , als
Parlament nicht gleichgültig sein , in welche Rich¬
tung diese Entwicklung in den nächsten Jahren
geht.

Ich freue mich , und das möchte ich ausdrücklich
betonen , daß wir es mit diesem Antrag geschafft
haben , daß auch die CDU davon ausgeht - das
lese ich jedenfalls im zweiten Abschnitt unseres
gemeinsamen Antrags daß im Jahre 2006 nicht
nur der private , sondern auch der öffentlich -recht¬
liche Rundfunk in der Lage sein wird , solche Ver¬
anstaltungen zu übertragen . Darauf werden wir
Sie langfristig festlegen . Das ist mir auch sehr
wichtig . Das sage ich ihnen ganz offen.
Ich weiß nicht , ob es bei der nordrhein - westfä¬
lischen CDU so ist - da gehen die Uhren manch¬
mal doch ein bißchen vernünftiger - , aber bei
dem , was man aus Bayern und woanders hört,
konnte man nämlich schon öfter den Eindruck
gewinnen , als ob cs denen zumindest in der Ver¬
gangenheit doch um die Zerschlagung der ARD
und die Zerstörung des öffentlich -rechtlichen
Rundfunks gegangen ist.

Wenn wir Sie mit diesem Antrag als Bündnispart¬
ner gewonnen und uns darauf verständigt hätten,
wäre es meines Erachtens sehr lohnend gewesen,
diesen gemeinsamen Antrag heute zu verabschie¬
den . Es ist ein wichtiges Zeichen und wird in
Nordrhein - Westfalen dazu beitragen , daß der von
mir anfangs angesprochene Teil unserer Kultur
gesichert , vertieft und weiterhin unter die Leute
gebracht wird . Außerdem wird es dafür sorgen,
daß Bayern und Nordrhein -Westlaiinger nicht nur

miteinander konkurrieren , sondern sich unterein¬
ander besser verstehen und miteinander auskom-
men . - In diesem Sinne vielen Dank.

( Beifall bei GRÜNEN und SPD}

Vizepräsidentin Dr. Katrin Gröber : Für die Landes¬
regierung erteile ich Herrn Ministerpräsidenten Dr.
Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Frau Prä¬
sidentin ! Meine Damen und Herren ! Ich will nur
ganz wenige Bemerkungen machen , weil ich mich
darüber freue , daß der Landtag bei einem wichti¬
gen Thema einig ist , auch wenn die Begründun¬
gen sehr unterschiedlich sind.

Frau Kollegin Hieronymi , Sie haben an die frühe¬
ren medienpolitischen Debatten erinnert . Ich will
Ihnen nur für meine Person sagen : Ich schäme
mich dieser Debatten nicht , auch dessen nicht,
was ich da .gesagt habe . Ich habe so lange wie
möglich für den öffentlich - rechtlichen Rundfunk
gestritten , und ich streite jetzt dafür , daß das
duale System dual bleibt und nicht in einer Weise
einlastig wird , daß der öffentlich - rechtliche Rund¬
funk die Luft verliert . Daß wir damals gezögert
haben , kann ich heute nicht als Schuld empfin¬
den . Ich kenne viele , die das duale System da¬
mals gefordert haben , die gedrängt haben und die
heute sagen : Wir haben nicht alles gewußt , was
da kam.

( Beifall bei der SPD)

Wir sollten das auch in einer offenen Diskussion
sagen . Dabei müssen Sie , was Ihre Argumenta¬
tion angeht , bedenken , daß zum Beispiel Fußball¬
spiele auf beiden öffentlich -rechtlichen und pri¬
vaten Sendern ohne Zusatzkosten erreichbar sind.
Das hat bei den Öffentlich - Rechtlichen Einfluß auf
die Gebühren . Was wir da in den letzten Jahren
erlebt haben , hat den beiden öffentlich - rechtli¬
chen Systemen das Leben sehr schwer gemacht.
Auch der Anteil der Erhöhungen im Gebühren¬
staatsvertrag wäre nicht so , wie er ist , wenn es
nicht hier eine Konkurrenzsituation gäbe , die es
den Öffentlich - Rechtlichen schwer macht . Das
war die erste Bemerkung.
Die zweite Bemerkung : Ich bin fest davon über¬
zeugt , daß man nicht einerseits von der Verviel¬
fältigung technische ^ Möglichkeiten in den Medien
reden und damit andererseits ein exklusives Recht
für Besserverdienende , bestimmte Sendungen zu
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sehen , verbinden kann . Das läßt sich nicht mitein¬
ander vereinbaren . Es ist ein Gebot sozialer Ge¬
rechtigkeit , daß Sportveranstaltungen und Groß¬
veranstaltungen aller Art für jeden zugänglich sind
und nicht auf Pay -TV begrenzt sein dürfen . Es
gibt für Pay -TV immer noch genug Möglichkeiten,
für spezielle Interessenten Programme anzubieten,
von denen ich glaube , daß sie sich rechnen wer¬
den.

Das Dritte ist eine Erinnerung an den ersten
Punkt , den ich angesprochen habe . Nachdem es
das duale System gibt , bin ich allerdings der Mei¬
nung , daß Nordrhein-Westfalen eine Medienpolitik
betreiben muß , die soviel wie möglich an Wort¬
schöpfung , an Arbeitsplätzen auch innerhalb des
dualen Systems in Nordrhein - Westfalen bindet
und nach Nordrhein -Westfalen holt . Ich bin froh
darüber , daß wir inzwischen auch durch die Lei¬
stung des Wirtschaftsministers das Medienland
Nummer 1 in Deutschland sind . Darauf bin ' ich
sehr stolz , und darüber freue ich mich sehr . Das
soll auch so bleiben . Das wollen wir weiter aus¬
bauen.

{Beifall des Roland Appel [GRÜNE ])

Ich möchte , daß alle Fernsehzuschauer und Ra¬
diohörer vollen Zugang zu den Informationen ha¬
ben . Zu den Informationen gehört in einem Land
wie Nordrhein -Westfalen der Sport in einem Maße
wie in kaum einem anderen Bundesland.

Ich wage ja nicht , den Versuch zu machen , den
von Herrn Kollegen Eumann und von Herrn Kolle¬
gen Appel genannten Bundesligavereinen die an¬
deren hinzuzufügen.

( Minister Dr . Michael Vesper : Das wird zu •
lang !)

Aber ich möchte natürlich , daß Arminia Bielefeld,
der VfL Bochum und auch die anderen erwähnt
werden , wenn wir hier im Landtag schon über
Bundesliga und über Sport reden.

(Allgemeiner Beifall - Minister Wolfgang
Clement : Wuppertal auch !)

- Nein , die §ind ja nicht mehr in der Bundesliga.

(Zuruf des Ministers Wolfgang Clement)

Als ich in den Landtag kam , sind sie da ausge¬
schieden . Das war vor 38 Jahren.

(Allgemeine Heiterkeit)

Aber , mal sehen ! .

(Heinz Hardt [CDU1 : Da hieß das noch ( C)
"Oberliga " !)

- Ja , das ist der dritte Orden . Der WSV ist im Au¬
genblick im dritten Orden.

(Roland Appel [ GRÜNE ] :
" Regionaliiga

West " war das !)
Ich möchte darauf hinweisen : Es gäbe diesen
Spitzensport nicht , wenn es den Breitensport
nicht gäbe . Wir werden davon sicher noch hören.
Ich wünsche mir , daß alle unsere Rundfunksender
den Breitensport und den Amateursport ernst neh¬
men und sich nicht auf die Sportarten wie Fußball
und Tennis , die eine stark merkantile Seile haben,
konzentrieren.

( Beifall bei der SPD)

Letzte Bemerkung ! Frau Kollegin Hieronymi , ich
vvil! hier keine Rechnungen aufmacher », die - ich
sonst noch mit ihnen zu erledigen hätte . Aber ich
würde Ihnen doch gern sagen : Ich habe im Juni
dieses Jahres , vor der Ministerpräsidenlenkonfe - •
renz am 5 . Juli und vor Ihrem Interview in der
Zeitschrift der IG Medien , diese Forderung nach
freiem Zugang in der Zeitschrift der IG Medien
" Signal " gestellt und angekündigt , daß sich die
Ministerpräsidenten damit beschäftigen . Ich habe
mitgeholfen , daß der entsprechende Auftrag der jgj
Ministerpräsidenten an die Rundfunkkommission
gegangen is .t . Ihr erster Versuch , hier gewisser¬
maßen zu sagen , die CDU sei ganz vorn und nun
kämen alle mit hechelnder Zunge hinterher , ist
also nicht nur eine optische , sondern auch eine
Sinnestäuschung.

(Ruth Hieronymi [CDU ] : Ich habe Beispiele
genannt !)

Wir waren schon lange da , als Sic Ihren Antrag
noch gar nicht erdacht hatten.

Vizepräsidentin Dr. Katrin Grüber : Herr Minister¬
präsident!

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Ja.

Vizepräsidentin Dr . Katrin Grüber : Gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Kollegen Schewick?

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Aber gerne.
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(A ) Vizepräsidentin Dr . Katrin Grüber : Bitte schön.

Heirtz - Helmich van Schewick ( CDU ) : Herr Mini¬
sterpräsident , Sie haben vorhin die kleineren Ver¬
eine, die Amateurvereine erwähnt . In der Vergan¬
genheit haben die öffentlich -rechtlichen Sender ja
viel Geld für die kleineren Vereine zur Verfügung
gestellt , Herr Kollege Appel. Sie waren nicht nur
Konsumenten , sondern sie profitierten auch von
den Übertragungen , die hier Gegenstand des An¬
trags sind . Können Sie sich vorstellen , daß dies in
Zukunft auch von den privaten Sendern übernom¬
men wird und daß aus einem dann zur Verfügung
stehenden Topf auch die kleineren Vereine letzt¬
lich profitieren?

(Reinhold Trinius [SPD ] : Schön wär ' s !)

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr van
Schewick , ich kann mir gut vorstcllcn , daß es
dazu einmal kommt . Sie müssen nur bedenken:
Der öffentlich- rechtliche Rundfunk hatte früher in
hohem Maße Überschüsse , die er kulturellen und
sportlichen Zwecken zur Verfügung stellte . Auf¬
grund der Entwicklung im dualen System gibt es
diese Überschüsse so nicht mehr , so daß es auch
nicht die entsprechenden Hilfen durch den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk mehr geben kann.
Es wäre .natürlich gut , wenn sich sowohl
öffentlich -rechtliche ais auch private Rundfunk-
und Fernsehveranstalter als Sponsoren auch ge¬
genüber Amateurvereinen betätigten . Ich rate nur
dazu , das nicht so Zu machen , daß wir hernach
nur noch Leute durch die Stadt iaufen sehen , die
Werbet lachen anbieten . Dazu darf es auch nicht
kommen . Ich habe mich sehr gefreut , als der
Wirtschaftsminister und Herr Kollege Kraft vorigeWoche gelaufen sind , daß sie mir mit ihren Hem¬
den nicht zumuteten , daß ich bestimmte Wäre
kaufe , sondern sie sind fröhlich für Nordrhein-
Westfalen gelaufen . Das hat Spaß gemacht.

[Vorsitz : Präsident Ulrich Schmidt)
Ich verspreche dem Landtag : Wir werden alles
tun , damit Pay TV , wo es denn entsteht , nicht
eine Sperre wird für Menschen , die an Sport - undan anderen gesellschaftlichen Ereignissen inter¬
essiert sind . Alle sollen Zugang haben . - Herzli¬
chen Dank.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident . - Für die SPD -Fraklion erteile ich
Herrn Abgeordneten Dr. Kraft das Wort.

Dr. Hans Kraft (SPD) : Herr Präsident ! Meine Da¬
men und Herren ! '

( Ministerpräsident Dr . Johannes Rau : Du
mußt Borussia Dortmund erwähnen !)

- Borussia Dortmund kann ich erwähnen , klar!
Nach den Medienexperten kurz noch einige Worte
aus sportiachiicher Sicht.
Ich habe insbesondere bei dem Beitrag des Kolle¬
gen Appe ! gemerkt , daß bei den medien¬
politischen Sprechern zumindest das Einsteiger¬
verständnis für Fußball vorhanden ist : Der Bail ist
rund ; er wird eingefettet ; er wird aufgepumpt . -
Das ist nicht alles . Kollege Appel hat ja auch über
einige Vereine des Ruhrgebiets gesprochen . Aber
das wirklich tiefe Wissen aus dem Herzen des
Ruhrgebiets über den Fußbai ! kuiminiert in einem
einzigen Satz : An Jesus kommt keiner vorbei
- außer Stan Libuda . .
Fußbai! - das ist in diesem Antrag wohl das The¬
ma • ist mehr als 22 Leute 90 Minuten lang in
zwei Halbzeiten, für die das jeweils nächste Spie!
auch das schwerste Spiel sein wird . Fußbali ist
ein Riesenereignis, ist eine Massenbewegung . Der
Fußbaliverband in Nordrhein -Westfalen hat über
1 Million Mitglieder.
Was im Fernsehen gezeigt wird , sind die Gladiato¬
ren, die Plutokraten des Sports , die einlaufen , gut
betucht , wenn auch leicht geschürzt - würde der
Ministerpräsident wahrscheinlich sagen . Aber die
große Masse im Fußball ist der Breitensport , sind
die Amateurvereine , die gerade erwähnt worden
sind . Das sollten wir mit bedenken , wenn wir
über einen solchen Antrag reden . Ich rege an,
eine sportfachliche Debatte zu führen über das,
was über die Medien als Bild des Sports vermittelt
wird.

Was den Fußballsport und andere große Sport¬
arten wirklich ausmacht , da liegen zum Teil Wel¬
ten dazwischen . Fußball als Breitensport wird bei
uns ja von Hunderttausenden von Kindern und
Jugendlichen betrieben . Er hat eine gesellschaftli¬
che , eine sozialpolitische Bedeutung : Teamgeist,
Fatrplay usw.

(Gerd-Peter Wolf [SP’
D ] : Integration ! )
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Nun hat Herr Reul angedeutet , dies wäre nur der
zweite Schritt ; der dritte folgte , wie gesagt , in der
nächsten Woche . Sie sind ja bekannt für die Aufbe¬
reitung solcher Themen , Herr Reul , auch schon aus
der Vergangenheit . Wir werden uns darauf ein¬
stellen , daß wir diese Debatte weiter zu führen
haben.

Deshalb sage ich zwei Dinge:
Erstens . Ich bin ganz sicher , daß die Staatsanwalt¬
schaft und die Steuerfahndung nach Recht und
Gesetz ihre Ermittlungen zügig weiterführen . Für
die SPD-Fraktion erkläre ich , daß wir sie dazu
ausdrücklich ermutigen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD]
Lind unseren Ministern , der gesamten Öffentlich¬
keit und Ihnen als Opposition sage ich - zweitens -
mit derselben Deutlichkeit , daß unsere drei Mini¬
ster unser uneingeschränktes Vertrauen und unsere
Unterstützung haben.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile das
Wort Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau.

_Dr. Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Die erste Infor¬
mation über die Durchsuchungen , die bei der
WestLB und bei Sparkassen stattgefunden haben,
habe ich vom Finanzminister am 3 . September
morgens um 10 . 10 Uhr bekommen . Über das
Gespräch zwischen Staatssekretär Ritter und dem
Chef der Staatskanzlei , Herrn Staatssekretär Frohn,
bin ich heute morgen erstmals unterrichtet worden.

(Lachen bei der CDU)
Ich will Ihnen dazu noch etwas sagen : Das ist so in
Ordnung . Ich habe in diesem Hause Anfang der
80er Jahre eine Fülle von Verfahren erlebt , in
denen jeweils durch Indiskretionen . Menschen ins
Gerede gebracht wurden , zum Teil , obwohl sich
Verdacht nicht erhärtete . Ich will , das jetzt nicht
genauer beschreiben . Ich habe daraufhin den
jeweiligen Chefs der Staatskanzlei und dem Kabi¬
nett gesagt , daß ich Wert darauf lege , daß über
Ermittlungsverfahren und über Verdacht zu Ermitt¬
lungsverfahren und über Verlauf von Ermittlungs¬
verfahren nicht informiert wird , auch ich nicht , weil
ich die juristische Haltung , wie Herr Dr. Behrens sie
hier in einer noblen Weise dargestellt hat , für völlig
richtig halte

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

und weil ich nicht möchte , daß Nebel entsteht und
daß Geruch verbreitet wird . Es muß ohne Ansehen
der Person entschieden werden können , und zwar
von denen , die dazu ein Mandat haben.

Und weil es mir darum geht , darum sage ich : Ich
habe volles Vertrauen zu allen Mitgliedern der
Landesregierung und zu dem , was sie getan haben
und tun.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Für die Frak¬
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich Herrn
Kollegen Appel das Wort.

Roland Appel (GRÜNE) : Herr Präsident ! . Liebe
Kolleginnen und Kollegen ! Als Herr Linssen hier
heute morgen zu Beginn der Aktuellen Stunde ans
Pult getreten ist , habe ich mich schon , gewundert.
Ich ' habe mich zum einen gewundert , daß ein
Mitglied des Verwaltungsrates der WestLB als
erster das Wort ergreift . Und dann habe ich mich
auch gewundert , Herr Linssen , wie dürftig das war,
was Sie als Mitglied des Verwaltungsrates hier zur
Sache beigetragen haben.

{Zuruf von der SPD : Das ist doch nichts
Neues !)

Ich habe mich ferner gewundert , warum Sie das
eigentlich tun . Denn eigentlich haben Sie nur
gesagt : " Ich war zwar ein bißchen dabei , aber ich
habe im Prinzip , gar keine Ahnung * - das war der
Eindruck der rübergekommen ist -, um gleichzeitig
in Ihrer Rede aufzubauen , daß das wohl eine ganz
schwerwiegende Angelegenheit wäre , und dann
Herrn Reul vorzuschicken , nachdem die Landes¬
regierung mit Datum , mit Person offengelegt hat -
insofern ist dem Justizminister , dem Finanzminister
und auch dem Ministerpräsidenten zu danken - ,
was hier gemacht worden ist.

(Unruhe bei der CDU)
- Das ist doch die Öffentlichkeit , die notwendig ist.

(Anhaltende Unruhe - Glocke)
Daß Sie daraus einen Zusammenhang unterstellen,
Herr Reul, das finde ich' schon abenteuerlich . Ihnen
war der Part überlassen , die Fragen zu stellen , die
den Geruch hineinbringen , den Sie gerne hätten.
Ich stelle Ihnen einmal eine Frage : Was wäre denn
gewesen , wenn Herr Behrens da.s , was Sie gestern
noch im Plenum gefordert haben und heute im
Bonner Generalanzeiger nachzulesen ist , gemacht

{C}
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Arbeitsmarkt . Damit ist klar , wie die Verhältnisse
liegen.

Wenn ich mir die Finanzberichte und die Steuer¬
schätzung vom Mai 1996 ansehe - Herr Finanz¬
minister, sie sind schließlich für das Volumen , das
den Kommunen zuteil wird , verantwortlich - , sehe
ich , daß es in erster Linie die Länder sind , die die
Zuwächse von über 20 Prozent haben . Der Bund
dagegen hat ebenso wie die kommunalen Ge¬
bietskörperschaften eine Abnahme des Volumens.
Aus diesem Grunde ist es verständlich , Herr Fi¬
nanzminister , daß die Kommunen Beschlüsse der
Bundesregierung und des Bundestages nicht , wie
die SPD immer glauben machen möchte , allesamt
als drückende Last emfinden , sondern im Gegen¬
teil sie ausdrücklich begrüßen.

Das gilt z . B . für die Beschlüsse zur Begrenzung
des Zuwachses der Sozialhilfeleistungen . Die
kommunalen Spitzenverbände - das habe ich zu¬
mindest mitbekommen - haben den Vorschlag der
Bundesregierung ausdrücklich unterstützt . Das
gilt auch für das neue Asylrecht . Der Asylbewer¬
berzuzug ist nach dessen Inkrafttreten am
1 . Juli 1993 um ein Drittel zurückgegangen.

Notwendig ist aber - bei allen Einsparungen - eine
Lösung auf der Einnahmeseite . Da gebe ich Ihnen
recht . Nach meinem ' Verständnis hat die CDU
dazu einen besseren Vorschlag gemacht , Herr
Trinius. Ich wäre Ihnen dankbar , wenn wir die
Diskussion um die Veränderung der Finanzierung
zugunsten der Kommunen einmal aufgreifen wür¬
den . Ich kann mir durchaus vorstellen , daß Sie,
wenn Sie einmal in Ihren Städten nachfragen , in
der Diskussion feststellen werden , daß es für die¬
se besser wäre , einen unmittelbaren Zugriff auf
die Umsatzsteuer zu haben als Misch¬
finanzierungsansätze , wie wir sie nach wie vor in
Nordrhein-Westfalen vorfinden.

Ich meine , daß den Überlegungen unseres Frak¬
tionsvorsitzenden in Gänze nicht mehr viel hin¬
zuzufügen ist . Herr Finanzminister , ich hoffe
schließlich , daß Sie beim Jahres¬
steuergesetz 1997 einen sinnvollen Weg gehen,
zu dem die Opposition nach meinem Verständnis
ausreichende Vorschläge gemacht hat . - Ich dan¬
ke Ihnen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank! Weitere
Wortmeldungen zu dem Tagesordnungspunkt ha¬
be ich nicht . Ich schließe die Beratung.

Wir stimmen ab . Meine Damen und Herren ! Von
den Antragstellern , der SPD - Fraktion und der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN , wurde direk¬
te Abstimmung gefordert , so daß wir über den
Inhalt dieses Antrages abstimmen.

( Klaus Matthiesen [ SPD ] : Wollen wir mal
sehen , wie Herr Reu! abstimmt !)

Wer ist für diesen Antrag der Koalitionsfraktionen
Drucksache 12/1369 ? - Danke schön . Das sind
die Antragsteller.

(Zuruf von der CDU : Clement ist nicht da !)

Wer ist dagegen ? - Die CDU-Fraktion . Gibt es
Stimmenthaltungen ? - Das ist nicht der Fall . Da¬
mit ist der Antrag Drucksache 12/1369 mit den
Stimmen der Fraktionen der SPD

( Erhebliche Unruhe - Glocke des Präsiden¬
ten)

und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stim¬
men der CDU - Fraktion angenommen.

(Weitere Zurufe - Unruhe)

- Möchten Sie eine Pause ? - Nicht.

Dann rufe ich auf:

5 Dritter Staatsvertrag zur Änderung rundfunk¬
rechtlicher Staatsverträge ( Dritter Rundfunk¬
änderungsstaatsvertrag)

Antrag
der Landesregierung
auf Zustimmung zu einem Staatsvertrag
gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landesverfassung
Drucksache 12/1336

erste Lesung

Die Einbringung für die Landesregierung erfolgt
durch Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Die Landesre¬
gierung legt Ihnen heute den Dritten Rundfunk-
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( A ) änderungsstaatsvertrag vor und bittet Sie , dem
Vertragstext , wie der Präsident das gerade schon
gesagt hat , gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landes¬
verfassung zuzustimmen.

Lang und zäh ist gestritten worden . Sie , meine
Damen und Herren , haben die Verhandlungen
intensiv begleitet . Selbstverständlich haben auch
die Rundfunkveranstalter die einzelnen Verhand¬
lungsschritte eingehend analysiert und vielfältig
kommentiert.

Die Transparenz , die wir für den Medienmarkt
anstreben , war fast schon ein Kennzeichen der
Staatsvertragverhandlungen . Das Ergebnis selber
wurde recht unterschiedlich aufgenommen : mit
Erleichterung , weil sich die Linder im Kompro¬
mißwege auf neue Regeln für das Fernsehen in
Deutschland verständigt haben , obwohl die
Standpunkte häufig unüberbrückbar schienen,
aber auch mit Kritik . Einigen gingen die vorge¬
schlagenen Regelungen zu weit , anderen reichten
sie nicht aus . Schließlich wurden Antworten auf
wichtige Zukunftsfragen des Rundfunks vermißt.

ich gebe unumwunden zu : Dieser Rundfunkände¬
rungsstaatsvertrag trägt Kompromißcharakter . Zu
weit lagen die unterschiedlichen Positionen aus¬
einander , als daß am Ende jede Regelung jeden

tBL - hätte zufriedenstellen können . Aber der erzielte
Kompromiß ist tragfähig und vernünftig.

Wenn ich nun zu den Hauptlinien des Vertrags¬
werkes komme, stelle ich ihnen keinen Unbekann¬
ten mehr vor . Zu den Eckpunkten des Vertrags¬
werks hat es Anträge von allen Fraktionen gege¬
ben . Der Schwerpunkt der Neuregelungen im Be¬
reich des öffentlich -rechtlichen Rundfunks liegt in
der Neuordnung des Gebührenfestsetzungsverfah¬
rens.

Wir erfüllen damit die Forderungen eines Urteils
des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jah¬
re 1994 . Das Verfassungsgericht hatte damals
gerügt , daß das bisherige Gebührenfestsetzungs¬
verfahren zu politiknah sei und zu viel Raum für
politische Einflußnahme lasse . Durch Gesetz müs¬
se ein gestuftes und kooperatives Verfahren ein-
gaführt werden , das etwa so aussehen könne:
Der Bedarfsanmeldung durch ARD und ZDF folge
eine fachliche Prüfung durch die Kommission zur
Ermittlung des Finanzbedarfs , der sogenannten
KEF , und schließlich die Gebührenentscheidung
durch die Landesregierung und die Landesparla¬
mente.

Diesem Urteil trägt der Vertrag Rechnung , indem (C)
er eine gesetzliche Grundlage für das Verfahren
der Gebührenfestsetzung und für die Aufgaben,
Befugnisse und Zusammensetzung der aus sech¬
zehn unabhängigen Sachverständigen bestehen¬
den KEF einführt , indem er die Pflichten der
öffentlich - rechtlichen Rundfunkveranstalter im
Verfahren beschreibt und indem er schließlich
eine Kooperationspflicht zwischen den Akteuren
auf den verschiedenen Stufen der Gebührenfest¬
setzung normiert.

Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag sieht auf
der Grundlage des zehnten KEF-Berichtes auch
eine Erhöhung der Rundfunkgebühr zum
1 . Januar 1997 um 4,45 DM auf 28,25 DM vor.
Diese Gebührenerhöhung ist notwendig . Sie ist in
ihrer Größenordnung auch angemessen , und sie
gibt dem öffentlich -rechtlichen Rundfunk eine
sichere finanzielle Planungsgrundlage für die
nächste Gebührenperiode , die am 31 . Dezember

’ des Jahres 2000 endet.

Erst kürzlich sind in einem europaweiten Ver¬
gleich die Qualität und das sonst nirgends so an-

- zutreffende umfangreiche Angebot unserer
öffentlich - rechtlichen Veranstalter bestätigt wor¬
den . Ich sage nicht ohne Stolz : Daran hat unser
WDR einen maßgeblichen Anteil . (qj

Das Verfahren zur Ermittlung des Finanzbedarfs
wird freilich auch trotz des im Staatsvertrag ge¬
regelten Verfahrens nicht einfacher - werden , ln
der Praxis wird es darauf ankommen , den koope¬
rativen Zusammenhang der verschiedenen Stufen
zu betonen . Natürliche Interessengegensätze zwi¬
schen den Rundfunkanstalten , der KEF und den
Parlamenten gibt es nicht , aber sehr wohl ein ge-

■ meinsames Ziel : einen leistungsfähigen und quali¬
tätsvollen öffentlich - rechtlichen Rundfunk.

Ich kann auch verstehen , daß die öffentlich -recht¬
lichen Veranstalter gegen die eine oder andere
Formulierung im Staatsvertrag Vorbehalte haben.
So mögen einige mit der besonderen Betonung
der Rationalisierungspotentiale in § 13 des Rund¬
funkstaatsvertrages die politische Absicht verbun¬
den haben , den öffentlich - rechtlichen Rundfunk
kleinzuregeln. Ich hätte es besser gefunden , wenn
man auf diese Formulierung verzichtet hätte.

Die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Spar¬
samkeit , von denen in der gleichen Vorschrift die
Rede ist , umfassen die richtige Forderung , daß in
den Anstalten mit den Gebührengeldern der Bür¬
gerinnen und Bürger sparsam umgegangen wird.
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Auf der anderen Seite muß man aber auch sagen:
Qualitätsvoller Rundfunk hat seinen Preis , Viele
Kestenfaktoren sind durch die Anstalten über¬
haupt nicht beeinflußbar . Das , was öffentlich-
rechtliches Qualitätsfernsehen immer teurer
macht , ist doch z . B . nicht zuletzt die Preistreibe¬
rei im Rechtehandel . Wir werden auch in Zukunft
darauf achten , daß der öffentlich - rechtliche Rund¬
funk finanziell so ausgestattet wird , daß er seine
Aufgabe überzeugend erfüllen kann.

Eine wichtige Neuregelung , meine Damen und
Herren, bringt § 19 . Dort werden ARD und ZDF
ermächtigt , zwei zusätzliche Fernsehspartenpro¬
gramme über Satellit zu veranstalten . Ich denke,
daß der öffentlich - rechtliche Rundfunk seine Zu¬
schauerinnen und Zuschauer da abhoien muß , wo
deren Interessen liegen . Verändern sich deren
Sehgewohnheiten - und diese Annahme liegt auch
der Einführung von " Special interest " - Program-
men im privaten Rundfunk zugrunde - , dann müs¬
sen auch ARD und ZDF darauf reagieren können.
Daran ist jedenfalls für mich die Ernsthaftigkeit
des Arguments zu messen , der öffentlich -recht¬
liche Rundfunk sei ein Vielfaltsgarant , dessen
3estand und Entwicklung garantiert werden müs¬
se.

Die Versuche einiger privater Veranstalter , mit
Auftragsgutachten nachzuweisen , daß es der
ARD und dem ZDF verfassungsrechtlich verwehrt
wäre , Spartenprogramme zu veranstalten , sind
nach meiner Überzeugung zum Scheitern verur¬
teilt . Das Bundesverfassungsgericht hat nämlich
schon vor Jahren betont , daß solche Programme
in der Zukunft sogar zur Grundversorgung gehö¬
ren könnten . . Und darauf ist der öffentlich -recht¬
liche Rundfunk bekanntlich noch nicht einmal be¬
schränkt. Haben diejenigen , die jetzt so aufgeregt
reagieren , etwa Angst vor publizistischer . Kon¬
kurrenz ? Daß mit der Einführung der Spartenpro¬
gramme keine Auszehrung der Hauptprogramme
verbunden sein darf , versteht sich von selbst.
Den Europäischen Ereignis - und Dokumentations¬
kanal , der seinen endgültigen Standort in Bonn
nehmen will , habe ich stets nachdrücklich unter¬
stützt . Und daß ich selbst auch viel von einem
öffentlich -rechtlichen Kinderkanai mit Sitz in Er¬
furt halte , gerade weil ARD und ZDF in diesem
Genre soviel Gutes , nämlich Gewalt - und Werbe¬
freies , zu bieten haben , dürfte auch nicht verwun¬
dern . Ich wünsche beiden Projekten ein gutes
Gelingen.

Meine Damen und Herren ! Anders als viele nach (C)
den Thesen der Kollegen Stoiber und Biedenkopf
zur Strukturreform im öffentlich - rechtlichen Rund¬
funk befürchteten , führten die Staatsvertragsver¬
handlungen nicht dazu , daß die ARD zerschlagen
und die Existenz des ZDF bedroht wird . Die Ein¬
sicht , daß eine weitgehende Deregulierung beim
privaten Rundfunk insbesondere angesichts der
Elefantenhochzeiten der letzten Monate nur dann
verantwortbar ist , wenn zugleich die Funktions¬
fähigkeit der öffentlich - rechtlichen Rundfunkan¬
stalten als Vielfaltsgaranten gewährleistet ist , hat
sich letztlich auch bei den Verfassern dieser 16
Thesen durchgesetzt . Mit einer gesicherten finan¬
ziellen Grundlage für die kommende Gebühren¬
periode und der Gewißheit , auch an neuen pro-
grammlichen Entwicklungen teilhaben zu können,
können sich die Verhandlungsergebnisse aus
nordrhein -westfälischer Sicht durchaus sehen
lassen.

Damit komme ich zu dem zweiten großen Rega-
lungsbereich , der Novellierung der für den priva¬
ten Rundfunk geltenden Vorschriften . Das bisher
geltende Medienkonzentrationsrecht ist von vielen
gescholten worden . Die einen beklagten , es sei
nicht durchsetzbar , sei zu kompliziert , gehe an
den tatsächlichen Verhältnissen vorbei und lasse
wirksame Aufsichtsinstrumente vermissen . Ande - ( Dl
re führten an , es mangele nur an Ernsthaftigkeit,
das geltende Recht durchzusetzen.

Woran es auch immer gelegen hat : Die tatsächli¬
chen Erfahrungen belegen , daß das geltende Me¬
dienkonzentrationsrecht weder die daran geknüpf¬
ten Erwartungen erfüllen noch den wirtschaftli¬
chen Entwicklungen auf dem Rundfunkmarkt
Rechnung tragen konnte , einem Markt , der
- mobil wie kein anderer - gerade von raschen
Veränderungen lebt ..

Deshalb schlägt der Vertrag einen Systemwechsel
vor : weg von einer Begrenzung der Zahl der Pro¬
gramme und Beteiligungen , die ein Unternehmen
halten darf , hin zu einer Regelung , die letztlich auf
den Einfluß der Programme auf die Zuschauer
abstellt.

Damit wird das bisherige Verfahren der Konzen¬
trationskontrolle im privaten Rundfunk auf eine
völlig neue rechtliche Grundlage gestellt . Zukünf¬
tig soll der Anteil am Zuschauermarkt , den ein
Programm erreicht '

, darüber entscheiden , ob ei¬
nem Rundfunkunternehmen zur Sicherung der
Meinungsvielfalt Maßnahmen auferlegt werden
müssen.
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( A ) Die konkrete Regelung läßt sich kurz so zusam¬
menfassen . - Herr Präsident , ich sehe , meine Re¬
dezeit ist zu Ende . Ich glaube , ich muß noch
zwei , drei Minuten Ihre Geduld in Anspruch neh¬
men.

Präsident Ulrich Schmidt : Ja , okay.

Dr . Johannes Rau . Ministerpräsident : Jedenfalls
dann , wenn ein Unternehmen mit seinen Beteili¬
gungen an Fernsehveränstaltern einen Zuschauer¬
anteil von 30 % erreicht , wird nach dem Gesetz
vermutet , daß eine Störung der Meinungsvielfalt
erreicht ist . Eine Störung der Meinungsvielfalt
kann aber auch schon früher eintreten , nämlich
dann , wenn das Unternehmen auf einem ver¬
wandten Markt wie z . B . dem des Rechtehandels
eine beherrschende Stellung hat oder seine ge¬
samten Aktivitäten auf diesen Nachbarmärkten
insgesamt den Schluß zulassen , daß der dadurch
erreichte Meinungseinfluß einem Zuschaueranteti
von 30 % entspricht.

Wird diese Grenze erreicht , dann hat das Unter¬
nehmen ihm zurechenbare Beteiligungen an Rund¬
funkunternehmen aufzugeben , seine Marktstel¬
lung auf medienrelevanten Märkten zu vermindern
oder vielfaltssichernde Maßnahmen zu ergreifen.
Das hört sich sehr kompliziert an und ist es wohl
euch . Viele Wertungen werden erforderlich sein,
und die Ergebnisse der Prüfungen werden kaum
auf ailseitige Zustimmung hoffen dürfen.

Wir wissen alle , wie schwierig es sein wird , in
wirtschaftliche Verhältnisse dieser Größenord¬
nung einzugreifen. Allerdings sollten uns die jüng¬
sten Entwicklungen auf dem Pay -TV - Markt zu
denken geben . Wir haben es nur noch mit der
Kirch -Gruppe als alleinigem Veranstalter zu tun,

(Lothar Hegemann [CDU ] : Gar nicht wahr !)

die zudem fast über ein Monopol bei den wichtig¬
sten Rim - und Sportrechten verfügt - vom Einfluß
auf die zum Empfang nötige Dekodertechnik ganz
zu schweigen.

Wenn auch der Erfolg von Pay -TV von vielen -
auch von Unternehmen , die schon eine Menge
investiert hatten - skeptisch gesehen wird , kann
sich so schon eine Macht zusammenballen , die
auf die Meinungsbildung der Menschen großen
Einfluß nimmt. Darum isr es wichtig , daß es auch

sofort wirksame Maßnahmen gibt , die kleineren (CI
Veranstaltern und Produzenten auf dem weitge¬
hend aufgeteilten Markt des kommerziellen Fern¬
sehens noch eine Chance lassen.

Solche Regelungen einvernehmlich zu beschließen
war nicht leicht . Zu sehr waren sie geeignet , die
Geschäftsstrategie der Großen zu beeinflussen.
Wir haben unsere guten Erfahrungen minder Sen¬
dezeit für unabhängige Dritte in die Verhandlun¬
gen eingebracht . Allerdings wurde über die Frage,
wie sie ausgestaltet sein muß , um ein Mindest¬
maß an Anbieter - und Angebotsvielfalt im priva¬
ten Rundfunk zu gewährleisten , bis zuletzt heftig
gerungen.

Nordrhein -Westfaien hat sich schließlich mit sei¬
nen Vorsteltungen , die ja auch schon hier im
Landtag eingehend diskutiert worden waren,
durchsetzen können . Wir haben erreicht , daß der
Dritte Rundfunkänderungsstaatsvertrag nun Rege¬
lungen zur Sendezeit für unabhängige Dritte vor¬
sieht , die gute Bedingungen für deren Erfolg
schaffen.

Die redaktionelle, programmliche und wirtschaftli¬
che Unabhängigkeit der Dritten ist gesichert . Das
Fensterprogramm so/l einen zusätzlichen Beitrag
vor allem in den Bereichen Kultur , Bildung und
Information leisten . Dafür steht den Unabhängi-
gen auch zu den Zeiten , zu denen viele zuschau¬
en , eine beachtliche Sendezeit zur Verfügung . Die
Letztentscheidung über die Vergabe der Lizenz an
den unabhängigen Dritten trifft die zuständige
Landesmedienanstalt.

Alles in allem sind das nach meiner Meinung gute
Voraussetzungen dafür , daß die Sendezeit für
Dritte ein Gewinn für die Vielfalt wird . Ich hoffe,
daß sich in kurzer Zeit eine interessante Produk¬
tionslandschaft entwickeln wird.

Wie Sie wissen , meine Damen und Herren , hat
sich Nordrhein-Westfaien bei den Regelungen zur
Konzentrationskontrolle immer für möglichst klare
und einfache Lösungen eingesetzt . Das hätte aus
unserer Sicht am ehesten durch die Einrichtung
einer rechtlich selbständigen Kommission zur Er¬
mittlung der Konzentration nach vorne gebracht
werden können . Leider war eine solche Regelung
unter den Ländern nicht konsensfähig , und es ist
uns bei der Neuorganisation der Medienaufsicht
deshalb auch nicht gelungen , eine einfachere Lö¬

sung durchzusetzen als die , die der Staatsvertrag
nun vorsieht.

Landtag
Nordrhein -Westfaien 2941

09 . 10,1996
Plenarprotokoll 12/37

( Ministerpräsident Dr . Rau)

Den bestehenden Organen der Landesmedienan¬
stalten fügt der Staatsvertrag ein weiteres hinzu,
nämlich eine Kommission , die als Organ der je¬
weiligen zur Entscheidung berufenen Landesme¬
dienanstalt fungiert . Deren Entscheidung kann
allerdings durch Beschluß der Konferenz der Di¬
rektoren der Landesmedienanstalten mit Dreivier¬
telmehrheit aufgehoben werden.

Daß dies gerade unter Zuständigkeitsgesichts-
punkten keine einfache Lösung ist , gebe ich gern
zu . Ihr freilich von vornherein die Praxistauglich¬
keit sbzusprechen geht meines Erachtens zu weit.
Vieles wird davon abhängen , daß es den am Ver¬
fahren Beteiligten - der KEK und den Landesme-
dienanstaften - gelingt , Organstreitigkeiten zu
vermeiden.

Den Landesmedienanstalten gibt der dritte Staats-
vertrag nun auch die wirksamen verfahrensrecht-
iichen Vorschriften und 'die effektiven Eingriffs¬
rechte an die Hand , die eine zupackende Aufsicht
möglich machen . Wir haben uns dabei am Gesetz
gegen Wettbewerbsbeschränkungen , an den Ver¬
waltungsverfahrensgesetzen der Länder und
schließlich an der bewährten Abgabenordnung
orientiert.

Meine Damen und Herren , dieser Staatsvertrag
erhebt ausdrücklich nicht den Anspruch , alle Pro¬
bleme im Rundfunkbereich zu lösen . Darum füh¬
ren die Länder derzeit Verhandlungen zu einem
Staatsvertrag über neue Mediendienste . Darum
haben die Regierungschefs ihrer Rundfunkkom¬
mission den Auftrag gegeben , alsbald Regelungs-
Vorschläge für den digitalen Rundfunk zu machen.
Darum haben sie gebeten , sich mit der Exklusiv¬
vermarktung von Sportrechten im Pay -TV zu be¬
schäftigen.

Der einstimmige Beschluß des Landtags hierzu
läßt mich hoffen , daß wi ; auch in Zukunft zu ge¬
meinsamen Lösungen kommen werden . Ich danke
Ihnen , Herr Präsident , meine Damen und Herren,
für Ihre Geduld bei einem trockenen, - aber wichti¬
gen Thema.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau . - Wir werden diese Zeit¬
überschreitung natürlich bei den anderen Diskus¬
sionsrednern berücksichtigen.

( Lothar Hegemann [CDU ] : Das holen wir (C)
wieder heraus !)

- Danke für den Hinweis , Herr Hegemann . Wir
wollen sehen , wie es läuft , - Als nächstem Red¬
ner erteile ich für die SPD-Fraktion Herrn Kollegen
Eumann das Wort.

Marc Jan Eumann (SPD ) : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle¬
gen ! Staatsverträge zwischen den Ländern wer¬
den von den Landesregierungen ausgehandelt und
von den Landesparlamenten ratifiziert . Heute
steht die erste Lesung des Dritten Rundfunkände¬
rungsstaatsvertrags auf unserer Tagesordnung,
Im Novemberplenum die zweite . In der Zwischen¬
zeit findet die Beratung im zuständigen Hauptaus¬
schuß statt . Die SPD -Fraktion stimmt der verein¬
barten Überweisung an den Hauptausschuß nach
dieser ersten Lesung zu . Sie wird auch im Novem¬
ber dem von Ministerpräsident Johannes Rau,
seiner Kollegin und seinen 14 Kollegen Unter¬
zeichneten Entwurf zustimmen.

Sie stimmt zum einen zu , weil die Parlamente
selbst keine einzige Zeile des Dritten Staatsver¬
trags zur Änderung rundfunkrechtiicher Staetsver-
träge ändern können . Wir können im ganzen ab - ( D)
lehnen oder im ganzen zustimmen . Das trifft lei¬
der auch das bevölkerungsreichste - Land
Nordrhein - Westfaien . Zum anderen stimmen wir
zu , weil wir die erzielten Ergebnisse - darauf hat
Ministerpräsident Johannes Rau hingewiesen - für
insgesamt tragfähig halten , auch wenn das eine
oder das andere nur schwer , mitunter ganz
schwer erträglich ist.

Das Ergebnis dieser Verhandlungen ist ein Kom¬
promiß . Wir leben in einer Zeit, in der Kompro¬
misse schon als Wunder bezeichnet werden , wie
das sogenannte Wunder von ' Bad Neuenahr , ei¬
nem der Verhandiungsorte der Ministerpräsiden¬
ten.

Wenn alle 16 Länder - wir streben das sn , Sie
wissen das - sozialdemokratisch regiert wären,
wäre das Ergebnis besser ausgefallen.

( Beifall bei der SPD - Klaus Matthiesen
[SPD ] : Das wäre schön ! Absolute Mehr¬
heiten wären auch schön !)

Auch wenn es - da will ich Mißverständnissen
vorbeugeri

' - auch ' dann nicht kinderleicht gewe¬
sen wäre , ein Kompromiß eben .

’
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Lassen Sie mich abschließen , indem ich Ihnen ein
kurzes Zitat vortrage , in dem es heißt:

" Es gibt heute keinen Bonus mehr für medien¬
politische Provinzialität .

"

(Lothar Hegemann [CDU ] : Richtig !)
" Rechtsnormen , die in nationalen Erfahrungs¬
welten und Denkstrategien -wurzeln , haben
heute vor der globalen Marktbewegung weniger
denn je Bestand .

"

( Lothar Hegemann [CDU ] : Richtig !)
" Es macht keinen Sinn für die Politik , national
zu denken , wenn die Wirtschaft global agiert .

"

Meine Damen und Herren , das war nicht Minister¬
präsident Stoiber , sondern das war der NRW -Wirt-
sohaftsminister Clement gestern vor der Mitglieder¬
versammlung der privaten Fernsehveranstalter
VPRT in Düsseldorf . Nehmen Sie also die Worte
von Herrn Clement ernst , lehnen Sie den Antrag
der SPD ab , stimmen Sie der Entschließung der
CDU zu . - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön , Frau Kolle¬
gin Hieronymi . - !ch erteile das Wort Herrn Mini¬
sterpräsidenten Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich will noch
nicht auf den dritten Staatsvertrag eingehen , Frau
Kollegin Hieronymi . Das ist der nächste Punkt , mit
dem wir uns beschäftigen werden , ich will jetzt nur
sagen:

Ob und wie die Gebühren sachgerecht ausgegeben
werden , das muß unsere gemeinsame Sorge sein.
Dafür haben wir nämlich die Organe und die Gre¬
mien der Anstalten , damit das da geprüft wird . So
ist es rechtlich vorgeschrieben . Das ist nicht Sache
der Parlamente , sondern nach den gesetzlichen
Vergaben Angelegenheit der Organe der öffentlich-
rechtlichen Anstalten.

Ich bin Ihnen dankbar dafür , daß Sie gerade Herrn
Kollegen Clement zitiert haben . Ich stimme dem,
was er sagt , ausdrücklich zu,

(Lothar Hegemann [ CDU ] : Dann widerspre¬
chen Sie Herrn Appel !)

so wie er ausdrücklich diesem Antrag zustimmt , (C)
der heute von den Koalitionsfraktionen vorgebracht
wird . Daraus eine Differenz zu konstruieren ist
völlig falsch.

Ich will nur noch darauf hinweisen , daß sich natür¬
lich , wenn man für die öffentlich -rechtlichen Syste¬
me die Werbefinanzierung ablehnt , daraus für die
Kommission zur Ermittlung des Bedarfs der Rund¬
funkanstalten Konsequenzen ergeben . Und die KEF
hat ja bereits Stellung genommen zu der Frage , wie
hoch die - Rundfunkgebühr sein müßte , wenn es
nicht die Werbeeihnahmen von ARD und ZDF gäbe.

Zu dem hier anstehenden Thema möchte ich sa¬
gen , daß auch die Landesregierung die Angriffe
gegen den öffentlich -rechtlichen Rundfunk , die in
den beiden erwähnten Studien geführt werden,
ablehnt . Wir sind der Auffassung , daß öffentlich-
rechtlicher Rundfunk auch weiterhin als Kulturgut
wichtig ist und daß er seine überragende Bedeu¬
tung als Medium und Faktor freier und kritischer
Meinungsbildung behalten muß.

Daß alle Länder den Versuch der Enquete - Kommis¬
sion des Bundestages , auf ihre Rundfunkpolitik'
Einfluß zu nehmen , entschieden zurückgewiesen
haben , ist für mich ein gutes Zeichen . Daß das
Europäische Parlament den Überlegungen des
Bangemann -Gutachtens eine ebenso rasche wie [DJ
eindeutige Absage erteilt hat , ermutigt auch mich.
Daß die beiden Berichte in Fachkreisen schon
wegen ihrer eklatanten handwerklichen Mängel vor
allem Kopfschütteln hervorgerufen haben , darf aber
nicht darüber hinwegtäuschen , daß die dahinter¬
stehenden politischen Ziele weiter verfolgt werden
und daß deshalb Wachsamkeit angesagt ist.

So hat der Bund bei den Verhandlungen mit den
Ländern über aufeinander abgestimmte Regelungen
im Bereich der neuen Mediendienste immer ver¬
sucht , den Regelungsbereich der Länder zu be¬
schränken , zu marginalisieren und zum Beispiel alle
Abrufdienste in seine Gesetzgebungskompetenz zu
ziehen , mögen sie auch noch so eindeutig massen¬
kommunikativen Charakter haben , von erheblicher
Meinungsrelevanz sein oder sich gar vom klassi¬
schen Rundfunk nur durch die Möglichkeit des
Einzelabrufs des Angebots unterscheiden . Trotz der
gemeinsamen Überzeugung , daß künftige Investi¬
tionen verläßliche Rahmenbedingungen brauchen,
hat er so konkrete Ergebnisse aus Kompetenz¬
gründen lange hinausgezögert . Gestern hat der
Bund nun den Referentenentwurf eines Teledien¬
stegesetzes verschickt . Wir werden die Regelungen
rasch prüfen.
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)A | Gleichzeitig müssen die Länder ihrerseits den
Mediendienste -Staatsvertrag abschließend verhan¬
deln und zur Unterzeichnung kommen . Wir müssen
uns dringend auch darüber einig werden , welche
Regelungen für die digitale Rundfunkwelt wichtig
sind : sonst werden wir vor Fakten stehen , die
unsere politischen Handiungsspieiräume erheblich
einschränken und die wir dann kaum noch rückgän¬
gig machen können.

Die Monopolisierung der Pay - TV -Rechte ist nur ein
wenn auch besonders bedenkliches Beispiel . Der
Exklusiwermarktung von Sportrechten haben wir
uns bereits in einer gemeinsamen Entschließung
aller Fraktionen angenommen . Die Rundfunkrefe¬
renten der Länder beraten auf der Basis einer
Vorlage der Länder Hessen , Nordrhein-Westfalen
und Schleswig - Holstein und werden der Rundfunk¬
kommission zu Beginn des nächsten Jahres einen
Bericht vorlegen . Der gestrige Beschluß des Euro¬
päischen . Parlaments , nach dem die Mitgliedstaaten
Listen von Ereignissen - vor allem im sportlichen
Bereich - vorlegen sollen , die allen Zuschauerinnen
und Zuschauern ohne Zusatzkosten zugänglich
bleiben müssen , unterstützt zum Glück unsere
Forderungen.

Hier zeigt sich , worum es in der Zukunft geht : Die
Möglichkeiten , die die technische Entwicklung

{Bl bietet , müssen allen zugute kommen . Artikel 5
unseres Grundgesetzes muß zu einem Kommunika¬
tionsgrundrecht fortentwickelt werden , das allen
Teilhabe sichert . Sonst droht eine Spaltung in
Informationsbesitzer und Informationshabenichtse.
Es wäre doch geradezu paradox , wenn durch die
vielbeschworene Entwicklung von Multimedia ein
Mehr an Informationen immer weniger Menschen
zugänglich würde.

Dem öffentlich - rechtlichen Rundfunk kommt bei
der Gestaltung der künftigen Medienordnung eine
tragende Rolle zu . Wer , wenn nicht der öffentlich-
rechtliche Rundfunk , könnte auch in Zukunft dafür
sorgen , daß die für den gesellschaftlichen Diskurs
notwendige Wissensbasis allen gemeinsam zur
Verfügung steht ? Wer könnte 1 besser als der
öffentlich -rechtliche Rundfunk mithelfen , Orientie¬
rungswissen zu vermitteln , das einer Spaltung der
Gesellschaft in Interessengruppen entgegenwirkt
und damit integrativ wirkt?

Daß diese neue alte Aufgabe für die Zukunft neue
Strategien und möglicherweise auch neue Struktu¬
ren nötig macht , kann nicht überraschen . Nicht
anders verstehe ich die Protokollerklärung der
Länder 2um Rundfunkstaatsvertrag und zum ARD-
Staatsvertrag . Wenn es dort heißt , daß die dritten

Programme der ARD-Landesrundfunkanstalten und (C)
die Verpflichtung zur Ausstrahlung des ARD -Ge-
meinschaftsprogramms sowie des ZDF- Haupt-
programms beibehalten werden , ist das eine gesi¬
cherte Plattform , von der aus weiterentwickelt
werden kann.

Mit Blick auf Ihren Entschließungsantrag , meine
Damen und Herren von der CDU-Fraktion , ist mir
folgendes wichtig : Die gleichzeitige Ankündigung,
daß eine Novellierung des ARD -Staatsvertrages im
Hinblick auf Art und Umfang der Beteiligung der
einzelnen Rundfunkanstaften bis spätestens Mitte
1 999 in Aussicht genommen wird , darf nicht als
Damoklesschwert für den öffentlich -rechtlichen
Rundfunk mißbraucht werden . Gute Ergebnisse
erzielt man nicht unter Existenzangst , und größere
Einheiten sind nicht schon ein Wert an sich.

iRuth Hieronymi [CDU1 : Das Gegenteil auch
nicht !)

Auch die weitere Protokoflerklärung , die die Mittel¬
freigabe für die beiden öffentlich - rechtlichen Spar¬
tenkanäle an die Vorlage hinreichend konkreter
Programmplanungen knüpft , darf keine Zwangs¬
jacke sein . Leider war anders keine Einigung der
Länder zu erzielen . Dennoch ist es - abgesehen von
den verfassungsrechtlichen Problemen , die das
birgt - schon verwunderlich , mit welcher Starrheit [Dl
manche darauf bestanden , jegliche Finanzmittel für
programmliche Investitionen und Innovationen des
öffentlich -rechtlichen Rundfunks an fertige Konzep¬
te zu binden . Hier muß ein Stück Entwicklungs¬
offenheit her , ohne daß ich dabei Angst um die
Gebührengelder hätte.

Im Hinblick auf den Entschließungsantrag der CDU
möchte ich betonen , daß dem öffentlich -recht¬
lichen Rundfunk die Mittel bereitgestellt werden
müssen , die er braucht , um seinen Funktionsauf¬
trag umfassend zu erfüllen . Wer völlige Werbefrei¬
heit fordert, muß sagen , wie er die dann fehlenden
Mittel beschaffen will . Immerhin sind das für das
ZDF 320 Millionen DM und für die ARD
290 Millionen DM . Einschränkungen der Erfüllung
des Programmauftrags darf es jedenfalls nicht
geben.

Ich bin dafür , daß die verfassungsrechtliche Ent¬
wicklungsgarantie für den öffentlich -rechtlichen
Rundfunk ausgeschöpft wird . Schon von jeher war
das , was Rundfunk ausmacht und die Erfüllung
seines Auftrages erfordert , dynamisch und zu¬
kunftsoffen zu sehen . Das ist keine Eigenheit der
Regelung des Rundfunks , sondern das ist allen
verfassungsrechtlichen Bestimmungen inhärent.
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A ! Sie hängen auch von ihrem realen Normenbereich
ab . Ihre Bedeutung wandelt sich mit der gesell¬
schaftlichen Entwicklung.

Das bedeutet für den Rundfunk zum Beispiel , daß
neue Rezeptionsformen auch neue Darbietungs¬
formen erfordern . Dafür hat das Bundesverfas¬
sungsgericht dem öffentlich -rechtlichen Rundfunk
weitere Zukunftsoptionen zugestanden , die immer
auch Zielgruppen- und Spartendifferenzierungen
sowie Angebote mit individueller Zugriffs - und
Abrufmöglichkeit erfassen und umfassen.

Mir scheint der Erschließungsantrag der CDU von
einem sehr verkürzten Verständnis der Aufgaben
des öffentlich -rechtlichen Rundfunks auszugehen.
Der gesetzliche Funktionsauftrag , den das Bundes¬
verfassungsgericht immer wieder bestätigt hat,
umfaßt bekanntlich mehr als die Aufgabe der
Grundversorgung. Der öffentlich -rechtliche Rund¬
funk hat die ganze Breite der Rundfunkversorgung
der Bevölkerung auszuschöpfen und ganz allgemein
die publizistische Konkurrenz in unserer Rundfunk-
iandschaft auch bei neuen Entwicklungen im Pro¬
grammbereich aufrechtzuerhalten.

In der Tat wäre es schon unter Vieifaltsgesichts-
punkten ein großer Fehler , dem öffentlich - recht¬
lichen Rundfunk dieses Gebiet zu verschließen . Im

:B1 Gegenteil : Gerade der öffentlich -rechtliche Rund¬
funk kann auch in diesen Bereichen mit Beiträgen
aufwarten , die von privaten Veranstaltern nicht
angeboten werden und die eine sinnvolle Ergän¬
zung zu seinem sonstigen Angebot darstellen . Die
Devise "Vernetzen statt '/ersparten " weist in
diesem Zusammenhang in eine interessante Rich¬
tung.

Die Ergänzung der Markenartikel des öffentlich-
rechtlichen Fernsehens , des Ersten und der dritten
Programme, des ZDF, aber auch von 3Sat und
Arte , um Angebote in den neuen Medien mit aktu¬
ellen oder historischen Hintergrundberichten sowie
Vertiefungen zum Hauptprogramm , die über einen
Zusatzdienst in Anspruch genommen werden
können , ist eine verlockende Perspektive . So wäre
auch keine Aushöhlung der Vollprogramme zu
befürchten.

Vielmehr könnte es einen bunten Strauß individuell
nutzbarer Informationen von hoher Qualität geben.
Gemeinsam mit den Ergänzungen der Voliprogram-
me durch Spartenangebote , wie sie mit Phoenix
und dem Kinderkanal verwirklicht werden , wird
auch in Zukunft der effektivste Bestandsschutz für

den öffentlich - rechtlichen Rundfunk aus der Quali- [CI
tät seiner Programme kommen . - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN}

Präsident Ulrich Schmidt : Ich habe hier noch eine
Wortmeldung des Kollegen Hegemann voriiegen,
der im Moment allerdings nicht im Saal ist . Offen¬
sichtlich hat er seine Wortmeldung zurückgezogen.

Weitere Wortmeldungen liegen mir dann nicht mehr
vor , so daß ich die Beratung schließen kann.

Über den Antrag der SPD - Fraktion und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 12/1479 -
soll direkt abgestimmt werden . Wir kommen zur
Abstimmung . Wer für den Antrag Drucksa¬
che 12/1479 der SPD -Fraktion und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist , den bitte ich um das
Handzeichen . - Das sind die antragstellenden
Fraktionen . Wer ist dagegen ? - Die CDU-Fraktion.
Gibt es Stimmenthaltungen ? - Das ist nicht der

' Fall . Damit ist der Antrag der Koalitionsfraktionen
angenommen.

Wir stimmen zweitens über den Entschließungs¬
antrag der Fraktion der CDU Drucksache 12/1513
ab . Wer für diesen Antrag ist , den bitte ich um das
Handzeichen . - Die CDU- Fraktion . Wer ist da - (D)
gegen ? - Die SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEM.
Gibt es Stimmenthaltungen ? - Das ist nicht der
Fall . Damit ist dieser Entschließungsantrag mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim¬
men der CDU -Fraktion abgelehnt.

Ich rufe auf:

5 Dritter Staatsvertrag zur Änderung rundfunk-
rechtlicher Staatsverträge
(3 . Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Antrag
der Landesregierung
auf Zustimmung
zu einem Staatsvertrag
gemäß Artikel 66 Salz 2
der Landesverfassung
Drucksache 12/1336

Beschlußempfehlung
des Hauptausschusses
Drucksache 12/1446

zweite Lesung



Landtag
Nordrhein -Westfalen 3199

13 . 11 . 1996
Plenarprotokoll 12/40

(Appel [GRÜNE])

dem Fall ist der Ausdruck " Standort " wirklich
unpassend . Herr Kirch kann die Bundesliga ja nicht
in Indonesien verkaufen . Das klappt dann einfach
nicht ; Wenn Sie in der Politik nicht machen , was
wir Unternehmer wollen , gehen wir eben . Sie
können die Bundesliga nicht woanders verkaufen.

(Ruth Hieronymi [CDU] : Die gehen nicht,
andere kommen , Herr Appel !)

- Sie entstehen , meine liebe Frau Hieronymi . Es
handelt sich mehr um eine ideologische Ausein¬
andersetzung . Es gibt keinen Standort Deutsch¬
land . Es gibt verantwortliche Wirtschaftsleute und
verantwortliche Politiker , die eine bestimmte Politik
und Wirtschaftspolitik machen . Das bricht nicht
über uns herein . Das wird gezielt getan . Dafür gibt
es Verantwortliche.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das ist keine Frage des Standorts , sondern eine
Frage der durchgeführten Politik . Davon versuchen
Sie mit solchen Vokabeln ein Stückchen abzulen¬
ken . Wir möchten , daß auch die Medien dazu
beitragen , daß Ihnen solche Ablenkungsmanöver
und solche verbalen Attacken der Gegenaufklärung
nicht gelingen.

Deswegen stimmen wir heute dem Medienstaats¬
vertrag zu . Wir hoben einen dynamischen Rund-
funkbegriff , der übrigens Freiheit läßt , daß sich die
Öffentlich - Rechtlichen entwickeln können . Aber
wir wollen offensichtlich in eine andere Richtung,
als Sie das wollen . Wir sind gar nicht so struktur¬
konservativ , sondern wir wollen Entwicklung . Wir
wollen aber Entwicklung nicht in Ihre , sondern in
eine andere Richtung . - Vielen Dank.

(Beifall bei GRÜNEN und SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön , Kollege
Appel . - Ich erteile Herrn Ministerpräsidenten Dr.
Rau das Wort . Bitte sehr!

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich habe vor drei
Wochen schon gesagt , und die Debatte hat es
noch einmal deutlich gemacht : Dieser Staatsver¬
trag kann nicht den Anspruch erheben , alle Proble¬
me zu lösen , die sich gegenwärtig im Rundfunk¬
boreich stellen . Dennoch bin ich sehr dankbar , daß
mein Kollege und Freund Wolfgang Clement und
der Chef der Staatskanzlei , Herr Prohn , diesen

Staatsvertrag so ausgearbeitet und mit den ande¬
ren Ländern beraten haben.

Es bleibt jetzt noch eine Menge Arbeit zu tun . Wir
wollen diese Arbeit gemeinsam mit den anderen
Ländern entschlossen anpacken . Dazu brauchen
wir keine wohlmeinenden Ratschläge . Deshalb
würde ich ganz gern sagen , Frau Kollegin Hierony¬
mi , daß mir in Ihrem Entschließungsantrag einiges
durcheinandergeraten zu sein scheint:

Erstens . Es gibt kein Junktim , und es darf kein
Junktim geben zwischen der beschlossenen Rund¬
funkgebührenerhöhung und der von den Ländern zu
führenden Diskussion über eine künftige Struktur
der ARD . Das wäre verfassungsrechtlich unzuläs¬
sig , weii die Gebührenerhöhung dann als Büttel zur
Durchsetzung politischer Zieie benutzt würde.

Es hülfe im übrigen auch wenig , wenn wir von
Nordrhein -Westfalen aus in laute Kampfesrufe
ausbrächen und dabei mit dem Finger auf andere
zeigten . Die Protokollnotiz sagt ganz eindeutig , daß
es Aufgabe der jeweiligen Länder und ihrer Landes¬
rundfunkanstalten ist , in der beginnenden Gebüh¬
renperiode zu Lösungen zu kommen , über die wir
uns dann gemeinsam im Kreis der Regierungschefs
spätestens Mitte 1999 unterhalten wollen.

Zweitens . Mir ist . offen gesagt , die Forderung nach
Einrichtung von Aufsichtsgremien für die beiden
Spartenkanäle in Ihrem Antrag nicht recht ver¬
ständlich . Natürlich gilt genau das , was für die
ARD und für das ZDF ganz allgemein gilt : Die
Verantwortung der . Intendanten und der Aufsichts¬
gremien der einzelnen Landesrundfunkanstaiten
bleibt bestehen , insofern sind die Intendanten der
Sitziänder , die dortigen Rundfunkgremien und
darüber hinaus die jeweiligen Zulieferanstalten
nach Maßgabe der Grundsätze für die Zusammen¬
arbeit im ARD -Gemeinschaftsprogramm in der
Fassung vom 1 . Dezember 1982 verantwortlich.
Dieses Verfahren hat sich , wie Sie alle wissen,
sehr bewährt.

Drittens . Meine Damen und Herren , eine Novellie¬
rung des Landesrundfunkgesetzes steht heute
überhaupt nicht auf der Tagesordnung . Wir werden
zu gegebener Zeit ausreichend Gelegenheit haben,
uns über die nötigen Änderungen zu unterhalten.
Ich jedenfalls bin sehr zufrieden damit , daß wir zu
Regelungen gekommen sind , die verläßliche Rah¬
menbedingungen für den öffentlich -rechtlichen und
den privaten Rundfunk bieten . Das war schwierig,
das war langwierig genug . Ich verstehe auch - und
ich bin dankbar für Ihr Verständnis - , daß wir
Kompromisse machen mußten, - und ich weiß , daß
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( A ) solche Kompromisse schmerzen , mal den einen,
mal den anderen.

Wenn nun erste Analysen in der Fachöffentlichkeit
gerade zu den Vorschriften über die Sicherung der
Meinungsvielfait eher negative Erwartungen äu¬
ßern , dann meine ich dennoch , man sollte dem
Regelungswerk eine faire Chance geben . Viel wird
von der Arbeit der Kommission zur Ermittlung der
Konzentration abhängen , vor allem davon , ob es ihr
gelingt , die Vorschriften so auszulegen und eine
Spruchpraxis zu entwickeln , die die jüngsten Kon¬
zentrationsentwicklungen auf den verschiedenen
Sektoren des Rundfunkmarktes und den für ihn
relevanten benachbarten Märkten einbezieht und
deren Wechselwirkungen überzeugend wertet . Sie
haben soeben darauf hingowiesen , was für eine
schwierige Materie und Aufgabe das ist.

Die Ministerpräsidenten werden sich in Kürze über
die Berufung der Mitglieder dieser Kommission
einigen müssen . Das wird die erste Bewährungs¬
probe für die Praxis des Staatsvertrages . Es sollte
uns gelingen , schon hier die Unabhängigkeit der
Kommission zu dokumentieren.

Zu den ersten Entscheidungen , die nach dem
neuen Staatsvertrag vollzogen werden , müssen,
gehören die Auswahlentscheidungen über die

( B ) unabhängigen Dritten für die Programme , die einen
Zuschaueranteil von 10 % überschreiten . Herr
Kollege Grätz , Frau Kollegin Hieronymi und Herr
Kollege Appel haben soeben davon gesprochen.

Auch hier ist viel Skepsis laut geworden , ob das im
3 . Rundfunkänderungsstaatsvertrag geregelte Aus-
vvahlverfahren , das dem betroffenen Veranstalter
ein Vorschlagsrecht einräumt , geeignet ist , die
Sendezeit für unabhängige Dritte zu einem die
Vielfalt belebenden Element zu machen.

Ich denke , auch und gerade die Veranstalter wer¬
den ein elementares interesse daran haben , daß
diese Regelung ein Erfolg wird und daß sie tatsäch¬
lich einen Beitrag zur Vielfalt im Programm des
Hauptprogrammveranstalters , vor allem in den
Bereichen Kultur , Bildung und Information , leistet.
Alles andere würde sofort die Diskussion darüber
eröffnen , wie der zwingende verfassungsrechtliche
Auftrag , schon im Vorfeld einer Störung der Mei¬
nungsvielfalt die Entwicklung vorherrschender
Meinungsmacht zu verhindern , anders erfüllt wer¬
den kann.

Von der CDU ist bei grundsätzlicher Billigung des
Staatsvertrages im übrigen das Verhältnis dieser
Regelung zu unseren nordrhein - westfälischen

Doppellizenzen auf den terrestrischen Frequenzen {CI
angesprochen worden . Wir haben dazu eine aus¬
führliche rechtliche Stellungnahme vorgelegt.
Danach ist , kurz gesagt , eine Anrechnung der
Sendezeiten von DCTP und Kanal 4 in unseren
landesweiten Programmen auf die staatsvertragli¬
che Verpflichtung mangels entsprechender Rege¬
lung im Staatsvertrag nicht möglich.

Schon nach geltendem Recht kann die Landes¬
anstalt für Rundfunk aber bei der Neuvergabe oder
bei einer Verlängerung nordrhein -westfälischer
Lizenzen durchaus derartige staatsvertragliche
Verpflichtungen bei der Antwort auf die Frage
berücksichtigen , inwieweit Interessenten aus dem
kulturellen Bereich angemessen beteiligt worden
sind.

Unsere Vorschrift im Landesrecht , die eine solche
Beteiligung fordert , ist nämlich wie die entspre¬
chende staatsvertragiiche Vorschrift offen formu¬
liert . Die Art und Weise der Beteiligung kann ver¬
schieden aussehen . Fensterprogramme von Inter¬
essenten mit kulturellen Programmbeiträgen auszu¬
strahlen , ist nur eine Möglichkeit ihrer Beteiligung.

Meine Damen und Herren , ich habe es am Anfang
gesagt und will es am Schluß wiederholen : Als
Kompromiß der Verhandlungen zwischen den
Ländern gibt der 3 . Rundfunkänderungsstaatsver - [Dt
trag natürlich nicht auf jede Frage eine erschöpfen¬
de Antwort . Erfolg oder Mißerfolg hängt auch
davon ab , ob die staatsvertraglichen Bestimmun¬
gen entschlossen angewandt und mit Leben erfüllt
werden . Vieles kann der Gesetzgeber regeln , aber
eine positive und engagierte Rechtsanwendung
kann er nicht regeln.

Deshalb würden wir nach meiner Überzeugung ein

gutes Zeichen setzen , wenn der Landtag den 3.
Rundfunkänderungsstaatsvertrag mit überzeugen¬
der Mehrheit annähme . Ich fände es schön , wenn
auch die CDU meinem Rundfunkstaatsvertrag und
einer Gebührenerhöhung zustimmen würde . Das
habe ich in den letzten 38 Jahren nämlich noch
nicht erlebt , und daher fände ich es schön , wenn
wir diesen Rundfunkstaatsvertrag gemeinsam
beschließen würden , wie es viele andere Länder
tun . Darum bitte ich Sie.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬

sterpräsident . - ich schließe die Beratungen , weil
keine weiteren Wortmeldungen vorliegen.
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(A ) schnellsten wirksame Ergebnisse erzielt werden
können . Um so bedauerlicher ist es , wenn Unter¬
nehmensleitungen sich gegen solche Herange¬
hensweisen sperren und glauben , das Koopera¬
tionsprinzip eröffne die Möglichkeit , das Problem
auszusitzen , auf Zeit zu spielen oder die Eehörden
hinzuhalten . In all diesen Fällen müssen dann ord¬
nungsrechtliche Maßnahmen greifen.

{Beifall bei den GRÜNEN)

Und die Ergebnisse geben der Ministerin recht.

(Ruth '
Hieronymi und Dr . Helmut Linssen

[CDU ] : Was ? )

Sie hat das Ziel erreicht , durch deutliche Emis¬
sionsminderungen Gesundheit und Umwelt zu
schützen und dadurch Industriestandorte für die
Zukunft zu sichern und weiterzuentwickein.

(Zurufe von der CDU : Was ? )
Darüber können Sie hier nicht hinwegtäuschen.

{Beifall bei den GRÜNEN - Zahlreiche Zurufe
von der CDU)

Sie haben es hier doch gerade selber angespro¬
chen , auch wenn Sie jetzt die Vereinbarung als
windelweich bezeichnen müssen.

( B ) Gerade erst in dieser Woche hat die Umweltmini¬
sterin auch mit der Firma M . I . M . , die die höchsten
Werte emittiert und sich jahrelang den behördli¬
chen Aufforderungen nach Umrüstung ihres Be¬
triebes auf den Stand der Technik verweigert und
diese auch gerichtlich angefochten hat , eine ver¬
tragliche Vereinbarung geschlossen . M . I . M . hat
sich auf den Einbau eines Filters verpflichtet , der
den Wert von 0,1 ng/cbm Dioxinemission errei¬
chen wird.

Ich will hier nicht den Streit über Techniken lösen;
dies hier ist keine Fachdiskussion.

( Unruhe - Glocke des Präsidenten)
Aber ich will deutlich sagen , daß die Aktivkohlefil¬
tertechnik , die Sie einmal als hinterwäldlerisch,
dann wiederum als “ zu früh ” bezeichnen - je
nachdem , wie es Ihnen in den Kram paßt - , schon
von Umweltminister Matthiesen betrieben und als
ein im Hinblick auf Industrieanlagen richtiger Weg
benannt worden ist.

Präsident Ulrich Schmidt : Frau Kollegin Nacken,
würden Sie eine Frage von Herrn Laurenz Meyer
zulassen?

Gisela Nacken (GRÜNE )
' 1: Natürlich ! (C)

Präsident Ulrich Schmidt : Bitte schön , Herr
Meyer!

Laurenz Meyer (CDU ) : Frau Nacken , nach dem,
was Sie gerade ausgeführt haben : Was sagen Sie
denn zu der Tatsache , daß durch die Maßnahmen
der Ministerin die Bevölkerung in Duisburg jetzt
ein Jahr länger der hohen Dioxinbelastung ausge¬
setzt wird und die neue Anlage , die Ende näch¬
sten Jahres in Betrieh geht , über hundert Jahre
funktionieren müßte , um das , was in dem einen
Jahr zusätzlich auf Duisburg runtergeht , wieder
auszugleichen?

( Beifall bei der CDU)

Gisela Nacken ( GRÜNE )
' !: Diese Rechnung , Herr

Laurenz .Meyer , geht nicht auf . Sie ist eine Miich-
bubirechnung.

{Beifall bei GRÜNEN und SPD - Lachen bei
der CDU)

Die Ministerin wird Ihnen gleich sehr deutlich ma¬
chen , daß Sie sich hier verrechnet haben.

Für uns gilt : Umweitministerin Höhn und die Lan¬
desregierung haben unsere volle Unterstützung
auf diesem Weg , den sie gehen.

( Unruhe)

Er trägt auch bei zu einer Umstrukturierung des
Ruhrgebieles und zum Erhalt von Arbeitsplätzen
in dieser Gegend . - Ich danke Ihnen.

{Beifall bei der SPD - Anhaltende Unruhe -
Glocke des Präsidenten)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Frau Kolle¬
gin Nacken . - Das Wort hat Herr Ministerpäsident
Dr . Rau.

. (Zurufe von der CDU : Oh ! - Unruhe - Glok^.
. ke des Präsidenten)

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident !JVleine Damen und Herren ! Als der . Antrag
der CDU vorgelegt wurde , wußten wir , daß dies
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eine Stunde der Polemik sein wird ; sie ist es ge¬
worden.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Seit langem , Herr Dr . Linssen , machen Sie deut¬
lich , daß Sie in der Fokussierung von Angriffen
ein mögliches Mittel sehen , diese Landesregierung
zu verunsichern . Sie machen das immer mit glei¬
chen Methoden,

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Klare Fakten,
Herr Ministerpräsident !)

und das , Herr Kollege Linssen , was Sie seit vie¬
len , vielen Jahren mit dem gleichen Biid über den
Regierungschef sagen , wird Ihnen nicht helfen,
denn Sie werden mit solchen Mißtrauensantrigen
diese Koalition nicht auseinanderbringen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Zurufe von
der CDU - Herbert Reu ! [ CDU ] : Die Hälfte
ist gar nicht mehr da !)

Frau Kollegin Höhn hat bereits am 4 . Juli in der
Sitzung des Umweltausschusses detailliert darge-
iegt , was gegen die Dioxinemissionen in Duisburg
seit 1992 und seit ihrem Amtsantritt geschehen
ist . Deshalb können Sie ihr nicht vorwerfen , daß
Messungen durchgeführt , daß Ordnungsmaßnah¬
men gegen die Verursacher eingeleitet , daß Ver¬
handlungen über Abhilfemaßnahmen mit den er¬
mittelten Firmen geführt und zum Abschluß ge¬
bracht wurden.

(Zuruf von der CDU : Zur Sache !)
Das ist ein Erfolg , und Frau Kollegin Höhn hat im
einzelnen dargelegt , daß alles - die beiden Spre¬
cher haben es eben bekräftigt - zügig unternom¬
men worden ist , was getan werden konnte und
zum Schutze der Bevölkerung erforderlich war.
Das Motiv für Ihren Antrag ist auch nach meiner
Meinung nicht die Sorge um das Wohl der Men¬
schen in Duisburg, das ich bei Frau Kollegin Höhn
und bei der gesamten Landesregierung in guten
Händen weiß.

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CDU -
Hermann -Josef Arentz [ CDU ] : Wollen Sie
das einmal begründen ? Das ist ja bösartig !)

Ihnen geht es hier darum , eine alte Debatte noch
einmal aufzuwärmen . Sie nehmen dabei auch kei¬
ne Rücksicht auf die besonders schwierige Lage
der Stadt Duisburg , die wahrlich keinen Bedarf an
solch unnötigen Debatten hat.

( Beifall bei der SPD - Eckhard Uhlenberg (C)
[ CDU ] : Pfui ! - Herbert Reul [ CDU ] : Halten
Sie das für ehrlich und fair? )

Ihnen geht es um taktische Spielerei . Diese wird
der objektiven Schwierigkeit der Duisburger Situa¬
tion und der Notwendigkeit verantwortungsvollen
Umgangs mit den Sorgen der Bürgerinnen und
Bürger , aber auch der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer nicht gerecht.

( Beifall bei der SPD)
Dies erscheint mir für eine Opposition als zu we¬
nig.
Im übrigen bin ich schon sehr erstaunt darüber,
daß Siö Fräu Kollegin Höhn wegen ihrer angebli¬
chen Untätigkeit und unzureichenden Informa¬
tionspolitik kritisieren , nachdem Sie ihr doch bis¬
her immer vorgeworfen haben , sie trage durch ihr
engagiertes Verhalten und durch ihre offensive
Informationspolitik nur zur Verunsicherung der
Bevölkerung bei.

( Beifall bei der SPD)
Dieser Widerspruch kennzeichnet Ihre gesamte
Politik in dieser Frage . Niemand wird im Ernst
erwarten , daß wir ihrem Antrag zustimmen . Wir
weisen ihn zurück.

(D)
(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Herbert Reul
[CDU ] : War das wirklich alles ? - Hermann-
Josef Arentz [ CDU ] : Das war der Pflicht¬
verteidiger ! - Weitere Zurufe von der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident.

(Anhaltende lebhafte Zurufe von der CDU -
Glocke des Präsidenten)

- So , jetzt ist es aber gut . .

. (Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Das Wort hat der Abgeordnete Pflug für die SPD-
Fraktion . Bitte schön!

(Oliver Wittke [CDU ] : Da wird alles aufge-
boten , was Rang und Namen hat ! - Zuruf
des Dr . Helmut Linssen [CDU ] ]

Johannes Pflug (SPD ) : Ich hoffe . Sie hören auch
zu , Herr Linssen.
Herr Präsident ! Meine Damen und Herren ! Gestern
endete in meiner Heimatstadt Duisburg ein drei
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(A ) Präsident Ulrich Schmidt : Das Wort hat der Herr
Ministerpräsident , Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich will Sie
nicht lange aufhalten und nur wenige Bemerkun¬
gen machen.

Ich finde es schön , Herr Kollege Appel , daß Sie
die Mehrlinge entdeckt haben , für die wir Geld
zahlen . Wir haben das nie offiziell bekannt¬
gemacht , sondern es immer in den Haushalt ein¬
gestellt.

(Zuruf)

- " Mehrlinge" heißt mehr als Zwillinge . Ich weiß,
daß viele solche Eltern in große Not geraten , denn
eine solche Kinderzaht wirft viel mehr Probleme
auf als drei Einzelkinder, und deren Probleme ken¬
ne ich wiederum . Ich bin deshalb froh darüber,
daß wir hier helfen können.

Ich glaube auch , daß es falsch wä're , bei den Ju¬
biläumsgeldern zu kürzen . Es gibt immer wieder
die Gefahr, das zu tun . Selbst wenn es jemand
nicht unbedingt nötig hat - er freut sich , wenn
zum 100 . Geburtstag oder zu anderen Anlässen
ein Gruß der Landesregierung und des Bundesprä¬
sidenten kommt . Ich möchte diese Praxis gern
beibehalten.

Ich teile Ihre Auffassung zu Fragen der Men¬
schenrechte und habe mich dazu immer geäußert.
Auch was die Absage des Besuchs einer Parla¬
mentarierdelegation angeht , habe ich an meiner
Haltung nie Zweifel gelassen . Ich hoffe , daß die
türkische Seite zu einer vernünftigen Handhabung
solcher Bitten kommt . Ich will darüber mit Bot¬
schafter und Generalkonsuln noch einmal spre¬
chen.

Ich möchte einen Punkt aufgreifen von dem , was
Herr Kollege Grätz gesagt hat.

Es wäre in der Tat schrecklich für den deutschen
Föderalismus , wenn Ministerpräsidenten in jahre¬
langer Arbeit und dann mit dem Willen zum Kom¬
promiß einen Staatsvertrag ausarbeiteten , fünf¬
zehn Parlamente ihm zustimmten und das sech¬
zehnte sagte nein , und zwar nicht aus Gründen,
die in diesem Staatsvertrag liegen , sondern aus
Gründen , die in der atmosphärischen , klimati¬
schen , politischen Struktur dieses Landes liegen.
Das ist die Gefahr bei Sachsen -Anhalt . Der Wider¬

stand kam wohi , wenn ich es richtig gehört und [ CI
gelesen habe , von zwei Seiten . Mein Eindruck ist,
daß diese Gefahr gebannt ist . Die Auskünfte , die
ich soeben aus Sachsen -Anhalt bekommen habe,
lassen die Vermutung wachsen , daß Sachsen-
Anhalt morgen dem Rundfunkstaatsvertrag zu¬
stimmt , so daß nach der parlamentarischen Ent¬
scheidung in Sachsen -Anhalt der Weg frei ist zur
Stärkung des öffentlich -rechtlichen Rundfunks im
duaien System . Ich halte das für einen Erfolg des
Föderalismus - wenn es denn gelingt.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich möchte allen danken , die dazu beigetragen
haben , auch denen , die zur Einsicht kommen oder
zur Einsicht gekommen sind in Sachsen -Anhalt.

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr . Katrin Gröber)

Meine Informationen sind wenige Minuten alt . Ich
hoffe , daß sie auf einer richtigen Beurteilung beru¬
hen . Ich fände es gut , wenn wir dieses Kapitel
positiv abschiießen könnten.

Ich danke Ihnen , daß heule prozentual
- angesichts der gegenwärtigen Präsenz - ganz
besonders große Zustimmung zu meinem Einzei-
haushalt kommen wird , ich finde , ich kann es
auch brauchen . - Schönen Dank . (qj

( Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr . Katrin Grüber : Es liegen keine
weiteren Wortmeldungen vor . Ich schließe die
Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel¬
plan 02 entsprechend der Beschlußempfehlung
Drucksache 12/1602 . Wer zustimmen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen . -

( Klaus Matthiesen [ SPD] : Frau Hieronymi,
Arm hoch ! - Gegenruf der Ruth Hieronymi
[CDU] : Herr Matthiesen , Sie waren doch im
Hauptausschuß dabei ! Ich stimme genauso
ab wie im Ausschuß , Herr Vorsitzender !)

Wer stimmt dagegen ? - Gibt es Enthaltungen?

( Klaus Matthiesen [SPD ] : Da war eine Ent¬
haltung !)

- War das eine Enthaltung ? - Nein . Dann ist die
Beschlußempfehlung mit den Stimmen von SPD
und GRÜNEN gegen .die Stimmen der CDU an¬
genommen.
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Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Frau Kol¬
legin Nacken . - Für die Landesregierung erteile
ich Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Die Ver¬
abschiedung eines Landeshaushalts , der Bc
Schluß über den Fahrplan für ein ganzes Jahr , ist
eine außerordentlich wichtige Debatte . Ich habe
dieser Debatte mit großem Interesse zuejehört.

Bitte erlauben Sic mir dennoch eine persönliche
Bemerkung . Um 15 Uhr treffen sich die Regie¬
rungschefs der Länder mit dem Bundeskanzler,
und die zeitliche Dimension dieser Aussprache
war nicht vorherzusehen.

(Antonius Rüsenherg [ CDU ) : Grüßen Sie
den Bundeskanzler !)

- Das will ich gerne tun.

( Laurenz Meyer ICDUi : Das ist immer ein
lohnenswerte r Termin ! )

- Da bin ich nie ganz sicher . Manchmal stehen
Länder gegen den Bund , manchmal einigt man
sich , manchmal geling ! das nicht . Aber es ist
jedenfalls gut , wenn man dabei ist wenn solche
Gespräche geführt werden.

Ich bitte um Nachsicht . Es ist schon zwanzig
nach eins , und ich würde gerne auch von dem
Recht Gebrauch machen , etwas zum Lan
dcshfiushnli und zur Rede des Oppositionsführers
zu sagen . Ich weiß nur nicht , ob ich an allen Run¬
den , die möglicherweise noch folgen , noch Teil¬
nahmen kann . Ich habe das dem Landtagsprä
sidenten und damit dem Parlament vorher mitgo-
teilt.

Meine Damen und Herren ! Audi bei diesem
Haushalt werbe für (fiesen Haushalt , werbe für
diese Koalition und diese Landesregierung und
werbe für unser Land.

{Beifall bei SPD ur .d GRÜNEN!

Die Rede , die Sie , Herr Kollege Linssen , hier gc
halten haben , war ja wohl die in der vergangenen
Woche angekündigte Abrechnung . Nun gestehe
ich : Nicht alle Zitate haben mich gefreut , die Sie
genüßlich vorgetrogen haben ; manches hat mich
geärgert . Abei ' '

Abrechnung '' kommt von " ab¬
rechnen "

, und " abrechnen " kommt von " rech¬
nen . Wer richtig rechnen will , bei dem müssen

die Zahlen stimmen . Genau daran hapert es nicht (C)
nur in Ihrer heutigen Rede gewaltig . Ich will
nachher an einigen ganz konkreten Beispielen
darauf zurückkomrnen , zunächst aber zu einigen
anderen Punkten Stellung nehmen.

Sie haben von einer Polis - Umtrage aus der
Staatskan/Ini gesprochen , die auch Herr Kollegen
Maithiesen zitiert hat . Ich muß Sie enttäuschen:
Die gibt es nicht . Richtig ist , daß der SPD - Lan-
desverband eine Untersuchung in Auftrag gege¬
ben hat - keine Umfrage , sondern eine nicht re¬
präsentative Untersuchung.

Da haben in kleinen Gesprächsgruppen mit Teil¬
nehmerinnen und Teilnehmern aus unterschiedli¬
chen Kreisen der Gesellschaft die Forscher über
Stärken und Schwächen unseres Landes gespro¬
chen , über Erfolge und Mißerfolge . Was hätte die
SPD davon gehabt , wenn ihr die Forscher eine
heile Welt gezeigt hätten ? Von schlechten Zensu¬
ren 1ür den Wirtschaftsstandort NRW kann aber
nun wirklich keine Rede sein.

Sie haben meinen Hinweis kritisiert , daß sich die
Arbeitslosigkeit in Nordrhein -Westfaicn seit Endo
der 80er Jahre nicht so schlecht entwickelt hätte
wie im Durchschnitt der westlichen Länder . Ich
frage Sie : Was stört Sie daran , daß wir uns im
Ländervergleich verbessern ? (D)

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich sage das doch nicht , um die Probleme zu vor
harmlosen . Ich teile die Sorge , die Klaus Matthie-
sen hier ausgesprochen hat . Wenn wir es nicht
zustande bringen , Menschen Berufsperspektiven
zu geben , dann werden nicht nur wir abgewählt,
dann wird das parlamentarische System auf dem
Prüfstand stehen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich will nicht verharmlosen , wahrlieh nicht . Aber
ich will nicht und ich will nicht zulassen , daß ge¬
gen alle Wirklichkeit so goLan wird , als gebe es in
Nordrhein -Westfalen eine Sondercntwieklung
zum Schlechten.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Darum noch einmal : Ich freue mich darüber , daß
der Anteil Nordrhein Westfalens an (feil Arbeits¬
losen im Westen der Bundesrepublik von 34 %
Ende der 80er Jahre auf inzwischen 29,8 % im
November dieses Jahres zurückgegangen ist.
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Sie haben , Herr Kollege Linssen , die Wohnungs-
baupolitik der Landesregierung kritisiert . Das ist
schwer verständlich.

( Laurenz Meyer ICDU | : Es werden immer
weniger Wohnungen gebaut !)

Sie müßten die Zahlen doch auch kennen . Bis
Ende Juli wurdet » in Nordrhein Westfalen über
50 000 Neubauwohnungen genehmigt . Das sind
0,8 % mehr als im Vorjahr.

(Zurufe von der CDU!

Bundesweit gingen die Genehmigungen um
14,5 % zurück.

(Hört , hört ! bei der SPD|

Der Wohnungsbau hat sich in Nordrhein -Westfa¬
len besser entwickelt als in anderen Ländern.

( Beifali bei SPD und GRÜNEN - Zurufe von
der CDU)

Übrigens führen die Bausparkassen diesen Erfolg

gtir’.z wesentlich auf die neue Eigenheimzulage
zurück . Früher stieg die staatliche Wohnungsbau
förderung mit dem Einkommen ; heute ist sie vorn
Einkommen unabhängig . Das gibt vielen Familien
erst die Möglichkeit zu bauen.

Diese cinkrjrnniensunabhängige Förderung haben
CDU/CSU und F . D . P . über zehn Jahre lang in

Bann blockiert . Die Landesregierung fiat schon m

den 80er Jahren im Bundesrat einen ent .
sprechenden Gesetzentwurf eingebrncht . Ersi vor
zwei Jahren konnten wir der Bundesregierung
- Sie haben eben den Zuruf " Töpfer ” gemacht -

diese neue Wohnungsbauförderung abringen.

Dos zeig ! : D ; e Bundesregierung war Öfter zehn
Jahre lang ein Investitionshindernis für den Woh¬

nungsbau , vor ailem für Familien mit mittlerem
Einkommen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Zurufe von
der CDU)

Sie haben sich in den breiten bundespoütiscben
Passagen Ihrer Rede auch zur Steuerpolitik ge¬
äußert . Niedrigere Steuersätze bei breiterer ße-

mcssungsgrundlage - da gibt cs keinen Unter¬
schied . Aber die praktische Steuerpolitik der Sun

desregierung hat weiter soziale Schlagseite und
fördert weder Investitionen noch Beschäftigung.

Das jüngste Beispiel ist die Abschaffung der pri¬
vaten VermögnnsTeuer . Meine Damen und Her¬

ten , damit entlasten Sie in Norarhein -Westfalen

etwa 38 000 Vermögenstcucrzahler . Gleichzeitig (C

müssen aber vom nächsten Jahr an alle, die ein
Haus oder eine Eigentumswohnung kaufen,
1 . 5 % mehr Grunderwerbsteuer zahlen . 1995
waren das 282 000 Käuferinnen und Käufer . Das
ist Ihre praktische Steuerpolitik : Damit 38 000
Frauen und Männer mit großem Vermögen entla¬
stet werden , zahlen Hunderttausende mehr . An¬
ders wäre der Ausgleich für Länder und Gemein
den nicht zustande gekommen . Mir bleibt unbe¬

greiflich , daß die Bundesregierung und die CDU
nicht bereit waren , die private Vermögensteuer
verfassungsgemäß neu zu gestalten . Es ging nur
um die Sätze.

( Beifall bei der SPD)

Sie haben beklagt , daß es in Nordrhein -Westfalcn
zu wenig Selbständige gibt . Das stimmt . Sie wis

sen , daß die Landesregierung viel dafür tut , daß

sich das ändert . Es stimmt aber auch , daß sich in
dieser Frage schon in den vergangenen Jahren

einiges verändert hat . Die Sclbständigenquote ist-
in Nordrhein-Westfalcn zwischen 1980 und 1994

um einen Prozcntpuriki gestiegen : von 7,8 auf

8,8 % .

Sie haben kritisiert , daß es in der Bundesrepublik
Deutschland und auch bei uns noch zu wertige
Teilzcitarbeiispiätze gibt . Auch diesen Hinweis ([

halte ich iür berechtigt . Aber auch hier sollte man

nicht so tun , als gäbe es keine Veränderungen.
1995 lag die Toil/eitquote in der nordrhein - west-

fälischen Wirtschaft bei . 11,4 % . Sie ist im Ver¬

gleich zu 1980 damit um etwa 60 % gestiegen.

Deutlich anders , und zwar besser , sieht die Situa

tion im öffentlichen Dienst aus . 22,3 % der Bo

schäftigton im Landesdienst arbeiten Teilzeit . Die

Teilzeitquote ist von 1980 bis 1995 fasi um die

Hälfte gestiegen.

Übrigens , Herr Kollege Linssen : Es ist doch der

Bundesinnenministcr , der die Einstellungsteilzeit
für Beamte blockiert . Die Länder wollen diese

Möglichkeit schaffen . Vielleicht sprechen Sic ein

mal mit dem Bundesinnenminister.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich sage Ihnen : In Nordrhein - Westtalen sind un¬
ternehmende Unternehmer willkommen . Sic fin¬

den liier günstige Voraussetzungen für Investitio¬

nen . auch im Bereich der Biotechnik und der Gen¬

technik . Das Wissenschaftszentrum hat am
9 . Dezember eine Veranstaltung zum Thema
" Bio - und Gentechnoiogic " mit 400 Teilnehmern
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aus Wissenschaft , Wirtschaft und Politik ge
macht . Sie hat außerordentlich große und gute
Resonanz gefunden . Dabei hat Professor Dr.
Stadler mehrfach die ausgezeichneten Standort-
bedingungen in Nordrhein Wesifalen betont.

( Laurenz Meyer (CDU ) : Ist das jetzt Ihre
persönliche Meinung oder die der gesamten
Landesregierung .?)

- Das ist meine Meinung und die von Professor
Stadler , den ich eben zitiert habe , den ich aber
nicht —

(Laurenz Meyer ICDUj : Können Sie auch
für die gesamte Landesregierung sprechen?

Zurufe von der SPD!

Die Sorge , ob ich für die gesamte Landesregie¬
rung spreche , brauchen Sie sich nicht zu ma¬
chen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir brauchen keine Diskussionen mit Schlagwor
ten . Wir brauchen Diskussionen darüber , was wir
wollen , was ethisch verantwortbar und was
ethisch geboten ist . Auch diese Diskussionen wiil
ich . Ich will nicht , daß nur Christdemokraten und
Sozialdemokraten und GRÜNE aut katholischen
oder evangelischen Akademietagungen über die
ethische Dimension der Wirtschaft sprechen,
sondern daß wir das auch hier tun . Das will ich
auch.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Ich will Ihnen , Herr Dr . Linssen , nicht verwerfen,
daß Sie sich wiederholen . Das ist in der Politik in
vielen Fällen sogar notig . Ernst Bloch hat einmal
gesagt ; " Ich wiederhole mich so oft , bis man
mich versteht .

" - Da müssen Sie noch lange re¬
den . . .

(Heiterkeit und Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Auf Dauer sind nämlich vernünftige Argumente
curch nichrs zu ersetzen . Und wer sich nicht an
die Tatsachen hält , der gewinnt bei den Men¬
schen kein Vertrauen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Genau das ist das Problem der Opposition , und
' las Neil 30 Jahren . Sie haben große Schwierig¬
keiten, die Wirklichkeit in Nordrhein -Westfalen so
wafir7i.ineluuen , wie sie ist . Natürlich ist nicht
alles ialsch gewesen , was Sie gesagt haben.
Aber .fic Schwäche Ihrer Argumentation ze -rjt

sich darin , daß ein falsches Bild von Nordrhein-
Westfalen entsteht . Darum will ich falsche Be¬
hauptungen riclnigstellen , damit sich keine fal¬
schen Eindrücke festsetzen . Im Sommer haben
Sie vom "Ritt in den Staalsbankrort ” gesprochen.
Damit haben Sie nicht den Bundeshaushalt ge¬
meint , sondern den Landeshaushalt.

Im gleichen Atemzug haben Sie der Landesregie¬
rung vorgeworfen , im Haushaltsentwurf sei eine
Reserve , da sei ein Reptilienfonds versteckt . Das-
haben Sie heute nicht wiederholt . Das- ist ein
Fortschritt . Noch besser wäre es gewesen , wenn
Sie es nie behauptet hätten.

( Beitall bei SPD und GRÜNEN - Dr . Helmut
Linssen [CDU ] : Was ? )

Denn das war von Anfang an ohne Wirklichkeits¬
gehalt.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Können Sie das
einmal belegen ? )

Das kann ich Ihnen gern belegen.
Sic fallen von einem Extrem ins aridere , von einer
Lullbuchung zur anderen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Im Sommer beschwor die Opposition eine Reser¬
ve , die es nicht gab . Jetzt erfinden Sie eine Lük-
ke , die cs nicht gibt . Ich kann heute feststellen:
Was Sie dem Finanzminister und der Landesregie¬
rung vorwerfen , hält keiner Überprüfung stand.

fDr . Helmut Linssen ICDUI : Doch !)

Der Haushaltsentwurf ist keineswegs Makulatur,
und es gibt überhaupt keinen Grund , heute über
einen anderen Haushaltsentwurf zu diskutieren.

( Beifall des Klaus Malthiesen fSPDi)

Das Problem ist nicht der Haushaltsentwurf . Das
Problem ist die Opposition und ihre Strategie.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Sie bezeichnen den Haushaltsentwurf als nicht
beratungsfähig . In Wirklichkeit sind Sie selber
nicht beratungsfähig.

( Beifall und Heiterkeit bei SPD und GRÜ¬
NEN!

Sie werfen dem Finanzminiscer -vor , er habe die
Steuereinnahmen für 1997 erheblich zu hoch
anyesetzt . Die Erfahrung lehrt , (faß Heinz Schien
ßcr seriös und auf solider Basis arbeitet.

I Bei fall bei SPD und GRÜNEN)
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1996 hatten wir bei den Steuereinnahmen eine
Punktlandung . Die tatsächlichen Steuereinnah
men lagen um 51 Millionen DM über dem Haus¬
haltsansatz . Das ist eine Abweichung von weni¬
ger als 0,1 % .

( Dr . Helmut Linssen ICDUJ : Und 1996 ? )

Der Bundesfinanzminister hatte die Steuerein¬
nahmen des Bundes 1995 um fast 17 Milliarden
DM zu hoch eingeschätzt . Nach der Steuerschät¬
zung im Mai dieses Jahres haben alle Finanzmini¬
ster im Bund und in den Ländern die Steuerein¬
nahmen nach unten korrigieren müssen . Der
Bund und alle Länder waren gezwungen , in den
laufenden Haushalten / u kürzen und zu streichen.
Darum hat unser Finanzminister am 24 . Mai mit
einer Haushaltssperre reagiert.

Der Unterschied zwischen der Finanzpolitik des
Landes und der des Bundes zeigt sich auch bei
der Entwicklung der Neuverschuidung . b9,9 Milli¬
arden DM Neuverschuidung sieben im Haushalts¬
plan des Bundes für das Jahr 1996 . Schon heute
ist klar , daß es am Endo dieses Jahres weit über
70 Milliarden DM sein werden , vielleicht sogar
80 Milliarden DM . Das kommt davon , daß in
Bonn nicht seriös gerechnet und nicht solide ye-
wirtschaftct wird.

(Beifall hei SPD und GRÜNEN)

Für uns in Nordrhein -Westfalen wäre eine sulche
Erhöhung der Neuverschuldung gegenüber den
Haushaltsansätzen um ein Viertel oder gar um ein
Dritiel außerhalb jeder Vorstellungskraft . Und
darum sage ich Ihnen , Herr Dr . Linssen : Sie ha¬
ben Ihre Vorwürfe im falschen Parlament erhoben
und ihren Antrag im falschen Parlament gestellt.
Sic verwechseln die Houshaltspolitik des Bundes
mit der unseres Landes . Das sollten Sic nicht tun.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich bin froh darüber , daß wir in Nordrhein -West¬
falen einen soliden und strengen Finanzminister
hoben , übrigens einen Finanzrninister , der über
alle Parteigrenzen hinweg in der ganzen Bundes¬
republik Deutschland anerkannt ist . Wir überlas¬
sen den " Herrn der Löcher " gern dem Bund . •

IBeifall bei SPD und GRÜNEN)

Sic kritisieren die notwendige Neuverschuidung.
Audi mir 'wäre es viel lieber , wenn wir mit weni
ger Krediten auskämen . Aber gute Wünsche hel¬
fen nicht . Wir müssen uns mit der Wirklichkeit
auseinandersetzen . Und diese Wirklichkeit ist
anders , als auch ich sie rnr wünsche.

Im Vergleich zur Finonzplanung hat sich die Haus
haltssituation für das Jahr 1997 um 3,3 Milliar¬
den DM verschlechtert : geringere Steuereinnah
men auf der einen und zwangsläufige Mehrausga¬
ben auf der anderen Seite . Über die Hälfte dieser
verschlechterten Situation haben wir durch Kür¬
zungen und Einsparungen aufgetangen . Die ande¬
re Hälfte müssen wir durch zusätzlichen Kredit
finanzieren . Das ist , meine Damen und Herren,
konjunkturpolitisch und arbeilsmarktpolitisch rich¬
tig und vernünftig.
Daß die Landesregierung verantwortungsbewußt
mit den Steuergcldern umgeht , zeigt ein Rück¬
blick auf die Jahre seit 1990 . Wir haben in jedem
Jahr seil 1990 weniger neue Kredite aufgenorn-
mon , als im Hnushallsplanentwurf vorgesehen
waren . Zusätzliche Steuereinnahmen haben wir
nicht verwendet für zusätzliche Ausgaben , son
dem dafür , die Kreditaufnahme zu verringern.

Von 1990 bis 1995 betrugen die Steuereinnah
men gegenüber dem Soll 4,5 Milliarden DM ; we¬
niger Kreditaufnahme gegenüber dem Soll:
t>,5 Milliarden DM . Das heißt : Alle zusätzlichen
Steuereinnahmen sind zur Verringerung der Neu-

' Verschuldung verwendet worden . Darüber hinaus
haben wir noch 1 Milliarde DM eingespart.

Sie tun so , als ob Nordrhein -Westfalen stärker
verschuldet sei als alle anderen Länder . Das
stimmt nicht : Nordrhein -Westfalen liegt mit sei¬
ner Verschuldung je Einwohner im Vergleich der
westlichen Flächcnläruler auf dem vierten Platz.
Nur drei Länder stehen besser da als wir : Bayern.
Baden - Württemberg und Hessen . Damit bin ich
noch nicht zufrieden; aber diese Zahl zeigt : Von
einer negativen Sonderentwicklung Nordrhein-
Westfalons kann keine Rede sein . Im Gegenteil:
Wir haben uns seit 1990 um zwei Plätze verbes¬
sert . Damals layen wir auf Platz sechs.

Ich erwarte ja nicht , daß diese Zahlen von der
CDU Fraktion ständig vcrhreiiei werden . Das wä¬
re gewiß zuvici verlangt . Aber ich muß doch er¬
warten , daß Sie die Wirklichkeit rtichl immer wie
der auf den Kopf zu stellen versuchen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN!

Sic beklagen den Rückgang der Investitionsquo¬
te Es stimmt : Der Anteil der Investitionen am
Lnndcshaushalt ist in den verg-angenen Jahren
und Jahrzehnten stark zurückgegangen . Das gilt
fCir alle Länder . Übrigens : Wenn Sie schon Ver
gleiche ziehen und uns vorwerfen , bei uns sei die
Arbeiisloscnquote doppelt so hoch wie in Baden-
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V) Württemberg , warum sagen Sic dann bei der Kri¬
tik an der Investitionsquote nicht auch , unsere
sei so hoch wie die in Baden-Württemberg ? Wir
haben die gleiche Investitionsquote wie Baden-
Württemberg . Ich rate auch ab - da darf ich Frau
Kollegin Nacken mit ihren Bemerkungen aufgrei¬
fen von pauschalen Urteilen über die Bedeutung
von Investitionen und Ausgaben.

( Beifall bei den GRÜNENI

Investitionen in die Köpfe und die Qualifikation
der Menschen zählen zu den wichtigsten Investi¬
tionen für die Zukunft unseres Landes.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Das ist inzwischen über alle Parteigrenzen hin¬
weg unbestritten . Diese Investitionen in die Köp¬
fe , in Bildung , Ausbildung , in Hochschulen , For¬
schung und Technologie sind in der Systematik
des Lnndcshaushalts ganz überwiegend keine
Investitionen , sondern konsumtive Ausgaben.
Das wissen Sie doch auch.

Warum behaupten Sie trotzdem , wir hätten den
Gegenwartskonsum befriedigt , seien aber den
Ansprüchen an die Zukunft nicht gerecht gewor¬
den? Was meinen Sie denn damit?

j Ich habe von den Hochschulen , den Schulen , von
Forschung und Technologie gesprochen . Dies
sind Beispiele , die zeigen , wie weit weg von der
Wirklichkeit Ihre Argumentation ist-

Ich will Ihnen aber noch cm anderes Beispiel nen
non : Kein Land in der Bundesrepublik Deutsch
land hat in den letzten Jahren mehr für die För¬
derung von Kindertagesstätten ausgegeben als
Nordrhein-Westfalen . Von 1990 bis 1996 waren
es über 7 Milliarden DM . Jetzt ist die In-
vestirionsaulgabe zum Glück zum größten Teil
erledigt . Bis spätestens Ende 1 998 werden wir
die Mittel bereitgestellt haben , die nötig sind,
damit der Rechtsanspruch auf einen Kindergar
tenplatz in unserem Land überall erfüllt worden
kann . Darum können die Invnstilionsmittel tür
Kindertagesstätten im kommenden Jahr von
283 Millionen DM auf 226 . 5 Millionen DM zu¬
rückgehen.
Die Betriebskostenzuschüsse des Landes dage¬
gen steigen tim 165 Millionen DM auf insgesamt
1 . 6 Milliarden DM . Diese Verschiebung zwischen
Investitionen und laufenden Kosten trägt natir-
licli dazu bei . daß die Invostitionsauote im La .n-
cieshaushalt sinkt.

Angesichts dessen frage ich Sie , Herr Kollegen (C)
Linssen : Ist das Gegenwartskonsum ? - Ich ant¬
worte Ihnen : Nein , das ist Zukunftsvorsorye . Das
ist Politik für Kinder. Das ist Politik für Mütter
und Väter . Das ist Politik tür eine gute Zukunft
unseres Landes.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN ) -

Aber die Opposition kritisiert ja nicht nur ein Zu¬
wenig an Investitionen , sondern sie fordert dar
über hinaus dringend mehr Stellen , und zwar im
Finanz - , Justiz - und Schulbereich , um nur drei
Beispiele zu nennen . Mehr Investitionen und mehr
Personal aber sind schwer miteinander zu verein¬
baren . Das sehen Sie doch auch.

Also haben Sie als Ausweg , daß die zusätzlichen .
Stellen aus der allgemeinen Verwaltung kommen
sollen . Auch bei diesem Thema bitte ich Sic dar¬
um , die Wirklichkeit zur Kenntnis zu nehmen . In
der Firtanzverwaltung , in der Justizverwaltung , in
den Schulen , den Hochschulen und bei der Polizei
gibt es insgesamt 311 000 Stellen . Das sind
90 % des gesamten Stellenbestandcs . Im Gegen¬
satz zu anderen Ländern gibt cs bei uns jedoch
keine Kürzungen im Schulbereich , auch nicht bei
Lehre und Forschung . Alle Lehrerinnen und Leh¬
rer , die aus dem Schuldienst Ausscheiden , wer¬
den ersetzt . ■ ( D)

In der Finan/verwaltung und in der Justizverwal
tung steigern wir die Effektivität durch neue Or - ■

ganisationsformen und den Einsatz moderner
Informations - und Kormnunikationstechnikon.
Insgesamt kommen wir in Zukunft mit weniger
Stellen aus . Aber wir setzen auch dabei Schwer¬
punkte . Darum gibt es mehr Personal als bisher
vorgesehen für die Betriebsprüfung und die Steu¬
erfahndung.
Wir sind in allen Bereichen dabei , die Leistungs¬
fähigkeit zu erhöhen und die Zahl der Stellen zu
verringert . Das geht nicht von heute auf morgen,
und wir entlassen auch niemanden . Aber ich gc
be allen recht , die auf mehr Tempo drängen.
Wer der Einbringungsrede des Finonzministers
zugehört hat , der weiß , daß wir zusätzliche Maß
nahmen vorbereiten , damit kw Steilen schneller
verwirklich ! werden können . Auch alle Ministe
rien werden überprüft , und dort werden Stollen
ahgebaut . Warum sagen Sie cs niolil einmal:
Nordrhein -Westfalen hat schon seit langem die
niedrigste Bürokratioquote aller Länder , und wir
werden diesen Vorsprung noch 'wcitcr ausbauen.

( Beifall bei der SPD)
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Wir haben die niedrigsten Pcrsonalausgaben pro
Einwohner . Wir haben die niedrigsten Kosten für
die politische Führung . Und der Ländervergleich
zeigt auch , daß schon heute von einer Aufblä¬
hung in den Ministerien keine Rede sein kann , in
Nordrhein- Westfalen entfallen , Herr Kollege Lins-
sen , 1,3 % aller Stellen im Landesdienst auf die
Ministerien . Die Bayerische Staatsregierung be¬
ansprucht 1,6 % .

Daß die ' Opposition weit neben der Sache liegt,
zeigt sich auch an ihrem Vorwurf , daß unter der
Ägide von Finanzminister Schleußer 10 000 neue
Stellen geschaffen worden seien . Die Zahl ist
richtig , aber sie ist ein Beispiel dafür , wie man
sogar mit richtigen Zahlen die Wirklichkeit verzer¬
ren kann . Denn Sie , Herr Kollege Linssen , wollten
ja den Eindruck erwecken , wir hätten die Büro¬
kratie um 10 000 Stellen aufgebläht . Darum
möchte ich Urnen noch einmal sagen , warum und
wo diese Stellen entstanden sind.

Ich kann mich noch gut an das Jahr 1988 erin¬
nern . Damals hatten wir einen sehr moderaten
Tarifabschluß im öffentlichen Dienst . Zugunsten
einer kürzeren Arbeitszeit wurden geringe Lohn
Steigerungen verabredet . Das hatte 1989 und
1 990 zur Folge , daß 1 570 zusätzliche Stellen
geschaffen werden mußten und daß über 1 000
kw -Verrnerke gestrichen wurden.

Ich sage Ihnen auch noch , wo seit 1988 neue
Stellen geschaffen worden sind : über ? 000 Stel¬
len mehr für den Unterricht an unseren Schulen;
fast 6 000 Stellen mehr an den Hochschuten ein¬
schließlich der Medizinischen Einrichtungen ; fast
3 000 Stollen bei der Polizei . Das sind doch ge¬
nau die Bereiche , in denen Sie Jahr für Jahr mehr
Personal gefordert haben - übrigens auch in die¬
sem Jahr.

(Beifall hei der SPD)

So kommt viel Ungereimtes zustande , wenn man
an der Oberfläche bleibt , wenn man nichi nach
der Wirklichkeit hinter den Zahlen fragt.

Nein , meine Damen und Herren , dieser Haushali
gibt die richtigen und die notwendigen Antwor¬
ten auf die Probleme und Aufgaben in unserem
Land . Er wahrt die Chance , daß wir unsor seibst-
gesetztes Konsolidierungszicl erreichen.

Während die Bundesregierung die Arbeitsmarkt

förderungsmittel zusammenstreicht und damit
einen weiteren Anstieg der Arbeitslosenzahlen
vor allem in den neuen Ländern provoziert oder

doch in Kauf nimmt , sieht der Landeshaushalt (C
wieder 780 Millionen DM zur Verbesserung der
Situation am Arbeitsmarkt vor . Damit setzen wir
in den beiden ersten Jahren dieser Legislaturperi¬
ode schon mehr als 1,5 Milliarden zur Bekämp¬
fung der Arbeitslosigkeit ein . Gut zwei Drittel
dieser Summe finanziert das Land selbst ; der an¬
dere Teil kommt aus Beiträgen der Europäischen
Union . Für die Verbesserung der Ausbildung¬
schancen geben wir im kommenden Jahr 90 Mil¬
lionen DM aus ; weitere 120 Millionen DM zur
Bekämpfung der Langzcitarbeitslosigkeit.

Auch für die Wirtschaftsförderung vorwiegend im
Mittelstand und beim Handwerk wollen wir noch
mehr um als bereits in diesem Jahr . Einschließ¬
lich der EU - Hilfen sieht der Haushalt 1,3 Milliar
den DM vor . Wir wollen mehr tun für die Exi¬
stenzgründung . Dazu kommt die Mcister-
gründungsprämie von wieder 30 Millionen DM.
Im Handwerk sind bisher 1 600 Existenzgründun¬
gen mit Meislergründungsprämien gefördert wor¬
den . Dadurch entstanden fast 5 000 neue Stel¬
len.

Die Zahl der Gründungsberatungen bei den Kam
mern isl um 80 % gestiegen. Jede zweite Grün¬
dungsberatung findet inzwischen in Nordrhein-
Westfalen statt . Die Genossenschafts -Zentral-
bank verzeichnet eine Zunahme der öffentlich
geförderten Gründungskredite um 27 % , einen
Anstieg des Volumens um 70 % allein bei den
Volksbanken . In Nordrhein -Westfalen sind - 1996
fast so viele Untornehmen neu gegründet worden
- 10 000 wie in Bayern und Baden - Württemberg
zusammen.

Wir bündeln die Mittel . Wir konzentrieren uns
noclr mehr auf Schwerpunkte und Prioritäten für
die Durchsetzung nachhaltigen Wirtschaftens in
unserem Land . Das geschieht mit dem Zukunfts
investitionsprogramm " Arbeit und Umwelt “

, für
das in diesem Haushaltsplan 1997 2,6 Milliarden
DM vorgesehen sind . Auch 1997 gibt es wieder
Fördermittel für den Bau von 27 000 neuen Woh¬
nungen . Vom nächsten Jahr an ist die Förderung
daran geknüpft , daß die Wohnungen dem
Niedrigcnorgiehaus -Standard entsprechen.

Wir seizen unsere Politik zum Wohl des Landes
und seiner Menschen fort.

( Beifall hei der SPD!

Wir setzen klare .Signale für Investitionen und
neue Arbeitsplätze , für Existenzgründcr und inno¬
vative Unternehmen . für nachhaltiges VVirtschaf-
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ten , für moderne Technik und Forschungstrans¬
fer, für soziale Gerechtigkeit und Solidarität.

Wenn ich ein Jahr zurückdenke , dann hat sich in
der Wahrnehmung unseres Landes viel verändert
- offenbar nicht bei der Opposition : Sie bleibt in
einer Minderheitenposition . Sie, Herr Kollege
Linssen, haben Herrn Dr . Kirchhotf zitiert , den
Präsidenten der Arbeitgeberverbände . Ich möchte
mich gerne revanchieren und den Haupt¬
geschäftsführer zitieren :

“ Bei Antritt der Landes¬
regierung 1995 hatte die Wirtschaft die große
Sorge, daß der Standort Nordrhein' Westfalen ins
Hintertreffen gerät . Diese Sorge hat sich nach
einem Jahr als nichi berechtigt herausgestellt,
soweit die wirtschaftspolitischen pragmatischen
Entscheidungen der Landesregierung hier zu be¬
trachten sind .

" - So Herr Dr . Döpp im Westdeut¬
schen Rundfunk.

( Beifall bei der SPD)

Ich war froh darüber.

(Beifall bei der SPD)

Und ich fände es gut , wenn Sie wenigstens sol¬
che Äußerungen zur Kenntnis nähmen . Sie brau¬
chen sie ja nicht nachzusprechen.
Sie tun so , als herrschten hier schlechte Bedin
gungen für Investitionen und Beschäftigung . Sie
bemühen immer wieder Wachstumsvcrgleiche mit
anderen Ländern . Es liegt in der Natur der . Sache,
daß der Anteil eines starken Landes an der Wirt
schäftslcistung der Bundesrepublik dann zurück
geht , wenn die schwächeren Länder aufholen.
Genau dos ist doch politisch gewollt.
Ich will zum Lönderfinanzausgleich aufgreifen,
was Klaus Maithiesen angesprochen hat . In
36 Jahren haben wir an andere Länder gezahlt.
In der gleichen Zeit , seit es den Länderfinanzaus-
gleich gibt , fiat Bayern 38 Jahre lang von ande
ren Ländern kassiert . Wenn Bayern so stark aui-
geholt hat , dann ist das nicht zuletzt auf die Lei¬
stungen anderer Länder , vor allem Nordrhein-
Westfalens , zuriiekzutühren.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)
In diesem Jahr träyt Nordrhein Westfalen allein
über 30 % des Länderfinanzausgleichs . Wir füh¬
ren aus unserem UmsaTzsteueraufkommen über 3
Milliarden an aridere Länder ab . Das sind Mittel,
die uns hier nicht zur Verfügung stehen.
Ich stehe auch in Zukunft zum Ländorfinanzaus-
g 'eich : aber ich sehe gemeinsam mit Klaus Mat

thiesen und Heinz Schleußer deutlichen Reform
bedarf . Es kann und darf nicht sein , daß nach
allen Finanzoperationen finanzstorke Länder fi¬
nanzschwach werden und umgekehrt.

Ihre Rechnung , Herr Kollege Linssen , geht nicht
auf . Ich bin froh , daß sie nicht aufgeht . Wenn
jemand Probleme mit den Zahlen hat , dann muß
das nicht unbedingt an den Zahlen liegen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und
GRÜNEN)

Sie haben mehrfach auf meine Stimmung und
darauf angespielt , ob ich denn nun vorhanden sei
oder nicht . Ich habe ein schönes und schweres
Amt . Daß ich es habe , das macht mich dankbar
und fröhlich und auch ein bißchen stolz solange
ich es habe und danach . - Glück auf!

(Anhaltend lebhader Beifall bei SPD und
GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau . - Für die CDU - Fraktion
spricht der Abgeordnete Dr . Linssen . Bitte sehr.

(Zurufe von SPD und GRÜNEN - Loke Mer
nizka (SPD) : Wie schlecht muß es denen
gehen !)

Dr . Helmut Linssen ( CDU ) : Herr Präsident ! Herr
Ministerpräsident ! Meine sehr geehrten Damen
und Herren ! Ich weiß , Herr Ministerpräsideni : Sie
müssen nach Bonn und brauchen dafür sicherlich
eine Dreiviertelstunde bis zu einer Stunde . Des¬
halb will ich auf Ihre Rede auch nur ganz kurz
eingehen.
Jedes Wort , das Sie hier zu den Zahlen vorgetra-
gen haben , kann man direkt widerlegen . Es fängt
on mit den Zahlen zu den Wohnungsbaugenehmi-
yungen . die Sie hier vorgebracht haben . Sie wis¬
sen ganz genau , daß es hier um den Haushalt
gehl , um den sozialen Wohnungsbau und daß Sie
die Zahlen um 10 % gekürzt haben . Wenn die
Genehmigungen in Nordrhein -Westfalen für den
Bau allgemein steigen , ist das aufgrund besonde¬
rer Konjunktur , besonderer bundespolitischer Mit¬
tel so weit gekommen . Das wissen Sie alles ganz
genau , und trotzdem tragen Sie es hier anders
vor.

Wenn Sie zur Arbeitslosigkeit sprechen , dann
tragen Sie prozentuale

"
Veränderungen vor und

sagen : Wenn wir in Nordrhein -Westfalen von 10
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(Al könnten , weil wir dann ein Problem von denen
lösen und sie uns vielleicht dabei helfen würden,
ein Problem , an dem wir näher sind , zu lösen.

(Beifall bei der CDU)
Sie haben da meiner Meinung nach eine Riesen¬
verantwortung . Die CDU - Fraktion insgesamt hat
bisher nicht erkennen können - es mag aber sein,
daß Sie durch Aufklärung im Plenum noch dazu
beitragen werden - , wo Sie dieser Verantwortung
bisher durch Einsatz und Einflußnahme auf die
anderen Kollegen in den Ländern gerecht gewor¬
den sind.

Ich komme zu dem , was Kollege Hombach am
Schluß seiner Rede gesagt hat . Diese Position ist
nahezu deckungsgleich mit der Position der CDU.
Wir sollten uns darauf verständigen , konstruktiv
an der Lösung der Probleme mitzuwirken , da es
wirklich an der Zeit ist , diese beiden Probleme
kurzfristig anzugehen . Wir müssen alles tun , um
diese beiden Ziele zu befördern . Denn letztlich
geht es darum , einen möglichst guten Beitrag für
unser Land bei den Verhandlungen zu erreichen.
Das darf nicht durch parteitaktische und ideologi¬
sche Spielchen kaputtgemacht werden.

( Beifall bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank, Kollege
Meyer . - Das Wort hat der Ministerpräsident
Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Mit kaum ei¬
nem Thema habe ich mich in meiner bisherigen
Regierungszeitso intensiv beschäftigt wie mit der
Frage der Steinkohle als nationaler Energiereser¬
ve.
Ich möchte gerne auf ein paar Sachverhalte hin-
weisen , die dabei unklar zu werden drohen . Die
letzte Absprache , die es zwischen dem Bund , den
Kohleländern Saarland und Nordrhein -Westfalen
und der IG Bergbau gegeben hat , fand am
11 . November 1991 statt . Dies war die schwie¬
rigste bis dahin stattfindende Operation , weil der
Bund verlangte , daß das Land Nordrhein -Westfa¬
len in zwei Positionen seine in Jahrzehnten akzep¬
tierte Haltung änderte , nämlich bei Revieraus¬
gleich und Erschwerniszulage zusätzlich ein Drit¬
te ! zu übernehmen.
Das haben wir am 11 . November 1991 per Hand¬
schlag bekräftigt . Das hat Nordrhein - Westfalen

eingehalten . Der Bund ist damals nicht imstande (C)
gewesen , das , was der Kanzler zugesagt hatte,
einzuhalten, weil man sich innerhalb der Koalition
nicht verständigen konnte . Das heißt , Nordrhein-
Westfalen hat seinen Beitrag erbracht - nicht nur
seit den 60er Jahren , seit Franz Meyers die Zusa¬
ge der Drittelfinanzierung gegeben hatte , die da¬
mals 30 bis 40 Millionen DM pro Jahr betrug,
sondern auch bei der neuen Übernahme der Drit¬
tellast in diesen zwei Bereichen Erschwerniszula¬
gen und Revierausgleich.
Der Bund hat das nicht halten können . Ich werfe
das dem Bund nicht vor . Das war für mich schon
damals ein Indiz dafür , daß wir es schwer haben,
die Kohleproblematik als nationale Problematik
überall deutlich zu machen.

Dann kam das Artikelgesetz . Das Artikelgesetz
blieb unter den Absprachen vom 11 . 11 . 1991.

Das , was jetzt ansteht , ist nicht etwa eine neue
gesetzliche Grundlage , sondern ein Abgehen vom
geltenden Artikclgesetz . Lediglich die Zahlen in
der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes ma¬
chen uns deutlich : Der Bund kann oder will oder
wird diese Verpflichtung , dieses geltende Gesetz
nicht umsetzen . Gründe dafür liegen in der Struk¬
tur der Parteien , in der Situation aller öffentlichen
Haushalte und auch ein Stück weit in Problemen p|
innerhalb der Koalition . Denken Sie doch nur an
die ständige Rede von Graf Lambsdorffs zu der
Kohlesubvention , denken Sie an die Haltung der
Wirtschaftsminister in den letzten Jahren zu die¬
sem Thema , die aber am 11 . November 1991
noch zugestimmt haben.
Jetzt gilt es , eine neue Lösung zu finden . Ich ge¬
stehe , daß ich zu denen gehöre , die erschrocken
waren , als Hans Berger einen so weitreichenden
Vorschlag öffentlich machte . Ich dachte mir , daß
die IGBE dies nicht durchhalten kann . Das ist
nämlich ein tiefer Einschnitt in die Arbeitsmarkt¬
situation und damit in die Strukturpolitik unseres
Landes . Es belastet die Menschen in einer solchen
Größenordnung , daß nacheinander nach diesen
Berechnungen im Verlauf eines Jahrzehnts acht
Zechen stillgelegt werden müssen , so daß ich gar
nicht weiß , wie wir dies durchhalten sollen.

Hans Berger hat diesen mutigen Vorschlag ge¬
macht und ihn überall vertreten . Seine Gewerk¬
schaft stützt ihn dabei , und ich füge hinzu , meine
Damen und Herren , daß dies eine Gewerkschaft
ist , die ihren Mitgliedern seit Jahren einen Lohn¬
erhöhungsverzicht , also praktisch die Reduzierung
des Einkommens , zugemutet .hat . Ich finde das
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{A ) großartig , und ich fühle mich mit den Mitgliedern
und den Funktionären dieser Gewerkschaft eng
verbunden , weil ich glaube , daß sie eine große
Leistung , eine große Vorleistung erbringen.

Nun gilt es , darüber zu verhandeln '
, und das ge¬

schieht offenbar anders , Herr Kollege Hegemann,
als es früher geschehen ist . Früher haben der
Bundeskanzler , der Bundeswirtschaftsminister
und der Bundesfinanzminister die entsprechenden
Kollegen der Länder nach Bonn gebeten , und
dann haben wir in vielen Stunden - manchmal
auch in Nachtsitzungen - Kompromisse gesucht;
das war bei Helmut Schmidt so , und das war
auch bei Helmut Kohl so.

Jetzt ist das offenbar alles ganz anders ; das mag
mit Situationen Zusammenhängen , die sich aus
der Bonner Atmosphäre ergeben . Heute gibt es
Einzelgcspräche , es gibt keine Verhandlungen
zwischen dem Bund und den Ländern , und so¬
lange die Gefahr besteht , daß etwas ins Rutschen
kommt , was wir nicht mehr aufhalten können,
müssen wir auf die Erfüllung des Artikelgesetzes
bestehen , denn das ist geltendes Recht.

Wir haben bereits folgendes gesagt , und ich sage
es weiterhin : Auf der Basis dessen , was die IGBE
angeboten hat , bin ich zu Gesprächen mit dem

jB ) Bund jederzeit bereit . Auch der Wirtschaftsmini¬
ster und die Landesregierung sind jederzeit zu
solchen Gesprächen bereit . Ich hoffe , daß diese
bald zustande kommen , und es bemühen sich
viele darum , daß sie zustande kommen . Ich hoffe,
daß dann eine Lösung gefunden wird , die den
Bergleuten und dem Land zugemutet werden
kann und energiepolitisch verantwortbar ist . also
einen lebenden dauerhaften Bergbau möglich
macht.
Jeder weiß : Man kann eine Zeche nicht mit einer
Fahrradfabrik vergleichen . Die Fahrradfabrik kann
man schließen und wieder aufmachen ; das kann
man mit der Zeche nicht machen . - Das hat große
struktürpolitische Folgen und Verwerfungen.

Solche Gespräche führen wir , und ich bin froh
darüber , daß niemand gesagt hat , daß es ein
Junktim mit der Entsorgung gibt . Ich bitte darum,
daß wir das nicht tun und auch nicht sagen . Ich
glaube nämlich , daß wir sonst in eine Gemengela¬
ge kommen , in der manches unklar wird . Es ist
nicht ja so , daß hier nur Frau Kollegin Gröber und
Herr Busch Zweifel geäußert haben , ob diese Par¬
teigespräche zwischen Bundesregierung und SPD
richtig wären . Es gibt solche Zweifel , die öffent¬
lich geäußert werden ; Bundeswirtschaftsminister

Rexroth hat seine Zweifel sehr viel schärfer ver - (C)
kündet.

Ich kann mich an folgendes sehr gut erinnern : Als
ich 1978 mein Amt übernahm , habe ich einen
Brief geschrieben und die Ministerpräsidenten der
Länder gebeten , daß wir uns der Entsorgungs¬
frage zuwenden sollten . Ich habe diese Bitte nach
dem Beschluß der SPD 1986 zum Aufstieg erneu¬
ert . der übrigens , Herr Kollege Linssen , nicht
1987 , sondern 1986 auf dem Nürnberger Partei¬
tag beschlossen wurde - ich war damals Kanzler¬
kandidat , wie Sie sich erinnern , aber die Stelle ist
nicht freigeworden , wie ich mich erinnere.

Ich bin nach wie vor der Meinung , daß man die
Entsorgungsfragen lösen muß , und ich bin nach
wie vor der Meinung, daß man das tun muß , auch
wenn man so schnell wie möglich aus der Kern¬
energie aussteigen will.

(Beifall bei der SPD)

Darum meine ich : Belasten Sie das nicht durch
Gedanken an Junktim , belasten Sie das nicht,
indem Sie sagen : Geben Sie doch da ein bißchen
nach , dann kriegen Sie da ein bißchen mehr . - Ich
glaube nicht , daß wir uns in einer Situation befin¬
den , in der man sagen kann - hier greife ich das
Bild von Teppichhändler auf , Herr Meyer - :

"Wenn
du mir ein paar Birnen gibst , verkaufe ich dir ein ' D '

paar Möbelstücke .
"

Ich warne davor : So dringend auch die Entsor¬
gungsfrage gelöst werden muß , so schwierig wird
sie auch zu lösen sein . Sie haben gerade selbst
gesagt : Wenn die anderen uns da helfen , wollen
wir ihnen dort helfen . - Sie müssen auch darauf
achten , daß die Länder , die den stärksten Anteil
an Kernenergie haben , überhaupt keine Entsor¬
gungseinrichtungen haben.

{Beifall bei der SPD)

Halten Sie sich bitte auch das Schicksal von Wak-
kersdorf vor Augen , wenn Sie von Entsorgung
sprechen . Sehen Sie , was dort an öffentlichen
Geldern und auch an Bundesmitteln zum Zwecke
der Entsorgung hineingeflossen und was daraus
geworden ist . Sehen Sie sich bitte an , wie Bayern
und Baden -Württemberg an der Entsorgung be¬
teiligt sind.

Nun sage ich das hier , wohl wissend , daß auch
die Entsorgung eine nationale Aufgabe ist . Ich
bestreite gar nicht , daß es im Zuge der Entwick¬
lung diesbezüglich parteipolitische Unterschiede
innerhalb einer Koalition, ob in Bonn oder hier,
geben kann.

Landtag
Nordrhein-Westfalen 3811

29 .01 . 1997
Plenarprotokoll 12/47

(Ministerpräsident Dr . Rau)

Das Thema ist so alt wie die Entwicklung der
Kernenergie . Ich bin inzwischen in einem Alter , in
dem man gern von früher erzählt . Als ich im
Wahlkampf in Schleswig - Holstein war - der Spit¬
zenkandidat hieß Klaus Matthiesen - , war das
Hauptthema , das wir behandelten , Entsorgung.
Ich kann mich gut daran erinnern , daß der damali¬
ge Hamburger Bürgermeister Hans - Ulrich Klose
Vorschlag , das Thema " ruckhoibare Endlagerung"
als ein neues Konzept zu entwickeln , weil schon
damals Zweifel an Gorleben bestanden , weil
schon damals Zweifel bestanden , ob eine solche
Endlagerung möglich sei.

Ich selber war mit dem Thema " Entsorgung"
schon befaßt , bevor ich Ministerpräsident wurde;
denn da hatte mein Vorgänger Heinz Kühn Ahaus
als einen Beitrag Nordrhein -Westfalens zugesagt.
Das war aber eine Zeit , in der wir noch sowohl
den Schnellen Brüter in Kalkar als auch den THTR
in Hamm- Uentrop hatten.
Daß wir jetzt in einer anderen Situation sind , aber
noch Ahaus haben , werden wir in solche Gesprä :
che natürlich mit einzubringen haben . Nur : Ich
rate dazu , so wichtig beides ist , es nicht mitein¬
ander zu vermischen . Ich rate dazu , es nüchtern
zu betrachten und jetzt zu zeigen : Wir sind in der
Frage ' der Entsorgung nicht auf Verteidigungspo¬
sten , sondern in gemeinsamer nationaler Verant¬
wortung.
Wie immer wir im einzelnen Lösungen zustimmen
oder sie ablehnen , wir dürfen uns jetzt nicht in die
Lage bringen, als wäre die Entsorgung der Punkt,
bei dem wir bei der sachgerechten Finanzierung
der Steinkohle die eine oder andere Million mehr
bekommen könnten . Ich bitte darum , daß wir das
nicht miteinander vermischen.
Ich bin überzeugt davon , daß der Bundeskanzler
als Person - das hat er oft gesagt und manchmal
gezeigt - ein wirklicher Freund der Steinkohle ist.
Ich bin nicht mehr sicher , ob er in der eigenen
Partei und in der Koalition genug Freunde hat , die
ihn darin stützen und unterstützen.
ich bin mir darüber im klaren : Je weiter man von
Nordrhein- Westfalen wegkommt , desto schwieri¬
ger wird es , Freunde für die Kohle zu finden . Das
geht Ihnen so , das geht uns so , obwohl ich froh
darüber bin , daß ein solcher Antrag wie der von
Baden -Württemberg und Bayern nie von sozialde¬
mokratisch geführten Ländern gekommen ist.

(Lothar Hegemann [ CDU ] : Die denken aber
genauso ! )

Aber auch da habe ich viel Überzeugungsarbeit zu
leisten gehabt , Herr Kollege Meyer , habe ich viele
Gespräche mit jetzigen und früheren sozialdemo¬
kratischen Ministerpräsidenten geführt , um sie in
einem Boot zu halten , von dem ich glaube , daß es
Kurs halten muß . Darum werde ich mich auch
weiterhin bemühen , und darum bin ich froh , daß
ich hier einige Bemerkungen machen konnte . -
Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank, Herr Mini¬
sterpräsident.
Zum Verfahren : Die Zeitvorgaben für diese Aktu¬
elle Stunde sind bis auf einen ‘Restposten für die
SPD abgelaufen . Wir haben jetzt 5 58 unserer
Geschäftsordnung zu berücksichtigen : Wenn der
Ministerpräsident gesprochen hat , kann der Oppo¬
sitionsführer reden und danach auch die Vorsit¬
zenden der anderen Fraktionen . Da sich Herr Dr.
Linssen zu Wort gemefdethat , erteile ich es ihm
jetzt und werde für die weitere Folge der Aktuel¬
len Stunde § 58 Abs . 3 GO anwenden . - Bitte
schön , Herr Linssen.

Dr . Helmut Linssen (CDU) : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen und Herren ! Herr Minister¬
präsident , ich glaube , daß sich die Aktuelle Stun¬
de doch gelohnt hat . Wenn ich einmal von der
Einlassung des Herrn Wirtschaftsministers abse¬
he , verstehe ich Ihren Beitrag und auch den des
Kollegen Matthiesen sowie den des Kollegen
Hombach so , daß Sie genau wie wir Wert darauf
legen, daß man nicht von einem Junktim spricht.
Das haben wir auch nie getan ; deshalb war die
Anmahnung im Grunde auch an die verkehrte
Adresse gerichtet.
Wir alle sind uns bewußt , daß es gut ist , wenn
die Gespräche parallel laufen . So hat es , glaube
ich , Kollege Hombach ausgedrückt.

(Bodo Hombach [SPD ] : Das meinte er auch
so !)

Ob das nun rein zufällig ist , ob das gar nichts
miteinander zu tun hat - alle diese Überlegungen
sollten wir hintanstellen . Vielmehr sollten wir jetzt
alle Energien in dem Bewußtsein anspannen - das
ist unsere Bitte gerade an Sie - , daß wir vor dem
Hintergrund der schwierigen Lage für uns in
Nordrhein - Westfalen und insbesondere bei dem
gegenwärtigen Arbeitsmarkt jede Chance nutzen
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(A ) entscheidenden Grundlagen , warum es in den
Niederlanden in den vergangenen Jahren gelun¬
gen ist , eine gemeinsame Politik von Arbeitneh¬
mern und Arbeitgebern zu erreichen.

( Bodo Hombach [SPD ] : Das ist völlig rich¬
tig ! Das ist der Kern !)

Wenn wir das schaffen wollen , heißt das , daß wir
in Bonn eine andere Politik brauchen . Dann brau¬
chen wir eine Politik , die nicht den sozialen Kon¬
sens kaputtspart , und wir brauchen eine Politik,
die Teilzeitarbeit möglich macht . Wir brauchen
eine Politik , die nicht den Standort kaputtredet,
sondern die in einem gemeinsamen Diskussions¬
prozeß von allen wichtigen Teilen der Bevölker
rung - der Arbeitgeber und Unternehmen , der Ar¬
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer , der sozialen
Verbände , der Umweltverbände - die Möglichkeit
schafft , überhaupt eine zukunftsfähige Politik zu
machen . Sie wären verantwortlich dafür , in Bonn
die Grundlagen zu legen.

(Beifall bei GRÜNEN und SPD)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile
das Wort Herrn Ministerpräsident Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Es freut mich
natürlich , Herr Dr . Linssen , daß eine meiner Aus¬
landsreisen besonderes Interesse findet . Ich habe
mehrere solcher Reisen gemacht , und ich erzähle
gern davon -

( Heiterkeit)

obwohl ich der Auffassung bin , daß eine solche
zweitägige Reise in die Niederlande kein Anlaß für
eine Regierungserklärung ist.

Das war nicht meine erste Reise in die Nieder¬
lande . Es war die zweite offizielle . Ich bin oft dort
gewesen . Ich mag dieses Nachbarland , ich mag
die Menschen dort , und ich habe für viele Politik-
und Lebensbereiche in den Niederlanden viel ge¬
lernt . Das hat angefangen bei der Friedens - und
Entspannungspoiitik , das ist weitergegangen über
die Behinderten - und die Jugendpolitik bis hin
zum Stiftungswesen . Ich habe bei staatlichen , bei
kirchlichen , bei politischen Kontakten da eine Fül¬
le von Erfahrungen gesammelt . Ich bin froh dar¬
über , daß ein Netz von Freundschaften entstan¬
den ist , das auch den gegenwärtigen Ministerprä¬
sidenten Wim Kok einschließt , auf dessen Ein¬
ladung ich in den Niederlanden gewesen bin.

Ich war in der Tat neugierig . Aber ich war nicht (■
neugierig in dem Sinne , Herr Kollege Linssen , daß
ich mir einen neuen Zettelkasten anschaffen woll¬
te . Sie haben heute morgen einen Zetteikasten
benutzt : Da war ein bißchen Horstmann/Behler-
Papier , da war ein offenbar apokryphes Papier der
Bundestagsfraktion , das ich nicht kenne , da ha¬
ben Sie das eine oder andere Zitat gebracht.

(Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Lassen Sie sich
das Papier doch einmal schicken !)

- Ich muß nicht alles lesen , was Sie interessant
finden , Herr Linssen.

( Heiterkeit - Beifall bei der SPD)

Ich halte auch gar nichts davon , daß wir jetzt wie
in einem Raster die Niederlande und die Bundesre¬
publik oder die Niederlande und Nordrhein - West¬
falen gegeneinander stellen . Dazu ist die Indu¬
striestruktur , die Tarifstruktur zu unterschiedlich.
Wenn Sie dann mit diesem Mischsystem aus Zita¬
ten und eigenen Vorstellungen , von denen Sie
sich dann zum Teil wieder distanzieren , den Ein¬
druck erwecken , es liege an der Steuerpolitik in
den Niederlanden , ist dieser Eindruck sicher
falsch . Herr Kollege Hombach und Frau Kollegin
Landsberg haben Sie darauf hingewiesen : Der
Spitzensteuersatz liegt bei 60 % . Übrigens , er ist
zwar anders zu definieren als unser Spitzensteu - l
ersatz,

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : So ist es !)

aber dafür beginnt er bei 83 000 Mark . Die Nie¬
derlande haben eine Vermögensteuer von 0,8 % .
Die haben wir hier in Deutschland gerade abge¬
schafft - angeblich , weil das Investitionen fördert.
Der Freibetrag bei der Vermögensteuer liegt in
den Niederlanden bei 116 000 Mark . Und bei der
Erbschaftsteuer haben die Niederlande einen
Höchstsatz von 68 % . Das sind alles Zahlen , die
bei Ihnen nicht vorgekommen sind . Sie sind aber
auch nicht der eigentliche Schlüssel . Nach meiner
Überzeugung ist der Schlüssel vielmehr die in
Jahren und Jahrzehnten gewachsene Bereitschaft
zur Konsensgesellschaft statt der Konfliktgesell¬
schaft.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Darüber habe ich mich gefreut . Das entspricht
meinem politischen Verständnis , auch meinem
politischen Stil . Das hätte ich mir für die großen
Herausforderungen dieser Jahre gewünscht . Ich
nenne das Stichwort "Bündnis für Arbeit "

, und
ich könnte viele andere solcher Stichworte nen¬
nen.
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) Die Bereitschaft zur Kooperation zwischen den
politischen und gesellschaftlichen Gruppen ist
stärker gewachsen als bei uns , und sie ist bei uns
nach meinem Eindruck im Abnehmen . Deshalb bin
ich in die Niederlande gefahren , um zu sehen : Wie
geschieht das in verschiedenen Bereichen , und
gibt es da Felder der Kooperation?

Darum habe ich Gäste mitgenommen . Darum ha¬
be ich Herrn van der Grinten mitgenommen , der
Schloß Moyland leitet , das wir im Mai eröffnen
werden , weil ich gerne die Zusammenarbeit auch
im Bereich der Künste und der Architektur wollte.
Darum habe ich Prof . Kar ! Ganser mitgenommen,
weil es in den Niederlanden ein starkes Interesse
an der Internationalen Bauausstellung Emscher
Park gibt . Und darum habe ich den Oberbürger¬
meister von Duisburg mitgenommen , weil die
Kontakte zwischen ' Rotterdam und Duisburg zei¬
gen : Wettbewerb und Kooperation schließen sich
nicht aus , sondern man kann zusammen einen
Mehrwert erzielen , wie es die Hafenstädte tun.

{Beifall bei der SPD)

Darüber bin ich froh , und darum halte ich den
reinen Wirtschaftsvergleich Niederlande/Deutsch¬
land oder Niederlande/Nordrhein -Westfalen für
kurzschlüssig.

J Aber daß zur Lösung gesellschaftlich -wirtschaftli¬
cher Probleme Konsenspolitik eingesetzt wird und
daß Gesamtverantwortung nachgefragt Wird , in
der jeder nachgeben muß und in der niemand sa¬
gen kann : " Eine gute Maßnahme , aber sie darf
nicht mich, sondern sie muß die anderen treffen ” ,
das war die entscheidende Erkenntnis bei dieser
Reise.

So wie Herr Kollege Hombach , so hat auch Wim
Kok in seiner Rede auf das Prinzip des " rhei¬
nischen Kapitalismus ” hingewiesen , auf konsens¬
orientierte und sozialverpflichtete Wirtschaftpoli¬
tik , die wir betreiben müssen . Darum habe ich
mich in den Gesprächen über Architektur und
Stadtkultür , über Politik für Alte und Behinderte,
über Kindergärten , über Gesundheits - und Dro¬
genpolitik zu informieren gesucht.

Manches ist nicht übertragbar , manches ist auch
kritisch zu betrachten , zum Beispiel die unter¬
schiedlichen Steuersätze , die es in den Nieder¬
landen gibt . Ob das ein Beispiel für .uns sein kann,
daran habe ich außerordentliche Zweifel - obwohl
Nordrhein -Westfalen davon profitieren würde.

( Bodo Hombach [SPD ] : Die EU hat auch
Zweifel !)

Aber hier ist eine gesamtgesellschaftliche Verant - (C)
wortung gefragt.
Wir haben ein gemeinsamer , Interesse mit den
Niederländern an der Weiterentwicklung Europas
ohne Grenzen . Das ist vor allen Dingen bei dem
Hafenbesuch und den dortigen Verhandlungen
und Gesprächen deutlich geworden.
Ich finde , ein guter , fairer Wettbewerb mit den
Niederlanden ist im Interesse freundschaftlicher
Beziehungen.
Ein Schlüssel ist der Begriff der Teilzeitarbeit . Das
ist überhaupt keine Frage . Aber , auch wenn man
da die Zahlen miteinander vergleicht - wir haben
es ja soeben gehört - , muß man natürlich darüber
reden , daß Teilzeitarbeit in einem Land mit steuer¬
lich gesicherter Grundversorgung etwas völlig
anderes ist als Teilzeitarbeit bei uns in einem Land
mit diesen sozialen Sicherungssyslemen sein
kein , wie wir sie nun einmal haben -

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

einschließlich der Frage nach den sozialversiche¬
rungsfreien Beschäftigungsverhältnissen , deren
Zahl bei uns unbekannt ist , aber immer noch be¬
drückend hoch . Ich hoffe , daß wenigstens darin
Übereinstimmung besteht.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Im übrigen , die Entwicklung zur Konsensgesell¬
schaft kommt ja aus den 80er Jahren in den Nie¬
derlanden . Das hat hat nicht Wim Kok begonnen.
Er hat es mitgeprägt , vor allen Dingen in seiner
Zeit als Finanzminister , die eine schwere Zeit für
ihn gewesen ist , auch innerparteilich . Der Weg
vom Gewerkschaftsvorsitzenden über den Finanz¬
minister zum Ministerpräsidenten in den Nieder¬
landen ist ein schwieriger , ein steiniger Weg ge¬
wesen.

(Zuruf des Dr . Helmut Linssen [ CDUJ)

Ich bin froh darüber , daß Wim Kock ( ? ? ) diesen
Weg mit solchem Erfolg hat gehen können und in
solcher Solidarität mit den deutschen Sozialdemo¬
kraten , Herr Kollege Linssen . Wir waren am Frei¬
tag vergangener Woche miteinander in Hamburg,
Wim Kock und ich . Hier die Schweden , die Öster¬
reicher und die Niederländer gegen die deutschen
Sozialdemokraten auszuspielen , da muß man
schon in Issum wohnen , um auf diese Idee zu
kommen.

( Heiterkeit - Beifall bei S.PD und GRÜNEN)
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(A ) Im übrigen heißt Konsensgesellschaft in den Nie¬
derlanden nicht konfliktfreie Gesellschaft . Wer
sich die Streiktage ansieht , stellt fest : Da haben
die Deutschen eine bessere Bilanz als die Nieder¬
länder. Wer sich die Einkommensentwicklung an¬
sieht , der muß sagen : Da haben wir Deutschen
eine bessere Situation als die Niederländer . Ich
gehöre nicht zu denen - Sie haben die " NRZ ” zi¬
tiert, Herr Kollege Linssen , darüber freue ich mich
natürlich immer - Sie sollten auch die heutige NRZ
lesen und dann das zitieren , was der niederlän¬
dische Botschafter über den Erfolg dieses nieder¬
ländischen Geheimnisses gesagt hat . Er hat unter
anderem gemeint , es liege auch am Ministerprä¬
sidenten , daß das so sei.

(Ruth Hieronymi [CDU ] : Auch in Nordrhein-
Westfalen ? )

Herr von Walsum weiß , wovon er spricht.
Wir haben bei uns eine andere sozialpolitische

. Situation als die Niederländer . Die Lohnstückko¬
sten in den Niederlanden sind seit Mitte der
80er Jahre moderater gestiegen als in Deutsch¬
land . Das gilt aber nicht durchgängig ; es ist weni¬
ger eindeutig jetzt in den 90er Jahren.
Was Teilzeitarbeit angeht , so ist bei uns in
Nordrhein-Westfalen die Teiizeitarbeit im Bergbau
die wichtigste . Da haben unsere Gewerkschafter
eine große Leistung vollbracht. Das ist mit dem zu
vergleichen , was bei Volkswagen geschehen ist,
nur in einer noch dramatischeren und schwierige¬
ren gesellschaftlichen Situation.

(Beifall bei der SPD)
Die Volkswagen -Regelungen sind die bekannte¬
sten , die beim Bergbau sollten wir nicht verheimli¬
chen.

Die Tarifparteien haben sich auch in vielen ande¬
ren Unternehmen entschieden , Entlassungen da¬
durch zu vermeiden , daß Arbeitszeit anders ver¬
teilt , also verkürzt wird . Ich habe dagegen von
konservativer Seite immer nur Angriffe gehört . Ich
habe immer nur gehört , das sei defensiv und das
vernachlässige die Wachstumschancen der Wirt¬
schaft . Das Beispiel Niederlande widerlegt diese
Behauptung.
Meine Damen und Herren ! Reisen bildet - Sie ha¬
ben recht . Ich war auch in Brüssel , ich war auch
in Luxemburg , alles im gleichen Monat . Da haben
Sie keine Regierungserklärung angefordert . Ich bin
auch nicht der Meinung , daß man Regierungser¬
klärungen nach Einzelreisen richten sollte . Aber
was zu sagen ist , wird ausgesprochen.

Herr Kollege Linssen , Sie dürfen sicher sein , daß (r
ich nicht nur für das Image für die SPD , sondern
auch für das Image des Landes Nordrhein -Westfa¬
len verantwortlich bin . Das ist und bleibt mir be¬
wußt . Ich bin das schon seit über 18 Jahren . Es
ist beiden gut bekommen . So soll es bleiben.
- Schönen Dank. .

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile
das Wort Herrn Kollegen Appel für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Roland Appel (GRÜNE) : Herr Präsident ! Liebe Kol¬
leginnen und Kollegen ! Gestatten Sie mir noch
eine kurze Bemerkung zu der Debatte . Der Mini¬
sterpräsident hat eine in vieler Hinsicht sehr be¬
merkenswerte Rede- in den Niederlanden gehalten,
die auch vieles enthalten hat.

Herr Linssen , mir ist aufgefallen - darauf wollte
ich hier noch einmal hinweisen - , daß Sie natür - ,
lieh nur auf einen Teil von Gemeinsamkeiten heu¬
te in der Debatte abgestellt haben . Was ich von
Ihnen nicht gehört habe , ist zum Beispiel etwas
zum Vorbildcharakter der niederländischen Dro¬
genpolitik , ist zum Beispiel etwas zum Umgang d
der Niederländer in den vergangenen Jahren mit
den Hausbesetzern , wo deutlich wurde , daß ' man
in den Niederlanden einen ganz anderen Begriff
der Sozialpflichtigkeit von Eigentum hat.
Sie haben nichts dazu gesagt , wie die Einigungs¬
möglichkeiten in den Niederlanden aussehen , daß
zum Beispiel Kinder Eingewandertei ? ? ) dort keine
Probleme haben , obligatorisch die Staatsbürger¬
schaft zu bekommen.

(Beifall bei den GRÜNEN!
Sie haben mit keinem Wort erwähnt , daß es in
den Niederlanden - Herr Matthiesen , hören Sie
genau zu - im Poiizeigesetz ein Antidiskriminie¬
rungsgebot gibt , was wir für vorbildlich halten.

( Beifall bei den GRÜNEN)
All dieses haben Sie nicht erwähnt , Herr Linssen.
Ich könnte jetzt noch eine ganze Latte von Bei¬
spielen bringen , von den Coffeeshops bis zu den
Einwanderungsgesetzen , wo die Niederlande für
uns und auch für Nordrhein -Westfalen

( Klaus Matthiesen [SPD] : Sie müssen da
einmal hinfahren !)
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( Nacken [GRÜNE])

le als Leiter einer Behörde und als SPD -Abgeord-
neter zu trennen weiß , der für dieses Land Politik
macht und der für sich in Anspruch nimmt , eine
politische Meinung vor Ort zu vertreten.

Ich bin sicher , daß auch Ministerin Höhn diese
Rollenteilung vornehmen kann,

(Beifall bei den GRÜNEN)

wie es übrigens auch der Wirtschaftsminister tut.

(Vorsitz : Präsident Ulrich Schmidt)

Sie können doch nicht erwarten , daß man mit der
Rolle des Ministers oder der Ministerin eine politi¬
sche Meinung ablegt . Das trennt man in den ver¬
schiedenen Rollen : Davon gehe ich aus , daß man
dazu in der Lage ist , wenn man Minister oder Mi¬
nisterin wird und in dieses Kabinett berufen wird.
Da habe ich das vollste Vertrauen . Sie sollten
keine Verdächtigungen streuen , auch nicht von
seiten des Fraktionsvorsitzenden der SPD . - Ich
danke Ihnen.

( Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Frau Kolle¬
gin Nacken . - Das Wort hat Herr Ministerpräsident
Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren! Sie haben , Herr
Dr . Linssen , mich freundlicherweise mit meiner
Äußerung gestern in der Fragestunde zitiert . Ich
habe etwas mehr gesagt ; ich habe gesagt : " un¬
verzüglich”

, das heißt ohne schuldhaftes Zögern.
Ich sage hier noch einmal : Als wir diese Koalition
gebildet haben , waren uns die unterschiedlichen
Positionen der Partner zu Garzweiler bekannt . Die
haben wir aufgeschrieben ; der Dissens ist formu¬
liert . Aber zusätzlich zum Dissens ist formuliert
und wird eingehalten ein Verfahren nach Recht
und Gesetz , wie es Herr Kollege Clement eben
noch einmal geschildert hat . Das gilt für alle Be¬
hörden ; das gilt für alle , die an diesem Entschei¬
dungsprozeß beteiligt sind.

Wann die wasserrechtliche Genehmigung erteilt
werden kann , entscheidet das Landesoberberg¬
amt nach Vorlage aller Unterlagen . Ich möchte,
daß die Genehmigung so früh wie möglich erteilt
wird , damit der Zusammenhang zwischen Gar¬
zweiler I und II erkannt wird , das heißt gar nicht:

im Vorgriff auf Garzweiler II , sondern zur Ermögli¬
chung des Restabbaus bei Garzweiler I . Ob sie
erteilt wird , wird von den Prüfungen abhängen,
die gegenwärtig stattfinden.

Ich meine , wir sollten auch denen , die im Bergamt
und im Landesoberbergamt ihre Tätigkeit nach
Recht und Gewissen tun , nicht unterstellen , daß
sie sich politischem Druck , gäbe es ihn denn
überhaupt , beugen würden.

Ich habe den Eindruck , daß es eine unterschiedli¬
che Einschätzung gibt , ob es richtig war , wie Frau
Kollegin Höhn es getan hat , zusätzlich zu den
sechs wasserwirtschaftlichen Gutachten eine
Stellungnahme von Herrn Professor Stolpe ein-
zuhoien . Es ist das gute Recht , der Meinung zu
sein , daß das sei nicht nötig . Es ist aber auch das
gute Recht , der Meinung zu sein , daß das sinnvoll
und richtig ist.

Wenn das bedeutet , daß sowohl die sechs Stel¬
lungnahmen der Gemeinden als auch die des Pro¬
fessors hernach allein der Entscheidung und der
Bewertung durch das Bergamt in Düren unterlie¬
gen , dann ist für mich die Gefahr der Befangen¬
heit bei diesem Thema nicht gegeben . Wenn das
Bergamt in Düren und das Landesoberbergamt
prüfen und es keine Vorprüfung gibt - keine Be¬
hörde läßt sich das aus der Hand nehmen halte
ich es für berechtigt , der prüfenden Behörde , das
Material , das man aus der Sicht des Ressorts für
richtig hält , zuzuletten.

Eine ganz andere Frage , die im Dezember ent¬
schieden worden ist , war die , ob man die Verfah¬
ren miteinander verbindet . Frau Kollegin Höhn hat
dafür Argumente genannt . Herr Kollege Clement
hat zu diesen Argumenten gesagt , daß er eine
solche Verbindung nicht für richtig , hilfreich und
ergebnisfördernd hält . Also bleibt es - wie das
seit langem bekannt ist - bei den zwei getrennten
Verfahren.

Daß Frau Kollegin Höhn Äußerungen über Gar¬
zweiler gemacht hat , die mir nicht gefallen , muß
ich hier nicht öffentlich bekanntgeben . Denn daß
sie mir nicht gefallen würden , hat Frau Kollegin
Höhn schon gewußt , als sie dorthin fuhr; das hat
sie schon gewußt , als wir eine Koaiitionsverein-
barung schlossen.

Daß ich Minister bitte , sich bei den Dingen , für
die sie selbst qua Ressort zuständig sind , enga¬
giert zu äußern , aber nicht in eine Situation zu
kommen , in der ein böser Schein entstehen kann,
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(A ) gilt für jeden Minister, gilt für jede Regierung , gilt
in Düsseldorf , Bonn , München und Kiel.

( Zuruf von der CDU : Nur keiner hält sich
dran !)

- Ach , wissen Sie , die Rituale, mit denen Sie hier
immer wieder bestimmte Themen aufbringen,

(Laurenz Meyer [ CDU ] : Das ist doch wahr !)

damit wir an andere Themen gar nicht mehr her¬
ankommen , kenne ich . Wie gern hätte ich mit
Ihnen über den Landesentwicklungsbericht gere¬
det , wie lange hätten wir gestern miteinander
über die Niederlande diskutieren können.

( Dr. Helmut Linssen [CDU ] : Das haben wir
doch getan ! - Weitere Zurufe von der CDU)

Sie decken das alles zu , indem Sie Szenarien Vor¬
bringen —

(Zuruf von der CDU : Hier wird doch gar
nicht mehr diskutiert ! - Weitere Zurufe von
der CDU)

- Hier wird immer diskutiert , hier soll viel disku¬
tiert werden.

Aber wenn ich Ihnen sage , daß nach Recht und
Gesetz entschieden wird und Sie vor Manipulatio-

jgj nen an diesem Verfahren keine Sorge zu haben
-brauchen , so wie ich Ihnen das gestern gesagt
habe , dann sollten wir jetzt denen , die das Sagen
haben , den Gerichten und den Behörden , ihre Ar¬
beit nicht erschweren , sondern ihre Entscheidun¬
gen und ihre Urteile abwarten und anschließend
die nötigen Konsequenzen daraus ziehen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident . - Weitere Wortmeldungen liegen
mir zu dieser zusätzlichen Aktuellen Stunde nicht
vor , die ich damit abschließen kann.

Ich rufe auf:

2 Landesentwicklungsbericht Nordrhein -Westfa¬
len - Verläßliche Politik in einer Zeit des Um¬
bruchs - Ziele , Perspektiven und Handlungs¬
schwerpunkte in der 12 . Legislaturperiode

Unterrichtung
durch die Landesregierung
- zur Beratung -
Vorlage 12/1156
Drucksache 12/1759

Ich eröffne die Beratung und erteile Herrn Mini- (C)
sterpräsidenten Dr . Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident: Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ende Januar
habe ich dem Landtag den neuen Landesentwick¬
lungsbericht der Landesregierung vorgelegt.

(Allgemeine Unruhe - Glocke)

Vor zwei Wochen , am 20 . Februar , habe ich ihn
in einer Pressekonferenz vorgestellt . Von einer
Grippe mitgenommen , habe ich mir damals bestä¬
tigen lassen , daß ich lustlos gewesen sei . Jetzt
bin ich ganz iustvoll, denn die Grippe ist überwun¬
den.

In diesem Landesentwicklungsbericht stellt die
Landesregierung dar , was sie in dieser Wahlperi¬
ode auf den Weg gebracht hat , vor allem aber,
was sie bis zum Ende der Legislaturperiode im
Jahre 2000 erreichen will . Wir setzen die politi¬
schen Akzente , die nach unserer Überzeugung
richtig sind . Das ist der Auftrag , den wir von den
Wählerinnen und Wählern bekommen haben . Wir
können und wir sollten aber darüber streiten und
sprechen , wie wir diesem Auftrag bisher gerecht
geworden sind und wie wir ihn in dieser Legisla¬
turperiode weiter füllen wollen . jd)
Darum appelliere ich an die Fraktionen , die die
Regierung tragen , und an die Opposition : Lassen
Sie uns über die Zukunft unseres Landes nicht
wieder eine ritualisierte Diskussion führen , bei der
die Rollen im Vordergrund stehen und nicht die
Argumente . Darum bitte ich , weder schönzureden
noch schwarzzumalen ; beides würde weder der
Regierung noch der Opposition helfen , und es
wäre schon gar nicht im Interesse der Bürgerin¬
nen und Bürger unseres Landes . Wir müssen die
Dinge so sehen , wie sie tatsächlich sind.

Heute vormittag hat der Präsident der Bundes¬
anstalt für Arbeit die neuesten Arbeitsmarktzahlen
bekanntgegeben . Die Zahl der Arbeitslosen ist im
Februar bundesweit um knapp 14 000 gestiegen,
ln fünf der 16 Länder ist die Arbeitslosigkeit zu¬
rückgegangen ; dazu gehört Nordrhein -Westfalen.
Bei uns in Nordrhein- Westfalen gab es im Februar
knapp 3 000 Arbeitslose weniger als im Januar.

Da Sie die Zahlen immer wieder nennen - auch
gestern ist das wieder geschehen - , würde ich
denen , die den Rechenkünsten nahestehen , gerne
einen Zusammenhang vortragen : Die Arbeitslo¬
senzahl in Nordrhein-Westfalen betrug im Februar
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(A ) 918 620 . Das sind 28,2 % der Arbeitslosen in
den westlichen Ländern.

Ende der 80er Jahre betrug der Anteil Nordrhein-
Westfalens an der Arbeitslosigkeit in den westli¬
chen Ländern noch 34 % . Wir sind jetzt bei
28,2 % . Lägen wir noch bei 34 % , dann hätten
wir 190 000 Arbeitslose mehr.
Aber auch die heutigen Zahlen zeigen : Es gibt bei
der Arbeitslosigkeit nicht mehr wie in früheren
Jahren eine besonders ungünstige Entwicklung in
Nordrhein-Westfalen . Wir haben uns seit 1995
vom Bundestrend abgekoppelt.
Es ist gewiß kein Trost , wenn es in den anderen
Ländern noch schlechter läuft . Aber diese Ent¬
wicklung zeigt doch , daß wir die Möglichkeit , die
ein Land hat , jedenfalls nicht schlechter nutzen
als andere.
Die Menschen erwarten eine Antwort auch der
Politik , wie es endlich besser werden kann . Wir
wollen uns dieser Frage stellen . Politik kann nicht
alles , sie ist aber auch nicht ohnmächtig . Politik
schafft nicht unmittelbar Arbeitsplätze . Aber
ebenso , wie eine schlechte Politik dazu beitragen
kann , Arbeitsplätze zu gefährden oder zu vernich¬
ten , kann eine richtige Politik helfen , die Voraus¬
setzungen und die Rahmenbedingungen für mehr
und neue Arbeitsplätze zu schaffen.

(Beifall bei der SPD)
Darum müssen Vergleiche gestattet sein.
Die Arbeitslosigkeit ist das Hauptübel unserer
Zeit . Darum haben wir in unserer Politik einen
klaren und eindeutigen Schwerpunkt • in der
Wirtschafts - und Beschäftigungspolitik gesetzt.
Wir wollen ein Klima im Land schaffen , das inno¬
vationsfreundlich und investitionsfreundlich ist.
Das ist die Richtung unseres Weges , und auf die¬
sem Weg sind wir ein gutes Stück vorangekom¬
men.
Das läßt sich belegen . Über 9 500 Unternehmen
sind in Nordrhein-Westfalen im vergangenen Jahr
neu entstanden . Tag für Tag sind so im Durch¬
schnitt 26 Unternehmen zusätzlich auf den Markt
gekommen . Diese Unternehmen haben über
40 000 neue Arbeitsplätze geschaffen.
Unser Arbeitsmarkt ist dynamisch . Es gibt nicht
nur Abbau, es gibt auch Aufbau . Zwischen Mitte
1995 und Mitte 1996 haben fast eineinhalb Mil¬
lionen Frauen und Männer ein neues , sozial abge-

sichertes Beschäftigungsverhältnis begonnen . Das (C)
zeigt : Es gibt Bewegung auf dem Arbeitsmarkt.
Aber es gibt noch nicht genug Bewegung.
Wir sind froh darüber , daß der Strukturwandel
vorankommt . Noch nie gab es zum Beispiel in
Nordrhein -Westfalen so viele Arbeitsplätze im
Dienstleistungsbereich wie 1996 : 38 000 mehr
als im Vorjahr.
Neue Unternehmen schaffen auch neue Arbeits¬
plätze ; davon brauchen wir mehr . Wir brauchen
deshalb noch mehr Selbständige , die das Risiko
auf sich nehmen , eine eigene Existenz zu grün¬
den . Auch hier sind wir auf dem richtigen Weg.
Während 1980 in Nordrhein-Westfalen noch jeder
13 . Erwerbstätige selbständig war , war es 1994
schon jeder 11.
Im Handwerk haben wir bis jetzt über 1 400 Exi¬
stenzgründungen durch eine Meistergründungs¬
prämie von 20 000 DM gefördert . Dadurch ent¬
stehen über 4 000 neue Arbeitsplätze.
Wir verbessern den Zugang junger Unternehmen
zu Risikokapital durch Landesbürgschaften . Au¬
ßerdem wollen wir in diesem Jahr einen speziellen
Fonds für Risikokapital einrichten . Die Landes¬
regierung steht zur Zeit darüber in Verhandlungen
mit den Banken.

(D)
Arbeitsplätze fallen vor allem in der Industrie weg.
Das wäre besser zu verkraften , wenn der Zu¬
wachs in anderen Bereichen das ausgleichen
könnte . Der Saldo ist aber negativ.
Die Zahl aller Beschäftigten in Nordrhein -Westfa¬
len - Arbeitnehmer , Selbständige , mithelfende
Familienangehörige - lag 1996 bei 7,2 Millionen.
Das waren knapp 56 000 weniger als im Jahr
zuvor . Das entspricht in Nordrhein -Westfalen ei¬
nem Rückgang von 0,8 % .
Im Bund lag die Beschäftigung 1996 um etwa
307 000 Personen niedriger als 1995 . Das ent¬
spricht einem Rückgang von 1,1 % . Das ist eine
Zahl , die niemand verschweigen sollte , der über
unterschiedliche Wachstumsraten in den Ländern
spricht.
Der Wachstumsträger 1996 waren in Nordrhein-
Westfalen die wirtschaftsbezogenen Dienstlei¬
stungen . Bei den Dienstleistungen insgesamt gab
es einen Zuwachs von 0,8 % bei den Arbeitsplät¬
zen.
Die Arbeitsplätze im produzierenden Gewerbe
gingen um 3,4 % zurück . Ende 1996 waren in
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(A ) der nordrhein -westfälischen Industrie knapp
1,6 Millionen Menschen beschäftigt . Das sind
etwa 60 000 weniger als vor Jahresfrist.

Auch innerhalb der Industrie ist die Wirklichkeit
viel differenzierter , als manche Beiträge zur so¬
genannten Standortdebatte es ahnen lassen . Ins¬
gesamt ist die Industrieproduktion im vergange¬
nen Jahr um 2 % zurückgegangen . Ein Minus
haben neben dem Steinkohlenbergbau auch die
Metallerzeugung und das Textilgewerbe zu ver¬
zeichnen . Ganz anders sieht es bei der che¬
mischem Industrie aus mit einem Produktions¬
wachstum von 5 % , beim Maschinenbau mit plus
3 % oder gar bei der Rundfunk - , Fernseh - und
Nachrichtentechnik mit plus 7 % .

Diese unterschiedlichen Tendenzen zeigen , daß
die Investitions - und die Produktionsbedingungen
in unserem Land so schlecht nicht sein können.
Um so wichtiger ist es , meine Damen und Herren,
daß Wachstumsfelder weiter gestärkt werden.
Dazu gehört der Medienbereich.

Nordrhein -Westfalen ist der führende Medienst¬
andort in Deutschland . Diesen Vorsprung will die
Landesregierung weiter ausbauen , ich nenne nur
einige Stichworte : das Projekt InfoCity NRW , Mul¬
timedia Gelsenkirchen , das Europäische Zentrum
für Medienkompetenz in Marl , das in diesem Jahr
seine Arbeit aufnimmt , die Verknüpfung aller Uni¬
versitäten und Fachhochschulen des Landes über
ein Hochleistungsnetz . Das sind einige Beispiele
für das , was die Landesregierung tut , um Men¬
schen neue Arbeit zu schaffen und um bestehen¬
de Arbeitsplätze sicherer zu machen.

Nun sage ich ganz deutlich dazu : Das reicht nicht.
Das reicht auch dann nicht , wenn wir alle Mittel
und Kräfte eines so großen Landes wie Nordrhein-
Westfalen einsetzen . Wir können die Wende am
Arbeitsmarkt nicht allein in Nordrhein -Westfalen
herbeizwingen . Zur Wahrheit gehört aber auch -
und deshalb muß es hier ganz deutlich gesagt
werden - : Wenn wir hier in Nordrhein -Westfalen
eine Wirtschafts - und Arbeitsmarktpolitik machen
würden wie auf Bundesebene , dann wäre die Si¬
tuation noch viel schlechter.

(Beifall bei der SPD)

Wir machen in Nordrhein -Westfalen das Spiel
nämlich nicht mit , jeden Monat auf ein neues
Pferd zu setzen , das der wirtschaftspolitische
Renner sein soll . Wir machen das Spiel nicht mit,
jeden Monat so zu tun , als habe man den archi¬
medischen Punkt gefunden , an dem mehr Be¬
schäftigung hängt.

Ich glaube , daß es die Menschen satt haben , im - (C)
mer wieder mit neuen Versprechungen und Ver¬
heißungen hingehalten zu werden.

(Beifall bei der SPD)

Einmal soll der liberalisierte Ladenschluß die große
Wende bringen, dann ist es die private Arbeitsver¬
mittlung , dann soll der Kündigungsschutz gelok-
kert werden oder die Lohnfortzahlung bei Krank¬
heit entfallen . Ein anderes Mal ist es der angebli¬
che Freizeitpark Deutschland , der das Kernpro¬
blem ist , und wieder ein anderes Mal ist es der
Spitzensteuersatz , der den Millionären die Lust
am Investieren verdirbt.

(Werner Stump [CDU ] : Und was schlagen
Sie vor ?)

Wir haben gestern darüber gesprochen , was wir
von den Niederländern lernen können . Eines kann
man ganz sicher lernen : Die Niederländer machen
nicht den Fehler , einzelne Themen zu Fetischthe¬
men aufzublasen.

( Beifall bei der SPD)

Sie machen nicht den Fehler zu glauben , allein
vom Spitzensteuersatz hinge Wohl und Weh ihrer
Wirtschaft ab . Dieser liegt dort - ich habe es be¬
reits gestern gesagt - bei 60 Prozent , und das
schon bei einem Einkommen von 83 000 DM . ID)
Das allein scheint also den Erfolg der niederlän¬
dischen Wirtschaftspolitik nicht verhindert zu ha¬
ben ; vielleicht gibt das doch zu denken.

Meine Damen und Herren , die F . D . P. ist wegen
ihrer führenden Rolfe bei einer Politik , die auf Ef¬
fekthascherei statt auf Substanz zielt , im Landtag
nicht mehr vertreten.

( Zurufe von der SPD : Gott sei Dank ! Zum
Glück !)

Es ist nämlich eine Politik , die immer unter dem
Eindruck des Augenblicks agiert und sich jeden
Monat an einem neuen Leitsternchen orientiert.
Darum meine ich : Wir sollten uns selber fragen,
ob Menschen wirklich Vertrauen fassen , wenn
der Bundeskanzler von ihnen weiteren Lohnver¬
zicht fordert , obwohl sie diesen doch schon seit
Jahren real leisten.

Es gibt viele Ursachen dafür , daß die Arbeitslo¬
senzahlen einen skandalösen Rekord erreicht ha¬
ben . Eine davon ist besonders wichtig : Es ist die
fehlende Binnennachfrage.

Dies hat auch die Dresdner Bank vor einigen Wo¬
chen ganz klar analysiert : " Schwachpunkt ist die
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(A ) Binnenkonjunktur , hier fehlen positive Erwartun¬
gen "

, heißt es in ihrer Mitteilung von Ende -Janu¬
ar . Es lohnt sich , einmal zur Kenntnis zu nehmen,
was diese gewiß unverdächtige Zeugin in ihrer
Analyse schreibt - ich zitiere - :

" 1996 erlebte die Diskussion um den Standort
Deutschland einen neuen Höhepunkt . Zahlrei¬
che Indizien , wie zum Beispiel die steigenden
Sozialversicherungslasten , das verwirrende
Steuerrecht und mangelnde Flexibilität am Ar¬
beitsmarkt , dienten als Beweis für Standort¬
nachteile . So berechtigt die Besorgnis über die
Probleme ist , im Ganzen entstand mitunter ein
Zerrbild unserer wirtschaftlichen Wirklichkeit .

“

Des weiteren weist die Dresdner Bank darauf hin
- ich zitiere -', " daß Deutschland bezogen auf die
Lohnstückkosten eine ähnliche Wettbewerbsposi¬
tion wie zu Beginn der 90er Jahre erlangt hat . ”

Meine Damen und Herren , wer falsche Diagnosen
stellt , kann nicht die richtige Therapie finden . Bei
aller Orientierungslosigkeit der Bonner Wirt¬
schaftspolitik folgt sie immer dem gleichen In¬
stinkt : Einseitige Belastung der Arbeitnehmerin¬
nen und Arbeitnehmer . - Ich glaube nicht , daß der
Arzt gut beraten ist , der den Aderlaß als einziges
Allheilmittel für medizinisch indiziert hält.

® ( Beifall bei der SPD)
Wenn der Patient , also die Wirtschaft , ganz am
Boden liegt , weil die Binnennachfrage völlig abge¬
würgt ist , dann könnte dieser Arzt behaupten , der
Aderlaß hätte noch viel größer sein müssen , um
zu helfen.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Das muß Cle¬
ment einmal hören !)

Wir wollen uns an einer solchen Quacksalberei
nicht beteiligen . Wir wollen verläßliche Politik
auch in einer Zeit des Umbruchs.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Da spricht der
Wirtschaftsminister !)

Ich habe den sicheren Eindruck, daß dieser Kurs
stimmt und daß wir an ihm festhalten . Das zeigt
die Politik, die wir betreiben und die ich gemein¬
sam mit Wolfgang Clement betreibe.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU1 : Hören Sie sich
Herrn Clement einmal draußen an !)

Herr Kollege Linssen , fast 10 000 zusätzliche
Unternehmen haben im vergangenen Jahr in

Nordrhein -Westfalen über 40 000 neue Arbeits - (C)
plätze geschaffen.

( Werner Stump [ CDU ] : Wieviel sind weg¬
gegangen ? )

- Das ist eine Nettozahl , Herr Kollege.
( Dr . Helmut Linssen [CDU] : 70 000 netto
haben wir verloren ! )

Sie sind der praktische Beweis dafür , daß wir in
Nordrhein -Westfalen ein investitionsfreundliches
Klima haben.

Das Land hat 1996 weniger Schulden gemacht
als geplant . Das unterscheidet unseren Finanz¬
minister von dem des Bundes:

( Beifall bei der SPD)

Weniger Schulden trotz größerer Steuerausfälle
. und trotz unvermeidbarer Mehrausgaben.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Weniger Schul¬
den ?)

Das war nur möglich , weil wir sparsamer wirt¬
schaften als andere.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Sie machen
noch mehr Schulden , Herr Ministerpräsi¬
dent ! )

(D)Das zeigt auch eine längerfristige Entwicklung.
(Zurufe von der CDU)

Nordrhein -Westfalen ist pro Kopf weniger ver¬
schuldet als die meisten anderen Länder.

( Dr. Helmut Linssen [CDU ] : Das habe ich ja
noch nie gehört ! )

Wir liegen auf Platz 4 im Vergleich der westlichen
Flächenländer ; 1990 lagen wir noch auf Platz 6.
Wir sparen nicht am falschen Fleck : Schulen , Bil¬
dung , Forschung und Wissenschaft bekommen in
Nordrhein -Westfalen Jahr für Jahr mehr Mittel.
Das unterscheidet uns von anderen ; der Bund
kürzt in diesem Jahr die Mittel für Bildung und
Forschung um fast 6 %.
Wir haben als erste Landesregierung beschlossen,
ab 1997 nur noch den Bau von solchen Wohnun¬
gen zu fördern , die ein Viertel weniger Energie
verbrauchen , als es die Wärmeschutzordnung
heute verlangt . Das schafft zusätzliche Arbeit , es
nützt der Umwelt , und cs erspart Heizkosten.
Kein Land fördert Energie aus Wind, Sonne und
Wasser so wie Nordrhein -Westfalen . Wir tun das
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mit vernünftigen Tarifen , mit finanzieller Förde¬
rung und durch Ausbildung und Beratung.

Unser Land war beim Bio-Regio -Wettbewerb er¬
folgreich . Jetzt schweigen manche , die uns noch
vor kurzem Rückständigkeit bei moderner Technik
vorgeworfen haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Internationale Bauausstellung Emscher Park
war der offizielle deutsche Beitrag bei der
Architektur -Biennale in Venedig . Die Bundesregie¬
rung wußte , warum sie sich für Spitzenqualität
aus Nordrhein -Westfalen entschieden hat.

Die Opposition wird sagen - das sagt sie immer -,
das alles reiche nicht aus . Sie bestätigt das deut¬
sche Sprichwort : Man kann arbeiten wie ein A-
ckergaul , für Zuschauer ist man immer zu faul.

(Heiterkeit)

Aber es hat schon seinen Grund, daß die Men¬
schen in Nordrhein -Westfalen nicht der CDU den
Beweis abverlangt haben , was in Nordrhein -West¬
falen an guter Politik möglich ist , sondern dieser
Landesregierung.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lachen bei
der CDU - Dr . Helmut Linssen (CDU ) : Er
pfeift im dunklen Walde !)

Wir werden unseren Kurs fortsetzen . Wir werden
weiter zeigen , daß die Politik etwas zum Besseren
verändern kann und daß es einen dritten , realisti¬
schen Weg zwischen Schönreden und 'Schwarz¬
malen gibt . - Ich danke Ihnen herzlich.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau . - Für die SPD - Fraktion
spricht der Abgeordnete Dr . Kasperek.

Dr . Bernhard Kasperek ( SPD ) : Herr Präsident ! Ich
möchte mich zunächst bei Ihnen , Herr Minister¬
präsident , für den Landesentwicklungsbericht und
Ihre Rede bedanken und im Namen der SPD -Frak-
tion dazu Stellung nehmen.

Wir alle wissen : Die Bundesrepublik befindet sich
in einer extrem scharfen ökonomischen und sozia¬
len Krisensituation . Das Stichwort Massenarbeits¬
losigkeit ist in aller Munde . Im Januar waren in
Deutschland annähernd 4,7 Millionen Menschen
arbeitslos gemeldet . Wir alle wissen : Berücksich¬

tigt man diejenigen , die sich in Umschulungs - und ( C)
Qualifizierungsmaßnahmen befinden , und die
Dunkelziffer , also diejenigen , die aus der Arbeits¬
losenstatistik herausgesteuert worden sind , haben
wir mehr als 6 Millionen Arbeitslose . Das ent¬
spricht den sprichwörtlichen Weimarer Verhält¬
nissen.

Noch halten die sozialen Sicherungssysteme.
Aber auch dort wächst die Instabilität : bei der
Rentenversicherung und bei der Krankenversiche¬
rung , deren finanzielle Grundlagen wegen Arbeits¬
losigkeit und der demographischen Entwicklung
wegbrechen , und natürlich auch bei der Arbeits¬
losenversicherung , die dem Ansturm nur um den
Preis noch höherer Bundeszuschüsse noch stand¬
hält.

Die Politik der CDU in Bonn im Zusammenhang
mit Rentnern , Arbeitslosen und Kranken ist nichts
anderes , als daß Angst und Schrecken unter ih¬
nen verbreitet wird.

( Beifall des Loke Mernizka (SPD ] )

Das Jahr 1997 ist ein Schicksalsjahr für die Zu¬
kunft unserer Republik . Ich bin zutiefst davon
überzeugt , daß , wenn sich diese ökonomische
und soziale Krisensituation verschärft , mit den
daraus resultierenden sozialen Ängsten nicht nur
die soziale Stabilität , sondern auch die politische
Stabilität in Deutschland gefährdet ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es besteht also großer Handlungsbedarf auf Bun¬
desebene , um den Karren wieder aus dem Dreck
zu ziehen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Obwohl die weltwirtschaftlichen Rahmenbedin¬
gungen für die deutsche Wirtschaft relativ günstig
stehen - die D - Mark steht nicht mehr unter Auf¬
wertungsdruck , die Exporte ziehen an wird die
Arbeitslosigkeit leider nicht abnehmen . Ein Grund
dafür liegt auf der Hand : Die Binnennachfrage
stagniert . Die Niederlande werden uns als Vorbild
vorgehalten . Während hier der private Verbrauch
und die gesamte Binnennachfrage durch eine har¬
te Sparpolitik des Bundes und durch immer weiter
ansteigende Lohnnebenkosten erstickt wird , ist ja
gerade in den Niederlanden die Binnennachfrage
die Lokomotive der Konjunktur . Das haben wir
auch gestern schon diskutiert.

Die wichtigste Aufgabe , die auf der Bundesebene
geleistet werden muß , ist daher die Reduzierung
der zu hohen Lohnnebenkosten durch Herausnah-
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gelobt und erfahren soviel Zustimmung , daß die
bornierte Haltung der CDU - Fraktion , die damit
ziemlich alleine steht , richtig auffällt.

Meine Damen und Herren , die Landesentwick¬
lungsplanung verfolgt seit Jahrzehnten das Ziel,
die Siedlungsentwicklung auf Siedlungsschwer¬
punkte auszurichten und hierbei vor allem das
Angebot des ÖPNV zu berücksichtigen . Wir dür¬
fen dabei nicht bei Sonntagsreden stehcnbleiben,
sondern wir müssen konkret handeln , und dem
dient unsere neue Regelung.
Wir werden auch in Zukunft den Einsatz von För¬
dermitteln im Mietwohnungsbau ermöglichen . Wir
sehen in diesem Jahr wieder mehrere Milliar¬
den DM dafür vor , aber wir werden diese Mittel
an Standorten konzentrieren , die der Innenent¬
wicklung dienen und die einen sozialen Bedarf
befriedigen.
Meine Damen und Herren, es besteht einhellig
Konsens darüber , daß der ÖPNV gestärkt werden
muß und wir alle der Zersiedeiung der freien
Landschaft entgegenwirken müssen.

Ich frage Sie einmal , Herr Hardt - ich weiß ja,
daß Sie selbst auch Verkehrspolitiker sind - : Wie
wollen wir denn die Schienenstrecken gerade im
ländlichen Raum wirtschaftlich machen , wenn wir
weiterhin diesen Wahnsinn fortsetzen und das
Wohnen auf der grünen Wiese mit der Folge för¬
dern , daß die Leute gerade nicht umsteigen , son¬
dern weiterhin mit dem motorisierten Individual¬
verkehr zu ihrem Arbeitsplatz , zum Einkäufen
oder in der Freizeit fahren?

( rhythmischer Beifall bei den GRÜNEN)

Wir müssen nun die riesigen Baulandpotentiale
erschließen , die in der Nähe dieser Strecken lie¬
gen.
Ich kann Ihnen Beispiele nennen - in Bielefeld-
Quelle, in Neuss -Allerheiligen; das kennt Herr Zell-
nig sehr gut - , bei denen wir durch unser Pro¬
gramm , Wohnen wieder in die Nähe der Schiene
zu bringen , neue Haltepunkte initiieren und neue
Strecken und neue Kunden für diese Strecken
finden konnten . So müssen nach meiner Meinung
die Verkehrspolitik und die Wohnungsbaupolitik in
Übereinstimmung gebracht werden . Ich meine,
wir sind auf einem guten Weg , und diesen Weg
werden wir fortsetzen.

( Beifall bei den GRÜNEN und des Gerd -Pe¬
ter Wolf ( SPD ] - Gerd - Peter Wolf [SPDl:
Gut gebrüllt , Löwe !)

Vizepräsidentin Dr. Katrin Grüber : Es liegen keine (C)
weiteren Wortmeldungen vor . Ich schließe die
Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung . Ich lasse über die
Überweisung des Antrags an den Ausschuß für
Städtebau und Wohnungswesen abstimmen , wo
die abschließende Beratung und Abstimmung in
öffentlicher Sitzung erfolgen sollen . Wer dem Vor¬
schlag die Zustimmung erteilen möchte , den bitte
ich um das Handzeichen . - Wer stimmt da¬
gegen ? - Stimmenthaltungen ? - Dann ist dies ein¬
stimmig so beschlossen.

Ich rufe auf:

9 Gesetz zu dem Vertrag zwischen dem Land
Nordrhein -Westfalen und dem Landesverband
der Jüdischen Gemeinden von Nordrhein -
K .d .ö .R . - , dem Landesverband der Jüdischen
Kultusgemeinden von Westfalen - K .d .ö .R . -
und der Synagogen -Gemeinde Köln - K .d .ö . R . -

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 12/1799

erste Lesung

Zur Erbringung erteile ich Herrn Ministerpräsident
Dr . Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Frau Prä¬
sidentin ! Meine Damen und Herren ! Am
1 . Dezember 1992 haben wir den Vertrag zwi¬
schen dem Land Nordrhein -Westfalen und den
Jüdischen Kultusgemeinden unterzeichnet . Mit
diesem Vertrag haben wir deutlich gemacht , daß
wir eine besondere geschichtliche Verantwortung
des deutschen Volkes für das jüdische Leben in
der Bundesrepublik Deutschland und in unserem
Land tragen . Als Ausdruck dessen sieht der Ver¬
trag vor , das jüdische Leben in Nordrhein - Westfa¬
len in seiner ganzen Breite zu fördern.

Neben vielen Fragen der Erwachsenenbildung , der
Beteiligung am öffentlichen Rundfunk , des Fried¬
hofswesens und des Feiertagsrechts regelt er
aber vor allem auch unsere finanzielle Unterstüt¬
zung für die Jüdischen Kultusgemeinden . Im
Haushaltsjahr 1997 wären nach dem Vertrag vom
Land voraussichtlich etwas mehr als
3,5 Millionen DM zu zahlen gewesen . Die vertrag-
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Ä ) lieh vorgesehenen Landesleistungen sind aber bei
weitem nicht mehr ausreichend.

Seit einigen Jahren , vor allem seit dem Ende der
Teilung Europas , haben viele Juden ihre alte Hei¬
mat in der ehemaligen Sowjetunion

'verlassen . Sie
haben das getan , weil sie dort keine Perspektiven
mehr für sich gesehen haben . Viele von ihnen
sind zu uns nach Nordrhein -Westfalen ge¬
kommen.

In den vergangenen Jahren sind die kleinen jü¬
dischen Gemeinden bei uns aufgrund dieser Ent¬
wicklung erfreulich gewachsen . Das ist ein deutli¬
ches Zeichen dafür , daß wir auf dem Weg der
Vertrauensbildung zwischen Juden und nichtjüdi¬
schen Deutschen deutlich vorangekommen sind.
Inzwischen sihd aber mehr Menschen in unser
Land gekommen , als wir bei Abschluß des Ver¬
trags gedacht haben . Die Mitgliederzahl der Jü¬
dischen Kultusgemeinden hat sich nahezu verdop¬
pelt . Mit einer weiteren Verdoppelung wird ge¬
rechnet.

Diese unerwartet große Zuwanderung stellt die
Gemeinden vor große Aufgaben . Die vielen Da¬
zugekommenen aus . der früheren Sowjetunion
verändern das Leben in den Gemeinden . Sie brin¬

gen neue Herausforderungen , sie bringen auch

Bj neue finanzielle Sorgen.

Zu den traurigen Erkenntnissen gehört , daß die
Zuwanderer in der ehemaligen Sowjetunion von
ihren in Jahrhunderten gewachsenen kulturellen

. und religiösen Wurzeln fast völlig abgeschnitten
wurden . Hier bei uns sind sie in ein für sic völlig
fremdes gesellschaftliches und kulturelles Umfeld

gestellt . Darum brauchen sie neben Unterricht in
deutscher Sprache auch soziale und religiöse Be¬

treuung . All das bieten die Gemeinden an , all das
kostet selbstverständlich Geld.

{Vorsitz : Präsident Ulrich Schmidt)

Die personellen , organisatorischen und finanziel¬
len Möglichkeiten der Jüdischen Kultusgemeinden
und unsere im Vertrag von 1992 zugesicherte
Unterstützung reichen nicht aus , um heute das zu
tun , was nötig ist.

Wir wußten bei den Haushaltsberatungen für das

Haushaltsjahr 1997 bereits , daß die Leistungen
nach dem Vertrag angepaßt werden mußten . Dar¬

um haben wir schon im Vorgriff auf die Änderung
des Vertrags im . Haushaltsplan 1997 den Ansatz
für die Leistungen erhöht . Dem haben Sie zuge¬
stimmt , und dafür danke ich Ihnen.

Der am 18 . Februar dieses Jahres Unterzeichnete (C)
Änderungsvertrag regelt die notwendig geworde¬
ne Anpassung des 1992 geschlossenen Vertrags.
Dieser Vertrag bedarf entsprechend Artikel 23
Abs . 2 unserer Landesverfassung der Zu¬
stimmung durch ein Gesetz.

Wir sind mit dem 1992 abgeschlossenen Vertrag
einen Schritt auf dem Weg der Verständigung,
der Versöhnung . und der Zusammenarbeit gegan¬
gen . Auf diesem Weg schreiten wir mit dem Än¬
derungsvertrag fort . Ich bitte Sie deshalb um Zu¬
stimmung.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau.

Eine Debatte zu diesem Punkt ist nicht vorgese¬
hen , so daß wir jetzt nur über die Überweisung
des Gesetzentwurfs an den Hauptausschuß ab¬
stimmen . Wer dem zustimmt , den bitte ich um
das Handzeichen . - Gegenprobe ! - Stimmenthal¬
tungen ? - Das ist nicht - der Fall . Damit ist die
Überweisung des Gesetzentwurfs an den Haupt¬
ausschuß einstimmig beschlossen.

Ich rufe auf ir *\

10 Gemeinschaftsaufgabe nach Artikel 91 a
GG:

hier: Anmeldung zum 25 . Rahmenplan
nach S 7 des Gesetzes über die Ge¬
meinschaftsaufgabe " Verbesserung
der Agrarstruktur und des Küsten¬
schutzes"

Unterrichtung
des Landtags gemäß § 10 Abs . 3 LHO
Vorlage 12/1058

Beschlußempfehlung
des Haushalts - und Finanzausschusses
Drucksache 12/1789

Ich verweise erstens auf die obengenannte Be¬

schlußempfehlung , zweitens auf den Entschlie¬

ßungsantrag der Fraktion der SPD und der Frak¬

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Drucksa¬
che 12/1828 und drittens auf den Ent¬

schließungsantrag der Fraktion der CDU Drucksa¬
che 12/1841.
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Beginn : 13 . 31 Uhr

Präsident Ulrich Schmidt : Meine sehr verehrten
Damen und Herren ! Liebe Gäste ! Verehrte Kolle¬
ginnen und Kollegen ! Ich begrüße Sie alle zu un¬
serer heutigen , der 52 . Sitzung des Landtags
Nordrhein-Westfalen in dieser Wahlperiode und
heiße Sie herzlich willkommen . Ich begrüße in
besonderer Weise unsere Gäste auf der Zuschau¬
ertribüne und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Medien.

Für die heutige Sitzung haben sich 1 5 Abgeordne¬
te entschuldigt ; ihre Namen werden in das Proto¬
koll aufgenommen.

Meine Damen und Herren , die Einberufung unse¬
rer heutigen Sondersitzung erfolgte auf Antrag
von 77 Abgeordneten der Fraktion der SPD und
22 Abgeordneten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN . Artikel 38 Abs . 4 unserer Landesver¬
fassung lautet dazu:

“ Auf Antrag der Landesregierung oder eines
Viertels seiner Mitglieder muß der Landtag un¬
verzüglich einberufen werden . "

Wie Sie den Unterschriftenlisten , die der Einla¬
dung zur heutigen Sitzung beigefügt sind , entneh¬
men können , ist diese Voraussetzung nach Artikel
38 Abs . 4 der Landesverfassung für die heutige
Sondersitzung erfüllt.

Meine Damen und Herren ! Wir treten in die Bera¬
tung unserer Tagesordnung ein . Ich rufe den ein¬
zigen Punkt auf:

Zukunft für den Steinkohlenbergbau und
für die Menschen in den Bergbaurevieren
in Verbindung damit:

Regierungserklärung
Die Auswirkungen der Bonner Finanzkürzungen
auf die Zukunft der deutschen Steinkohle

Meine Damen und Herren , die Fraktion der SPD
und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben
mit Drucksache 12/1870 einen Entschließungs¬
antrag vorgelegt , der in die Beratungen eihbezo-
gen wird und der Ihnen eigentlich schon vorliegen
müßte , jedenfalls in diesen Minuten verteilt wird.

Soweit 2urn Vorspann . - Zur Regierungserklärung (C)
erteile ich nun dem Herrn Ministerpräsidenten Dr.
Rau das Wort . Bitte sehr.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Am vergange¬
nen Donnerstag hat die Bundesregierung zum
ersten Male mit zwei konkreten Zahlen ihrePläne
zur Finanzierung der Steinkohle auf den Tisch
gelegt : 7 Milliarden Bundeshilfen im Jahre 2000,
3,8 Milliarden im Jahre 2005.

Das ' hat nicht nur bei den Bergleuten im Ruhrge¬
biet und an der Saar zu Empörung , Wut und Ent¬
täuschung geführt . Sie fühlten sich getäuscht,
weil sie sich offenbar nicht mehr auf geltendes
Recht und auf getroffene Vereinbarungen verlas¬
sen können.

{ Zurufe von der CDU)

Es kann niemanden wundern , daß die Bergleute
öffentlich sehr ' deutlich gemacht haben , was . sie
von einer solchen Politik halten.

( Lebhafter Beifall bei der SPD - Beifall bei
den GRÜNEN - Zuruf des Lothar Hegemann
[ CDU ])

Ich bin froh darüber, daß sie sich dabei insgesamt (Qj
so beherrscht und diszipliniert verhalten haben.

{ Lebhafter Beifall bei der SPD - Beifall bei
den GRÜNEN)

Die Pläne der Bundesregierung hätten den Berg¬
bau und die Bergbaureviere in eine existentielle
Krise gestürzt:
- Sieben Schachtanlagen weniger bis zum Jahr

2000 ,
- mindestens drei weitere Schachtanlagen weni¬

ger bis zum Jahre 2005,
- Massenentlassungen und betriebsbedingte

Kündigungen

wären die Folgen gewesen.
Die Landesregierung hat sich am letzten Freitag in
einer Sondersitzung mit den Plänen der Bundes¬
regierung befaßt und eine Erklärung dazu abge¬
geben.

Für den 8 . März hatte ich zusammen mit dem
Ministerpräsidenten des Saarlandes , meinem Kol¬
legen Oskar Lafontaine,

( Lachen und zahlreiche lebhafte Zurufe v .on
der CDU)
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A ) Vertreter der Industriegewerkschaft Bergbau und
Energie , der IG Metall,

(Anhaltende Zurufe von der CDU - Glocke)

der Bergbauunternehmen , der Kirchen,

( Lothar Hegemann [CDU ] : Keinen Pfennig
auf der Tasche , aber große Backe !)

der Wirtschaft , der Politik, der Städte -, der Ge¬
meinden und der Verbände zu einer Konferenz
nach Düsseldorf eingeladen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir haben dort die " Düsseldorfer Erklärung zur
Zukunft des Steinkohlenbergbaus " verabschiedet.
Der Kernsatz dieser Erklärung lautet:

" Die Teilnehmer der Konferenz fordern daher
alle Verantwortlichen dringend auf , den not¬
wendigen , bisher tragenden sozialen Grund-

• konsens nicht zu verlassen , sondern zu sichern
und auf der Grundlage geltender Gesetze und
getroffener Vereinbarungen (Artikelgesetz,
Hüttenvertrag ) zu einer gemeinsamen Kohle¬
politik zurückzukehren .

"

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Heute morgen hat nun der Bund seine unvertret-
•ß ) baren Kürzungspläne ein Stück korrigiert . Ich dan¬

ke Wolfgang Clement für alles , was er .dazu in
den letzten Tagen und Nächten beigetragen hat.

( Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD)

Für den Steinkohlenbergbau sollen jetzt sowohl in
den kommenden drei Jahren als auch bis zum
Jahre 2005 zusätzliche Mittel zur Verfügung ste¬
hen.
Die Bundesregierung war zu diesem Schritt nur
bereit , wenn es zu zusätzlichen Belastungen für
Nordrhein -Westfalen kommt . Die Landesregierung
hat sich dazu bereit erklärt . Diese Entscheidung
ist uns außerordentlich schwer gefallen.

( Zurufe von der CDU)

Wenn ich das Ergebnis allein energiepölitisch und
finanzpolitisch bewerte , könnte ich es nicht ver¬
treten . Aber hier stand mehr auf dem Spiel . Die
Bundesregierung hätte es mit ihren ursprünglichen
Kürzungsvorschlägen in Kauf genommen , daß es
zu einer arbeitsmarktpolitischen Katastrophe in
den Kohleregionen gekommen wäre . In einer Zeit,
in der so viele Männer und Frauen ohne Arbeit
sind wie noch nie seit Gründung der Bundesre¬

publik Deutschland , konnten und wollten wir die- ( C)
sem Katastrophenkurs nicht tatenlos Zusehen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Bei den Plänen der Bundesregierung aus der ver¬
gangenen Woche hatte es sich um unbegrenzte
Zumutungen gehandelt . Jetzt ist es gelungen , die
Zumutungen wenigstens zu begrenzen . Aber es
bleiben Zumutungen für die Bergleute , für die
Bergbauregionen und für das Land Nordrhein-
Westfalen , zu dessen Lasten sich der Bund eines
Teils seiner finanziellen Verpflichtungen für die
Kohlepolitik entledigt.
Das hat nicht in erster Linie mit fehlendem Geld
beim Bund zu tun , sondern mit mangelndem poli¬
tischen Willen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich erinnere daran , daß das Land Nordrhein - West-
falen vorgeschlagen hatte , den Kohlepfennig
durch eine ökologische Stromsteuer zu ersetzen.
Sie hätte Finanzierungssicherheit für die deutsche
Steinkohle geschaffen und hätte ' Anreize zum
Stromsparen gesetzt . Die Landesregierung hält
diesen Weg nach wie vor für richtig . Aber die
Bundesregierung war und ist dazu nicht bereit.
Sie hat damit selber verhindert , daß dem Bund die
Mittel zur Verfügung stehen , die für eine moderne (D>
Energiepolitik und eine verläßliche Kohlepolitik
notwendig wären.

( Beifall des Loke Mernizka ISPD] und des
Reinhold Trinius [ SPD ] )

Die Ruhrkohle AG wird nun bis zur Sommerpause
entscheiden müssen , welche Schachtanlagen still¬
gelegt werden . Dann wird in letzter Konsequenz
deutlich werden , daß dieser 13 . März 1997 ein
ganz schwerer Tag für Nordrhein - Westfalen ist.

Dieses Ergebnis , meine Damen und Herren , kann
man nur richtig einordnen , wenn man sich noch
einmai die wichtigen Stationen der vergangenen
Jahre in Erinnerung ruft . Vor fast genau zwei Jah¬
ren , am 16 . März 1995 . hat es bei den Energte-
konsensgesprächen in Bonn eine Verständigung
darüber gegeben , daß der Bund allein für die Koh-
leverstromung bis zum Jahre 2000 7 Milliarden
DM jährlich zur Verfügung stellt . Auf der einen
Seite des Verhandlungstisches saßen damals un¬
ter anderem die Ministerpräsidenten des Saarlan¬
des und Niedersachsens und für Nordrhein -West¬
falen der damalige Chef der Staatskanzlci und
heutige Wirtschaftsminister Woifgang Clement.
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Auf der anderen Seite saßen unter anderem die
Bundesministerin Dr . Merkel , der Bundeswirt¬
schaftsminister Dr . Rexrodt , der Ministerpräsident
des Freistaates Bayern und sein sächsischer Kol¬
lege Prof . Dr . Biedenkopf sowie der Vorsitzende
der CDU - Fraktion hier irrt Landtag.
Damals , am 16 . März 1995 , haben die Verhand
lungsführer der Bonner Koalitionsparteien und der
SPD vereinbart:

" Beide Seiten sind sich einig, daß im Falle der
Nichteinigung"

- gemeint war die Finanzierung der Kohleverstro-
mung bis zum Jahre 2005 -

"die Finanzplafonds des Artikelgesetzes einge¬
halten werden . In diesem Fall will der Bund
noch in diesem Jahr”

- also 1995 -
“ Zuwendungsbescheide für 1999 und 2000
entsprechend dem Artikelgesetz erteilen .

"

Diese Frist ist mit unserem Einverständnis bis zum
Frühjahr 1996 verlängert worden . Heute , wieder¬
um ein Jahr später , liegen die verbindlich zuge¬
sagten Zuwendungsbescheide immer noch nicht
vor.
Es war kein Beitrag zur Verläßlichkeit politischer
Entscheidungen , daß sowohl der Ministerpräsi¬
dent des Freistaats Bayern als auch sein sächsi¬
scher Kollege bereits vor einiger Zeit deutlich ge¬
macht haben , daß sie sich nicht an die damals
gefundene Verständigung halten wollen . Ich ge¬
stehe , daß ich für dieses Verhalten wenig Ver¬
ständnis habe.
Ich will mich jetzt einer Bewertung dessen enthal¬
ten , was der Oppositionsführer hier im Landtag zu
diesem Thema immer wieder vorgetragen hat.
Aber ich sage : Wer mit der Bundesregierung be¬
hauptet hatte , mit ihrem Angebot stünden
5,5 Milliarden DM für die Kohlefinanzierung zur
Verfügung, der hatte klammheimlich die finanziel¬
le Belastung des Landes Nordrhein-Westfalen für
Absatzhilfen auf 1,5 Milliarden DM verdoppelt.
Das Entscheidende wurde dabei verschwiegen:
Der Bund wollte vollständig aus seinen Verpflich¬
tungen für die Kokskohlenhilfen aussteigen . So
kann und so darf niemand handeln , der als poli¬
tisch Verantwortlicher den Interessen unseres
Landes verpflichtet ist.

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Meine Damen und Herren ! Es ist unbestreitbar , (C)
daß die deutsche Steinkohle heute weniger Unter¬
stützung hat als noch vor einigen Jahren . Das gilt
nicht nur für die Politik , das gilt auch für viele
Teile der Öffentlichkeit.

In Diskussionen über die heimische Steinkohle
begegne ich immer wieder Vorurteilen , die sachli¬
che Diskussionen erschweren und vernünftige
Entscheidungen behindern.

Zu den hartnäckigsten Vorurteilen gehört die Vor¬
stellung , der Bergbau in unserem Land habe sich
in der Vergangenheit allen Veränderungen entzo¬
gen und wolle auch in Zukunft weitermachen wie
bisher . Dem will ich ganz entschieden widerspre¬
chen.

Ich bitte Sie alle, meine Damen und Herren , mit
mir gemeinsam Fakten gegen Vorurteile zu set¬
zen.
In den vergangenen zehn Jahren ist die Zahl der
Arbeitsplätze im Bergbau um über 80 000 zurück-

• gegangen ; allein 7 000 waren es im vergangenen
Jahr.

Fakten gegen Vorurteile : Das gilt auch mit Blick
auf die Vorstellungen für die Zukunft . Der Vor¬
schlag , den der Bergbau und die Industriegewerk¬
schaft Bergbau und Energie im vergangenen (qj
Herbst vorgelegt , hatten , war ein schmerzlicher
Vorschlag , er war das Gegenteil von " weiter so " :
Er sah tiefe Einschnitte vor , aber er war sozial
beherrschbar.

Die Bergleute tragen schon seit vielen Jahren
durch Arbeitszeitverkürzung und weniger Lohn
dazu bei , daß der Abbau von Arbeitsplätzen für
die Bergleute nicht in die Arbeitslosigkeit führt.
Ich habe großen Respekt vor dieser ganz prakti¬
schen Form von Solidarität.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)
ich frage die politisch Verantwortlichen in Bun¬
desregierung und Bundestag , in den Unternehmen
und Verbänden , ich frage auch uns und die deut¬
sche Öffentlichkeit : Kennen Sie eine Gewerk¬
schaft in irgendeinem Land der Welt , die für den
eigenen Organisationsbereich jemals so einschnei¬
dende Veränderungen vorgeschlagen hat?
Ich frage : Wo in unserem Lande gibt es noch so
viel Bereitschaft , die eigenen Interessen ein Stück
zurückzustellen ? Wie kann vor diesem Hinter¬
grund die Rede davon sein , daß die Bergleute und
ihre Gewerkschaft die Zeichen der Zeit nicht er¬
kannt hätten?
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V) ln der Diskussion über die künftige Kohlefinanzie¬
rung spielen auch Feststellungen und Behauptun¬
gen eine Rolle, die zunächst plausibel klingen,
aber näherer Überprüfung nicht standhaften . Da
wird zum Beispiel gesagt , wir könnten es uns
nicht länger leisten , jeden Bergmann mit über
100 000 DM im Jahr 2U subventionieren . - Das
klingt dramatisch , aber schon nach kurzem Nach¬
denken erweist es sich als ein Vorurteil.

Die öffentlichen Hilfen für den Steinkohlenberg¬
bau dienen nicht dazu , eine bestimmte Anzahl
von Arbeitsplätzen 2u sichern , sondern dazu,
deutsche Steinkohle gegenüber Importkohle kon¬
kurrenzfähig zu machen.

(Zurufe von der CDU : Das ist doch dassel¬
be ! Was soll denn das ? Gegenrufe von den
GRÜNEN)

Wer die öffentlichen Hilten je Bergarbeiter um¬
rechnet , der erweckt den Eindruck , der große
Finanzbedarf entstehe durch die geringe Lei¬
stungsfähigkeit der Bergleute und des deutschen
Bergbaus.

(Zuruf von der CDU : So ein Quatsch ! - Wei¬
tere Zurufe - Gegenrufe)

In Wirklichkeit verhält es sich ganz anders:

Es geht auch um die Finanzierung von Stille¬
gungshilfen und Erblasten . Diese Mittel gehen an
die Unternehmen und können nicht den Beschäf¬
tigten angerechnet werden.

(Beifall bei der SPD)

Außerdem geht es nicht nur um die Arbeitsplätze
im Bergbau , sondern auch um die Arbeitsplätze,
die eng mit dem Bergbau verbunden sind . Das
sind mindestens noch einmal so viele wie im
Bergbau . Dieses Beispiel zeigt : Das ist kein ernst¬
haftes Argument!
Meine Damen und Herren ! Wir alle wissen , daß es
in der Energiepolitik unterschiedliche Ansichten
und Einsichten gibt , aber auch unterschiedliche

Interessen . Interessengeleitete Politik darf aber
nie versuchen , grundlegende Sachverhalte außer
Kraft zu setzen, . auch dann nicht , wenn es um
viel Geld geht.
Ich erinnere deshalb an das , was die von der Bun¬
desregierung Ende der achtziger Jahre eingesetzte
Kohlekommission unter Vorsitz von Herrn Profes¬
sor Dr . Paul Mikat zur Finanzverantwortung für
die Kohle gesagt hat . In Ziffer vier der " Grundaus-
sagen " der Kohlekommission - der übrigens auch

der energiepolitische Sprecher der F . D . P. , Herr (C)
Friedhoff , angehört hat - iieißt es:

" Versorgungssicherheit ist gesamtstaatliche
Aufgabe : Kohlepolitik und ihre Finanzierung
liegen deshalb ausschließlich in der Verant¬
wortung des Bundes. Dies spricht für eine Auf¬
hebung der finanziellen Drittelbeteiligung durch
die Bergbauländer. Die direkte Finanzierung der
Kohlehilfen aus dem Bundeshaushalt erhöht
die Transparenz und erleichtert die EG -weite
und internationale Akzeptanz .

"

Ich habe es vor diesem Hintergrund als eine Zu¬
mutung empfunden , wenn nicht nur von seiten
der Bundesregierung die Erwartung an das Land
gerichtet worden ist , noch mehr Geld für den
Steinkohlenbergbau zur Verfügung zu stellen.

Wenn für eine Aufgabe , die in der Zuständigkeit
des Bundes liegt und an der sich das Land
Nordrhein Westfalen auf freiwilliger Grundlage
finanziell beteiligt, die Gesamtausgaben verringert,
werden , dann entspräche es der Logik , daß die
Belastungen bei beiden Financiers zurückgingen.

Bis in die achtziger Jahre hinein hat sich die Bun¬
desregierung in der Europäischen Union und auf
den Weltwirtschaftsgipfeln für ihre Kohlepolitik
loben lassen . Sie leistete mit ihren Kohlehilfen
einen wesentlichen Beitrag dazu , daß unsere Ab - ^

hängigkeit vom Öl nicht weiter angestiegen ist.
Über diese Politik bestand in der Bundesrepublik
ein weitgehender Konsens.

Daß bis heute Regionen unseres Landes stark
vom Bergbau geprägt sind , ist ebenfalls eine Fol - •

ge dieser bisher gemeinsamen Politik.

Es gibt keine Region in der früheren Bundesre¬
publik Deutschland , die mehr Erfahrungen damit
hat , wirtschaftliche Strukturveränderungen und
ihre Folgen zu organisieren , als das Ruhrgebiet.

In weiten Bereichen , die früher von der Montan¬
industrie geprägt waren , zeigen sich deutliche
Erfolge der ökonomischen und ökologischen Er¬

neuerung.
Gestützt auf eine gut ausgebaute Infrastruktur
vom Verkehr bis hin zu Wissenschaft und For¬

schung sind dort viele neue Unternehmen ent¬
standen , die mit innovativen Produkten und mit
Dienstleistungen neue Märkte erschlossen haben.
Das haben wir geschafft im breiten Konsens , und
dazu haben viele beigetragen.

Wir werden am 21 . März in Gelsenkirchen mit
den Vertretern der Regionen darüber beraten , was
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(A ) wir jetzt gemeinsam tun können . Damit die kohle¬
politischen Beschlüsse des Bundes nicht zu
bruchartigen Entwicklungen führen , ist jetzt wie¬
der eine große Kraftanstrengung für neue Arbeit
und für mehr Lebensqualität nötig.
Die große Ruhrgebietskonferenz 1979 in Castrop-
Rauxel , das Zukunftsinvestitionsprogramm Mont¬
anregionen aus dem Jahr 1988 und die eng damit
verbundene Regionalisierung der Strukturpoiitik
des Landes, das alles sind Beispiele dafür , daß es
möglich ist , eine durch politische Fehlentschei¬
dungen auf Bundesebene herbeigeführte Krise mit
einer neuen Aufbruchstimrriung zu konfrontieren.
Was damals in Gang gesetzt worden ist , wird
2 um Teil erst jetzt richtig spürbar . Es gibt Projekte
aus dieser Zeit , die erst jetzt neue Arbeitsplätze
schaffen.
Die Zehntausende von Arbeitsplätzen , die in den
kommenden Jahren im Bergbau und darüber hin¬
aus wegbrechen , können durch keine noch so
kluge Politik im gleichen Zeitraum ersetzt werden.
Wir müssen die Weichen für die Fortsetzung des
Strukturwandels schnell stellen . Noch wichtiger
ist aber , daß wir die Weichen richtig stellen.
Die finanzielle Situation aller öffentlichen Haushal¬
te zwingt dazu , die knappen öffentlichen Mittel

(B ) noch intelligenter und noch wirkungsvoller ein¬
zusetzen als bisher.

( Unruhe bei der CDU)
Wir können es uns weniger denn je leisten , noch
so verständlichen Einzelinteressen nachzugeben
oder unter Druck schnell , aber falsch zu handeln.

Strukturpolitik lebt von Stetigkeit , von Beharrlich¬
keit und klugem Handeln . Sie ist um so erfolgrei¬
cher , je mehr es gelingt , unterschiedliche fach¬
politische Ansätze zusammenzuführen und so mit
gleichen oder weniger Mitteln bessere Ergebnisse
zu erreichen.
Die Landesregierung wird die betroffenen Regio¬
nen in dieser neuen , besonders schwierigen Pha¬
se des Strukturwandels nach den finanziellen
Möglichkeitendes Landes unterstützen . Das Land
erwartet, daß sich die Ruhrkohle ebenfalls enga¬
giert.
Vor allem aber muß sich der Bund als politischer
Verursacher für den Wegfall Zehntausender von
Arbeitsplätzen durch Investitionen und durch För¬
dermittel daran beteiligen , neue Arbeitsplätze in
den betroffenen Regionen zu schaffen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir können darauf bauen , daß die Europäische (C)
Union mit ihrer Strukturpoiitik auch in Zukunft ein
wichtiger Partner ist.
Meine Damen und Herren, seit einiger Zeit wird in
der politischen Diskussion immer häufiger auf die
Niederlande hingewiesen als gelungenes Beispiel
für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit . Viele , die
darüber reden , vergessen , davon zu sprechen,
was der wichtigste Faktor für den Erfolg unserer
Nachbarn ist : Die Niederlande setzen bei der Lö¬
sung von schwierigen Aufgaben und gesellschaft¬
lichen Konflikten auf Konsens und nicht auf Kon¬
frontation.

( Erneuter Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Bei uns gilt es dagegen inzwischen als modern,
wenn man Konsens und Kompromiß als altmo¬
disch und strukturkonservativ abtut.

( Eckhard Uhlenberg [ CDU ] : Aber nicht bei
der SPD .)

Häufig sind es die gleichen Stimmen , die einmal
unbestreitbar gegensätzliche Interessen in unserer
Gesellschaft leugnen und das andere Mal klare
und harte Entscheidungen ohne Rücksicht auf
Einzelinteressen fordern. Wohin eine solche Politik
führt , das haben uns die Aktionen der vergange¬
nen Tage deutlich vor Augen geführt . {qj

( Eckhard Uhlenberg [CDU1: Meinen Sie La¬
fontaine ? )

Was soll man über eine Bundesregierung sagen,
die sogar da auf Konfrontation setzt , wo eine Ge¬
werkschaft selber weitgehende Einschnitte bei
den Arbeitsplätzen vorschlägt?

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Ich wende mich heute an alle Bergleute in unse¬
rem Land , aber auch alle anderen Mitbürgerinnen
und Mitbürger:

(Lothar Hegemann [CDU ] : Sie sollen im Ple¬
num reden !)

Mit dem heutigen Tag ist der Weg , der vor uns
liegt , noch ein Stück schwieriger geworden.

(Zuruf von der CDU : Noch schwieriger ? )
Wir haben noch eine zusätzliche Last aufgepackt
bekommen.
Ich bitte Sie alle: Lassen Sie uns diese Last ge¬
meinsam tragen . Zu den Grunderfahrungen der
Menschen in Nordrhein -Westfalen gehört es , daß
sie sich in schwierigen Zeiten aufeinander verlas¬
sen können . Sie wissen aus Erfahrung , daß es
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sich für alle auszahlt , zusammenzustehen , fürein¬
ander einzustehen und gemeinsam dafür zu arbei¬
ten , daß es für alte eine Zukunftsperspektive gibt
und daß niemand an den Rand gedrängt oder auf-
gegeben wird.

{ Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Wir werden alles dafür tun , was ein Land dafür
tun kann . Die Landesregierung steht für eine Poli¬
tik , die soziale Brüche vermeidet . Wir wollen den
Strukturwandel auch in Zukunft so gestalten , daß
er sozial beherrschbar bleibt . Wir wollen die Vor¬
aussetzungen dafür schaffen , daß sich die Kraft
der Montanregionen im Interesse der Menschen,
die dort leben , und im Interesse unseres ganzen
Landes in neuer Form entfalten kann . - Glückauf!

{Langanhaltender Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Ich danke dem Herrn
Ministerpräsidenten Dr . Rau für seine Regierungs¬
erklärung , eröffne die Aussprache und erteile
Herrn Kollegen Dr . Linssen für die Fraktion der
CDU das Wort . - Bitte sehr.

(Beifall bei der CDU)

Dr . Helmut Linssen (CDU ) : Herr Präsident ! Meine
“Sehr verehrten Damen und Herren ! Während wir
hier eine Sondersitzung zu den wichtigen Proble¬
men der Kohle und der Arbeitsplätze für
Nordrhein - Westfalen haben , finden ab 14 . 00 Uhr
die Betriebsversammlungen auf den einzelnen
Zechen statt . Ich bin sicher , daß dort die Verant¬
wortlichen der IGBE ihre Arbeit verantwortungs¬
voller und mehr konsensorientiert verrichten , als
es gerade der Ministerpräsident hier getan hat.

{Beifall bei der CDU - Oh -Rufe bei SPD und
GRÜNEN)

Herr Ministerpräsident , die CDU- Landtagsfraktion
wird sich an diesem vorgezogenen Wahlkampf,
den Sie in Ihrer Rede deutlich gemacht haben,
nicht beteiligen.

( Beifall bei der CDU - Bodo Champignon
[SPD] : Sie haben wohl nichts zu bieten !)

Ich habe den Eindruck , daß Sie in Ihren späten
Regierungsjahren von Ihrem Motto “ Versöhnen

statt spalten " offensichtlich völlig abgekommen
sind.

( Beifall bei der CDU - Widerspruch bei der
SPD)

Für die CDU - Landtagsfraktion begrüße ich die
heute morgen getroffene Vereinbarung als einen
fairen Kompromiß , bei dem sich alle Beteiligten
gerade in den letzten 48 Stunden bewegt haben.

( Regina van Dinther ICDU ) : Außer Lafontai¬
ne !)

Ich möchte den Beteiligten ausdrücklich danken:
dem Bund , dem Land Nordrhein -Westfalen , der IG
Bergbau und auch

( Gisela Nacken [ GRÜNE ] : . . . mir selber ! !

den Bergbaunternehmen . Ich glaube , es ist gut,
wenn wir uns die von den einzelnen geleisteten
Beiträge hier heute etwas genauer anschauen,
damit deutlich 'wird , daß die SPD offensichtlich,
nachdem sie die Menschen auf die Barrikaden
gejagt hat , Schwierigkeiten hat , sie jetzt wieder
herunterzuholen.

(Beifall bei der CDU - Bodo Champignon
[SPD ] : Das ist ja unverschämt ! Wo leben
Sie eigentlich ?)

ich habe in dem Herbstgespräch , zu dem der IG
Bergbau -Vorsitzende Hans Berger die Fraktions¬
vorsitzenden nach Bochum in die IGBE-Zentrale
eingeladen hatte , den beteiligten Kolleginnen und
Kollegen erklärt , daß es wohl schlechterdings
nicht möglich ist , daß sich die Politik als die bes¬
sere Interessenvertretung der Arbeitnehmer als
die IGBE dorstellen will . Dies haben seinerzeit d>e
Kollegen Matthiesen , Clement und auch Hombach
sehr schnell verstanden . Und sie sind damals in
der gemeinsamen Erklärung sehr schnell in verant¬
wortungsvoller Weise von der Forderung , nur die
Sieben vor dem Komma der Hilfen im Jahre 2005
- das heißt : also 7 Milliarden DM - würde eine
sozialverträgliche Anpassung erlauben , abgegan¬
gen . Meines Erachtens wußten die beteiligten
Herren , was sie taten.

Anschließend hat es ein massives Presseecho
gegeben , das auf die Frage abzieite :

“ Müßt Ihr
Euch denn nicht mehr mit dem Linssen beschäfti¬
gen , wenn der nicht 7 Milliarden will ? " - Sie sind
dann langsam aber sicher auf diesen Kurs einge¬
schwenkt.

(Lachen bei der SPD]
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(A ) nehmigung verstoßen wurde , daß Brandschutz¬
regeln nicht eingehalten wurden und daß notwen¬
dige wiederkehrende Prüfungen nicht durchge¬
führt wurden , sondern im Untersuchungsbericht
cer Landesregierung wird dem Bauminister ein
denkbar schlechtes Zeugnis ausgestellt : Es wird
bemängelt , daß es - ich zitiere - “ keine Sonder¬
bauverordnung und keine Sonderbaurichtlinie für
Abfertigungsgebäude von Flughäfen gibt und da¬
her grundsätzlich keine wiederkehrende bauauf-
sichtliche Überprüfungspflicht .

"

{Gerd -Peter Wolf [ SPD ] : Die gibt es nir¬
gendwo in der Bundesrepublik , Herr Kolle¬
ge !)

Bereits im Rahmen der Aktuellen Stunde vom
24 . April 1996 , also vor einem Jahr , habe ich die
Landesregierung darauf hingewiesen , daß die Lan¬
desbauordnung Nordrhein -Westfalen eklatante
Lücken bei der Brandvorsorge und der wiederkeh¬
renden Überprüfung . von technischen Anlagen
aufweist . Flughäfen werden von ihr nicht ausrei - ,
chend erfaßt . Die technische Prüfverordnung , so
stellt auch der Untersuchungsbericht fest , ist hier
mehr als lückenhaft.
Herr Minister Vesper , als Sie mit BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN noch in der Opposition waren , haben

( Bj Sie vor der Landtagswahl klar Stellung gegen die¬
se Landesbauordnung bezogen . Ein Grund für die
Ablehnung war , daß die Landesbauordnung un¬
ausgegoren ist und daß notwendige Überprüfun¬
gen • fallengelassen wurden . Nachdem Sie Bau¬
minister geworden waren , wollten Sie von einer
sachgerechten Neuberatung der Landesbauord¬
nung plötzlich nichts mehr hören . Sie selber Un¬
terzeichneten unzulängliche Prüfverordnungen
- wie auch die Gutachter feststellen - und tragen
damit als oberste Bauaufsichtsbehörde die politi¬
sche Verantwortung für mangelhafte Amtskon¬
trolle.

( Beifall bei der CDU)
Was die strafrechtliche Verantwortung angeht , so
müssen wir zunächst die Ermittlungen der Staats¬
anwaltschaft abwarten , die - so hoffen wir, Herr
Justizminister - schnellstens zum Abschluß kom¬
men sollten.
Am 11 . April 1997 , ein Jahr nach dem Flughafen-
brand , führen Sie , Herr Minister Vesper , im WDR
auf die Frage zur politischen Verantwortung aus
- ich zitiere - :

" Natürlich beschäftigt mich die Frage , wieso
das so lange unentdeckt bleiben konnte , war¬

um wiederkehrende Prüfungen diesen Mangel (C)
nicht entdeckt haben . Und da müssen wir
Konsequenzen ziehen .

"

Eine konsequente Haltung vermisse ich bei Ihnen
und den GRÜNEN schon lange . Wer in der Oppo¬
sition die Landesbauordnung bemängelt und dann
als Minister diese Mängel festschreibt , der hat für
mich jede Glaubwürdigkeit verloren.

(Beifall bei der CDU)

Das Tragische daran ist , daß auch aufgrund man¬
gelhafter rechtlicher Bestimmungen und Verord¬
nungen der Verlust von Menschenleben zu bekla¬
gen ist.

( Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose: Ich erteile
das Wort Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Den
11 . April 1996 wird sicher keiner von uns verges¬
sen : die schrecklichen Bilder vom Brand des Flug¬
hafengebäudes , die Angst , das Entsetzen und die •
Trauer der Angehörigen der Opfer , die Bilder der
Verletzten und die Aussagen der Augenzeugen (D)
vor der Kamera , die Bilder erschöpfter Retter , die
unter Einsatz des eigenen Lebens alles daran ge¬
setzt haben , andere Menschen zu retten.

Ich habe in der Regierungserklärung am 24 . April
des vergangenen Jahres gesagt , daß uns der
Brand in dramatischer Weise gezeigt hat , daß wir
auch in unserer hochtechnisierten Welt keine ab¬
solute Sicherheit schaffen können . Wir alle haben
uns gefragt , wie der Brand zunächst so unbe¬
merkt bleiben und sich dann so unglaublich
schnell ausbreiten konnte . Die vielen Opfer ver¬
pflichten uns dazu , alles nur Menschenmögliche
zu tun , damit sich eine solche Katastrophe nicht
wiederholen kann.

Darum hat die Landesregierung kurz nach dem
Ereignis beschlossen , daß eine unabhängige . Sach¬
verständigenkommission auf der Grundlage der
staatsanwaltschaftlichen Untersuchungsergeb¬
nisse und anderer Erkenntnisse prüfen soll , ob
und welche Änderungen bauordnungsrechtlicher
Vorschriften oder der einschlägigen technischen
Regelwerke erforderlich sind und ob darüber hin¬
aus Maßnahmen für die Wiederherstellung des
Düsseldorfer Flughafens und eventuell Nachrü¬
stungsvorschläge für die Flughäfen Köln/Bonn,
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Münster/Osnabrück , Paderborn/Lippstadt , Dort¬
mund und Mönchengladbach oder für vergleich¬
bare Gebäude empfohlen werden können , in de¬
nen sich regelmäßig viele Menschen aufhalten.

Der Auftrag der Kommission ist ein anderer als
der der Staatsanwaltschaft . Sie soll die Gesche¬
hensabläufe , die schließlich zum Brand in seinem
schrecklichen Ausmaß geführt haben , nicht auf
individuelles Fehlverhalten einzelner Personen hin
untersuchen . Sie soll vielmehr in die Zukunft wei¬
sende Vorschläge machen , wie die Sicherheit
gegen Brandgefahren bei Gebäuden , in denen sich
regelmäßig viele Menschen aufhalten , verbessert
werden kann.

Für die Mitarbeit in der Kommission haben wir
namhafte Experten gewinnen können:
- als Vorsitzenden Herrn Prof . Dr . Ing . Paul -Mi¬

chael Weinspach , den Inhaber des Lehrstuhls
für Thermische Verfahrenstechnik an der Uni¬
versität Dortmund und Leiter des Instituts für
Umwelt- , Sicherheits - und Energietechnik e .V.
in Oberhausen

- zu Fragen des technischen Brandschutzes
Herrn Prof . Dr . -Ing . Ulrich Schneider ; Herr
Prof . Dr . Schneider ist Vorstand des Instituts
für Baustofflehre , Bauphysik und Brandschutz
der Technischen Universität Wien

- zu Fragen des Brandverhaltens von Baustoffen
Herrn Regierungsdirektor Dipl . - Ing . Hans -Georg
Klingeihöfer vom Materiaiprüfungsamt
Nordrhein -Westfalen , Außenstelle Erwitte

- zu Fragen der Bauaufsicht und des Bau¬
ordnungsrechts

( Zuruf von der CDU : Zur Sache !)

Herrn Ministerialrat Dipl . - Ing . Jürgen Gundlach
vom Hessischen Ministerium für Wirtschaft,
Verkehr und Landesentwicklung

- zum vorbeugenden und abwehrenden Brand¬
schutz Herrn Leitenden Branddirektor Dipl . - Ing.
Reinhard Ries ; Herr Ries ist Leiter der Berufs¬
feuerwehr Frankfurt

- zu Fragen der Betriebsabläufe auf Flughäfen
Herrn Prof . Dipl . - Ing . Klaus Nitschke , früherer
Technischer Direktor des Flughafens München,
unter anderem verantwortlich für dessen Neu¬
bau.

Die Kommission ist alsbald nach Vorlage erster
Zwischenberichte der von der Staatsanwaltschaft
eingesetzten Gutachter am 22 . Juli vergangenen

Jahres Zu ihrer konstituierenden Sitzung zusam¬
mengekommen . Sie hat ihre Beratungen am
14 . April 1997 abgeschlossen , was den Flugha¬
fen Düsseldorf angeht , und mir neun Monate
nach Aufnahme ihrer Arbeit und nach zehn zu¬
meist mehrtägigen Plenarberatungen am 17 . April
den ersten Teil ihres Berichts mit der Analyse des
Brandes am 11 . April 1996 und den Bewertungen
und Empfehlungen für den Rhein -Ruhr - Flughafen
Düsseldorf vorgelegt.
Die Kommission ist zuversichtlich , daß sie noch
im Sommer ihre Arbeit mit der Vorlage des zwei¬
ten Teils ihres Berichts

(Zuruf von der CDU : Zum Inhalt !)

beenden kann . Dieser Teil soll dann die Analysen
und die Empfehlungen für die fünf anderen größe¬
ren Flugplätze in Nordrhein - Westfalen und für
vergleichbare Gebäude enthalten , in denen sich
regelmäßig vieie Menschen aufhalten.

Ich habe den Teil I des Berichts der Kommission
noch am 17 . April dem Herrn Landtagspräsiden¬
ten und den Vorsitzenden bzw . den Sprechern der
Landtagsfraktionen übersandt.

Außerdem habe ich den Bericht noch am Nach¬
mittag desselben Tages den Mitgliedern der Lan¬
desregierung und den Regierungschefs der Länder
übersandt.
Inzwischen hat der Landtagspräsident auch zür
Information aller Mitglieder des Landtags die er¬
forderliche Zahl von Berichtsexemplaren erhalten.

Herr Kollege Linssen , Sie haben Ihre Aktuelle
Stunde beantragt , als ich den Bericht noch nicht
in Händen hatte . Ich will das hier nicht im ein¬
zelnen darstellen , will Sie aber darauf hinweisen,
daß ich mir in einem um 13 .00 Uhr beginnenden
Gespräch den Bericht habe erläutern lassen , daß
ich zwischen 13 .20 Uhr und 13 .40 Uhr jeweils
ein Exemplar an Sie geschickt habe und die öf¬
fentliche Übergabe des Berichts anschließend
erfolgte . Dann hat die Kommission ihren Bericht
vorgestellt . Nicht ich habe den Bericht vorgestellt.

Es handelt sich nicht um einen Untersuchungs¬
bericht , sondern um einen Bericht , der zwar Ana¬
lysen zur Vorgeschichte und zum Ablauf des
Brandes , vor allem aber Empfehlungen für künfti¬
ge Änderungen von Rechtsvorschriften , Regel¬
werken und ähnlichem enthält.

Sie stellen in der Begründung Ihres Antrags Zu¬
sammenhänge zu den von der Staatsanwaltschaft
in Auftrag gegebenen Gutachten her . Ich habe
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bereits dargestelit , wo die Zusammenhänge lie¬
gen , vor allem aber auch , wie die Abgrenzungen
zu verstehen sind . Die Staatsanwaltschaft hat
dem Justizminister über den aktuellen Stand ihrer
Ermittlungen am 7 . April berichtet . Sie wird ihre
Ermittlungen auf der Grundlage der ihr vorliegen¬
den Gutachten forciert fortsetzen . Über Einzelhei¬
ten wird der Justizminister den Rechtsausschuß
in der Sitzung am 30 . April unterrichten.
Zur Frage der CDU-Fraktion habe ich am 17 . April
mittags Stellung genommen . Ich will das am Ende
meines Redebeitrags gern noch einmal tun.
Die Kommission hatte keine leichte Aufgabe . Es
galt zunächst einmal festzustellen , wie der Brand
entstehen und sich dann so rasch ausbreiten
konnte . Dazu- war die Kommission auf die Er¬
kenntnisse der von der Staatsanwaltschaft Düs¬
seldorf beauftragten Sachverständigen und auf
eigene Feststellungen angewiesen . Auf der
Grundlage dieser Feststellungen konnte sie sich
dann dem Kern ihrer Aufgabe zuwenden , der Prü¬
fung , ob und ggf . welche . Änderungen bauord¬
nungsrechtlicher Vorschriften oder technischer
Regelwerke erforderlich sind und ob möglicher¬
weise Maßnahmen für die Wiederherstellung des
Flughafens Düsseldorf empfohlen werden können.
Der Bericht , den wir nun seit einer Woche haben,
hat einen Umfang von fast 350 Seiten . Er enthält
im wesentlichen die folgenden Kapitel : Die Fest¬
stellungen der Kommission 2u den Ursachen und
dem Verlauf des Brandes . Danach waren ent¬
scheidend für den Tod von 17 Menschen und für
die großen Sachschäden unsachgemäß ausge¬
führte Schweißarbeiten , die brennbaren Baustoffe
unc Installationen in den Deckenhohlräumen , vor
allem Polystyrol, die starke Rauchentwicklung , die
unbemerkte Rauchausbreitung im Deckenhohl¬
raum , das Fehlen einer frühzeitig gezielten Brand¬
bekämpfung , die schnelle Verrauchung der An¬
kunftshalle , die Fahrt von Aufzügen aus dem
Psrkhaus in die verrauchten Gebäude und die Ver¬
rauchung von Treppenräumen und Rettungswe¬
gen.
Die Hauptteile des Berichts machen Analysen,
Bewertungen und Empfehlungen zu folgenden
Bereichen aus:
- Organisation und Maßnahmen zur Gefahrenab¬
wehr (Kapitel 3)
- Rechtsgrundlagen des vorbeugenden Brand¬
schutzes ( Kapitel 4)

- Baulicher Brandschutz am Flughafen Düsseldorf (C)
( Kapitel 5)

Die Kommission hat in Kapitel 6 auf der Grundla¬
ge ihrer Erkenntnisse und Bewertungen 124 Emp¬
fehlungen formuliert , die alle zuvor genannten
Bereiche betreffen . Viele Empfehlungen machen
deutlich, daß die notwendigen Verknüpfungen der
genannten Bereiche bisher nicht immer mit der
erforderlichen Klarheit gesehen worden sind und
ein entsprechendes Handeln ausgelöst haben.

Wenn man sich die aus der Systematik des Auf¬
baus des Berichts der Sachverständigenkommis¬
sion ergebenden Doppelungen bei den Empfeh¬
lungen ausschließt , bleiben nach einer ersten
Auswertung durch die Staatskanzlei im Kern etwa
100 Empfehlungen übrig . Mehr als die Hälfte der
Empfehlungen richten sich an die Flughafen Düs¬
seldorf GmbH.

Für die behördliche Kontrolle sind Dienststellen
der Stadt oder des Landes zuständig . Diese Emp¬
fehlungen betreffen den organisatorischen Brand¬
schutz im Flughafen , Notrufeinrichtungen , die
Schulung und Vorbereitung des am Flughafen
tätigen Personals auf Notfälle ; die technische und
personeile Ausrüstung der Werksfeuerwehr , die
Koordinierung der Feuerwehreinsätze , die Notfall-
pianung und Notfallübung , bauliche Anforderun - jq)
gen an das Flughafengebäude , das Brandschutz¬
konzept , den bau - und anlagentechnischen Brand¬
schutz und die technische Dokumentation.
Etwa 20 Empfehlungen richten sich vorrangig an
das Land . Sie betreffen im wesentlichen die Ab¬
stimmung von Sicherheitsanforderungen aus un¬
terschiedlichen Bereichen , die Ausstattung und
Überprüfung der Feuerwehren , die Ergänzung von
Anforderungen an Sonderbauten in der Landes¬
bauordnung , die Gestaltung der wiederkehrenden
Prüfungen durch die Bauaufsicht , die Verwendung
brennbarer Baustoffe und die Bewertung ihres
Rauchverhaltens sowie Änderungen bautechni¬
scher Anforderungen technischer und anderer
Regelwerke.

(Werner Stump [ CDU | : Um was geht es
eigentlich ? )

- Es handelt sich um eine polemikfreie Darstellung
angesichts eines Themas , das Menschenleben
gekostet hat.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lebhafte
Zurufe von der CDU)
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Fünfzehn weitere Empfehlungen richten sich an
die Stadt Düsseldorf . Im wesentlichen geht es da¬
bei um Verbesserungen der Durchführung der
Brandschau und der wiederkehrenden bauauf-
sichtlichen Prüfung.
Nach dem Eindruck der Kommission und auch
nach meinem Eindruck beschränken sich viele
ihrer Feststellungen nicht allein auf das Abferti¬
gungsgebäude des Flughafens Düsseldorf . Sie
sind auf viele anderen Gebäude übertragbar . Ich
erwarte , daß die Kommission das in ihrem Ab¬
schlußbericht deutlich machen wird.

In der Pressekonferenz zur Vorstellung des Kom¬
missionsberichtes am 17 . April hat Herr Professor
Weinspach unter anderem auf folgende Punkte
hingewiesen , die auch ich bei einer Bewertung
des Brandes vom 11 . April 1996 für sehr beden¬
kenswert halte:

Niemand - auch die Mitglieder der Kommission
nicht - habe vor dem 11 . April 1996 damit ge¬
rechnet , daß ein Flughafengebäude brennen könn¬
te . Die Brandkatastrophe habe der Kommission
deutlich gemacht - und sie sollte uns allen deut¬
lich machen - , daß wir mit dem Ausbruch eines
Feuers in Gebäuden praktisch immer und überall
rechnen müssen . Den Belangen des Brandschut¬
zes in großen Gebäuden muß deshalb künftig ins¬
gesamt 'mehr Beachtung geschenkt werden - von
den für den Brandschutz Verantwortlichen , aber
auch von jedem einzelnen Besucher und Benutzer
des Gebäudes.

Außerdem muß den vom Rauch ausgehenden
Gefahren mehr Aufmerksamkeit geschenkt wer¬
den als bisher . Schließlich sind alle Opfer an
Rauchvergiftungen gestorben.
Die Kommission hat aber auch dazu geraten , daß
die Öffentlichkeit und wir alle bei der Bewertung
dieses Ereignisses oder in der Situation eines Ge¬
bäudebrandes nicht in Panik verfallen dürfen . Pa¬
nik sei gerade dann der größte Gegner.
Schließlich hat die Kommission uns allen geraten,
bei der Bewertung der Brandkatastrophe und ihrer
Ursachen nicht in Extrempositionen zu verfallen.
Wie häufig liege auch hier die Wahrheit in der
Mitte.
Ich bin nach all dem , was mir der Vorsitzende und
die Mitglieder der Kommission in der vergangenen
Woche berichtet haben , sehr zuversichtlich , daß
sie mit ihrem Arbeitsergebnis die fachliche und
öffentliche Diskussion anregen und daß sie dazu
beitragen wird , politische Entscheidungen zu

möglichen Konsequenzen aus dem Brand vorzube¬
reiten . Wie Sie wissen , hatte die Landesregierung
zur Unterstützung der Kommissionsarbeit eben¬
falls im Juni 1996 eine Interministerielle Arbeits¬
gruppe eingerichtet . Die Empfehlungen der Kom¬
mission werden jetzt unverzüglich von den Ress¬
orts der Landesregierung ausgewertet . Die Ar¬
beitsgruppe wird morgen Zusammentreffen , um
das weitere Vorgehen der Landesregierung zu
Teil I des Berichtes zu erörtern und zu strukturie¬
ren.
Ich erwarte und hoffe , daß die Ressorts in der
Interministeriellen Arbeitsgruppe bis zur oder kurz
nach der Sommerpause , d . h . nach Vorlage von
Teil II des Berichts , erste Ergebnisse ihrer Aus¬
wertungen voriegen werden.

Die Landesregierung wird dann den Landtag und
die Öffentlichkeit unverzüglich über das unter¬
richten , was sie an Konsequenzen aus den Emp¬
fehlungen der unabhängigen Sachverständigen¬
kommission ziehen will.
Wie in bezug auf die Beratungen der Kommission
erwarte ich auch für die weiteren Beratungen der
Interministeriellen Arbeitsgruppe , daß sofort wirk¬
sam werdende Maßnahmen ergriffen werden,
wenn das nach den Feststellungen der Ressorts
unabweisbar sein sollte , um konkrete Gefahrenla¬
gen zu beseitigen.
Ich habe , Herr Präsident , meine Damen und Her¬
ren , Herrn Professor Weinspach und den Mitglie¬
dern der Sachverständigenkommission in der ver¬
gangenen Woche meinen herzlichen Dank für ihre
Arbeit ausgesprochen.

{Zuruf von der CDU : Jawoll !)
Sie hat sich mit großem Engagement ihrer gewiß
nicht immer leichten Aufgabe gestellt , und sie hat
nach dem Vorliegen der Gutachten , die die
Staatsanwaltschaft angefordert hatte , nach nur
neun Monaten , die Ergebnisse ihrer Arbeit zum
Düsseldorfer Flughafen vorgestellt.
Für die Angehörigen der 17 Todesopfer , für dieje¬
nigen , die am 11 . April 1996 verletzt worden
sind , und für viele andere Menschen bleibt dieses
Ereignis ein Einschnitt in ihr Leben , der schreck¬
lich ist . Ich habe schon in der vergangenen Wo¬
che gesagt , daß wir diesen Schrecken nach mei¬
ner Überzeugung nicht verlieren dürfen , wenn wir
jetzt an die Arbeit gehen . Wir solltet » uns jedoch
auch vor der Versuchung hüten , ganz schnelle
Änderungen im Verhalten de/ für die Belange des
Brandschutzes Verantwortlichen oder im Verhal-
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; ] ten der Menschen allgemein zu erwarten . Der
Bericht macht deutlich , daß mehrere Ursachen¬
bündel dazu beigetragen haben , daß die Katastro¬
phe dieses Ausmaß erreichen konnte . Er macht
aber auch deutlich , daß in vielen Bereichen Ver¬
änderungen, Verbesserungen , Umdenken notwen¬
dig sind , die miteinander abgestimmt werden
müssen . Das wollen wir in der Landesregierung
- und ich hoffe , mit dem Landtag - nun gemein¬
sam angehen . - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile
das Wort Herrn Kollegen Wolf für die Fraktion der
SPD.

Gerd -Peter Wolf ( SPD) : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren! Herr Kollege Linssen , 17 Tote
beim größten Brandfall in Deutschland sind Mah¬
nung und Auftrag - Mahnung und Auftrag , nicht
eine einseitig verengte Werkstoffdebatte zu füh¬
ren oder parteitaktisch bedingte Spielchen anzu¬
zetteln , sondern Mahnung und Auftrag , alles
Menschenmöglichezu tun , um zu verhindern , daß
sich ähnliche Unglücke wiederholen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Der Bericht macht deutlich - das ist bei Ihnen
ganz untergegangen - : Es gibt nicht die eine Ursa¬
che , es hat Fehler , Fehleinschätzungen , Versäum¬
nisse und Mängel gegeben ; jede für sich betrach¬
tet hätte diese Folgen nicht gehabt . Aber die un¬
glückliche Verkettung hat zu diesem Unglück ge¬
führt , das keiner von uns vorher für möglich ge¬
halten hätte . Machen wir uns doch nichts vor!
Wir sind alle auf dem Flughafen gewesen . Die
sichtbaren Baustoffe sind Beton , Stein , Stahl,
Glas - wir haben uns doch alle sicher gefühlt ! Und
auch die Gutachter , die Brandschutzexperten par
excellence sind , haben in diesem Bericht zugege¬
ben , daß sie vor diesem Datum auch nicht von
einem solchen Brandfall ausgegangen sind.
Wir müssen alle umdenken , Herr Kollege Linssen.
Das gilt nicht nur für das Land NRW , das gilt für
alle Bauordnungsbehörden , für alle Flughafenbe¬
treiber in der Bundesrepublik.
Denn die Baukonzeption - das kann man aus die¬
sem Bericht deutlich herauslesen - der Flughäfen
in diesem Lande und auch anderswo geht ja von
zwei ganz anderen Überschriften aus , nämlich:
Wir müssen uns besonders um die Gefahren küm¬

mern , die von Flugzeugen ausgehen , die mit Ton - (C)
nen Kerosin beladen sind , und zum zweiten um
die Sicherheit des Luftverkehrs , den Schutz vor
Anschlägen , insbesondere terroristischen An¬
schlägen . - Das waren doch die großen Über¬
schriften , nach denen bis heute die Flughäfen
gebaut worden sind . Auch der Flughafen Düssel¬
dorf in seiner Grundkonzeption für die Teile A und
B mit Bauanträgen von 1968 und 1974 - Herr
Kollege Linssen, da hat noch niemand an die Bau¬
ordnung NW 1995 gedacht - geht von diesen
Annahmen aus.
Wir müssen umdenken . Die Gutachter schreiben
uns ins Stammbuch , daß Ganzheitlichkeit gefragt
ist , daß Safety und Security - also das , was den
Luftverkehr angeht , und das , was den Schutz der
Menschen betrifft , die sich als Passagiere in dem
Gebäude aufhalten - Zusammenkommen müssen,
daß wir ganzheitliche Konzeptionen brauchen.

Sie machen uns auch deutlich , was wir vielleicht
gar nicht so bewußt mitbekommen haben : daß
sich die Aufgaben der Flughäfen geändert haben.
Es waren vor dreißig , vierzig Jahren reine Abferti - .
gungsgebäude . Es sind ' heute multifunktionale
Sonderbauten mit vielfältigen Dienstleistungsan¬
geboten . Ständig neue Anforderungen aus dem
Betrieb machen aus diesem Gebäude , was einmal
genehmigt worden ist, ein lebendiges Gebäude , in 1^ 1
dem sich vieles gegenseitig beeinflußt . Wir müs¬
sen begreifen , daß etwas , was für sich gesehen
genehmigungsfähig ist - und das ist ja dort auch
passiert fm Gesamtzusammenhang gesehen
eine völlige Neubewertung erfordern kann.

Vieles hat hier - Herr Kollege Linssen - bundes¬
weit nicht mitgehalten . Den daraus gezogenen
Schluß , unserem Bauminister ein denkbar
schlechtes Zeugnis auszustellen , kann ich nicht
nachvollziehen . Die Gutachter selber schreiben ja,
daß die § § 61 und 87 der Bauordnung des Lan¬
des durchaus die Möglichkeit bieten , solche An¬
lagen neuem Recht , neuen Herausforderungen
anzupassen.
Deshalb wartet ja auch die Arbeitsgemeinschaft
Deutscher Flughäfen auf diesen Bericht , um den
Leitfaden für Brandschutzkonzepte für Abferti¬
gungsgebäude in Flughäfen endlich neu zu fassen
und ihn auf die Anforderungen , die sich aus dem
Brand ' ergeben haben , umzustellen . Deshalb müs¬
sen auch Unfallverhütungsvorschriften verändert
werden . Wir sehen ja immer stärker , daß Schwei¬
ßen , Schneiden und verwandte Verfahren zu sol¬
chen Unfällen führen , so daß auch Unfailverhü-
tungsvorschriften , die nicht Landesrecht , sondern
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| A ) Herten der größte Wackeipudding gewesen , den
wir überhaupt haben erleben können.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lachen bei
der CDU)

Wenn es Ihnen um die Forensik und um die Sache
geht und wenn Sie die Entscheidung kritisieren,
die der Minister getroffen hat , dann gehen Sie
jetzt zum Podium und stellen den Antrag , daß der
Standort Herten wieder in die Diskussion kommt.
Das wäre doch nur konsequent . Davor aber
scheuen Sie sich . Die Botschaft , die die Men¬
schen im Lande mitbekommen müssen , lautet : Es
geht Ihnen gar nicht um den Maßregelvolizug , den
Schutz von Menschen , die Frage der sicheren
Verwahrung von Sexualstraftätern , sondern es
geht Ihnen um politische Meinungsmache und
billige Polemik , die Sie hier veranstalten . Das wer¬
den wir nicht mitmachen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lebhafter
Widerspruch des Dr . Helmut Linssen
[CDUli

Herr Dr . Linssen , machen Sie sich keine Gedan¬
ken darüber , wer hier Minister ist oder am Red¬
nerpult steht . Wir haben nur eine einzige Sorge,
dabei Gott sei Dank aber die Menschen in
Nordrhein -Westfalen auf unserer Seite : daß wir
nämlich niemals eine Rücktrittsforderung an Sie
werden richten müssen , wenn Sie in der Regie¬
rung sind . Denn diese Situation wird gar nicht
erst eintreten . - Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Hans - Ulrich Klose : Ich erteile
das Wort Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau.

(Dr . Helmut Linssen [CDU] : Herr Horstmann
hat mein volles Vertrauen !)

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Herr Kollege.
Linssen hat den Wunsch geäußert , daß Minister
Horstmann ihm und der CDU noch lange erhalten
bleibe . Ich stimme Ihnen in diesem Wunsch nicht
nur zu , sondern sage sogar : Die gesamte Landes¬
regierung soll ihnen möglichst lange erhalten blei¬
ben.

(Anhaltender Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Sie ist durch den Wählerwillen zustande gekom¬
men . Und wenn der Wähler heute zu entscheiden
hätte , weiß ich nicht , in welcher Weise er die

Gewichte anders verteilte . Ich bin mir aber sicher , (
Herr Kollege Linssen , daß Sie dann keine größere
Chance hätten , als Sie sie 1995 gehabt haben.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Das Thema , das Sie unter dem Stichwort “ foren¬
sische Medizin " in die Debatte gebracht haben,
ist eines der schwierigsten . Die Entscheidungen
und Abwägungsprozesse , die zu treffen waren,
sind außerordentlich kompliziert und sensibel , vor
allen Dingen weil wir es mit einer Akzeptanzkrise,
der forensischen Medizin überall zu tun haben.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Das hat der
Minister doch gemacht ! )

- Nein , das hat er nicht gemacht . Sehen Sie sich
die Berichte aus anderen Ländern an . Sehen Sie <
sich die Berichte von anderen Standorten an , aus
Westfalen und dem Rheinland.

Ich bin der Überzeugung , daß wir mit der jetzigen
Entscheidung auf einen guten und besseren Weg
gekommen sind.

(Eckhard Uhlenberg [CDU ] : Eine Katastro¬
phe !}

Deshalb trage ich diese Entscheidung mit , auch
damit eine schnellere Entlastung von Eickelborn
möglich wird {

(Vereinzelter Beifall bei SPD)

als für den Fall , daß wir zunächst viele gericht¬
liche Schritte gehen müßten , um andere Fragen
vorher zu klären . Ich trage diese Entscheidung mit
und kann nur alle in allen Fraktionen bitten , dann,
wenn diese Entscheidung umgesetzt werden i
muß , mitzuheifen , damit die Akzeptanzkrise nicht
größer , sondern kleiner wird.

( Unruhe bei der CDU}

Meine Damen und Herren , wie schwer das ist , ist
mir durchaus bewußt.

Sie haben sich im Augenblick auf den Kollegen
Horstmann eingeschossen . Wir haben es im Ver¬
laufe der Jahre häufiger erlebt , daß ein Mitglied
der Landesregierung —

( Herbert Reul [ CDU ] : Die Grundlage dafür
hat Ihr Minister absolut versiebt !)

- Herr Kollege Reul , ich habe Ihre Beurteilungen
immer mit großem Interesse , aber nur selten mit
Zustimmung zur Kenntnis genommen.

( Heiterkeit bei SPD und GRÜNEN)
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Im Augenblick haben Sie sich darauf eingeschos¬
sen . Keiner weiß , wer vor drei Monaten der Ge¬
genstand Ihrer Erörterungen war . Keiner weiß,
wer es in drei Monaten sein wird.

für . Helmut Linssen [CDU] : Er hat es ver¬
dient !)

- Herr Kollege Linssen , ich bin mir klar darüber,
daß manche Dinge bei Ihnen auch spontan pas¬
sieren . Das ist mir durchaus bewußt . Das führt
dann auch zu den Fehleinschätzungen , die Sie
hier vorgetragen haben.
Wir werden unseren Weg mit ruhiger Kraft weiter¬
gehen

(Oh - Rufe bei der CDU)

und uns dabei nicht stören lassen.

(Anhaltender Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : ich stelle
fest , daß weitere Wortmeldungen nicht vorliegen,
und schließe hiermit die Beratung.
Die antragstellenden Fraktionen haben direkte
Abstimmung beantragt , so daß wir über den In¬
halt des Antrags Drucksache 12/2005 abstim¬
men . Wer dem Antrag der Fraktion der SPD und
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN seine Zu¬
stimmung geben möchte , den bitte ich um das
Handzeichen . - Die Gegenprobe ! - Stimmenthal¬
tungen ? - Der Antrag ist angenommen.
Ich rufe auf:

4 PVC nicht verteufeln - Arbeitsplätze in der
chemischen Industrie erhalten!

Antrag
der Fraktion der CDU
Drucksache 12/2011

Ich weise erstens auf den Entschließungsantrag
der Fraktion der SPD und der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN Drucksache 12/2045 und zwei¬
tens darauf hin , daß die drei Fraktionen vereinbart
haben , über den Antrag der Fraktion der CDU
Drucksache 12/2011 heute direkt abzustimmen
und von einer Ausschußüberweisung entgegen
der Ausweisung in der Tagesordnung abzusehen.

Ich eröffne hiermit die Beratung und erteile als
erstem Redner Herrn Kollegen Koilorz für die Frak¬
tion der CDU das Wort.

Fritz Koilorz (CDU ) : Herr Präsident ! Meine Damen (C)
und Herren ! Unser Antrag heißt :

" PVC nicht ver¬
teufeln - Arbeitsplätze in der chemischen Industrie
erhalten ! " - Es geht darum , die Bedeutung der
chemischen Industrie als Wirtschaftsfaktor in
Nordrhein -Westfalen herauszustellen . Immerhin
sind 40 % des gesamten Chemieumsatzes in
Deutschland in Nordrhein -Westfalen produziert,
im letzten Jahr wuchs der Umsatz der nordrhein¬
westfälischen Chemieunternehmen um knapp
5 % . Dies ist im Branchenvergleich der höchste
Umsatzzuwachs . Zirka 160 000 Beschäftigte sind
in der chemischen Industrie in Nordrhein -Westfa-
ien tätig , mehr als 26 000 davon im PVC - Bereich.

Nun hat es nach dem bedauerlichen Brand im
Düsseldorfer Flughafen eine Kampagne , eine Anti-
PVC - Diskussion gegeben . Sie ist insbesondere
vom amtierenden Bauminister Herrn Vesper einge¬
leitet worden . Diese Anti - PVC - Karnpagne endete
im sogenannten PVC - Erlaß. In diesem Erlaß wird
PVC als Werkstoff mit einem erhöhten Risiko dar¬
gestellt.
Wie ist die tatsächliche Situtation?

Die Kampagne gegen PVC ist gescheitert . Der
Versuch , aus dem Brand im Düsseldorfer Flugha¬
fen quasi ein Tschernobyl gegen PVC zu machen,
ist gescheitert , weil alle , die sich mit dem Thema (qj
beschäftigt haben , festgestellt haben , daß es sich
bei diesem Werkstoff um einen sehr verträglichen
Werkstoff handelt . Das haben sowohl die Gut¬
achter , die von der Landesregierung im Rahmen
der Untersuchungen über die Ursachen des Bran¬
des beauftragt worden sind , als auch diejenigen
herausgearbeitet , die in der sogenannten Enquete-
Kommission für Umwelt vertreten waren.

In dieser Sachverständigenkommission ist erstens
herausgekommen , daß PVC kein gefährlicher
Stoff ist , und zweitens ist herausgekommen , daß
PVC - das wußten viele , die sich mit dem Thema
schon beschäftigt hatten - auch ein wirtschaftli¬
cher Stoff ist.

Insoweit , meine Damen und Herren , ist es schon
ein bißchen verwunderlich , daß in dem Entschüe-
ßungsantrag von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬
NEN das Wort PVC an keiner einzigen Stelle er¬
scheint . Es ist geradezu ein Wunder von Seman¬
tik , wie man sich mit einem Thema , das im An¬
trag der CDU sehr konkret gefaßt ist , beschäfti¬
gen , es aber im Grunde genommen verschweigen
kann.

Es geht , meine Damen und Herren , um die Zu¬
kunft des PVC . Und es geht darum , wie die Mehr-
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sich dem fairen Wettbewerb steilen , und da , wo
jemand schwach ist , muß der Staat helfen , für
Dinge , die wir gemeinsam wollen , auch die
Grundlagen zu schaffen.

Ich glaube, - daß dieser Antrag den Ausschuß nicht
in der vorliegenden Form verläßt - wir werden
einer Überweisung zustimmen - , denn so kann
man ihm nicht zustimmen , ich halte ihn für einen
taktischen Antrag , der die Probleme , die auf uns
zukommen , nicht löst , und sage abschließend,
daß letztlich der Zuschauer entscheiden muß,
was er sehen will . Letztlich soll er auch entschei¬
den , was er kaufen will , und Ihr Antrag enthält
mir zuviel Reglementismus . Er erinnert an Anträge
von Grätz und Büssow aus den letzten 20 Jahren.
Herr Eumann , Sie hätten anders starten sollen.

(Marc Jan Eumann [ SPD] : ,Och !)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön , Herr Kol¬
lege Hegemann . - Für die Landesregierung spricht
Herr Ministerpräsident Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Ich bin natür¬
lich stolz darauf , daß sich Herr Kollege Hegemann
auf meine Rede freut . Dem stimmen Sie doch
sicher zu , Herr Hegemann?

(Lothar Hegemann [ CDU ] : Die Koalitions¬
partner haben mir am Ohr geknabbert .)

- Das hat mich gerade auch geärgert . - Ich hatte
gesagt , ich sei stolz , daß Sie sich auf meine Rede
freuen.

( Erneuter Zuruf des Lothar Hegemann
[CDU ])

Ich hoffe , das hilft ihnen über den Schmerz hin¬
weg , daß der Wirtschaftsminister nicht da ist.
Aber das , was ich sage , gibt die Haltung der Lan¬
desregierung wieder . Natürlich haben wir abge¬
stimmt , was hier zu sagen ist . Ich möchte nur
eben darauf Hinweisen : QVC ist aufgrund der
vom Landtag beschlossenen Medienversuchsord¬
nung im Netz . Das ist so in Ordnung . Kein
Mensch behauptet , daß das Rundfunk im Sinne
dessen ist , was hier zu erörtern ist . Aber diese
Medienversuchsordnung hat dazu geführt , daß
wir diesen interessanten Anbieter nach Nordrhein-
Westfalen holen konnten . Darüber sind wir froh.

Meine Damen und Herren , wir haben einen Antrag
der Koalitionsfraktionen , der , wie ich glaube , ei¬

nem bewährten Prinzip folgt , nach dem sich die (C)
Landesregierung auch immer gerichtet hat . Dieser
Antrag fragt : Was ist für die Medienordnung der
Zukunft nötig ? Er wirft nicht die Medienordnung
der Gegenwart kurzschlüssig über Bord.

Im September des vergangenen Jahres hat sich
der Landtag des Themas der exklusiven Sende¬
rechte in einem gemeinsam gefaßten Beschluß
angenommen . Der Aufforderung des Landtags,
sicherzustelien daß alle Fernsehzuschauer die
Fußballweltmeisterschaften und andere bedeut¬
same Großereignisse ohne Zuzahlung verfolgen
können , sind viele andere Landtage mit entspre¬
chenden Beschlüssen gefolgt . Daraufhin hat die
Rundfunkkömmission der Länder der Ministerprä¬
sidentenkonferenz einen ausführlichen Bericht
vorgelegt , der allerdings deutlich machte , daß
nicht alle Länder dieser Linie folgen wollten oder
glaubten , folgen zu können.

Das hat sich dann auch in den Beratungen der
Ministerpräsidenten zu dem Vorschlag der Nieder¬
ländischen EU - Ratspräsidentschaft zur Ergänzung
der Fernsehrichtlinie gezeigt . Der Vorschlag gibt -
kurz zusammengefaßt - den Mitgiiedstaaten die
Befugnis , nationale Listen mit Ereignissen aufzu¬
stellen , die nicht allein im Bezahlfernsehcn gezeigt
werden dürfen . Die Listen der anderen Mitglied¬
staaten müssen gegen Umgehungsversuche ge - ^
schützt werden.

Gegen eine Regelung auf europäischer Ebene sind
aus dem Bereich der Ministerpräsidenten kompe-
tenzieile Bedenken geltend gemacht worden , die
dann auch zu einem ablehnenden Votum des
deutschen Vertreters im Vermittlungsverfahren
zur Fernsehrichtlinie geführt haben . Allerdings ist
Deutschland mit seinem Vorbringen politisch und
rechtlich vollständig isoliert . Die deutsche Haltung
hat Erstaunen und Unverständnis hervorgerufen.

Ich meine , wenn die Länder sich nicht ins Abseits
begeben wollen , dann müssen sie die Ablehnung
der europäischen Regelung aufgeben , die sie am
Ende ohnehin nicht verhindern können .

' Daher
begrüße ich die Initiative meines Kollegen Kurt
Beck , der zu einer Änderung der deutschen Hal¬
tung aufruft . Er weist zu Recht darauf hin , daß
die derzeitige Position gravierende . Auswirkungen
auf die Rolle haben wird , die die Länder im Rund¬
funkbereich in Zukunft in Europa einnehmen wol¬
len . Eine aktive und gestaltende Funktion wird
uns angesichts einer solchen Verweigerungshal¬
tung kaum abgenommen werden.
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Wir dürfen es allerdings nicht dabei belassen , nur
die Regelungen der anderen Länder zu akzeptie¬
ren . Für mich ist es keine Frage , daß wir selbst
eine nationale Liste mit besonders wichtigen Er¬
eignissen aufstellen müssen , die auch im frei zu¬
gänglichen Fernsehen auszustrahlen sind.

( Beifall des Marc Jan Eumann [SPDJ und
des Reinhard Grätz ISPD]}

Andernfalls hätten wir den ersten Schritt in eine
Fernsehzukunft getan , die eine Teilung hervor¬
brächte zwischen Informationsinhabern und Infor-
rnationshabenichtsen.

Das zweite Thema des Antrags hat uns in der
Vergangenheit mit einem anderen Akzent mehr¬
fach beschäftigt : Bisher war die Kabelbelegung
vorrangig ein Thema der Mangelverwaltung und
der Auswahlentscheidungen der Landesmedien¬
anstalten für eine Kabelkapazität , die Platz für
wenig mehr als dreißig Programme ließ . Wir ha¬
ben es schon gehört : Das soll nun anders werden.
50 , 100 , ja sogar 150 Programme sollen um die
Aufmerksamkeit der Zuschauerinnen und Zu¬
schauer werben . Ein großer Teil dieser Program¬
me soll auch tatsächlich über digitalisierte Kanäle
des Kabelnctzes empfangbar sein.

Unsere geltenden Vorschriften für eine solche
Entwicklung passen nicht mehr . Die Anträge der
Koalitionsfraktionen zeigen eine neue , zukunfts¬
weisende Richtung auf , der die Landesregierung
nur zustimrnen kann.

Wir müssen also , im Landesrecht umsetzen und
gewährleisten , daß sich die konkrete Belegung
des Kabels an gesetzlichen Kriterien messen las¬
sen muß , die die Vielfalt der Rundfunkordnung
betonen . Das gilt ausdrücklich auch für die Aus¬
sagen zu Einspeisungsverpflichtungen für den
öffentlich - rechtlichen Rundfunk . Schon immer
hatte die Aufgabe des öffentlich -rechtlichen
Rundfunks dynamischen Charakter . Der
öffentlich - rechtliche Rundfunk kann seinen Auf¬
trag im dualen System nur dann erfüllen , wenn er
nicht nur in seinem gegenwärtigen Bestand , son¬
dern auch in seiner zukünftigen Entwicklung pro-
grammlich , finanziell und technisch gesichert ist.
Das haben .die Ministerpräsidenten immer wieder
betont.

Die Pläne, die die öffentlich - rechtlichen Veranstal¬
ter für Programme in digitaler Übertragungstech¬
nik entwickelt haben , zeigen , wie wichtig es ist,
deren Präsenz zu sichern . Ihre Vernetzungsstrate¬
gie , die nicht auf bloße Programmvermehrung,
sondern auf eine Nutzungsmöglichkeit aus ist , die

das gesamte Angebot - analog oder digital - für
eine individuelle Nutzung nach den besonderen
Interessen des einzelnen aufbereiten kann , ist
nach meiner Überzeugung ein zukunftsweisendes
Konzept , das Orientierung vermittelt , nicht aber
Überflutung bewirkt.

Ich hoffe , daß die Gespräche zur künftigen Ord¬
nung im Kabelnetz , die derzeit auf vielen Ebenen
geführt werden , uns ein Stück voranbringen wer¬
den - im übrigen auch in der Frage der Kapazitäts¬
erweiterung im analogen Bereich . Die Grundprinzi¬
pien für einen künftigen Ordnungsrahmen , die der
Antrag der Koalitionslraktionen aufführt , sind
nach meiner Überzeugung eine zuverlässige
Grundlage für zukünftige Verhandlungen.
Ich danke diesem vertrauten und vertraulichen
Kreis für seine außerordentliche Aufmerksamkeit.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau . - Weitere Wortmeldungen
zum Tagesordnungspunkt 5 liegen mir nicht vor.
Ich schließe die Beratung.
Wir stimmen ab über die empfohlene Überwei¬
sung des Antrags an den Hauptausschuß . Die
abschließende Beratung und Abstimmung soll
dort in öffentlicher Sitzung erfolgen . Wer dafür
ist , den bitte ich um das Handzeichen . - Gegen¬
probe ! - Stimmenthaltungen ? - Keine . Wir haben
einstimmig so beschlossen.

Aufgerufen ist Tagesordnungspunkt

6 Gesetz zum Staatsvertrag über Mediendienste
(Mediendienste -Staatsvertrag)
Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 12/1954

erste Lesung

Zur Einbringung des Gesetzentwurfes erteile ich
auch hier Herrn Ministerpräsident Dr . Rau das . .

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Die Landesre¬
gierung legt Ihnen den Entwurf des Gesetzes zum
Staatsvertrag über Mediendienste vor.
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Artikel 1 des Gesetzentwurfs enthält die Zustim¬
mung zu dem zwischen den Ländern der Bundes¬
republik geschlossenen Mediendienste -Staatsver¬
trag , um die die Landesregierung Sie bittet . Sein
Inkrafttreten ist parallel zum ebenfalls im Gesetz¬
gebungsgang befindlichen Teledienstgesetz des
Bundes zum 1 . August dieses Jahres vorgesehen.

Entschuldigung , ich kürze ein wenig , weil ich Sie
nicht überbeanspruchen will.

In beiden Entwürfen findet eine Reglementierung
mit Augenmaß statt . Ich verweise darauf , daß die
Mediendienste zulassungs - und anmeldungsfrei
sind . Das bedeutet freilich nicht , daß sie völlig frei
von gesetzlichen Grenzziehungen sind . Auch an¬
dere Bereiche der Wirtschaft haben sich an Spiel¬
regeln zu halten , durch die die Schwächeren in
der Gesellschaft geschützt werden . Für Multime¬
dia gilt nichts anderes.
Der Mediendienste -Staatsvertrag zieht deshalb
insbesondere mir dem Blick auf den Jugendschutz
Grenzen . Das ist , wie wir aus den in der jüngsten
Zeit geführten Diskussionen wissen , auch drin¬
gend nötig . Gleichwohl setzen wir auch auf Ein¬
richtungen der freiwilligen Selbstkontrolle . Sie
können , wenn sie ihre Aufgabe ernst nehmen,
mithelfen , Rechtsverstöße zu vermeiden . Sie kön¬
nen aber den Gesetzgeber nicht aus , seiner Ver¬
antwortung entlassen , und sie ersetzen erst recht
nicht eine notfalls zupackende Aufsicht . Beide
Instrumente ergänzen sich vielmehr.
Ichvermag , meine Damen und Herren , auch keine
Überreglementierung darin zu erkennen , daß der
Mediendienste -Staatsvertrag Regelungen zum
Verbraucherschutz und zum Datenschutz enthält.
Wir können und dürfen die Augen nicht davor
verschließen , daß die neuen Dienste nicht nur
Vorteile , sondern gerade auf diesen Gebieten
auch Risiken bergen . Die Verbraucher - -und Daten¬
schutzregeln müssen deshalb den neuen Gege¬
benheiten von Multimedia angepaßt werden.
Meine Damen und Herren ! Wir betreten mit dem
Ihnen vorliegenden ' Staatsvertragsentwurf Neu¬
land . Deshalb erhebt der Entwurf nicht den An¬
spruch , alle Probleme zu lösen , die sich im Be¬
reich von Multimedia stellen . In der Protokoller¬
klärung aller Länder heißt es dazu , daß Bund und
Länder die Entwicklung der neuen Dienste und die
Anwendung der beiderseitigen gesetzlichen Rege¬
lungen fortlaufend beobachten und darüber im
Gespräch bleiben werden . Das läßt mich hoffen,
daß es uns auch in Zukunft gelingen wird , für
Multimedia verantwortungsbewußte , aber auch

praxisgerechte Lösungen zu finden . - Herzlichen ( C)
Dank.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön , Herr Mini¬
sterpräsident . - Für die SPD-Fraktion spricht der
Abgeordnete Grätz.

Reinhard Grätz (SPD) : Herr Präsident ! Meine Da¬
men und Herren! Der Mediendienste - Staatsvertrag
regelt Zuständigkeiten und Tatbestände , die , so
meine ich , in der nächsten Generation unser aller
Leben mit beherrschen werden . Da sage keiner:
Landtage hätten nicht noch Wichtiges zu regeln.
Sie tun es mit diesem Vertrag , Herr Ministerprä¬
sident.

Neben der grundsätzlichen Bedeutung dieser Re¬
gelungen im neuen Staatsvertrag - im erstmaligen
Staatsvertrag zu diesem ' Thcma , wenn man von
dem Sonderfall Btx absieht , der ja hiermit auch
aüsläuft - möchte ich vor allen Dingen drei Aspek¬
te hervorheben.

Zum ersten : Der Staatsvertrag ist ein Meilenstein
für die sinnhafte Erhaltung des Föderalismus . Die
Länder sind einigungs - und somit auch sprach-
fähig gegenüber dem Bund , und man hätte sich
dies tatsächlich - mehrere Redner haben dies vor¬
hin angesprochen - auch in der Frage der Rege¬
lung exklusiver Senderechte von Großveranstal¬
tungen im Fernsehen bei der Novelle der EU-Fern-
sehrichtlinie gewünscht.

(Zustimmung des Roland Appel ( GRÜNE ] )

Zum zweiten : Die Länder haben das vor zwei Jah¬
ren von ihren eigenen Rundfunkreferenten formu¬
lierte Prinzip der abgestuften Regelungsdichte im
Bereich des Rundfunks und der rundfunkähnlichen
Mediendienste vorbildlich und - so meine ich -
unbürokratisch auf die staatsvertragliche Rege¬
lungsebene übertragen . Föderale Lösungen sind
also nicht per se umständlich oder kompliziert.
Und zum dritten : Die Länder haben in diesem Ver¬
trag klargestellt , wo der Regelungsbereich nach

•Art . 5 des Grundgesetzes unter Einbeziehung der
Art . 30 und 70 zu ziehen ist . Mediendienste un¬
terliegen - anders als z . B. die Individualkommuni¬
kation etwa mittels Telefon - dem Art . 5 des
Grundgesetzes, . wenn sie Inhalte vermitteln und
sich an eine beliebige Allgemeinheit zur Nutzung
richten.
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IReu! [CDU}}

[A ) Polizeipräsidenten in Münster . Regierungsprä¬
sidenten werden verramscht ! Wo sind wir eigent¬
lich hingekommen ? Was ist eigentlich aus Ihren
Grundsätzen geworden?

(Beifall bei der CDU)

Jetzt zurück zum Tatbestand ! Herr Clement hat
Her fast mit Tränen in den Augen vorgetragen , wie
unangenehm es wäre , daß es zu einer solchen
öffentlichen Debatte über eine Person komme . -
Wer hat denn - das ist eine spannende Frage ! -
eigentlich dieses Gutachten erstellt ? - Die Staats¬
kanzlei!

Wer hat eigentlich dieses Gutachten in die Öffent¬
lichkeit gespielt und warum ? Das ist eine spannen¬
de 'Frage . Wir haben doch nicht vorgetragen , der
Mann sei nicht geeignet . Mitarbeiter der Staats¬
kanzlei haben ein Papier gemacht . Ich lese das
nicht vor . Das kennen ja mittlerweile alle , ins¬
besondere die Journalisten . Da steht drin : Der
Mann ist nicht geeignet . Schlicht und einfach!
Trotzdem haben Sie ihn gewählt . Warum haben Sie
ihn gewählt ? Herr Clement , Sie müssen doch dafür
sein , das ist doch logisch . Herr Hombach , wir
wissen doch , was in den letzten Wochen und
Tagen hier passiert . Sie brauchen doch die Unter¬
stützung von dem Mann.

[B!
(Beifall bei der CDU)

Da wird der Mitarbeiter von Herrn Hombach be¬
fördert , weil Herr Hombach gute Pressearbeit für
Herrn Clement in den letzten Wochen macht . Das
ist die Wahrheit , schlicht und einfach.

(Beifall bei der CDU)
So . und jetzt zur Sache selber . Herr Rau , Sie kön¬
nen dann gerne dazu etwas sagen , weil mich der
eine Teil schon sehr entsetzt hat . Daß aus Ihrer
Staatskanziei - das hätte ich bis zu dem Zeitpunkt
nicht erwartet - eine Stellungnahme der Öffentlich¬
keit zugespielt wird , ich sage Ihnen mal , das riecht
nach Pfeiffer , was da passiert , damit das klar ist.
Da wird zu einem bestimmten Zeitpunkt , wo SPD¬
interne Konflikte stattfinden , ob Herr Clement sie
nun mehr oder weniger drängt oder nicht drängt,
der Öffentlichkeit ein Papier zugespielt , und zwar
aus Ihrem Hause , das einen der Kontrahenten in
diesem Spielchen doch ein Stück belasten soll,
wenn ich das richtig sehe . Warum spielen Sie das
denn in die Öffentlichkeit ? Warum spielt die
Staatskanzlei in die Öffentlichkeit , daß Herr Langenicht geeignet ist?

(Beifall bei der CDU) .

Diese Frage interessiert mich - neben der Frage , die (C)
Lothar Hegemann angesprochen hat , daß der Mann
nach Ihrer Beurteilung eigentlich gar nicht gewählt
werden durfte und daß auch keine Notwendigkeit
bestand . Sie spielen das in die Öffentlichkeit.
Ich möchte gerne eine Antwort auf die Frage : .
Warum hat die Staatskanzlei zu dem Zeitpunkt , a (s
es in der SPD eine Debatte gibt : Clement oder
Rau ? warum soll dann versucht werden , einen
der Protagonisten von Herrn Clement in der Öffent¬
lichkeit zu schädigen ? Warum wird der Mitarbeiter
von Herrn Hombach von der Staatskanzlei in der
Öffentlichkeit schlecht gemacht ? Doch wahr¬
scheinlich , um den Eindruck zu erwecken , daß da
irgendwelche Schiebereien im Gange sind.

(Beifall bei der CDU)

Damit sollte Herr Hombach getroffen werden,
damit das einmal klar ist . Dafür ist Lange viel zu
unwichtig . Herr Hombach und damit möglicher¬
weise auch Herr Clement ! Ich .kann das nach den
Ereignissen der letzten Tage , insbesondere nach
dem Interview in der "Woche " sehr gut verstehen,
was da passiert ist , aber ich kann es nicht akzep¬
tieren , überhaupt nicht akzeptieren . Das ist ein Stil,
der in Nordrhein -Westfalen eingerissen und an
diesem Beispiel deutlich wird - ich wiederhole
es der riecht nach Pfeiffer , ich finde , es ist
dringend Aufklärung notwendig , um zu klären:
Warum hat wer den Auftrag gegeben , überhaupt
ein Gutachten zu machen ? Warum hat wer das der
Öffentlichkeit zugespielt ? Herr Rau , Sie sind ge¬
fordert , hier klare Aussagen zu treffen.

(Betfall bei der CDU - Unruhei

Präsident Ulrich Schmidt : Das Wort hat Herr Mini¬
sterpräsident Dr . Rau.

( Uh -Rufe bei der CDU - Zuruf von der CDU:
Antworten - Weitere Zurufe von der CDU)

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Es riecht
nicht nach Pfeiffer , es roch nach Reui.

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der SPD:
Nicht so leicht machen ! - Weitere Zurufe von
der CDU - Unruhe)

Herr Präsident ! Meine Damen und Herren ! Der
Versuch , auf Kosten eines Bewerbers , der vom
Aufsichtsrat gewählt worden ist - - -

(Michael Thomas Breuer ICDU1: Antworten !)
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(Ministerpräsident Dr . Rau}

I - Moment , nun lassen Sie mich doch einmal reden.

(Zuruf von der SPD : Hört doch mal zu !)

Wenn sich ein Aufsichtsrat nach Prüfung , nach
Vorstellung , nach Diskussion über diese Prüfung
für einen Bewerber entscheidet , dann habe ich das
nicht zu reklamieren und nicht zu kritisieren . So!

(Michael Thomas Breuer [CDU ] : Wo ist das
Gutachten ?)

- Es gibt kein Gutachten . Es gibt ein Schreiben der
Staatskanzlei . Das ist Monate alt . Dieses Schreiben
der Staatskanzlei ist durch eine Indiskretion , die ich
bed aure m und mißbillige , nach draußen gespielt
worden . Der Vorwurf , das habe die Staatskanzlei
getan , —

{Herbert Reul {CDU]: Jemand aus der Staats-
kanziei ! - Nein wieso ! Der Aufsichtsrat hat
es doch nie bekommen !)

- Herr Reul , es konnten ja die Empfänger gewesen
sein.

{Herbert Reül [CDU ] : Wer war das denn ?}

- Das weiß ich nicht . Ich bin doch nicht der Bürodi¬
rektor.

{Beifall bei der SPD - Lachen bei der CDU)

j - Herr Reul , mit solchen Fisimatenten gebe ich
mich nicht ab.

(Unruhe bei der CDU}

Die Tatsache , daß Sie etwas durch Indiskretion
bekannt Gewordenes durch die Art Ihrer Reden,
noch publizistisch aufzublasen versuchen, ‘habe ich
erkannt.

(Herbert Reul [CDU] : Ja , und ?)

Daß jemand in der Staatskanzlei in einem internen

Vorgang jemanden bewertet , kann ich ihm nicht
übelnehmen . Wenn ein solcher Vorgang öffentlich
wird , ist das immer zu bedauern , weit solche Vor¬

gänge ihrem Charakter nach nicht öffentlich wer¬

den dürfen . Wer so etwas indiskretioniert , macht
einen schweren Fehler.

(Zuruf von der CDU : Sie sind doch der Chef !)

- Ja , aber wenn ich doch nicht weiß , wer indis¬
kretioniert , dann bin ich doch nicht der Chef . So!

{Widerspruch und Unruhe bei der CDU -

Zurufe von der CDU)

- Ach , regen Sie sich doch einmal ab.

{Glocke )
v

Auf was für ein Niveau sind Sie mit Ihrer Opposi - (C)
tionspolitik gekommen!

{Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der
CDU - Herbert Reul [ CDU ] : Niveau ! Das
müssen Sie dem mal sagen ! [Auf Minister
Clement zeigend : ] Wer hat denn hier kein
Niveau ? - Loke Mernizka [SPD ] : Das war
doch unter aller Kanone ! - Weitere .Zurufe
von der CDU)

- Herr Kollege Reul

{Weitere anhaftende Zurufe von der CDU -
Unruhe)

Präsident Ulrich Schmidt : Darf ich Sie um Aufmerk¬
samkeit bitten . Der Herr Ministerpräsident hat das
Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Kollege
Reul , - - -

(Zuruf von der CDU : Zum Filz !!

- Zum Filz will ich Ihnen gern etwas sagen . Wenn
Herr Kollege Reu ! vermischt Regierungspräsiden¬
ten , Polizeipräsidenten , Entscheidungen des Auf¬
sichtsrates , - - -

(D)
(Herbert Reul [CDU] : Die können Sie von mir •
aus weglassen !)

- Nein , das lasse ich jetzt nicht weg , sondern ich

sage : Dann hören Sie bitte auf , Ansprüche auf

Regierungspräsidenten und auf Polizeipräsidenten
zu erheben.

{Beifall bei SPD und GRÜNEN)

- Das können wir auch anders handhaben.

{Gelächter und Unruhe bei der CDU - Herbert
Reul [CDU] : Rau Nacken , Frau Nacken ! -

Weitere lebhafte Zurufe von dor CDU)

Bisher haben wir uns in diesem Bereich darum
bemüht , alle politischen Kräfte des Landes zu

berücksichtigen.

(Lachen bei der CDU)

Wenn Sie jetzt die Tatsache , daß das auch für die
GRÜNEN gilt , reklamieren , dann empfinde ich das
als ein Selbsttor , Herr Kollege Reul.

{Beifall bei der SPD - Lachen bei der CDU -

Herbert Reul [CDU ) : Nicht vom Thema
abienken !)
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{Ministerpräsident Dr. Rau)

(A ) Nun versuchen Sie , aus einer in der Tat nicht
glücklich gelaufenen Personalentscheidung eine
öffentliche Diskussion und eine überhöhte Ver-
sch '.vSrungsthecrie zu entwickeln . Sie bringen das
dann alles zusammen mit meinem Jubiläum als
Parteivorsitzender ..

(Dr . Helmut Linssen [CDU) : Jawohl !)
Das müssen Sie nicht tun . Freuen Sie sich doch,
daß Sie mich schon 20 Jahre lang haben.

{Beifall und Heiterkeit bei der SPD)

Freuen Sie sich doch , daß die SPD sich gerade in
die Form bringt , mit der sie im Jahre 2000 hier
wieder die Mehrheit zu erreichen versuchen wird.

(Beifall-bei der SPD - Herbert Reul .{CDU ) : Die
reicht nicht mehr !)

Sie werden —

(Herbert Reul [CDU] [ein Papier hochhal-
tend ] : Das ist von der Staatskanzlei !)

- Ach , Herr Kollege Reul , ich kenne doch die Rol¬
lenverteilung in Ihrer Fraktion und in Ihrer Partei.
Wir bekommen das doch mit . Daß Sie Wadenbei¬
ßer vom Dienst brauchen , ist doch in Ordnung.
Warum wollen Sie diese Rolle nicht wahrnehmen?
Tun Sie es doch!

' 1 Nur sage ich Ihnen : Aus diesem Vorgang einer
Personalentscheidung beim Flughafen eine Ver¬
schwörungstheorie zu machen , in der Sie zwischen
Wolfgang Clement und mich auch nur ein Blatt
Papier kriegen , das werden Sie nicht hinbekom¬
men.

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der CDU -
Herbert Reul [ CDU) : Kein Blatt Papier , aber
die “ Woche " ! - Weiterer Zuruf von der CDU:
Da paßt der Brockhaus dazwischen !)

- Ich kann den Zusammenhang , die Sie zwischen
der "Woche " und der Personalentscheidung des
Flughafens hersteilen , nicht verstehen.

(Zahlreiche Zurufe von der CDU!
- Herr Präsident , ich habe den Eindruck , daß hier
ein hoher Dialogbedarf besteht,

(Glocke)
aber nicht das Bedürfnis , zuzuhören , was ich zum
Flughafen zu sagen habe.
Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben keine
Weisung gehabt , wie sie abzustimmen haben . Sie
haben nach ihrer Einschätzung nach der Vorstel¬
lung des Kandidaten abgestimmt . Ich habe das
nicht zu rügen , ich habe das auch nicht zu kom¬

mentieren , weil ich hierin eine Politisierung des |C)
Vorgangs sähe , die ich für unberechtigt halte.

( Beifall bei der SPD - Herbert Reul [CDU ] :
Beifall des Herrn Hombach ! - Weitere Zurufe
von der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Das Wort hat der Kollege
Dr . Linssen.

Dr . Helmut Linssen (CDU ) : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen und Herren ! Herr Minister¬
präsident , ich witi Ihr Rollenverständnis , das Sie
offensichtlich von der Opposition haben , jetzt ein
bißchen durcheinanderbringen . Denn nach Ihrer
Vorstellung hier ist es , glaube ich , dringend an der
Zeit , daß wir ein bißchen mehr nachbohren . Das
wird ja deutlicher denn je.

(Beifall bei der CDU)
Ich muß Ihnen ehrlich sagen : Als der Kollege Reul
das Wort “Pfeiffer " in den Mund nahm , habe ich
gedacht : Na , der ist heute morgen aber gut aufge-
legtl - Nach Ihrem Beitrag kann ich nicht mehr
ausschließen , daß er wirklich den Nagel auf den
Kopf getroffen hat.

{Lebhafter Beifall bei der CDU ) (Dj
Wir können bei dem , was sich hier in den letzten
Wochen abspiett , Verschwörungen dieser Art , wie
wir sie ' hier vorgetragen haben , überhaupt nicht
mehr ausschließen . Die Journalisten können sie
auch nicht mehr ausschließen.

(Beifall bei der CDU)
Alle Beobachter der Szene haben offensichtlich den
Eindruck , daß da etwas dran sein muß , wenn die
Landesregierung per Information am 10 . Dezember
zu dieser Lange -Fiughafengeschichte mitteilt:

" Die Vertreter des Landes haben deutlich ge¬
macht , daß anstehende Personalentscheidun¬
gen in der Geschäftsführung bis zur Klärung
einer zukunftsorientierten Gescllschaftersrruktur
nicht getroffen werden sollten . “

Das ist klare Meinung der Landesregierung gewe¬
sen . Dann wird dieser Tagesordnungspunkt bei
zwei Sitzungen heruntergenommen . Und in der
dritten Sitzung - was Wunder - gilt auf einmal nicht
mehr , daß der Mann nicht qualifiziert ist , sondern
da singen Sie das Hohe Lied der Gewerkschafts¬
treue - das haben Sie ja gerade auch wieder gesun¬
gen - und versuchen , uns klarzumachen , daß das
jetzt auf einmal ein ganz normales Spielchen sei.
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( Dr . Linssen ( CDU]}

Das glaubt Ihnen doch hier kein Mensch mehr,

{Beifall bei der CDU]

sondern das ist eine ganz abgekartete Geschichte.

Die Sache wird ja noch dadurch bestätigt , daß
dieser Mann nicht einen ganz normalen Vertrag,
sondern einen Drei-Jahres -Vertrag bekommen hat,
wobei ihm nach zwei Jahren erzählt werden soll,
ob der Vertrag eventuell auf fünf Jahre verlängert
wird . Das muß man sich einmal vorstellen . Warum
machen Sie denn eine so komische Geschichte,
abweichend von allen Normalitäten?

(Widerspruch des Ministerpräsidenten
Dr . Johannes Rau)

Weil Sie genau wissen : Sie haben vorher ein Gut¬
achten über die Nicht -Qualifikation gemacht , und
jetzt müssen Sie dem entsprechen . Das ist gescho¬
ben von vorne bis hinten , und das lassen wir uns
nicht gefallen.

(Anhaltender lebhafter ßeifali bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Das Wort hat Herr Mini¬
sterpräsident Dr. Rau.

(Zuruf von der CDU : Ah , Herr Clement darf
nicht !)

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Kollege.
Linssen , eine solche Konditionierung , wie Sie sie
gerade dargestellt haben , halten Sie für ungewöhn¬
lich . Das ist falsch . Ich habe vor ganz kurzer Zeit in
einem Aufsichtsrat eine solche Entscheidung
mitgetragen - drei und Verlängerungsmöglichkeit - ,
und zwar bei jemandem , der schon unter Vertrag
war . Das ist also durchaus normal , entspricht den
aktienrechtiichen Bestimmungen und den handels¬
rechtlichen Möglichkeiten.
Ich habe mich aber zu Wort gemeldet , um etwas
anderes zu sagen . Herr Kollege Reul , ich möchte
Sie bitten , den Vergleich und das Stichwort " Pfeif¬
fer " .

(Herbert Reul [CDU] : Nein !)

das Herr Kollege Linssen damit kommentiert hat,
daß Sie besonders gut aufgelegt seien , doch ein¬
mal außerhalb des Parlaments zu sagen , weil nur
dann die strafrechtlichen Möglichkeiten genutzt
werden können , die wir brauchen , um mit dieser
Sache fertig zu werden.

(Beifall bei der SPD - Herbert Reul (CDU] : Da

kommen Sie nicht mehr heraus ! - Zahlreiche (C)
lebhafte Zurufe von der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Das Wort hat Her : Kolle¬
ge Hegemann.

Lothar Hegemann {CDU ) : Herr Präsident ! Meine
Damen und Herren ! Ich wundere mich schon ein
bißchen : Herr Matthiesen hat sich während meiner
ersten Rede gemeldet , Herr Clement hat sich
gemeldet . Sie mußten alle zurückziehen . Na ja,
sei ' s drum.

Herr Ministerpräsident , auch Herr Engholm hat
einmal gedroht . Das hat er nicht lange aufrecht¬
erhalten . Ich weiß nicht , was das soll , daß Sie
drohen : Das sagen Sie einmal außerhalb des Parla¬
ments , dann komme ich mit dem Staatsanwalt ! -
Das macht Ihre Aussage nicht sinnvoller.

Warum haben Sie eigentlich auf die Fragen , die
man Ihnen gestellt hat , nicht geantwortet?

( Beifall bei der CDU)

Es ist doch gefragt worden : Wer in Ihrem Haus hat
auf wessen Veranlassung ein Gutachten erstellt
und an wen geschickt ? Das Gutachten ist doch
nicht an die Presseabteilung gegangen ; es hot doch (qj
bestimmt Adressaten gehabt.

Ich gehe einmal davon aus , daß die Mitglieder des
Aufsichtsrats aus Ihrem Hause - Herr Habermann
aus der Staatskanzlei , Herr Westermann und Herr
Bickenbach aus dem Wirtschafts - und Verkehrs¬
ministerium - von Ihnen Entscheidungshilfen be¬
kommen haben , wie sie sich zu verhalten haben.
Sie können ja einmal nachfragen und sich eine
dienstliche Erklärung geben lassen , ob auch alle
dichtgehalten haben.

Wenn dann vor einigen Monaten im Landtag auf
einen alten kaufmännischen Grundsatz hingewie¬
sen und gesagt wird : Wenn ich etwas veräußern
will , dann treffe ich nicht vorher eine ganze Reihe
von Dispositionen und greife in die Entscheidungs¬
kompetenzen des künftigen Erwerbes ein . Das ist
ein alter kaufmännischer Grundsatz , den man
beherzigt . Das hat nicht Herr Lange gesagt , son¬
dern Herr Trinius . Nun sagen Sie , daß wir das hier
nicht öffentlich diskutieren dürfen . Sind Sie der
Oberzensor , Herr Verkehrsminister?

{Beifall bei der CDU)

Sie problematisieren eine Entscheidung ; Sie schla¬
gen Herrn Walsken vor , bringen ihn ins Gespräch.
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{Vizepräsident Dr . Hans -UJrich Klose)

(A ) 3 Über- und außerplanmäßige Ausgaben mit
Beträgen von 50 000 DM und darüber Im 1.
Quarta! des Haushaltsjahres 1997

Antrag
des Finanzministers
gemäß Artikel 85 Absatz 2 LV
i . V . m . 5 37 Abs . 4 LHO

Vorlage 12/1434

Beschiußempfehlung
des Haushalts - und Finanzausschusses
Drucksache 12/2348

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen.

Ich komme zur Abstimmung . Wer die Beschluß¬
empfehlung Drucksache 12/2348 annehmen
möchte , den bitte ich ums Handzeichen . - Die
Gegenprobe ! - Stimmenthaltungen ? - Bei einer
Stimmenthaltung stelle ich fest , daß die übrigen
Mitglieder des Hauses , soweit anwesend , die
Beschlußempfehlung angenommen haben.

Ich komme zu:

4 Unser Land braucht die Gemeinsamkeit der
(B ) Demokraten:

Die Steuerreform darf nicht länger blockiert
werden!

Antrag
der Fraktion der CDU
Drucksache 12/2342

Ich weise hin auf den Entschließungsantrag der
Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬
NEN Drucksache 12/2372.

Ich eröffne die Beratung und erteile als erstem
Redner von der CDU das Wort —

(Regina van Dinther [CDUI : Verschwun¬
den !)

- Dann darf ich in der Reihenfolge der Redner Vor¬
gehen ; anders läßt es sich wohl zur Zeit nicht
machen.

Als nächste Rednerin folgt Frau Kollegin Meyer-
Schiffer , bitte schön.

(Gisela Meyer -Schiffer [SPD ] : Das macht
keinen Sinn ! - Regina van Dinther [CDU] :
Unterbrechen ] - Weitere Zurufe)

Herr Ministerpräsident , wollen Sie sprechen ? - fC)
Dann erteile ich Ihnen das Wort . Bitte schön.

(Beifall)

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Der Antrag der
CDU soll den Eindruck erwecken , die Deutsche
Bundesbank habe im Streit um die große Steuer¬
reform Partei ergriffen ; sie habe sich auf die Seite
der Bundesregierung geschlagen . Dieser Eindruck
ist irreführend und falsch . In ihrem Monatsbericht
vom August 1997 fordert die Bundesbank aus¬
drücklich eine umfassende große Steuerreform,
die niedrigere Steuersätze mit einem umfassen¬
den Abbau steuerlicher Ausnahmetatbestände
und steuerlicher Sondervergünstigungen verbin¬
det . Für eine solche Reform tritt auch die Landes¬
regierung ein.

Wir halten unverändert an der Forderung fest,
eine Steuer - und Abgabenreform bereits zum
1 . Januar 1998 zu verwirklichen . Sie muß aber

wirtschaftspolitisch vernünftig und solide finan¬
ziert sein . Der Spielraum für die Senkung der
Steuersätze muß durch die Verbreiterung der Be¬
messungsgrundlage geschaffen werden . Wir wol¬
len keine Steuersenkung um jeden Preis . Wir wol¬
len eine gerechte und effiziente Lastenverteilung.

Die mit dem Steuerreformgesetz der Bundesregie¬
rung verbundenen Steuerausfälle sind weder für
den Bund noch für die Länder noch für die Ge¬
meinden zu verkraften . Bereits nach den Ergeb¬
nissen der Steuerschätzung vom Mai 1997 müs - ,
sen die öffentlichen Haushalte 1997 Steuerausfäl¬
le von 18 Milliarden DM verkraften . Ab 1998
werden es über 30 Milliarden DM sein.

Das Konzept der Bundesregierung zur Steuerre¬
form bedeutet ein zusätzliches Defizit von über
45 Milliarden DM jährlich-. Die Mindereinnahmen
der öffentlichen Haushalte belaufen sich damit ab
1999 auf rund 80 Milliarden DM.

Steuerausfälie in dieser Größenordnung können
weder durch Ausgabeneinschränkungen noch
durch eine höhere Neuverschuldung aufgefangen
werden . Sie sind auch mit Blick auf die
Maastricht -Kriterien nicht zu verantworten . Eine
glaubwürdige und seriöse Steuerpolitik muß die
aktuelle finanzpolitische Lage berücksichtigen.

( Beifall bei der SPD)

Die Koalition in Bonn hat zur Refinanzierung ganz
allgemein eine Umschichtung von direkten zu
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(A) indirekten Steuern angekündigt . Konkrete Vor¬
schläge liegen bis zum heutigen Tage nicht vor.
Wir wollen eine solide finanzierte Steuerreform.
Das heißt leider auch : Für umfangreiche Netto¬
entlastungen fehlt einfach das Geld . Das weiß
auch die Bundesregierung , und das merkt man
manchmal auch daran , wie sie handelt oder wie
sie nicht handelt.

Dafür ein Beispiel : Sie hat zwar beschlossen , den
Solidaritätszuschlag um zwei Prozentpunkte zu
senken ; sie ist aber bis heute nicht in der Lage zu
sagen , wie sie die entstehenden Steuerausfälie
von 7,5 Milliarden DM refinanzieren will . Wie sie
dann im Rahmen einer großen Steuerreform eine
vielfach höhere Nettoentiastung finanzieren will,
bleibt das Geheimnis der Bundesregierung.

Das Konzept der Bundesregierung würde allein in
unsere Landeskasse ein Loch von mindestens 4
bis 5 Milliarden DM reißen . Mir ist unbegreiflich,
wie die CDUhier im Landtag der Landesregierung
ausgerechnet dieses Reformvorhaben als Mittel
empfehlen kann , um die Steuereinnahmen zu sta¬
bilisieren.

(Beifall bei der SPD)

Die Gesetzentwürfe der Bundesregierung sind
auch nicht geeignet , die Arbeitslosigkeit wirksam

® zu bekämpfen . Tatsache ist doch : Die Unterneh¬
men in der Bundesrepublik sind über Jahre hin¬
weg durch diverse Standortsicherungs - und Jah¬
ressteuergesetze steuerlich entlastet worden . Die
steuerliche Belastung der Unternehmen liegt heu¬
te auf dem niedrigsten Stand in der Geschichte
der Bundesrepublik Deutschland . Dennoch ist im
Inland bisher keine verstärkte Investitionstätigkeit
zu verzeichnen . Das spricht eine deutliche Spra¬
che.

Festzuhalten bleibt : Deutschland ist kein Hoch¬
steuerland . Die Steuerquote lag 1996 bei 23 % .
Das ist der niedrigste Wert seit den 60er Jahren.

Die einfache Philosophie der Bonner Regierungs¬
koalition scheint zu sein : Man muß vor allem die
Unternehmen kräftig steuerlich entlasten ; dann
steigen die Investitionen , und Arbeitsplätze ent¬
stehen wie von selbst . Es wäre schön , wenn es
so einfach wäre . Das ist es aber nicht , wie die
Vergangenheit zeigt.

Wer die viel zu hohe Arbeitslosigkeit wirklich be¬
kämpfen will , der muß rasch die Lohnnebenko¬
sten senken . Die zu hohen Abgaben sind das ei¬

gentliche Problem . Ein Prozentpunkt weniger bei

den Sozialabgaben entlastet Unternehmen und (C)
Arbeitnehmer um knapp 35 Milliarden DM.

( Lothar Hegemann {CDU] ; Auf geht ' s !}

Das ist mehr , als jede gegenwärtig finanzierbare
Steuerreform Betriebe und sozialversicherungs-
pfiichtig Beschäftigte entlasten kann.

Diese Maßnahmen hätten zum 1 . Juli in Kraft
treten können . Die Koalition in Bonn verweigert
sich aber , weil sie die Erhöhung der Mehrwert¬
steuer brauchen wird , um die Löcher zu stopfen,
die sie durch ihr Steuerreformkonzept unnötig
aufreißt.

Wir wollen eine grundlegende Steuerreform , die
zum 1 . Januar 1998 in Kraftiritt . Wir sind auch
kompromißbereit . Wir haben eben aber nicht die
Hand für eine Politik, die neue Probleme schafft,
statt bestehende Probleme zu lösen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Genau das tut aber die Steuerpolitik der Koalition.
Sie ist unbezahlbar , weil sie Geld zurückgeben
will, das der Staat schon heute nicht hat . Sie tut
nichts zur Stärkung der privaten Nachfrage und
damit der Binnenkonjunktur . Aber genau an die¬
sem Punkt lahmt der wirtschaftliche Auf¬
schwung . Sie verstärkt die soziale Schieflage,
anstatt die Lasten endlich wieder etwas gerechter
zu verteilen . Sie begünstigt die Konzentration von
Einkommen und Vermögen und gefährdet damit
den Wettbewerb und das marktwirtschaftliche
System.
Die Verständigung bei der Gewerbekapitalsteuer
zeigt : Kompromisse sind möglich , wenn die Bon¬
ner Koalition Argumente aufgreift und sich be¬
wegt . Wenn sich die Koalition bewegt , kann es
auch bei den anderen Fragen eine Verständigung
geben : bei der Senkung der Lohnnebenkosten , bei
einem angemessenen steuerfreien Existenzmini¬
mum , bei einem niedrigeren Eingangssteuersatz.
Seriös kann man darüber aber nur reden , wenn
gleichzeitig die Steuerschlupflöcher geschlossen
werden , die in Wahrheit ja keine Schlupflöcher
mehr sind , sondern einladend geöffnete Scheu¬
nentore.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wenn darüber Einigkeit besteht , dann kann man
auch über einen niedrigeren Spitzensteuersatz
sprechen.
Ich hoffe , daß sich die Koalitionsparteien in Bonn
in dieser Sache bewegen . Freilich ist ein Bundes¬
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finanzminister auf Abruf kein besonders geeigne¬
ter Verhandlungspartner , wenn es um finanzpoli¬
tisch , wirtschaftspolitisch und gesellschaftspoli¬
tisch so wichtige Fragen geht . Wir stehen zum
Gespräch über eine solche Steuerreform jederzeit
bereit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Ulrich Klose: Ich erteile
Herrn Abgeordneten Dr . Linssen für die Fraktion
der CDU das Wort.

Dr . Helmut Linssen (CDU) : Herr Präsident ! Meine
sehr verehrten Damen und Herren ! Zunächst,
Herr Ministerpräsident, bedanke ich mich , daß Sie
in die Lücke gesprungen sind , die ich hinterlassen
hatte.

(Zurufe von CDU und SPD)
Sie würden, ständen Sie jetzt hier , wahrscheinlich
darüber philosophieren , ob Sie sie ausgefüllt hät¬
ten oder nicht . Ich bedaure es . Das kommt da¬
von , wenn man eine Kollegin trifft , die einem
sagt , Herr Groth würde noch zum GFG sprechen
und anschließend bekäme noch der Innenminister
das Wort. Daraufhin habe ich mich bei einer Be¬
suchergruppe länger aufgehalten . Ich bitte dafür
um Entschuldigung.
Der Ministerpräsident hat gerade gesagt , es wür¬
de Zeit , daß sich die Koalition bewege . - Ich glau¬
be , dieses Thema bewegt alle in Deutschland . Es
ist das beherrschende Thema . Und deshalb müs¬
sen sich alle bewegen . Wir sollten in dieser De¬
batte nicht versuchen , es so darzustellen , als
müßte sich nur einer bewegen . Mir würde dazu
sehr vieles einfallen , was an Tiraden in den letz¬
ten Wochen und Monaten durchs Land gegangen
ist . Es hat relativ wenig Zweck , so etwas hier zu
wiederholen.

Entscheidend ist : Gelingt uns eine Reform der
Steuergesetzgebung in Deutschland , die tatsäch¬
lich unsere Wettbewerbsfähigkeit stärkt , weil die
wiederum entscheidend ist für Arbeitsplätze ? Wir
müssen alles tun , was die Zahl der Arbeitsplätze
bei uns nach vorne bringt.

(Beifall bei der CDU)
Das ist das Gebot der Stunde . Daran werden uns
Wählerinnen und Wähler messen.

Die Wirtschaftsinstitute , die Deutsche Bundes¬
bank - um nur einige zu nennen - sind alle der
Meinung : Wir brauchen dringend diese Steuerre¬
form . Und Sie haben , Herr Ministerpräsident,
wenn ich Sie richtig verstanden habe , ebenfalls
gesagt : Wir wollen eine grundlegende Steuerre¬
form . Sie wollen also vielleicht nicht nur die
Lohnnebenkostensenkung , Sie wollen vielleicht
nicht nur den Abbau von Steuerschlupflöchern,
sondern Sie wollen , wenn ich Sie richtig verstan¬
den habe , dann auch eine Tarifkorrektur . Darum
wird es sicherlich in den Gesprächen gehen.
Wir wollen alle ein Steuersystem , was einfacher
ist, was gerechter ist . Das wird von allen Parteien
hier vorgetragen . Wenn ich mir das Papier - ich
empfehle es den lieben Kolleginnen und Kollegen
aller Fraktionen dringend zur Lektüre - von Herrn
Schleußer aus dem Sommer des Jahres 1996
unter der Überschrift " Anforderungen an eine
Steuerreform " noch einmal anschaue , dann sehe
ich - und das werden auch Sie feststeJIen - , daß
er- sich auch für eine . Erweiterung der Be¬
messungsgrundlagen ausgesprochen und gleich¬
zeitig eine Tarifkorrektur gefordert hat , die sich
bei 20 bis 40 % einpendeln muß.
Das ist Originalton Schleußer . Man sollte sich in
dem Schlachtengetümmel , das wir jetzt vorfin¬
den , schon ein bißchen daran erinnern , was man
eigentlich ursprünglich einmal gemeint hat.
Herr Ministerpräsident , Sie haben gesagt:
Deutschland ist kein Hochsteuerland . Statistiken
werden nun einmal so hingebogen , wie man sie
gerne hätte.

{Reinhold Trinius [SPD] : OECD !)
- Herr Trinius , Sie wissen es doch auch besser.
Schauen Sie sich doch einmal die Einkommen¬
steuerstatistik an , und vergleichen Sie die Ein¬
kommensteuerbeträge bevor und nachdem die
Arbeitnehmer über die Einkommensteuererklärung
ihre Rückerstattung bekommen haben . Die Rück¬
erstattungen an Arbeitnehmer , die vorher Lohn¬
steuer bezahlt haben , sind der Hauptteii der Ein¬
kommensteuer.

( Beifall bei der CDU)
Das können Sie im Bundesbankbericht nachlesen,
den ich Ihnen gleich noch überreichen kann . Dann
sehen Sie , welche Ausmaße das mittlerweile an¬
genommen hat.
Aber wir sollten nicht die Schlachten von gestern
schlagen . Nun , Herr Ministerpräsident , Sie haben
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Beginn : 10 .05 Uhr

Präsident Ulrich Schmidt : Guten Morgen , meine
Damen und Herren . Ich heiße Sie zu unserer heu¬
tigen , der 67 . Sitzung des Landtags Nordrhein-
Westfalen in dieser Wahlperiode herzlich willkom¬
men . Ich begrüße auch unsere Gäste auf der Zu¬
schauertribüne sowie die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Medien.

Für die heutige . Sitzung haben sich 27 Kollegin¬
nen und Kollegen Abgeordnete entschuldigt ; ihre
Namen werden in das Protokoll aufgenommen.

Wir treten in die Beratung der heutigen Tages¬
ordnung ein . Ich rufe auf:

1 Fragestunde

Drucksachen 12/2410 , 12/2432 und 12/2433

Mit Drucksache 12/2410 liegen Ihnen die Mündli¬
chen Anfragen 143 bis 149 vor . Außerdem ha¬
ben Sie zwei Dringliche Anfragen erhalten , und
zwar mit Drucksache 12/2432 die Mündliche An¬
frage 150 des Kollegen Hegemann von der Frak¬
tion der CDU sowie mit Drucksache 12/2433 die
Mündliche Anfrage 151 des Herrn Abgeordneten
Remmei von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬
NEN.

Nach Nr . 2 der Richtlinien für die Fragestunde
werden Dringliche Anfragen zu Beginn der Fra¬
gestunde aufgerufen , ich rufe deshalb zunächst,
auf:

Dringliche Anfrage 150

des Herrn Abgeordneten Lothar Hegemann von
der Fraktion der CDU:

Verbilligte LTU-Flugreisen des Ministerpräsi¬
denten

In der SPiEGEL-Ausgabe Nr. 40 vom 29 . Sep¬
tember 1997 wird unter der Überschrift
"50 % Rabatt ’ berichtet , die WestLB -Tochter
LTU habe für "wichtige Freunde und Gönner“
der WestLB verbilligte Flugtickets bereit-
gestellt . In diesem Zusammenhang heißt es in
dem Artikel auch , Ministerpräsident Johannes
Rau habe bei der Fluggesellschaft "über sein
Sekretariat für sich selbst , seine Frau, seine
Schwiegermutter , seine Kinder und seinen
Brudernebst Ehegattin ’ verbilligte Flüge geor¬

dert. Der SPIEGEL weiter : "In der Rege ! erhielt (C}
der Regierungschef 50 % Rabatt auf den Brut¬
topreis . Einen Flug für seine Frau nach Korfu
im Oktober 1994 beglichen die Raus erst vor
wenigen Wochen , nachdem mehrere Pressean¬
fragen eingegangen waren .

"

Wann und in welchem Umfang sind derartige
Vergünstigungen vom Ministerpräsidenten
und/oder Familienangehörigen angenommen
worden?

Ich darf dem Herrn Ministerpräsidenten Dr. Rau
das Wort erteilen.

Dr. Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Herr Abgeord¬
neter Hegemann zitiert aus dem Artikel , den der
" Spiegel " in der Ausgabe vom 29 . Septem¬
ber 1997 veröffentlicht hat . Darin geht es um die
Auseinandersetzungen zwischen dem ehemaligen
Geschäftsführer der LTU , Herrn Hans -Joachim
Driessen , und der WestLB um Art und Höhe der
Abfindung des ehemaligen Geschäftsführers der
LTU . In diese Auseinandersetzungen werden jetzt
durch die " Spiegel "-Veröffentlichung auch meine
Familie und ich hineingezogen.

Ich möchte zu der Frage folgendes sagen : Am ( D)
18 . August 1997 bekam ich eine Anfrage der
Wirtschaftsredaktion der " Welt am Sonntag " . Sic
bezog sich auf das , worüber der " Spiegel " jetzt
berichtet . Mit Brief vom gleichen Tage habe ich
mich an den jetzigen Geschäftsführer der LTU,
Herrn Dr . Heinz Westen , gewandt und ihn gebe¬
ten , die Vorgänge sofort zu prüfen , die mir durch
die Anfrage der " Welt am Sonntag " erstmals be¬
kanntgeworden sind.

Am 21 . August 1997 hat mir Herr Dr . Westen
das Ergebnis der Prüfung durch die Revision sei¬
nes Unternehmens schriftlich mitgeteilt . Die LTU-
interne Prüfung hat zu folgendem Ergebnis ge¬
führt:

Weder von meinem Büro noch von mir selber
wurden in der Vergangenheit an die LTU Rabat¬
tanforderungen gestellt oder entsprechende Er¬
wartungen geäußert . Die Rechnungen für die pri¬
vaten Flüge von Mitgliedern meiner Familie
- insgesamt drei in fünf Jahren - enthielten weder
Hinweise auf Rabatte noch waren die Flugpreise
innerhalb der allgemein bekannten Preisspanne
auffällig niedrig . Für eine Flugreise im Oktober
1996 war keine Rechnung eingegangen . Erst
durch die von mir erbetene Prüfung ist der LTU
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dieses Versäumnis aufgefailen . Diese Rechnung,
die zwischenzeitlich übermittelt wurde , habe ich
sofort bezahlt.

Das ' Ergebnis der LTU-internen Prüfung habe ich
der Wirtschaftsredaktion der " Weit am Sonntag"
zur Verfügung gestellt , die daraufhin von einem
Bericht Abstand genommen hat . Dann kam eine

Anfrage des " Stern "
, die am 28 . August 1997

bei mir einging . Ich habe die gleichen Informatio¬
nen dem " Stern " zur Verfügung gestellt.

Im Unterschied zur " Welt am Sonntag " und zum
" Stern ” hat der "Spiegel " nun eine Geschichte

geschrieben . Das ist nicht zu kritisieren , zumal
die Geschichte deutlich macht , um was es eigent¬
lich geht . Wenn aber in einer Auseinandersetzung
zwischen dem ehemaligen Geschäftsführer der
LTU und der WestLB die Aufmerksamkeit der Me¬
dien auf mich gelenkt wird , dann hätte ich ge¬
hofft , daß , was meine Frau und mich anbetrifft,
nicht nur Vermutungen geäußert und Tatsachen

weggelassen würden , ich bin darüber sehr betrof¬
fen , aber ich habe ein gutes Gewissen.

( Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬

sterpräsident Dr . Rau . - Zu einer ersten Zusatz¬

frage erteile ich dem Abgeordneten Hegemann
das Wort.

Lothar Hegemann (CDU ) : Herr Ministerpräsident,
Ihr Pressesprecher hat erklärt . Sie hätten diese

Reisen in jedem Reisebüro billiger buchen können.
Warum buchen Sie denn die teuren Reisen über

die Staatskanziei oder LTU?

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Ich weiß

nicht , ob er das so erklärt hat . Mir ist ein solches

Zitat nicht bekannt.

Daß ich , wenn eine Reise ansteht , meine Sekretä¬

rin bitte , sie für mich zu buchen , halte ich für

zulässig.

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Daß meine Sekretärin bei der LTU anruft , die wir

im übrigen ja gut kennen , bei der Lufthansa oder

bei der Air France , halte ich auch für richtig . Ich (C

habe die Preise überprüft und bin zu dem Ergeb¬
nis gekommen , daß ich nicht günstiger geflogen
bin als zu marktüblichen Bedingungen . Die Preise

lagen in einem Reisebüro etwa auf gleicher Höhe,
in einigen Reisebüros etwas niedriger - soweit ich
das in diesen Tagen habe feststellen können , ich
habe mich aber in diesen Tagen nicht ausschließ¬
lich mit Flugreisepreisen der Jahre 1992 bis 1997

befaßt.

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei SPD
und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke , Herr Minister¬

präsident . - Eine zweite Frage des Kollegen Hege¬
mann.

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD - Glok-

ke)

Lothar Hegemann (CDU ) : Herr Ministerpräsident,
Sie haben ausweislich dieses Presseartikels auf

Vermittlung der WestLB auch an einer Reise nach

London teiigenommen und dort für die Veranstal¬

tung " Last Night of the Proms ’ Schwarzmarkt¬
karten im Wert von 750 Pfund erhalten . Wann

haben Sie denn erfahren , daß diese Reise statt¬

findet ? Und wann haben Sie erfahren , daß die

Karten auf dem Schwarzmarkt besorgt werden

mußten?

Dr. Johannes Rau, Ministerpräsident : Das habe

ich überhaupt nicht erfahren . Der Sachverhalt ist

ganz anders , ich habe ihn nicht angesprochen,
weil er in ihrer Dringlichen Anfrage nicht vor¬

kommt . Aber ich bin für diese Zusatzfrage sehr

dankbar , weil ich Ihnen gern berichten möchte.

Wir sind eingeladen worden zu der Veranstaltung
" Last Night of the Proms " . Meine Frau konnte

teiinehmen , bei mir war das terminlich offen ; des¬

halb habe ich nicht zugesagt . Als sich dann er¬

gab , daß ich an jenem Wochenende frei haben

konnte , bin ich mit meiner Frau nach London ge¬

flogen - nicht mit der LTU und auf eigene Rech¬

nung . Wir .haben in dem Haus gewohnt , in dem

wir vor nunmehr 15 Jahren geheiratet haben . Ich

habe nicht in irgendeinem Hotel gewohnt . Ich

habe diese Reise auch nicht auf Kosten der

WestLB oder irgendeines anderen gemacht . Wir

waren in "Last Nigbt of th'e Proms " . Mir hat es
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gut gefallen . Wir haben anschließend zusammen¬
gesessen.

( Lothar Hegemann [ CDUJ : Die Karten !)

- Moment ! - Und ich habe die Gäste , mit denen
wir anschließend zusammengesessen haben , mit
meiner Frau gemeinsam am nächsten Tag zu ei¬
nem Brunch in unsere Wohnung eingeladen.
Auch das war sehr schön.

Ich habe weder den Gastgeber noch irgendeinen
anderen gefragt , an welcher Vorverkaufsstelie
und zu weichen Bedingungen er die Karten für
mich und meine Frau besorgt hat . ich habe eine
Einladung bekommen , sie gern angenommen und
hatte dabei kein ungutes Gefühl.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lebhafte
Zurufe von der SPD zur CDU : Rohrkrepie¬
rer ! - Peinlich ! - Schmutzwerfer ! )

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön , Herr Mi¬
nisterpräsident.

(Anhaltende Zurufe von der SPD - Glocke)
- Ich darf um Ruhe Bitten , meine Kolleginnen und
Kollegen.

Eine weitere Zusatzfrage von Kollegen Breuer.
- Bitte.

Michael Thomas Breuer (CDU) : Herr Ministerprä¬
sident, Ihr

'
Regierungssprecher stellt fest , daß Sie

als Aufsichtsratsmitglied der Lufthansa viel bil¬
liger fliegen könnten . Warum fliegen Sie ais Mini¬
sterpräsident dann eigentlich mit der LTU?

(Lebhafte Zurufe von der SPD : Ist das denn
die Möglichkeit ! Kasperletheater ! - Glocke)

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident,
wenn Sie die Frage beantworten wollen.

(Anhaltende Zurufe von der SPD zur CDU:
Das kann doch nicht mehr wahr sein ! Herr
Linssen , sorgen Sie für ein bißchen Ord¬
nung in Ihrem Laden ! Lächerlich , was Sie
da ansteiien ! - Glocke)

- Zwischenrufe sind sicher das Salz in der Suppe.
Aber wir haben gerade eine Fragestunde . - Herr
Ministerpräsident , bitte.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Herr Abge¬
ordneter , wenn Sie den Artikel und die Dringliche
Anfrage des Kollegen Hegemann genau lesen,
werden Sie feststellen , daß ich gar nicht mit der
LTU geflogen bin . Sondern : Es handelt sich ein¬
mal um eine Reise , die meine Kinder mit meiner
Frau und meiner Schwiegermutter gemacht ha¬
ben . Diese Reise wird im " Spiegel " zitiert . Bei der
zweiten Reise handelt es sich um eine Reise , die
zwar gebucht worden , aber storniert worden ist.
Das war eine Reise für meinen Bruder und seine
Frau. Mein Bruder wurde 60 , und ich wollte ihm
etwas schenken . Die dritte Reise , die nicht be¬
zahlt worden war , weil die Rechnung nicht vor¬
lag , jetzt aber nachbezahlt worden ist , war eine
Reise , die meine Frau während einer Herbstferien¬
woche unternommen hat . Alle Reisen sind iega!
berechnet , korrekt bezahlt.

Ich bin auch schon einmal mit LTU geflogen , bei
anderen Gelegenheiten , die jedoch nicht erwähnt
worden sind ! Ich bin bereit , auch darüber zu re¬
den . Ich richte meine Reisen und Reiseziele übri¬
gens nicht danach aus , ob ich mit Lufthansa oder
LTU fliege , ob ich dort günstig hinkomme , son¬
dern ich versuche darauf zu achten , daß das , was
mir in vier Jahrzehnten an Korrektheit und Integri¬
tät zogewachsen ist , nicht durch Nebenbemer¬
kungen in ein Zwielicht gerät , ich möchte nämlich
nicht die Gespräche auf dem Schulhof meiner
Kinder mithören , die nach solchen Fragen wie
dieser hier geführt werden.

( Langanhaltender lebhafter Beifall bei SPD
und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Eine letzte Zusatzfrage
des Kollegen Hegemann . Bitte.

( Ewald Groth [GRÜNE] : Herr Hegemann,
entschuldigen Sie sich bei ihm - Lothar He¬
gemann [CDU ] : Das müssen Sie gerade
sagen . Das kann ja gleich bei der nächsten
Dringlichen Anfrage des Kollegen Remmel
gemacht werden . )

Lothar Hegemann (CDU ) : Herr Ministerpräsident,
wann haben Sie denn diese 96er Reise bezahlt?
Nachdem die Zeitungen bei Ihnen angerufen ha¬
ben ? Nachdem eine Revision bei der LTU statt¬
gefunden hat - oder vorher?

(Bodo Champignon (SPD ) : Das hat er doch
gerade erklärt .)
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(A ) Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr. Johannes Rau , Ministerpräsident : Entschuldi¬

gen Sie , Herr Kollege Hegemann . Es gab keine

96er Reise!

(Lothar Hegemann ICDU ] : Oktober 1996,
haben Sie gesagt !)

- Ich muß nachsehen , wann diese Reise gewesen
ist.

Also : Am gleichen Tage , an dem ich die Anfrage
von der " Welt am Sonntag “ bekam , habe ich die

LTU angeschrieben und gebeten , ihre Revision

möge den Sachverhalt überprüfen und mir , weil

die "Welt am Sonntag " auch einen Redaktions¬

schluß hat , bis Donnerstag eine Auskunft ertei¬

len . Diese Auskunft habe ich dann am Donners¬

tag bekommen . Darin stand , daß eine Reise mei¬

ner Frau stattgefunden habe , für die irrtümlich

eine Rechnung nicht gestellt worden sei ; , man

entschuldige sich für dieses Versehen.

Daraufhin habe ich angerufen und darum gebe¬
ten , mir diese Rechnung am gleichen Tage zu

schicken . Das ist geschehen : Ich habe diese

Rechnung noch am gleichen Tage beglichen.
Wenn ich mich recht erinnere , ist das fünf Jahre

her . Ich müßte nachsehen , wann genau diese

Reise gewesen ist . Ich gestehe : Mir ist nicht auf-

gefallen , daß keine Rechnung gekommen ist . Also

habe ich den Hinweis und die Entschuldigung

zum Anlaß genommen , die Rechnung zu erbitten,

und habe sie bezahlt , und zwar am gleichen Ta¬

ge , wie sich das gehört.

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank . Meine

Damen und Herren , weitere Wortmeldungen oder

Zusatzfragen liegen mir nicht vor.

(Zurufe von der SPD : Hegemann ! Hege-
mann ! J

Damit ist die Dringliche Anfrage 150 erledigt.

Ich rufe auf die

Dringliche Anfrage 151

des Herrn Abgeordneten Johannes Remmel von

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Konzentrationsprozesse im Tourismusgeschäft
- Rolle der WestLB

ln einem heute (29 . September 1997 ) be¬

kanntgewordenen Schreiben an die Mitglieder

des Bundestagsausschusses für Tourismus für (CI

die Sitzung am 1. Oktober 1997 hat der Prä¬
sident des Bundeskarteliamtes in einem Ver¬

merk (s . Anlage ) erhebliche wettbewerbsrecht¬
liche Bedenken gegen das Engagement der

WestLB im Tourismusgeschäft geäußert . Unter
der Führung , der WestLB soll offensichtlich
unter Zuhilfenahme der Preussag eine wett¬
bewerbsrechtlich bedenkliche , marktbeherr¬
schende Steilung durch eine Verbindung von

TUI, LTU und Hapag Uoyd geschaffen wer¬

den.

Wie bewertet die Landesregierung vor dem

Hintergrund der Stellungnahme des ßundes-
karteiiamtes die Aktivitäten der WestLB im

Tourismusgeschäft aus wettbewerbsrechtli¬
cher , tourismuspolitischer und wirtschafts¬

politischer Sicht?

Zur Beantwortung bitte ich den Minister für Wirt¬

schaft und Mittelstand,Technologie und Verkehr,

Herrn Ciement.

Wolfgang C/ement , Minister für Wirtschaft und

Mittelstand , Technologie und Verkehr : Herr Prä¬

sident ! Herr Kollege Remmel ! In der Touristikbran¬

che vollzieht sich zur Zeit offensichtlich ein Kon-

zentrationsprozeß . Obwohl dieser Bereich zu den

Wachstumsbranchen zählt , ist er durch einen ho¬

hen Margendruck gekennzeichnet . Die beteiligten

Unternehmen sehen ganz offensichtlich die Not¬

wendigkeit , ihre Wettbewerbsfähigkeit durch die

Ausnutzung von Kooperationsmögfichkeiten si-

cherzustelien . Für den Standort Nordrhein -West¬

falen - in diesem Bereich gilt dies ausdrücklich

auch für Düsseldorf - bilden die Touristifcunter-

nehmen einen wichtigen Wirtschaftsfaktor.

Zur Information : Die WestLB ist an der LTU mit

34 % beteiligt . Über die hundertprozentige Bank-

. tochter TCT Touristikbeteilungs -GmbH und Co

KG ist die WestLB an Thomas Cook mit 100 % ,

an der TU! mit 30 % und an der First-Gruppe mit

20 % beteiligt . Davon zu trennen ist die 1969

erworbene Beteiligung an der Preussag AG , die

sich zusammensetzt aus einer Beteiligung von

29,5 % über die Gesellschaft für Energie - und

Versorgungswerre und einer mittelbaren Beteili¬

gung von 3,47 % über die 33,33 % :ge Beteiligung

an der Niedersachsen Holding . Gemeinsame Mit¬

gesellschafter daran sind die Dresdner Bank und

die NordLB.
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( A ) mutigen Bemühen , Kompromisse zu schließen,
freie Fernsehübertragungen insbesondere für Fuß¬
ballrechte zu sichern , gleichzeitig aber . im globa¬
len Wettbewerb mithalten zu können . - Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

( Beifall bei der CDU}

Vizepräsidentin Dr . Katrin Gröber : Ich erteile nun
dem Ministerpräsidenten des Landes das Wort.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Frau Prä¬
sidentin ! Meine Damen und Herren ! ich bin dank¬
bar für den Antrag , weil er das unterstützt , was
wir in der Ministerpräsidentenkonferenz hoffen
zustandebringen zu können.

Frau Kollegin Hieronymi , ich will Sie darauf hin-
weisen : Der Kollege Kurt Beck ist Vorsitzender
der Rundfunkkommission . Es ist eine Tradition,
daß der rheinland -pfälzische Ministerpräsident
das ist . Sie ist völlig unabhängig davon , wer in
dem Land regiert . Das war früher Bernhard Vo¬
gel , vorher war es HeJmut Kohl, dazwischen war
es Rudolf Scharping . Hoffentlich bleibt es Kurt
Beck jetzt lange.
Kurt Beck hat gemeinsam mit allen Staatskanzlei¬
en ein Anhörungsgespräch geführt . Dieses Anhö¬
rungsgespräch , in dem keine Beschlüsse , gef aßt
werden , hat er anschließend bewertet . Daraus zu
schließen , der Antrag der Koalitionsfraktionen
richte sich gewissermaßen gegen Kurt Beck oder
gegen das , was er verhandelt hat , ist völlig
falsch , hat nichts zu tun mit den Mfecjianismen,
in denen wir in der Ministerpräsidentenkonferenz
und auch auf anderen Ebenen Politik betreiben.

Der Sachverhalt , mit dem wir es zu tun haben,
hat öffentlich ein Echo gefunden , daS~ außeror¬
dentlich ist und das in keinem Zusammenhang
mit der Zert steht , die wir Ministerpräsidenten bei
unserer Sitzung in der letzten Woche diesem
Thema zugewendet haben . Denn wir , sind ais
Ministerpräsidenten einig . Wir sind darin einig,
daß wir möglichst viele nationale und internatio¬
nale sportliche und andere Ereignisse , im soge¬
nannten freien Fernsehen gesichert wissen möch¬
ten , also in dem Fernsehen , das nicht eigens be¬
zahlt werden muß.

Da haben wir es nun mit dem Sachverhalt zu tun,
daß Kirch, Bertelsmann und Telekom eine Verbin¬
dung eingegangen sind , daß es Verträge gibt

- Verträge , die wir gar nicht kennen - und daß • ( C
sich aus diesen Verträgen nach Meinung von Ber¬
telsmann und Kirch Rechte ergeben , die mit dem
Wunsch der Menschen koflidieren , im freien Fern¬
sehen möglichst viele dieser Sportereignisse zu
sehen zu bekommen.

Weil es diesen Konflikt gibt , darum gibt es Ge¬
spräche und Verhandlungen . Und wenn es Ge¬
spräche und Verhandlungen gibt , denen die 16
Ministerpräsidenten im Wege einer Vereinbarung
zustimmen können , werden wir diese Vereinba¬
rung treffen . Wenn es diese Ergebnisse nicht ge¬
ben sollte , weil die eine Seite nicht bereit ist zu
geben , was wir für dringend nötig halten , oder
weil sich nicht alle Ministerpräsidenten darauf
einigen können , dann wird es Staatsvertragsüber¬
legungen geben.

Jetzt festzulegen , wie dieser Staatsvertrag im
einzelnen auszusehen hat , ist deshalb schwierig,
weil ihn 16 Länder abzuschließen haben und weil
es in dem Bereich durchaus eine differenzierte
Sicht der Dinge gibt.

Einig waren die Ministerpräsidenten darin , daß
Fußball und andere sportliche Ereignisse - ich
denke an Leichtathletik , an die Olympiade - nicht
ins Bezahifernsehen abgegeben werden dürfen,
so daß die Mehrheit der Menschen sie nicht mehr
oder nur gegen für viele unzumutbar hohe Ge¬
bühren sehen können . Darin sind wir völlig einig.

Aber wir müssen uns nicht nur mit der Rolle von
Bertelsmann und Kirch beschäftigen , sondern -
und das ist ja auch geschehen - auch mit dem,
was die Verbände als Vertragspartner mit den
Firmen verabredet haben . Und ich bin sehr dank¬
bar dafür - da setze ich einen etwas anderen Ak¬
zent ais Kollege Appel , dem ich im übrigen in
vielen seiner Ausführungen zustimme - , daß der
Präsident des Fußballbundes , Egidius Braun , in
den letzten Tagen außerordentlich bemerkens-
werte und verständnisvolle Äußerungen getan
hat , die mich hoffen lassen , daß sich beim Deut¬
schen Fußballbund eine Veränderung der Sicht
der Dinge ergeben hat und daß nicht nur die Fi¬
nanzdirektoren sie persönlich entscheiden , son¬
dern die gewählten Gremien . Ich habe da ziem¬
lich viel Zuversicht , zumal ich Egidius Braun gut
kenne und für einen außerordentlich seriösen
Gesprächspartner halte.

Wir stehen also jetzt in der Situation , daß wir als
Länderchefs - unabhängig davon , ob wir Fußbali
für ein “Grundnahrungsmittel " halten oder nicht;
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A ) gestern abend war eher Fastenzeit wenn ich das
mal aus nordrhein -westfälischer Sicht sagen
darf - das bisherige Angebot für ergänzungsbe¬
dürftig halten.

Weit das so ist , darum sollen und werden jetzt
Gespräche stattfinden , die , so hoffen wir , zu ei¬
ner Veränderung , zu einer Verbesserung des An¬
gebots führen . Ich vermag nicht zu sagen , Kolle¬
ge Grätz , ob wir in dieser Woche schon ein Stück
weiterkommen , Ich schließe das nicht aus , aber
wir haben uns die Frist gesetzt , und bis zur näch¬
sten Konferenz am 18 . Dezember soll eine Be¬
schlußvorlage vorliegen.
Es gibt Varianten unter den Meinungen der Mini¬
sterpräsidenten . Manche halten eine vertragliche
Vereinbarung für besser als einen Staatsvertrag.
Ich gehöre zu denen , die auch einem Staatsver¬
trag das Wort reden würden , wenn die vertragli¬
che Vereinbarung nicht in der Substanz zufrie¬
denstellend ist.

'
{Beifall des Marc Jan Eumann [SPD] und
des Reinhard Grätz [SPD ] 1

Daß sich aus dieser Differenzierung , was die Po¬
sition einzelner Länder angeht , ein Konflikt er¬
gibt , werden Sie nachvollziehen können ; denn
wenn man sich bei der vertraglichen Vereinba¬
rung nicht materiell verständigen kann , ist es
natürlich noch schwerer , einen Staatsvertrag zu¬
stande zu bringen , der ja auch nicht mit Gegen¬
stimmen ausgestattet sein darf.

Ich glaube , wir haben als Nordrhein -Westfalen
hier eine besondere Verantwortung . Wir haben in
Nordrhein -Westfalen die Hälfte aller Bundesliga¬
vereine . Wir sind das Sportland der Bundesre¬
publik . Und darum werden wir alles tun , damit
die sportinteressierte Bevölkerung möglichst viel
an nationalen und überregionalen Ereignissen
sehen kann.

Diese Verhandlungen waren erst jetzt möglich,
weil wir erst jetzt , Frau Kollegin Hieronymi , die
EU -Fernsehrichtiinie haben , die wir vorher nicht
hatten . Deshalb konnten die Diskussionen dar¬
über nicht früher geführt werden , ob wir eine
Liste einreichen oder nicht . Übrigens : Diese Fern¬
sehrichtlinie enthält ja nicht den Begriff " Livesen¬
dung ''

. Wir müssen bei diesen internationalen
Ereignissen auch noch überlegen , wann sie denn
gesendet werden und ob denn die Liveausstrah-
iung wirklich ein Gewinn ist oder ob es wie frü¬
her bei einigen Boxwettkämpfen eben dazugehör¬

te , daß man die Nacht zum Tage machte , um sie ( C)
sehen zu können . Das wird eine ganze Nation
nicht tun , selbst nicht bei Leichtathletik.

Also : Wir haben es hier mit einem differenzierten
und diffizilen Problem zu tun , Der Kollege Beck
hat die Verhandlungen und die Anhörung vor al¬
len Dingen souverän und mit großem Erfolg gelei¬
tet . Aber das Ergebnis reicht noch nicht . Und
darum wird jetzt nachverhandelt . Ich hoffe , Ihnen
vor Jahresende ein positives Ergebnis vortragen
zu können.

Daß im übrigen die Entwicklung des digitalen
Rundfunks die nächsten Jahre stark bestimmen
wird , ist gar keine Frage . Ob das nur im Bezahl¬
fernsehen geschieht oder ob das auch im freien
Fernsehen geschehen kann , das ist die eigentlich
rundfunkpolitische Frage , mit der wir uns ausein¬
anderzusetzen haben . Deshalb warne ich davor,
den öffentlich -rechtlichen Rundfunk aus den Ent¬
wicklungschancen , die auch digitaler Rundfunk
und digitales Fernsehen bieten , herauszuneh¬
men . - Herzlichen Dank.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr . Katrin Grüber : Ich erteile für
die CDU - Fraktion Herrn van Schewick das Wort . ^

Heinz-Helmtch van Schewick (CDU) : Frau Prä¬
sidentinI Kolleginnen und Kollegen ! In der letzten
Sitzung des Sportausschusses am vergangenen
Montag hat die CDU erklärt , daß in der Vergan¬
genheit die Anträge zu diesem Thema nur ge¬
meinsam beraten worden sind und eine gemein¬
same Basis aufgrund einer gemeinsamen Grund¬
einstellung zur Abstimmung vorgelegt worden ist.

Heute stellt die CDU - Fraktion einen eigenen An¬
trag , und zwar deswegen , weil die Fraktionen der
SPD und BÜNDNIS 90/DtE GRÜNEN den gemein¬
samen Weg verlassen haben und ihr Antrag
Punkte enthält , denen wir nicht zustimmen kön¬
nen.

Ich möchte eine grundsätzliche Vorbemerkung
machen . Zur Zeit gibt es deutliche Vorwürfe ge¬
gen die Politiker und Politikerinnen , daß uns nur
populistische Motive veranlassen , uns dieses ak¬
tuellen Themas anzunehmen . Jetzt erst würden
die Politiker ihr Herz für den Fußball entdecken.
Kollege Antonius Rüsenberg weist in dem Zusam¬
menhang besonders darauf hin' , daß die Fußball-
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Rohstoffe und die Emissionen radikal um 70
bis 90 % bis ins Jahr 2050 zu senken .

"

Das schreibe ich auch gern meiner Koalitionspart¬
nerin ins Stammbuch und hoffe auf ein Handeln
in diesem Sinne.

Weil es sich praktischerweise so ergibt , noch
einen weiteren Satz als Zitat:

"Die Erneuerung der Industriegesellschaft kann
nicht von oben diktiert , sondern muß von der
Bevölkerung ausgehen oder zumindest mit¬
getragen werden . Persönliches Engagement,
Bürgerinitiativen und ökologische Erneuerung
gehören zusammen . ”

Jetzt verrate ich ihnen was : Weil wir das auf Lan¬
desebene wollen , fördern wir die professionelle
Arbeit der Promoterinnen , die als Kristallisations¬
punkte gelten und die hier alle Kräfte aufwenden,
um solche Prozesse in Gang zu bringen , zu be¬
gleiten und zu vervielfältigen . Weil wir das wol¬
len , gehört es sich auch , auf Regierungsebene
Personalressourcen einzusetzen . Mir wäre es neu,
daß die Umsetzung von Veränderungen einfach
so vom Himmel fiele . Da braucht es doch ein gan¬
zes Stück an Womän - und Manpower , um Inno¬
vation Realität werden zu lassen.
Meine Damen und Herren , wir haben hier einen
Antrag vorliegen , der sich gegen die aktuelle Pro¬
motorinnenpolitik des Landes Nordrhein -Westfa¬
len wendet und indirekt - das hat Frau Keller noch
einmal gesagt - auch gegen die 50 Pfennig , die
im GFG dafür bereitstehen , daß auf lokaler Ebene
die lokale Agenda 21 umgesetzt wird . Ihnen dürf¬
te doch bekannt sein , daß der Prozeß von Rio
gerade diese Frage an die Industrienationen ge¬
richtet hat . Die Umsetzung der lokalen Agen¬
da 21 ist eine Zukunftsaufgabe , der wir uns stel¬
len müssen . Dafür steilen wir hier im Land Geld
bereit , dafür kämpfen wir auch.
Ich verrate Ihnen noch etwas : Die Leute , die auf
lokaler Ebene interessiert sind , sagen , sie brauch¬
ten diese Gelder und seien bereit , sich einzuset¬
zen , weil sie die Notwendigkeit erkennen würden,
in internationaler Solidarität zu arbeiten . Dafür
brauchten sie aber auch den Anschub von oben.
Das Land müsse Rahmenbedingungen setzen.
Das Land müsse bereit sein , diese Schritte zu
tun.

Wir sind in der Bundesrepublik in dieser Richtung
wirklich vorbildhaft . Ich unterstütze das aus¬
drücklich . ich fände es sehr schade , wenn die
CDU auch in Zukunft eine Sperrminorität einneh¬

men würde . Die CDU tritt meiner Meinung nach (C)
vor Ort auch sehr differenziert auf . Von der CDU
wird , wenn ihre Vertreter den Gruppen gegen¬
übersitzen , wenn sie in Kirchengemeinden dabei
sind , wenn sie mit Vertretern und Organisationen
aus den Eine -Weit -Initiativen zusammensitzen,
sehr häufig auch etwas anderes gesagt . Deswe¬
gen habe ich Probleme zu begreifen , wie dieser
Antrag hier im Landtag auf die Tagesordnung
kommen konnte , weil ich einzelne Vertreterinnen
und Vertreter Ihrer Partei auch in anderen Zusam¬
menhängen kennengelernt habe . Das tut mir sehr
leid . Ich würde mir wünschen , daß wir in Zukunft
auch von seiten der CDU-Opposition zu einer an¬
deren Politik kommen würden.
Meine Damen und Herren , es gibt sicherlich noch
sehr viel mehr zu sagen , aber ich bin am Ende
meiner Redezeit und werde für die weitere Dis¬
kussion gern den Ausschuß nutzen , in dem dieser
Antrag aber sicherlich keine Mehrheit finden wird.
- Ich danke Ihnen.

{Beifall bei den GRÜNEN und von Abge¬
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Ich erteile
Herrn Ministerpräsident Dr . Rau das Wort.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Mein Eindruck
ist , daß die Eine -Welt -Poiitik Nordrhein -Westfa-
lens von vielen anderen Ländern der Bundesre¬
publik beneidet wird , um ihre Schlüssigkeit und
um ihre Ausgewogenheit - auch was die inlän¬
dischen und die ausländischen Aktivitäten an¬
geht.
Ich sehe einen Unterschied in dem Antrag und in
der Rede von Frau Kollegin Keller. Ich habe die
Rede sehr viel besser verstehen können als den
Antrag , auch wenn ich nicht alle Ihre Überlegun¬
gen teile.
Ais ich einen Nord-Süd -Beauftragten berufen ha¬
be , brauchte ich lange Zeit , bis ich den Richtigen
gefunden habe , der dazu auch bereit war . Ich
habe damals 1992 vom CDU -Fraktionsvorsitzen-
den Dr . Unssen einen Brief bekommen , in dem er
schreibt , für diesen Nord - Süd -Beauftragten gebe
es viel zu wenig Personalmittel . Der Mann habe
gar keine Wirkungsmögiichkeit . In diesem Brief
stand zum Beispiel die Formulierung , dem Ver¬
nehmen nach solle es - sich um einen pensionier-
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ten Oberkirchenrat handeln , und der solle das

nebenamtlich machen . Dieser Brief ist mir gut in

Erinnerung . Darin hat sich nämlich Herr Dr . Lins-

sen für mehr Persona ! eingesetzt . Deshalb wun¬

dere ich mich , daß fünf Jahre später jedenfalls in

der öffentlichen Wahrnehmung das Gegenteil an¬

gemutet wird.

Ich glaube , wir brauchen Aktivitäten in den Län¬

dern des Südens und der Dritten Welt . Damit es

aber dort Aktivitäten geben kann , brauchen wir

ein Umdenken bei uns . Das ist das , was in Rio

gesagt worden ist.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wer hier Bewußtsein verändern will , der muß

dazu Menschen haben . Darum haben wir Promo¬

toren und Promoterinnen , deren Arbeit ich so

beurteile , wie es Frau Kollegin Jung hier eben

ausgeführt hat . Die werden nicht , alle gut sein.

Wir werden mit ihnen Erfahrungen Hammeln müs¬

sen . Aber daß es diese jetzt gibt und daß ihre

Tätigkeit eine Wirkung in die Gruppen hinein hat

und zu neuen Gruppenbildungen führt , das haben

wir auf vielfache Weise festgestellt . Und darüber

bin ich sehr froh.

Hinsichtlich der 50 Pfennig habe ich noch ein

paar hämische Kommentare in Erinnerung , als das

damals zum ersten Mal ausgeschüttet wurde.

Aber ich könnte Ihnen auch von denjenigen er¬

zählen , die mir berichtet haben , was rnrt dieser

Arbeit geschieht und mit diesem Geld vor Ort

verändert wird . Darum finde ich es gut , daß wir

lokal handeln und global denken und umgekehrt.

Wir haben es hier mit einem Politikbereich zu tun,

der es nicht leicht hat , aber dem wir es leichter

machen müssen . Deshalb bin ich froh darüber,

daß Oberkirchenrat Schroer in den fünf Jahren

eine so hohe Reputation auch im Landtag gefun¬

den hat , und deshalb bin ich froh darüber , daß

ich jetzt einen hauptamtlichen Nord -Süd -Beauf-

tragten in Dr . Lefringhausen habe , der mit einem

großen Erfahrungsschatz gekommen ist und der

all die Voraussetzungen mitbringt , die in dem

Brief von Dr . Linssen aus dem Jahre 1992 rekla¬

miert wurden.

Freilich führt das zu höheren Personälkosten ; das

haben wir dem Ausschuß berichtet . Ich würde es

aber für ganz fatal halten , wenn wir eine solche

Entwicklung zum öffentlichen Gegenstand mach¬

ten , anstatt das gemeinsame Ziel zu verfolgen,

Entwicklungspolitik - "Entwicklungshilfe " würde

ich nicht mehr sagen - zu einer Sache des ganzen

Landes zu machen . Ich möchte diesen Ansatz

gern behalten . Es ist gut auch für uns , auch für

die Menschen , die hier leben , wenn wir mithelfen,

( Beifall bei der SPD)

daß andernorts besser gelebt werden kann und

nicht nur überlebt wird . Das muß man lernen.

Das besteht gar nicht darin , wieviel Geld wir ge¬

ben , sondern die Hauptfrage ist , wieviel wir den

anderen nehmen und ob wir nicht weniger neh¬

men sollten , als wir denen nehmen , die weniger

haben als wir . - Herzlichen Dank.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN1

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose: Meine Da¬

men und Herren , weitere Wortmeldungen liegen

mir nicht vor , so daß ich die Beratung zu diesem

Tagesordnungspunkt schließen kann.

Wir haben abzustimmen über die Überweisung

des Antrags an den Ausschuß für Europa - und

Eine -Weit -Pofitik . Dort wird die abschließende

Beratung in öffentlicher Sitzung erfolgen . Wer

dieser Empfehlung zustimmen möchte , den bitte

ich um das Handzeichen . - Die Gegenprobe!
- Stimmenthaltung ? - Dann ist das einstimmig so

beschlossen.

ich rufe auf:

9 Zwölftes Gesetz zur Änderung des Abgeord¬

netengesetzes

Gesetzentwurf
der Fraktion der SPD und
der Fraktion der CDU

Drucksache 12/2482

erste Lesung

in Verbindung damit:

Bericht des Präsidenten des Landtags

Nordrhein -Westfalen nach 5 23 des Abgeord-

netengesetzes

Unterrichtung
durch den Präsidenten des Landtags
Drucksache 12/2186

Ich verweise auf den Entschließungsantrag der

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Drucksa¬

che 12/2513 . Dieser Entschließungsantrag wird

in die heutige Beratung efnbezogen , jedoch nach

; Landtag
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(A ) Sie meinen , er wäre für 2 Millionen DM zu kau-
1fen . Das finde ich ein absurdes Beispiel.

(Heinz Paus [CDU ] : Ist der etwa billiger ?)

: Das entspringt vielleicht Ihrer Phantasie und Ihren
Assoziationen . Ich erinnere mich an das letzte

; Mal, als in der politischen Geschichte Stimmen
. gekauft wurden . Das war beim Mißtrauensvotum
1 gegen Willy Brand 1972 . Da hat man so manches
: gesehen . Das war wie übrigens auch die Land-
: schaftspflege von Schmiergeldern von Rick in
Bonn einer der Gründe dafür , daß die Menschen
mit ihrer Stimme für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

: gezeigt haben und immer wieder zeigen , daß sie
eine unbestechliche und nicht käufliche politische
Alternative wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN - Dr . Helmut Lins¬
sen [CDUI und Heinz Paus [CDU1 : Tätä,
Tätä , Tätä !)

Herr Linssen , um zu Ihrem Chaos zu kommen und
; es am Ende auch richtig einordnen zu können,
j mache ich mir schon die Mühe , an folgendes zu
j erinnern : Vor zwei Jahren haben Sie an dieser

j Stelle Haushaltsanträge ohne jede Deckung vor-
j gelegt . Im letzten Jahr haben Sie erst die Haus-
: haltsdebatte boykottiert , dann haben Sie in der
dritten Lesung Anträge nachgereicht und ge¬
glaubt , daß Sie hier eine historische Rede halten

; würden , und sind ganz kläglich eingebrochen.

1 Schade eigentlich , Herr Linssen . . tch finde , die
; CDU-Wählerinnen und -Wähler hätten eine besse-
: re Opposition für ihre Stimme verdient . Ich finde,

ihre Fraktion sollte das tun , was Sie nach Ihrer
Wahl öffentlich angekündigt hat : Sie sollte Sie
entlasten . - Vielen Dank , meine Kolleginnen und
Kollegen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord¬
neten der SPD - Heinz Paus [CDUJ : Daß wir
das noch erleben durften !)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Kollege
: Appel . - Ich erteile das Wort dem Ministerpräsi¬
denten Dr . Rau.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Heinz Kühn
nannte den Haushaltsplan das Schicksalsbuch
des Landes . So ist es angemessen , daß wir uns
anläßlich der dritten Lesung des Landesbaushal¬

tes mit unserem Land beschäftigen , mit dem , (C)
was die Menschen bewegt , mit dem , was die
politischen Diskussionen ergeben haben.

Es sind in den dreieinhalb Stunden der Diskussion
bereits viele Stichworte genannt worden . Auf
einige will ich einzugehen versuchen.

Der Oppositionsführer hat an mehreren Steilen
den Versuch gemacht , zwischen politischen
Sachverhalten und mir als Person und meiner
Lebensplanung Verbindungen herzustellen -.

( Heinz Paus ICDU ) : Das ist sehr interes¬
sant !)

beim Länderfinanzausgleich , bei der Steuerre¬
form , bei Garzweiler il . Sie müssen es nicht glau¬
ben , Herr Linssen , aber Sie müssen es anhören:
ich tue nichts und ich unterlasse nichts , weil ich
etwas werden will oder weil ich etwas bleiben
will , sondern ich tue meine Arbeit , weil ich die¬
sem Land gern diene . Ich tue das ohne den Blick
auf mögliches Kommendes , ohne den Blick auf
Gewesenes . Ich tue es gern.

(Zuruf von der CDU : Zukünftiges .: )

- Zukünftiges!

Daß man an der Seite seines Parteivorsitzenden
steht wie ich bei Lafontaine in der Frage der Steu - (D)
erreform , das ist so wenig vorwerfbar wie der
Verdacht , daß Sie in der Nähe von Helmut Kohl
zu suchen sind.

(Beifall und Heiterkeit bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Ich will meine Arbeit tun ; ich will sie richtig tun.
Ich tue sie mit einem Kabinett , das das Vertrauen
der Mehrheit dieses Hauses hat , mit unterschied¬
lichen Akzenten , die sich aus dem Wahlergebnis
von 1995 ergeben , das Sie kennen , das Sie bis
heute erleiden . Aber das haben die Bürger so ge¬
wollt , und wir tun unsere Arbeit in der Verant¬
wortung vor dem Bürger.

Wir haben allerdings seit diesem Wahlergebnis
wichtige Veränderungen . Die allerwichtigste Ver¬
änderung , meine Damen und Herren , ist die , daß
das einzige Mal in der Geschichte unseres Landes
in zweieinhalb Jahren , in der Hälfte einer Wahl¬
periode , fünfmal Steuerschätzungen vorgelegt
wurden , die jeweils unter der vorhergehenden
lagen.
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Daß sich die Staatsfinanzen im freien Fall befin¬
den , und zwar bei Bund , Ländern und Gemein¬
den , das ist der Sachverhalt . Angesichts dieses
Sachverhaltes haben wir es mit schwierigen Ver¬
handlungen zwischen den Ländern , zwischen
Bund und Ländern zu tun . Dabei spielt der Län¬
derfinanzausgleich , auf den ich später noch zu¬
rückkomme , eine wichtige Rolle.

Nun haben Sie berichtet , ich hätte mich vor mei¬
ner Fraktion für die Rücktrittsandrohung entschul¬
digt . Das haben Sie gelesen -.

( Zurufe von der CDU ; So steht es in der
Zeitung !)

- Ja , sicher steht es in der Zeitung . Ich würde es
Ihnen gern im Wortlaut vorlesen ;

" Es tut mir leid,
daß ich dieser Fraktion Mühe und Arbeit gemacht
habe dadurch , daß ein freundschaftliches Ge¬
spräch mit Hans Vorpeil und mir über den WDR
gelaufen ist .

" Das habe , ich gesagt . Das stimmt
auch , daß mir das leid tut . Es stimmt auch , daß
ich zwei Sätze des Unmuts angesichts einer Dis¬
kussion über eine Haushaltsposition gesagt habe,
die das Kabinett einstimmig beschlossen hatte
und die ich zu vertreten und zu verteidigen habe.
Mehr ist nicht geschehen.
Wer daraus eine Rücktrittsdrohung macht , der
überhöht einen Sachverhalt . Das sollte er nicht
tun . Überhaupt meine ich , Herr Dr. Linssen , wir
sollten mit der Sprache etwas vorsichtiger umge¬
hen , als wir das manchmal tun.

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN}

Wer angesichts eines in der Tat streitigen Sach¬
verhalts - wir haben ja eben darüber auch eine
fröhliche Diskussion zwischen Klaus und Roland
gehört - ,

(Heiterkeit bei SPD und GRÜNEN)

von dem ich ja nicht bestreite , daß er manche
irritiert haben mag und daß man das wieder in
Ordnung bringen muß , damit die Irritationen weg¬
kommen , aber wer . angesichts eines solchen
Sachverhalts den Begriff " Silberlinge " benutzt,
Herr Kollege Linssen , der sollte in den Spiegel
schauen.

(Lebhafter Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich sage Ihnen , Herr Kollege Linssen : Wer die
Bibel nicht als Quelle benutzt , sondern als Waffe,
der betreibt Mißbrauch mit ihr.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Sie haben freundlicherweise , Herr Kollege Lins¬
sen , meine Dienstzeit als Abgeordneter in eine
Relation zu Ihrer gestellt : fast 40 Jahre zu 17
Jahren . Sie können verstehen , daß ich dabei ei¬
nen gewissen Stoiz empfinde , obwohl Verweil¬
dauer noch kein Verdienst ist . Sie haben zu Recht
gesagt . Sie seien seit 7 7 Jahren im Landtag . Ich
füge hinzu : Sie sind auch seit 17 Jahren in der
Opposition.

( Beifall und Heiterkeit bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Habe 'n Sie sich vieileicht einmal gefragt , ob das
damit Zusammenhängen könnte , wie Sie zum
Landeshaushalt und bei anderen Gelegenheiten
reden?

(Eckhard Uhlenberg [ CDU] : Sie sind ja
sonst nie hier ! Sie wissen das doch gar
nicht ! - Widerspruch bei der SPD]

- Ach , Herr Kollege Uhlenberg ! Lassen Sie mich
das eben auch noch sagen : Ich habe im Fernse¬
hen gesehen , wie Herr Meyer hier gesagt hat , ich
sei wieder nicht da ; es scheine mich ja nicht zu
interessieren.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Das hat er
nicht so gesagt ! Das stimmt nicht !)

- Ich habe es gesehen . Ich hatte mich vorher we¬
gen Grippe entschuldigt . Das gibt ’s doch mal!
Und daß man die Leistung eines Politikers nach
seiner körperlichen Anwesenheit bemißt , halte ich
nicht für zulässig.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Laurenz
Meyer [CDU ] : Ich habe gesagt , daß Sie
sich für diese Frage , die wir im Landtag
diskutieren , nicht so interessieren wie für
manches andere draußen ! - Beifall bei der
CDU)

- Entschuldigung ! Dann habe ich das mißver¬
standen und nehme es zurück . Denn wenn man
etwas mißverstanden hat , so !! man es zurück¬
nehmen.

(Zurufe von der CDU)
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(A ) , - Ich habe mich gerade bei Herrn Kollegen Meyer
: entschuldigt , weil ich ihn offenbar falsch zitiert
i oder falsch verstanden habe . Das müssen wir
; doch noch dürfen!

Also , Herr Kollege Linssen ! Ich entdecke in den
Reden, die Sie hier halten , keine klare inhaltliche
Linie, keine Alternative , keinen schwarzen Faden.

(Heiterkeit bei der SPD)

Ich habe mich heute nicht zum erstenmal gefragt:
Was würde diese Opposition eigentlich machen,
wenn es Garzweiler II nicht gäbe?

(Heiterkeit und Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN}

Womit würden Sie sich warmreden , womit wür¬
den Sie sich künstlich in Rage bringen?
Sie machen bei Garzweiler II der Landesregierung
und mir persönlich schwere Vorwürfe . Dafür brin¬
gen Sie keinen einzigen Beleg und keinen einzigen
Beweis. Das hat einen einfachen Grund : Es gibt
keine Belege und keine Beweise für Unzuverläs-

: sigkeit und Wortbruch.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

! Sie setzen an die Stelle der inhaltlichen Ausein-

jg , andersetzung persönliche Herabsetzung . Ich wer-
1 de mich daran auch in Zukunft nicht beteiligen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN}

Wer das , was ich in den zwei Sätzen gesagt ha¬
be , die Sie dankenswerterweise aktuell verbreitet

: haben , für eine dramatische Rücktrittsdrohung
: hält oder gar für einmalig , kennt wenig vom poli¬

tischen Geschäft , weder in den Ländern noch im
Bund.
Es geht übrigens auch nicht darum , Herr Kollege
Linssen , diese Koalition nur bis zur Bundestags-

: wähl zu retten.

(Dr . Helmut Linssen ICDU ] : Erst einmal !)
- Erst einmal, sicher . - Aber unser Ziel , das wir
miteinandervereinbart und unterschrieben haben,

; ist gemeinsame Regierung bis zum Jahre 2000.
Das wollen wir,

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
und das wollen wir mit Erfolg - mit einem Erfolg,
der nach der letzten Wählerentscheidung begon¬

nen hat . Sie sollten die Entscheidung , die der (C)
Wähler über Sie getroffen hat , nicht vergessen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich will einige Bemerkungen zu Themen , die Sie
angesprochen haben , machen . - Sie haben darauf
hingewiesen , daß die Investitionsquote bei uns in
den vergangenen Jahren stark gesunken ist . Ich
finde es immer interessant , welche Vergleiche Sie
dann bringen . An anderer Steile haben Sie uns
Baden-Württemberg vorgeworfen . Hier haben Sie
Baden -Württemberg nicht genannt ; denn unsere
Investitionsquote ist genauso hoch wie die
Baden -Württembergs . Sie haben die des Bundes
genannt , aber den Hinweis vergessen , daß der
Bund 13 % Personaiausgaben hat , wir über
40 %.
Sie haben dann darauf hingewiesen , daß wir es
uns zu leicht machten und den Gegenwartskon
sum zu Lasten der Zukunft förderten . Da werde , c
Sie , Herr Koiiege Linssen , Opfer der haushalts-
wirtschaftlichen Abgrenzung . Denn wir alle spre¬
chen doch davon - Sie heute auch - , daß die Im
vestitionen in die Köpfe , dis Ausgaben für Wis¬
senschaft , Bildung und Forschung , die wichtig¬
sten Zukunftsinvestitionen sind.

(Beifatl bei SPD und GRÜNEN)
Das sind aber nach der Haushaltssystematik kon¬
sumtive Ausgaben . Ich halte mich da lieber an die
Wirklichkeit als an die Statistik.

Sie haben davon gesprochen , daß die Menschen
Angst vor Gewalt und Verbrechen hätten . Das
stimmt . Viele Menschen haben Angst vor Gewalt
und Verbrechen , und ich nehme diese Ängste
und Sorgen sehr ernst . Wir müssen die Ängste
ernst nehmen , aber wir dürfen sie auch nicht
schüren.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Darum sage ich : Man muß den Menschen aufs
Maul schauen , aber man darf Ihnen nicht nach
dem Munde reden . Das ist der Unterschied zwi¬
schen Volksnahe und Populismus , meine Damen
und Herren.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Dazu gehört , daß wir die Situation so darstellen,
wie sie ist.
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Es gibt in der Bundesrepublik 43 Städte mit über
200 000 Einwohnern , in diesen Städten ist die
Kriminalität deutlich höher ais in ländlichen Berei¬
chen . Weit überdurchschnittlich viele dieser Groß¬
städte liegen in Norörbein -Westfalen . Die Krimina-
litätsstatistik 1996 zeigt uns : Von den zehn gro¬
ßen deutschen Städten mit der geringsten Krimi¬
nalität liegen neun in Nordrhein -Westfalen.

{Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Anders ausgedrückt : Die Bürgerinnen und Bürger
in Nordrhein -Westfalen leben in den sichersten
Großstädten.

Unter den zehn deutschen Großstädten mit der
höchsten Kriminalitätsbeiastung gibt es keine aus
Nordrhein -Westfalen . Deutschlands sicherste
Großstadt ist Wuppertal.

(Allgemeine Heiterkeit - Beifall bei SPD und
GRÜNEN)

Danach folgen Oberhausen , Bielefeld , Hagen,
Gelsenkirchen , Krefeld , Mönchengladbach . Bonn
und Duisburg . Anders ausgedrückt : Die Bürge¬
rinnen und Bürger io Nordrhein-Westfalen leben in
den sichersten Großstädten.

Sie haben beklagt , daß es in Nordrhein -Westfalen
zu wenig Selbständige gibt . Das stimmt . Wir
müssen bei der Selbständigkeit und bei den Neu¬
gründungen noch ein ganzes Stück zutegen . Un¬
ser Land ist lange Zeit durch die Großindustrie
geprägt gewesen . Darum ist die Seibständigen-
quote im Ruhrgebiet besonders niedrig . Sie liegt
bei 7,2 % . In den anderen Landesteilen liegt die
Selbständigenquote nur um 0,5 % unter der in
den westdeutschen Ländern.

(Lothar Hegemann [CDU ] : Wer regiert denn
da ? )

Entscheidend ist aber nicht der Status quo , ent¬
scheidend ist , daß sich in diesem Bereich etwas
tut ! Wir sind auf dem richtigen Wege . Wenn
1980 in Nordrhein -Westfalen jeder 13 . Erwerbs¬
tätige selbständig war , war es 1996 fast jeder
11 . Der Beschäftigungszuwachs hat in den letz¬
ten zehn Jahren bei den Selbständigen fast dop¬
pelt so hoch gelegen wie bei den Erwerbstätigen
insgesamt : 13,9 % Zuwachs bei den Selbständi¬

gen , 7,5 % bei den Erwerbstätigen insgesamt.

Es zeigt sich : Nordrhein -Westfalen hatte im er¬
sten Halbjahr nicht nur die mit Abstand meisten

Neugründungen , sondern auch die dritthöchste

Neugründungsquote auf 100 bestehende Unter¬
nehmen , gerechnet auf alle westdeutschen Fiä-
chenländer . Wir lagen klar vor Bayern und Baden-
Württemberg . Vor uns lagen Schieswig -Holstein
und Hessen.

Sie haben , Herr Kollege , den Länderfinanzaus¬
gleich angesprochen und mich gefragt , ob ich bei
den bayerisch/baden -württembergischen Versu¬
chen , ihn zu ändern , mitmachte . Ich mache das
mit , aber ich mache es mit Augenmaß mit . Denn
auch da müssen wir uns ein paar Sachverhalte in
Erinnerung bringen , die nicht allen bewußt sind.

Wenn Sie sich den Länderfinanzausgleich von
1950 bis 1994 ansehen , werden Sie feststellen,
daß in diesen 44 Jahren Bayern kassiert hat und
Nordrhein-Westfalen gezahlt . Bayern hat bis heu¬
te insgesamt 38 Jahre lang kassiert . Des sagt
auch etwas über Erfolgsaussichten einer Klage.
Nordrhein -Westfalen hat 34 Jahre lang gezahlt.
Bayern hat 7 Milliarden DM bekommen , wir ha¬
ben 11,4 Milliarden DM gezahlt.

Seit 1995 haben wir es nun mit anderen Dimen¬
sionen zu tun , weil sich da der Länderfinanzaus-
gieich vor allem zugunsten der neuen Länder ver¬
ändert. Hier nehme ich auf , was Klaus Matthiesen
gesagt hat : Auch wenn ich eine Lösung möchte,
bei der das zahlende Land am Schluß der Rech¬

nung je Bürger nicht weniger hat als das nehmen¬
de Land , muß es beim Grundsatz der Solidarität
zwischen den Ländern bleiben , auch zwischen
armen und reichen Ländern.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren , alle sind widerlegt , die

uns in Nordrhein-Westfalen eine negative Sonder¬
entwicklung der Wirtschaft einreden wollen . Es

gibt viele Beispiele dafür , daß das Gegenteil der
Fall ist . Aber unser größtes Problem bleibt , daß
bisher selbst günstige wirtschaftliche Entwick¬

lungen keine oder nicht genügend neue Arbeits¬

plätze schaffen und daß die Steuereinnahmen
nicht mitwachsen . Das gilt vor allem für die indu¬
strielle Produktion.

Das Urteil bei den Industrieunternehmen über die

aktuelle Geschäftslage hat sich sehr stark zum
Positiven verändert . Im Herbst des vergangenen
Jahres haben 23 % der Unternehmen die Ge¬

schäftslage als gut bezeichnet ; ein Jahr später
waren es 41 % . Die Zahl der negativen Urteile ist

von 25 % auf 12 % zurückgegangen . Das hat
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(A ) etwas mit der tatsächlichen Lage in der Industrie
i unseres Landes zu tun.

In den ersten drei Quartalen dieses Jahres Ist die
Industrieproduktion in Nordrhein -Westfalen um
4 .8 % gestiegen ; in Westdeutschland waren es
3,2 % . Wir haben außerordentlich starke Zu-

I wachse bei der Herstellung und der Verarbeitung
von Metailprodukten ; das sind plus 13,4 '% , in

; den westdeutschen Ländern 8,8 % . In der che-
; mischen Industrie haben wir einen Zuwachs von
8 .8 % , die westlichen Länder von 6 % .
Die hohen Zahlen beim Wachstum ändern aber
nichts am Abbau der Beschäftigung . Im Metall¬
bereich ist die Zahl der Beschäftigten von August
1996 bis zu diesem August um 3,2 % zurück¬
gegangen , und in der chemischen Industrie lag
der Rückgang bei 3,8 % . Das zeigt : Hier gehen
Arbeitsplätze nicht deshalb verloren , weil die Pro¬
duktion in andere Länder verlagert würde , son¬
dern weil effektiver gearbeitet und produziert

. wird.

ln der Bauwirtschaft zeigt sich ein anderes Biid.
Da sind die wirtschaftliche Leistung und die Zahl
der Beschäftigten zurückgegangen . Aber auch da
gibt es Lichtblicke. Das Auftragsvolumen beim
iöffentiichen Hochbau ist um 19,1 % gestiegen,

(B) im öffentlichen Tiefbau um 11,9 %.
—Neue Arbeitsplätze bleiben die wichtigste gesell¬
schaftliche und politische Aufgabe . Wir sind - wie
überall in allen anderen Ländern - diesem Ziel
nicht nahe genug gekommen . Noch fallen mehr
jArbeitsplätze weg , als neue entstehen . Aber der
Verlust ist nicht überall gleich hoch . In Nordrhein-
Westfalen Ist die Zahl der soziatversicherungs-
pflichtig Beschäftigten weniger stark zurückge¬
gangen ais in allen westdeutschen Ländern mit.
Ausnahme von Baden -Württemberg.
Dazu paßt , daß es bei der bedrückend hohen Ar¬
beitslosigkeit keine negative Sonderentwicklung
mehr gibt, inzwischen liegt die Arbeitsiosenquote
in 1 5 der 33 Arbeitsamtbezirke unseres Landes
unter dem Durchschnitt oder im Durchschnitt der
westlichen Länder . Vor zehn Jahren war das nur
in zwei Arbeitsamtsbezirken der Fall . Ich will Ih¬
nen die Einzelzahien hier jetzt ersparen.
Aber ich will doch darauf hinweisen - und ich
fände es gut , wenn der Oppositionsführer das
gelegentlich ebenfalls täte - . daß wir öffentlich

sagen : Nordrhein-Westfalen bietet Unternehmen (C)
und Selbständigen gute Bedingungen.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Dafür gibt es viele unterschiedliche Belege . Wie
attraktiv Nordrhein -Westfalen als InveStitions-
standort ist , das zeigen Unternehmen , die sich
anders orientiert hatten ,und die jetzt zurückkom¬
men . Ich würde Ihnen gern ein paar Beispiele
nennen.
Die Firma Vaillant, die in Remscheid produziert,
hat die Verlegung ihrer Produktion nach Tsche¬
chien gestoppt . Siemens -Nixdorf produziert wie¬
der stärker in Paderborn . Die Telefongeräte von
Nokia werden jetzt in Bpchum hergestellt . Zwei
Unternehmen , die Autoteile herstellen , haben ihre
Produktion aus den Vereinigten Staaten nach
Nordrhein -Westfalen verlegt.
Es gibt noch viele andere Beispiele dafür , daß es
sich lohnt, hier zu investieren und zu produzieren.
Sonst hätte Siemens nicht in Wegberg -Wildenrath
110 Millionen DM in das weitweit modernste
Prüfzentrum für Schienenfahrzeuge investiert,
sonst würden DSM aus den Niederlanden und die
VEBA nicht eine Milliarde DM in die chemische
Produktion in Gelsenkirchen stecken , sonst hätte
Ford sich nicht entschieden , in Köln ein neues
Motorenwerk zu bauen und in Aachen ein neues ' 1
Forschungszentrum , sonst hätten nicht zwei
Weltunternehmen wie Shell und Pilkington ent¬
schieden , in Gelsenkirchen die weltweit modern¬
ste und Europas größte Solarfabrik zu bauen,
sonst würden in den nächsten Jahren in Köin-
Ossendorf nicht Investitionen in Film- und Fern¬
sehstudios stattfinden , die bundesweit einmalig
sind , sonst hätte Siemens in Kamp -Lintfort die
Zahl der Mitarbeiter für die Handy-Produktion
nicht innerhalb eines Jahres von 900 auf 1 700
fast verdoppelt.
Das alles zeigt , meine Damen und Herren : Unter¬
nehmende Unternehmer sind in Nordrhein -West¬
falen willkommen,

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)
upd sie wissen das auch und nutzen ihre Chan¬
cen . Darum tun wir so viel für Existenzgründun¬
gen.
Es gibt viele Belege . Nach den Zahlen der Deut¬
schen Bundesbank hat das Volumen der auslän¬
dischen Direktinvestitionen in Nordrhein -Westfa¬
len von 1992 bis 1995 um 30 % zugenommen,
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(A ) viel stärker als im Bundesdurchschnitt , ( m glei¬
chen Zeitraum ist der Kapitalexport aus
Nordrhein-Westfalen um 20 % gestiegen . 28,2 %
aller ausländischen Direktinvestitionen in der Bun¬
desrepublik entfallen auf Nordrhein -Westfalen.

Die Bundesbank stellt dazu fest , daß Nordrhein-
Westfalen seine Stellung als führendes Sitziand
für ausländische Unternehmen in Deutschland
weiter ausgebaut hat.

Sie müssen das weitererzählen , meine Damen
und Herren , denn wir müssen unser Land gemein¬
sam nach vorn bringen , und darum sollten wir es
nicht verschweigen.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Auch in den Vorstandsetagen deutscher Unter¬
nehmen spricht sich mehr und mehr herum , daß
der Strukturwandei im Ruhrgebiet vorankommt.
Wer hätte denn vor einigen Jahren gedacht , daß,
wie ich gerade in einer Umfrage in " Capital " gele¬
sen habe , das Ruhrgebiet als Standort für neue
Investitionen vor Hamburg , vor Berlin und vor
Frankfurt rangieren würde?

Kein anderer Ballungsraum in Deutschland hat im
Verlaufe der vergangenen zehn Jahre im Urteil

• der Manager so gewonnen wie das Ruhrgebiet.
(B) Auch dazu will ich Ihnen die einzelnen Zahlen

nicht nennen , weil es inzwischen 14 .00 Uhr ist.

(Heiterkeit)

Aber gerne würde ich Ihnen sagen : Man sollte
über solche Botschaften sprechen.

Wir sollten auch darüber sprechen , daß wir bei
den Genehmigungsverfahren vorangekommen
sind . Die Dauer von Genehmigungsverfahren
steht seit vielen Jahren im Zentrum der Kritik.
Manchmal habe ich den Eindruck , die Kritiker
nehmen die Wirklichkeit nicht wahr.

( Beifall bet SPD und GRÜNEN!

Die Genehmigung für die Zulassung industrieller
Anlagen haben im ersten Halbjahr bei der Bezirks¬
regierung Düsseldorf in 50 % der Fälle weniger
als drei Monate gedauert , bei 15 % waren es
weniger als sechs Monate . Der Durchschnitt der
Dauer aller Genehmigungsverfahren lag bei fünf
Monaten . Kein Verfahren dauerte länger als ein
Jahr . Nun loben Sie einmal diese Regierung , da¬
mit sich das herumspricht!

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Wir haben gute Arbeit geleistet und jetzt die (C)
Chance , mit einem neuen Haushalt diese Arbeit
fortzusetzen . Wir tun das in Kooperation und ge¬
legentlich in Konfrontation mit dem Bund . Das
fällt je nach Sachgebiet sehr unterschiedlich aus.
Aber die Selbstiähmung der Bonner Koalition im¬
mer als Blockade durch die SPD zu diffamieren,
ist Unrecht gegenüber der Bonner Koalition.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Der Bundestag hat seit 1949 etwa fünfeinhalb¬
tausend Gesetze beschlossen . Ganze 50 dieser
fünfeinhalbtausend Gesetze sind im Bundesrat
gescheitert ; und die Hälfte dieser 50 Gesetze an
der CDU/CSU-Mehrheit in den 70 er Jahren.

Zur Rolle des Bundesrates möchte ich ein Zitat
bringen:

" Wer im gegenwärtigen System der Bun¬
desstaatlichkeit nur Reibungsverluste sehen
kann , verkennt den machthemmenden Ef¬
fekt der Bundesstaatlichkeit oder will ihn
gar vereiteln . Aber gerade dieser macht¬
hemmende Effekt erscheint mir bei der all¬
zu ausgeprägten Liebe zur Perfektion ; die
uns Deutsche auszeichnet , von ganz be¬
sonderer Wichtigkeit .

“

Diesen Sätzen des damaligen rheinland -pfäi- (D)
zischen Ministerpräsidenten Helmut Kohl stimme
ich ausdrücklich zu . Wo er recht hat , hat er recht.

( Beifall bei der SPD)

Wir müssen - in diesem Punkte stimme ich dem
Oppositionsführer zu - über die Mischfinanzierung
sprechen . So wie bisher kann es nicht weiterge¬
hen . Herr Kollege Appel hat das auch angespro¬
chen . ln manchen Gesprächen haben wir dieses
Thema erörtert : Es geht nicht an , daß das BAföG
inzwischen zur Sparkasse des Bundes geworden
ist und nur noch jeder achte Student gefördert
wird.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Das gesamte System gehört auf den Prüfstand.
Das gilt für den Wohnungsbau , den Städtebau,
den Hochschulbau und die Bildungsfinanzierung.
Der Bund stellt in diesem Jahr zwei Milliarden DM

zur Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus zur

Verfügung . 1994 waren es noch 3,4 Milliar¬
den DM . Im kommenden Jahr sollen es nur noch

1,3 Milliarden DM sein . Das entspricht einer Kür¬

zung um fast zwei Drittel.
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Damit gibt Nordrhein-Westfalen im kommenden
j Jahr für die Förderung des Wohnungsbaus mehr

I als doppelt so viel wie der Bund für alle 16 Län-
; der insgesamt aus . Bei der Städtebauförderung
; sieht das Bild noch schlimmer aus : Der Bund

steigt schrittweise aus.

; Herr Dr. Linssen, zwar haben Sie zu Recht darauf
i hingewiesen , daß die Kosten pro Studienplatz -

j bezogen auf Personal - und Materialkosten - in
i Nordrhein-Westfalen besonders gering sind - bei
; über 500 000 Studenten . Sie hätten dann aber
i auch darauf hinweisen müssen , daß die Bildungs-
; haushalte in Nordrhein -Westfafen Jahr für Jahr
. doppelt so stark steigen wie der Gesamthaushalt.
; Im Bund werden die Haushalte eingefroren und
; sogar gekürzt . 1982 , als der erste CDU -Bildungs-
: minister kam , betrug der Anteil des Bundesmini-
; stenums für Wissenschaft und Forschung 4,7 % .
1 Jetzt sind es noch 3,4 % . Dadurch hat sich na-
: türlich der Anteil der Länder an der Hochschul-
■ baufinanzierung ständig erhöht : 1970 lag der

Anteil des Bundes bei 14,36 % der Ausgaben für
: die Hochschulen,
i
! (Vorsitz : Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose)

! 1995 waren es noch 5,2 % . Der Anteil der Län-
I der ist von 85,5 % auf 94,8 % gestiegen . Das

steht im umgekehrten Verhältnis zur Lautstärke
von Herrn Rüttgers.

( Beifall bei der SPD und einzelnen Abge¬
ordneten der GRÜNEN)

. Er hat nichts dazugetan . In unserem Haushalt
; steigen die Ausgaben für Wissenschaft und For-
i schung um 2,3 % .
: Für all diese eben erwähnten Bereiche gilt : Der
j Bund zahlt immer weniger , will aber immer mehr

mitreden . Er macht in diesem Zusammenhang
Auflagen, die wir abzuarbeiten haben . Ich bin der
Meinung , man muß die Mischfinanzierung in all
diesen Punkten auf den Prüfstand steilen.

(Vereinzelter Beifall bei Abgeordneten der
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren , ich will zum Schluß
■kommen . Das wird die Opposition freuen.

(Zuruf von der CDU : Nein, wir könnten
Ihnen stundenlang zuhören . - Eckhard Uh¬
lenberg [CDU ] : Das stimmt überhaupt
nicht !)

- Naja , aber ich will Sie ja auch nicht verwöhnen . (C)

(Beifall und Heiterkeit bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Wir erleben in Bonn eine merkwürdige Mischung
aus Lähmung und Hektik , die wie Blei auf unse¬
rem Land lastet , ln neun Monaten haben die Bür¬
ger die Möglichkeit, sich von dieser Last zu be¬
freien.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Zuruf von
der SPD : Das machen wir auch !)

Das ist nötig , damit wir endlich vorankommen,
auch mit einer Steuerreform , die diesen Namen
wirklich verdient . Eine Steuerreform , die diesen
Namen wirklich verdient , muß Normalverdiener,
entlasten , Familien bessersteifen , ökologische
Akzente setzen und dem Mittelstand Erleichte¬
rung verschaffen . So sieht eine wirkliche Steuer¬
reform aus.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Sie darf nicht einseitig zu Lasten der Länder und
Gemeinden gehen . Die letzte Steuerreform , die
vorgeschlagen wurde , hätte Länder und Gemein¬
den ausbiuten lassen.

Wir müssen vorankommen mit einem Hochschul¬
rahmengesetz , das endlich der Wissenschaft , der (D)
Forschung und der Lehre wieder den Stellenwert
gibt, der ihnen zukommt . Wir müssen vorankom - ,
men mrr einer Ausbildungsförderung für Studen¬
ten , damit nicht abhängig ist vom Geldbeutel der
Eltern , ob sie eine Chance haben oder nicht . Wir
müssen auch vorankommen bei der Reform des
Staatsbürgerschaftsrechts . So gibt es viele Punk¬
te auf vielen Feldern : bei der Förderung von Teil¬
zeit , beim Risikokapital für Existenzgründer ' und
kleine und mittlere Unternehmen.
Wir sind bereit , auch auf der Bundesebene an
einer solchen Politik praktischer Reformen mit¬
zuwirken . Wir wollen das , weil wir glauben , daß
eine solche Politik auf der Bundesebene auch Vor¬
aussetzung dafür ist , daß wir im eigenen Land
vorankommen . Wenn die Rahmenbedingungen
stimmen , meine Damen und Herren , dann können
wir uns auf die eigene Kraft verlassen . Dann kön¬
nen wir die Zukunft unseres Landes selbstbewußt
gestalten . So tun wir das bisher . So werden wir



Landtag
Nordrhein -Westfalen 6347

17 . 12 . 1997
Plenarprotokoii 12/76

( Ministerpräsident Dr . Johannes Rau)

das in Zukunft tun , mit ruhiger und sicherer
Hand . - Herzlichen Dank für Ihre Geduid.

(Lang anhaltender Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Meine Da¬
men und Herren , weitere Wortmeldungen habe
ich nicht vorliegen . Wird tatsächlich nicht mehr
das Wort gewünscht ? - Dann schließe ich die
Beratung.
Wir haben abzustimmen erstens über das Ge¬
meindefinanzierungsgesetz 1998 entsprechend
der Beschlußempfehlung des Haushalts - und Fi¬
nanzausschusses Drucksache 12/2682 . Der
Haushalts - und Finanzausschuß empfiehlt , den
Gesetzentwurf der Landesregierung in der Fas¬
sung nach der zweiten Lesung und einer Ände¬
rung zu Artikel 1 § 20 - Stichwort Kurorthllfe -
anzunehmen , ich frage Sie , wer dieser Beschluß¬
empfehlung seine Zustimmung erteilen möchte,
und bitte Sie um das Handzeichen . - Die Gegen¬
probe ! - Stimmenthaltungen ? - Dann ist der Ge¬
setzentwurf in dritter Lesung mit den Stimmen
der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN verabschiedet.

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über das
Haushaltsgesetz 1998 . Der Haushalts - und Fi¬
nanzausschuß empfiehlt in seiner Beschlußemp¬
fehlung Drucksache 12/2680 , den Gesetzentwurf
der Landesregierung in der Fassung nach der
zweiten Lesung mit den vom Ausschuß beschlos¬
senen weiteren Änderungen anzunehmen . Wer
dieser Beschlußempfehlung seine Zustimmung
geben möchte , den bitte ich. auch hier um das
Handzeichen . - Die Gegenprobe . - Stimmenthal¬
tungen ? - Damit ist der Gesetzentwurf in dritter
Lesung mit den Stimmen der Regierungsfraktio¬
nen gegen die Stimmen der CDU -Fraktion ange¬
nommen.
Wir haben drittens abzustimmen über die Mittel¬
fristige Finanzplanung für die Jahre 1997 bis
2001 entsprechend der Beschlußempfehiung des
Haushalts - und Finanzausschusses Drucksache
12/2681 . Ich bitte Sie um Ihre Kenntnisnahme.
Ich stelle fest , daß dies geschehen ist.

Ich rufe die Ergänzung der Tagesordnung auf:

Regierungserklärung
Thema: Die Zukunft unserer Hochschulen-

Chance und Verpflichtung für alle

Das Wort zur Regierungserklärung hat Frau
Brunn , die Ministerin für Wissenschaft und For¬
schung.

(Viele Abgeordnete verlassen nach der Ab¬
stimmung den Saal . - Unruhe - Glocke)

Man sieht , wie groß das Interesse an Wissen¬
schaft und Forschung ist.

Anke Brunn, Ministerin für Wissenschaft und For¬
schung : Herr Präsident ! Meine Damen und Her¬
ren ! Es ist gut , daß wir heute doch noch über
Hochschulen sprechen können , denn morgen
kommen die Regierungschefs von Bund und Län¬
dern in Bonn zusammen , um - wie schon seit
langem geplant - über die Reform der Studienför¬
derung zu beraten . Diese Reform ist überfällig.
Wir brauchen nämlich ein grundlegend neues BA¬
föG , damit wieder mehr junge Menschen aus Fa¬
milien mit unterem und mittlerem Einkommen
besser und zügiger studieren können.

Immer mehr Studierende sehen die materiellen
Voraussetzungen für ihr Studium in Frage ge¬
stellt . Zwei von drei Studierenden müssen jobben
und können ihr Studium nur noch in " Teilzeit"
bestreiten.

( Unruhe - Glocke)

Vizepräsident Dr . Hans -Ulrich Klose : Frau Ministe¬
rin , ich muß Sie einmal unterbrechen . - Meine
Damen und Herren , hier ist wirklich jetzt Rück¬
sichtnahme angebracht . Ich bitte Sie , die Gesprä¬
che einzustellen.

( Beifall des Roland Appel [GRÜNEI)

Anke Brunn, Ministerin für Wissenschaft und For¬
schung : Meine Damen und Herren , das BAföG
erreicht heute nur noch eine schwindende Min¬
derheit der Studierenden . Gerade noch 15 % er¬
halten eine Studienfinanzierung , und kaum einer
erhält die volle Fördersumme . Die Studierenden
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im Rahmen eines alternativen Investitions-
Programms einzusetzen . Damit könnten zwischen
7 000 und 9 000 neue Arbeitsplätze geschaffen
werden . Herr Breuer, hören Sie jetzt zu : In der
Region , von der Sie sagen . Sie seien betroffen,
könnten damit neue Arbeitsplätze geschaffen
werden. Das bedeutet : Der Verzicht auf Garzwei¬
ler II würde im Saldo deutlich mehr Arbeitsplätze
bringen, als er kostet.

Diese Diskussion , in welchen Bereichen der Ener¬
giewirtschaft in zehn Jahren in nennenswerter
Zahl neue Arbeitsplätze entstehen können , kann
nicht aufgeschoben werden . Diese Diskussion
muß heute geführt werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)
Herr Linssen, dazu gebe ich Ihnen noch einen Tip:
Beantragen Sie doch eine Enquöte -Kommission
zur Zukunft der Energie . Die SPD und wir von
den GRÜNEN haben unser Deputat an Enquete-
Kommissionen verbraten . Beantragen Sie sie.
Damit lägen Sie goldrichtig und würden hier Ihrer
Oppositionsrolle endlich gerecht werden.

( Beifall bei den GRÜNEN)
Meine Partei hat im Gegensatz zu Ihren Parteikoi-
legen in Bonn die Wichtigkeit einer Energiewende
für unsere Zukunft begriffen . Partei - wie auch
Fraktionsspitze unserer Bundespolitiker werden
die Energiepolitik zu einem zentralen Wahlkamp¬
thema machen . Eine Energiewende für Bonn,
nicht aber das Verteilen von Flugblättern zum
Erhalt virtueller Arbeitsplätze in fossilen Kraft¬
werkstechniken ist gefragt , Herr Linssen.

( Beifall bei den GRÜNEN)
Mein Fazit : Eine Energiewende ist für uns alle von
größter Wichtigkeit , gerade auch wenn wir uns
die Frage stellen , wo noch neue und zukunfts¬
fähige Arbeitsplätze entstehen können.
Garzweiler II wird diese Arbeitsplätze nicht schaf¬
fen . Ganz im Gegenteil : Garzweiler II verhindert
den notwendigen Strukturwandel , der zur Schaf¬
fung zukunftsfähiger Arbeitsplätze dringend er¬
forderlich ist.

( Beifall bei den GRÜNEN)
Darum haben wir uns entschieden , alle Hebel zu
nutzen , die uns parlamentarisch und außerparla¬
mentarisch zur Verfügung stehen - nicht aus
ideologischen Gründen und auch nicht , weil wir
an Sesseln kleben . Das mögen Sie gern behaup¬ten ; das ist das gute Recht der Opposition . Wir

haben es . vielmehr getan aus vernünftigen indu¬
striepolitischen Erwägungen.

Energiepoiitik und Garzweiier I ! sind aber nicht
gleichzusetzen mit der Landespolitik ; das will ich
hier auch ganz deutlich sagen . Daher kann ich
Ihnen , Herr Linssen , versichern : Das Thema wird
uns zwar werter beschäftigen , aber wir werden in
den nächsten Wochen und Monaten verstärkt die
anderen wichtigen Landesthemen nach vorn brin¬
gen und zeigen , daß wir sehr wohl in der Lage
sind , in dieser Koalition die drängenden Probleme
dieses Landes zu lösen.

Dabei treten wir sehr gern in einen Wettstreit mit
Ihnen ein . Aber bitte vermeiden Sie künftig Patzer
wie den mit den 50 000 Arbeitsplätzen , zu dem
aktuell das Rheinisch -Westfälische Institut für
Wirtschaftsförderung gesagt hat : methodisch
falscher Zauber . - Lassen Sie sich das vom RWI
sagen , wenn Sie es uns nicht glauben . - ich dan¬
ke Ihnen.

(Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Katrin Grüber : Das Wort hat
nun der Ministerpräsident des Landes , Herr
Dr . Rau.

Dr. Johannes Rau , Ministerpräsident : Frau Prä¬
sidentin ! Meine Damen und Herren ! Die Verhand¬
lungen zur Bildung dieser Koalition im Som¬
mer 1995 waren ausführlich , anstrengend,
schwierig und erfolgsorientiert . Kein Thema hat
uns in diesen Verhandlungen so beschäftigt wie
das , das heute im Mittelpunkt der Debatte steht.
Aus den Reden von Herrn Kollegen Matthiesen
und von Frau Kollegin Nacken ist deutlich gewor¬
den , was jedermann bewußt war und was im
Koalitionsvertrag festgeschrieben ist : Wir haben
es im Blick auf Garzweiler II mit zwei nicht nur
unterschiedlichen , sondern auch gegenläufigen,
gegensätzlichen Positionen beider Koalitionspart¬
ner zu tun . Das haben wir gewußt.
Ich will nun keinen Vergleich mit anderen Koali¬
tionen ziehen . Da ist Herr Kollege Linssen ja über
alle fünf Erdteile gegangen , als er sagte : keine
Koalition der Welt . - Das haben Sie mit Issum
verwechselt.

( Heiterkeit bei SPD und GRÜNEN)



Landtag
Nordrhein -Westfalen 6391

20 . 01 . 1998
Plenarprotokoll 12/77

{Ministerpräsident Dr . Johannes Rau)

(A ) Sie sagten , keine Koalition der Welt sei so - ich
weiß nicht , wie Sie uns bezeichnet haben.

Ich höre in diesen Tagen merkwürdige Töne . Ich
habe heute in der Zeitung gelesen , der Bundes¬
kanzler werfe uns vor , wir säßen hier nur um des
Machterhaltes willen.

(Demonstrativer Beifall bei der CDU - La¬
chen bei SPD und GRÜNEN - Zurufe von
der CDU : Der Mann hat recht !)

Da kann man doch nur mit Goethe - ich glaube,
der war es - sagen : "Wenn das geschieht am dür¬
ren Holz, was soll am grünen werden ? “

(Heiterkeit und Beifall bei SPD und GRÜ¬
NEN)

Wenn einer etwas von Machterhalt versteht und
wenn einer den Eindruck erweckt , daß es ihm
zuerst um Machterhalt geht , dann ist es nicht der
Regierungschef in Düsseldorf , sondern der in
Bonn.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Das hat er in der Auseinandersetzung mit der
F . D . P . in vielen , vielen Jahren bewiesen.

{Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Er hat aber
wesentlich mehr auf die Reihe gekriegt als

<B> Sie !)

. Ob ihm das noch einmal gelingt , werden wir se¬
hen.

Was mich angeht , so gebe ich zu - vielleicht ist
es untaktisch , wenn ich das sage -, Herr Kollege
Linssen : Ich reagiere nicht nüchtern , nicht trok-
ken , wenn mir unterstellt wird , ich hätte unehren¬
hafte Motive.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Ist " Bellevue"
unehrenhaft ? )

- "Bellevue" ist nicht unehrenhaft , aber jemandem
vorzuwerfen,

(Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Er wolle dahin !)

er habe eine bestimmte politische Linie , und für
die lasse er Freunde im Regen stehen , das ist
eine böse Unterstellung.

{Beifall bei SPD und GRÜNEN
- Widerspruch bei der CDU)

Am 22 . Dezember hat das Bergamt in Düren den
Rahmenbetriebsplan genehmigt . Am 23 . Dezem¬
ber , einen Tag später , habe ich einen Brief ge¬
schrieben , in dem es heißt :

"Für meine Bewer¬

tung ist entscheidend , daß das Verfahren nach (C)
Recht und Gesetz stattgefunden hat .

"

( Eckhard Uhlenberg [CDUI : Dafür hat Frau
Höhn 2 Millionen DM gekriegtl)

Als ich zum ersten Mal von den angeblichen Vor¬
würfen des Rechtsbruchs , der Rechtsbeugung
usw . gehört habe

(Laurenz Meyer [CDU ] : Wieso "an¬
geblich " ? )

- Moment ! - , habe ich öffentlich widersprochen
und habe ich im Kabinett widersprochen , am glei¬
chen Tag , am 6 . Januar . Erkundigen Sie sich bit¬
te!

Die These “ Sie machen das beim Länderfinanz¬
ausgleich , Sie machen das bei Garzweiler , Sie
machen das bei der Energiepolitik ”

, die Unterstel¬
lung , ich hätte bei dem , was ich sage und tue,
keine lauteren Motive , weise ich zurück.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Im übrigen : Sie haben darauf hingewiesen , wie
lange der Streit um Garzweiler schon geht,

(Lothar Hegemann [CDU ] : Solange Sie im
Amt sind !)

über zehn Jahre . Sie haben darauf hingewiesen , {D)
daß Garzweiler gesellschaftliche Konflikte in der
Region und innerhalb der politischen und gesell¬
schaftlichen Kräfte auslöst . Das ist richtig.

Die SPD ist für Garzweiler II . Das ist auch heute
wieder deutlich geworden , das habe auch ich
immer gesagt . Sie sagen : Wer gegen Garzweiler
ist , der versündigt sich gegen die Interessen des
Landes , der betreibt Sabotagepoiitik.

(Lothar Hegemann [ CDU ] : Richtig!)

Gilt das auch für die Ihrer Kollegen aus Bundes¬
tag und Landtag , die mit anderen Kollegen aus
anderen Parteien einen Aufruf " Stoppt Garzwei¬
ler II " unterschrieben haben?

{Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Wir handeln
gemeinsam in eine Richtung ! Das ist der
Unterschied ! )

- Wir handeln gemeinsam in eine Richtung . - Gilt
das auch für diejenigen , die vorige Woche in Bad
Neuenahr bei der Synode der Evangelischen Kir¬
che in Deutschland Kritisches , Nachdenkliches
und sogar Ablehnendes zu Garzweiler gesagt ha¬
ben?
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(Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Sie waren ja
gar nicht da !)

- Nein, ich konnte nicht da sein , sonst wären es
13 Gegenstimmen gewesen und nicht 12, Herr
Kollege Linssen . Sie können mir aber glauben,
daß ich darüber auch Gespräche geführt habe,
und daß ich an meiner Überzeugung keinen Zwei¬
fel gelassen habe , habe ich überall und auch vor
diesem Landtag immer wieder gesagt.
Nein , ich giaube nicht , daß es Ihnen um die Sa¬
che geht.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : ln die Region
gehen wir, nicht Sie !)

ich glaube , daß Sie unter taktischen Gesichts¬
punkten handeln , und das wird den Hoffnungen
und Sorgen derer nicht gerecht , die auf die
Braunkohle setzen und von ihr leben . Das wird
aber auch den Sorgen und Hoffnungen derer
nicht gerecht , die ihre Heimat erhalten wollen
oder aus anderen Gründen gegen die langfristige
Nutzung der Braunkohle eintreten.
Noch gestern haben wir in einer Pressekonferenz
darauf hingewiesen , daß nach Meinung der So¬
zialdemokraten die neue Energiepolitik drei Ele¬
mente hat , und eines dieser Elemente ist für die
Grundlast, die Braunkohle und die Steinkohle.

(Beifall bei der SPD)
Da sind wir anderer Meinung als die GRÜNEN,
aber wir vertreten diese Meinung , und wir halten
für den zweiten Ansatz - diesmal wieder gemein¬
samen mit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - die erneu-
ersaren Energien unter besonderer Berücksichti¬
gung der Solarenergie . Ich fände es schon gut,
wenn Sie sich vortragen ließen , was wir in
Nordrhein -Westfalen inzwischen zur Förderung
der Solarenergie getan haben und tun.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)
Es lohnt sich nämlich auch , dem einmal nachzu¬
gehen und sich das in Gelsenkirchen und an an¬
derer Stelle anzusehen.

(Laurenz Meyer [ CDU ] : Geschah das nicht
gemeinsam mit der CDU ? )

- Nein , nein , ich rede jetzt von den Landesinitiati¬
ven.

(Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Bonn gibt dazu
das meiste Geld ! - Laurenz Meyer [CDU ] :
So genau kennen Sie sich gar nicht aus !)

- Ich kenne mich ganz gut aus.

(Zurufe von der CDU - Gegenruf des Bodo
Hombach [SPD ] : Labern und labern ! - Unru¬
he - Glocke)

Meine Damen und Herren,
(Anhaftende Zurufe von der CDU - Unruhe -
Glocke)

die Bürgerinnen und Bürger sollen wissen : Der
ßraunkohlenplan ist durch die Landesplanungs¬
behörde genehmigt worden . Der Verfassungs¬
gerichtshof hat in zwei Verfahren entschieden,
daß keine verfassungsrechtlichen Bedenken be¬
stehen . Der Rahmenbetriebsplan wurde vor vier
Wochen genehmigt , und diese Zulassung war
eine rechtliche und keine politische Entscheidung.
Wir müssen aber feststelien : Die gesellschaftliche
Diskussion ist nicht zu Ende , und wenn es in ei¬
ner wichtigen Frage keinen gesellschaftlichen
Konsens gibt , dann ist es klar, daß auch die poli¬
tische Auseinandersetzung weitergeht . Es gibt in
allen Parteien Stimmen gegen Garzweiler . Übri¬
gens hatte die FDP noch 1995 einen Parteitags¬
beschluß gegen Garzweiler , und jetzt spricht sie
Gedichte von Elchen . Auch in der SPD gibt es
viele, die das Projekt sehr kritisch sehen oder gar
ablehnen , aber die SPD in Nordrhein -Westfalen
hat auf ihrem Parteitag beschlossen , daß sie für
diesen neuen Tagebau eintritt , und sie hat das
auch auf meinen Vorschlag hin getan.

(Beifall bei der SPD)
Sie ist nach länger und sorgfältiger Prüfung zu
dem Ergebnis gekommen , daß das Projekt ener¬
giewirtschaftlich nötig ist und daß die unbestritte¬
nen gravierenden ökologischen Auswirkungen so
begrenzt werden können , daß sie vertretbar sind.
Ich habe an diesen Diskussionen jahrelang teil¬
genommen . Wir haben es uns nicht leicht ge¬
macht und sind nach sorgfältiger Abwägung zu
einem anderen Ergebnis gelangt als BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN . Wir haben immer wieder ge¬
sagt , daß wir für einen Energiemix in der Energie-
und Stromversorgung sind ; Sie kennen die Eck¬
punkte . Wir unternehmen große Anstrengungen,
daß erneuerbare Energien verstärkt eingesetzt
werden können . Wir fördern systematisch die
Möglichkeit des Energiesparens , aber wir iehnen
die Kernenergie ab , weil sie mit zu großen Risiken
verbunden ist:

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)
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(A ) In diesen drei Punkten sind BÜNDNIS 90 und
SPD im Ziel einig.
Wir wollen die nötigen fossilen Energieträger so
umweltfreundlich wie möglich einsetzen , und
auch im Blick auf den Einsatz der heimischen
Kohle besteht zwischen der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN Einigkeit; das hatten wir bei der
Auseinandersetzung zur Steinkohle im vergange¬
nen Jahr auch hier gezeigt.
Beide Koaiitionspartner haben vor zwei Jahren
festgestelit , daß auch die heimische Braunkohle
bis in die Mitte des nächsten Jahrhunderts einen
wichtigen Beitrag zur Energieversorgung leisten
v/ird . Wir haben unterschiedliche Auffassungen
im Blick auf den Umfang , und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN halten den Aufschluß von Garzweil er II
für nicht erforderlich und nicht verantwortbar;
Frau Kollegin Nacken hat dss soeben noch einmal
dargestellt.
Die SPD hält die Fortsetzung eines dritten Tage¬
baus für erforderlich . Wir alle wissen , daß die
CDU als Befürworterin eines anderen Energiemi-
xes mit der Kernenergie etwas anderes will,

( Dr . Helmut Linssen [CDU] : Wegen der
C0 2-Problematik Herr Ministerpräsident !)

{B} aber auch bei ihr gibt es Stimmen gegen Garzwei¬
ler.

Darum appelliere ich an alle , die Verantwortung
tragen : . Lassen Sie uns so rational und so nahe
wie möglich an der Sache diskutieren . Lassen Sie
uns auf persönliche Angriffe , auf Herabsetzungen
und Verdächtigungen verzichten , und haben wir
Respekt auch vor denen , die Auffassungen ver¬
treten , die wir nicht teilen . Ich bin überzeugt da¬
von : Das erwarten die Bürgerinnen und Bürger
nicht nur von den Frauen und Männern , die sie in
den Landtag gewählt haben . Und darum sage ich
Ihnen:

(Lothar Hegemann [ CDU ] : Sei wachsam !)

Der Schiüsselsatz heißt : Nach Recht und Gesetz,
sorgfältig und zügig . - Und dabei bleibt es.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Dr . Helmut
Linssen [CDU ] : Was ist mit den fünf Punk¬
ten !)

- Sie nennen das , Herr Kollege Linssen , die Soße.

Ich sage : Wir sind mit diesem Verfahren nach
Recht und Gesetz , sorgfältig und ohne Zögern , in

den letzten Jahren und Jahrzehnten in der Lan- fC)
despoiitik gut gefahren.

( Beifall bei der SPD)

Und wenn Sie , Herr Kollege Linssen , am
30 . März 1995 gesagt haben , die CDU werde ihr
Wächteramt im Blick auf die Rückholbarkeit ganz
energisch wahrnehmen,

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Jawohl !)
und wenn Sie hinzugefügt haben , das betreffe
auch die Genehmigung von Teilbetriebsplänen für
den Tagebau , weil wir uns bei jeder Genehmi¬
gung im klaren sein müssen , ob die wasserwirt¬
schaftlichen Probleme , die C0 2-Probleme oder die
Probleme vor dem Hintergrund der gesamten
Energiepolitik der Bundesrepublik Deutschland
insgesamt zu bewältigen sind,

( Dr . Helmut Linssen [CDU] : Ja , richtig !)

dann meine ich, das sei eine gute Linie , zu der
Sie uns seinerzeit gemahnt haben . Es war schon
damals überflüssig , aber zusätzliche Mahnungen
kann man immer brauchen . Sie sollten nur heute
nicht verschweigen oder verdrängen , was Sie
damals gesagt haben,

( Beifall bei der SPD)
#D)

Richtig ist : Auch in einem Rechtsstaat .können ‘

politische Überzeugungen Verwaltungsverfahren
nicht ersetzen , die nach Recht und Gesetz statt¬
finden . Und nach der Entscheidung des Bergam¬
tes Düren stehen jetzt noch weitere wichtige
Schritte an : verschiedene wasserrechtliche Er¬
laubnisverfahren . Auch diese Verfahren müssen
und werden nach Recht und Gesetz stattfinden.
Das bedeutet ganz einfach : Wenn die nötigen
Voraussetzungen für eine Genehmigung gegeben
sind , dann muß und dann wird genehmigt wer¬
den . Wenn die notwendigen Voraussetzungen für
eine Genehmigung nicht gegeben sind , dann darf
und dann wird nicht genehmigt werden . Davon
gehe ich aber - so hat es auch Kollege Clement
am 23 . Dezember gesagt - nach dem heutigen
Kenntnisstand nicht aus.

Recht und Gesetz sind die einzigen Maßstäbe,
nach denen die zuständigen Behörden Anträge
prüfen und Genehmigungen erteilen oder versa¬
gen.

( Dr . Helmut Linssen [ CDU ] : Wenn sie arbei¬
ten , ja !)
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Das sind keine abstrakten Prinzipien ; sie sind in
einem Rechtsstaat Schutzvorschriften und Spiel¬
regeln , auf die sich eine demokratische Gesell¬
schaft im Interesse aller verständigt hat . Das
Recht ist keine Krücke , sondern ist eine Brücke,
über die widerstreitende Auffassungen und unter¬
schiedliche Interessen so zusammengeführt wer¬
den , daß Entscheidungen möglich sind , die von
allen akzeptiert werden können.

Das Recht setzt nicht nur dem politischen Han¬
deln, sondern auch dem Verwaltungshandeln
Grenzen . Und darum unterliegt das Verwaltungs¬
handein , das Tun und Lassen der Verwaltung , der
rechtlichen Kontrolle . Und weil das so ist , darum
gibt es keinen Zweifel , keinen Grund , Zweifel zu
wecken, daß auch die noch ausstehenden Verfah¬
ren des Wasserrechts genau nach den dafür vor¬
gesehenen Regeln stattfinden werden . Darauf
kann sich der Bergbautreibende , darauf können
sich die Beschäftigten genauso verlassen wie die
Bürgerinitiativen gegen das Projekt . Die fachlich
zuständigen Behörden werden von dem , was ge¬
tan werden muß , nicht abweichen - weder zu
Lasten noch zu Gunsten des Antragstellers.
Das ist der einzige rechtlich zulässige und der
einzige politisch richtige Weg , erst recht bei ei¬
nem Projekt von so außerordentlicher Bedeutung
und Tragweite . Das Beispiel Mülheim-Kärlich
zeigt : Es nützt einem Antragsteller auf Dauer
nichts , wenn Genehmigungen zwar in seinem
Sinne , aber ohne ausreichende rechtliche und
sachliche Grundlage erteilt werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)
Deshalb kann sich jeder darauf verlassen , daß die
anstehenden Genehmigungsverfahren nicht nur
so zügig , sondern auch so sorgfältig durchgeführt
werden , wie es geboten ist.
Es ist verständlich , daß Garzweiler I ! im Jahr der
Bundestagswahl besondere Aufmerksamkeit ge¬
nießt . Das ändert aber nichts daran , daß Wahl¬
kämpfe keinen Einfluß auf Genehmigungsverfah¬
ren haben dürfen und haben werden . Ich bitte
darum , das bei allem notwendigen politischen
Streit zu beachten und nicht zu verdrängen.
Meine Damen und Herren , ich führe diese Regie¬
rung mit gutem Gewissen . Ich . wünschte mir, ich
könnte mehr von dem deutlich machen , was wir

in den letzten zweieinhalb Jahren gemeinsam
vorangebracht haben.

(Zurufe von der CDU : Gar nichts ! )
- Es wird noch Gelegenheit geben , das alles dar¬
zustellen , Herr Kollege Dr . Linssen.

(Lothar Hegemann [CDU ) : Nennen Sie doch
mal ein oder zwei Beispiele !)

Sie haben nun immer , immer wieder alle fünf Jah¬
re erfahren , was der Wähler von der CDU in
Nordrhein-Westfalen hält.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Ich habe es 1978 gehört , ich habe es 1983 ge¬
hört , daß es sich ändere , 1988 und dann wieder
1993 . Ich habe es vorher schon 12 Jahre gehört,
als Heinz Kühn regierte . Herr Kollege Linssen,
man muß näher bei den Menschen sein , als Sie
es sind , wenn man in diesem Land Wahlen ge¬
winnen will.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lothar He¬
gemann [CDU ] : Warum sind Sie dann 1987
nicht Kanzler geworden ?)

- Die Stelle ist nicht frei geworden , Herr Hege¬
mann - nicht nur zu meint -m Schaden . Aber ab
und zu einmal kandidieren und nicht gewinnen,
das kann man ertragen . Nur das darf natürlich
keine Dauerexistenz werden . Das ist nicht gut.

[Beifall bei der SPD)

Verzichten Sie auf Herabsetzung , verzichten Sie
auf Verdächtigungen , gehen Sie harte Kante an
der Sache : dann werden Sie feststellen:
Nordrhein -Westfalen hat eine handlungsfähige
Regierung , Nordrhein -Westfalen hat eine Regie¬
rung , die Perspektiven hat,

(Zurufe und Lachen bei der CDU - Beifall
bei der SPD)

Nordrhein -Westfalen hat eine Regierung , die ihre
inneren Konflikte nicht vertuscht.

(Zurufe von der CDU!

Das wird am Beispiel Garzweiler deutlich . Ich
wünschte mir , daß mit mehr Ehrlichkeit auch
Konflikte öffentlich ausgetragen würden , als das
gegenwärtig der Fall zu sein scheint . .

(Anhaltender , lebhafter Beifall bei SPD und
GRÜNEN]
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Gesetzentwurf der Landesregierung , in das
Polizeigesetz des Landes Nordrhein -Westfalen
ein Diskriminierungsverbot aufzunehmen . Des¬
halb ist davon auszugehen , daß der Sprecher
der Regierungsfraktion diesen Vorschlag nicht
ohne Abstimmung mit dem Innenminister ge¬
macht hat.

Beabsichtigt die Landesregierung , ent¬
sprechend dem Vorschlag des Sprechers der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei künfti¬
gen Demonstrationen am Standort des
Atommüll -Zwischenlagers in Ahaus “Polizei¬
beobachter " einzusetzen?

Ich bitte Herrn Innenminister Kniola um Beant¬
wortung.

Franz-Josef Kniola, Innenminister : Herr Abgeord¬
neter ! Meine Damen und Herren ! Ihre Frage zielt
ja nicht auf Polizeibeobachter ganz allgemein,
sondern Polizeibeobachter bei einem ganz speziel¬
len Anlaß . Sie wissen , daß der polizeiliche Anlaß
- falls es zum Castof -Transport kommt und ein
polizeilicher Einsatz dort erforderlich ist - in be¬
sonderem Maße im Blickpunkt der Medien stehen
wird . Es ist insofern ein großes öffentliches Inter¬
esse und ferner gewährleistet , daß es dabei auch
viele Beobachtende geben wird . Besonderer Poli¬
zeibeobachter bedarf es nicht . Die Landesregie¬
rung denkt auch nicht daran , solche einzusetzen.

Der zuständige Polizeipräsident hat mir allerdings
mitgeteilt , daß es von Abgeordneten aus unter¬
schiedlichen Parlamenten - so etwa dem Deut¬
schen Bundestag und dem Landtag Nordrhein-
Westfalen - und verschiedenen Fraktionen den
Wunsch gibt , an dem Geschehen beobachtend
teiizunehmen . Eine solche Beobachtungsmöglich-
keit wird durch den Polizeipräsidenten vorbereitet
und e ngeräumt.

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank für die Be¬
antwortung , Herr Innenminister . - Es gibt eine
Zusatzfrage des Kollegen Paus . Bitte.

Heinz Paus (CDU) : Ich möchte nur nachfragen,
ob der Herr Innenminister die Bewertung , die der
Fraktionsvorsitzende der GRÜNEN in seiner In¬
itiative zum Ausdruck bringt , teilt , daß es - so
verstehe ich ihn - erforderlich ist , der Polizei aus

Anlaß einer solchen Demonstration auf die Finger [C)
zu gucken . Teilen Sie diese Bewertung - ja oder
nein?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Innenminister.

Franz -Josef Kniola, Innenminister : Es ist nicht die

Aufgabe der Landesregierung , Äußerungen von
Fraktionen zu bewerten.

( Beifall bei der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön . - Eine
zweite Frage stellt der Kollege Paus . Bitte.

Heinz Paus (CDU) : Dann möchte ich den Minister
persönlich fragen , ob er der Auffassung ist , daß
es bei Demonstrationen erforderlich ist , der Poli¬
zei besonders auf die Finger zu gucken.

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Innenminister.

Franz-Josef Kniola, Innenminister : Herr Abgeord - (D)
neter , schon in meiner ersten Antwort habe ich
klar und deutlich gesagt , daß die Landesregierung
nicht die Absicht hat , Polizeibeoba 'chter einzuset¬
zen.

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön . - Weitere
Zusatzfragen stelle ich nicht fest . Damit ist die
Mündliche Anfrage 161 erledigt.

Ich rufe die

Mündliche Anfrage 164

des Herrn Abgeordneten Dr . Helmut Linssen von
der Fraktion der CDU auf:

5 -Punkte -Programm von Ministerin Höhn zur
Verhinderung das Braunkohlentagebaus
Garzweiler II

Am 5 . Januar 1998 hat Ministerin Höhn ihr 5-
Punkte -Programm zur Verhinderung des
Braunkohlentagebaus Garzweiler II der Öffent¬
lichkeit vorgestellt . Ziel des Programms ist es,
die nach Recht und Gesetz erteilte Zulassung
des Rahmenbetriebsplans zu konterkarieren
und den Braunkohlentagebau Garzweiier ii
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(A ) totzuprüfen . Dabei soll das formal eigenständi¬

ge Verfahren zur Erteilung der wasserrecht-

iichen Erlaubnis Mittel zum Zweck sein . Dar¬

über -hinaus will die Ministerin noch einmal die

energiewirtschaftlichen und sozialen Grund¬

annahmen , auf denen der Braunkohfenplan
beruht , überprüfen.

Der Ministerpräsident hat es trotz Aufforde¬

rung vermieden , in der Debatte vom 20 . Janu¬

ar 1998 zum 5 -Punkte -Programm Stellung zu

nehmen . Er hat allerdings in einer ersten Re¬

aktion auf die Pressekonferenz von Ministerin

Höhn am 5 . Januar 1998 das 5 -Punkte -Pro-

gramm als sachlichen Diskussionsbeitrag ge¬
lobt . Dieser Einschätzung haben in der Debatte

vom 20 . Januar 1998 alle Redner der SPD-

und der CDU -Fraktion sowie der Wirtschafts¬

minister deutlich widersprochen.

Hält der Ministerpräsident die einzelnen Punkte

des 5 -Punkte -Programms der Umweltministe¬

rin für mit der Rechtslage vereinbar?

Ich bitte Herrn Ministerpräsidenten Dr . Rau um

Beantwortung.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä-

(B ) sident ! Meine Damen und Herren ! In Nordrhein-

Westfalen werden Genehmigungsverfahren weder
" durchgewinkt

" noch " totgeprüft
" , sondern sie

finden sorgfältig und zügig nach Recht und Ge¬

setz statt . Das gilt in besonderem Maße für die

Genehmigungsverfahren zu Garzweiier II , wie das

der Landtag am 16 . Mai 1997 festgestellt hat.

Was Sorgfalt und Zeitaufwand angeht , verdienen

unsere Genehmigungsbehörden gute Noten . Wie

effizient sie arbeiten , macht eine aktuelie Erhe¬

bung der Bezirksregierungen deutlich : ln allen

Regierungsbezirken konnten über SO % - in der

Mehrzahl der Regierungsbezirke sogar zwischen

70 % und 95 % - der Verfahren in weniger als

sechs Monaten beendet werden . Im Vergleich der

Jahre 1996 und 1997 ist die Zahl der Verfahren,

die in weniger als drei Monaten abgeschlossen
wurden , sogar nochmals gestiegen und liegt teil¬

weise schon bei mehr als 50 % aller Verfahren.

Bei einem Genehmigungsverfahren der Dimension

und Tragweite des Braunkohlentagebaus Gar¬

zweiler 1J verbietet sich freilich ein Vergleich mit

normalen Genehmigungsverfahren . Die Erhebung

zeigt dennoch klar, welche Bedeutung die Lan¬

desregierung gerade bei den für die Standorts¬

icherung bedeutsamen industriellen Anlagenzulas¬

sungsverfahren einem erfolgsorientierten Verfah¬

rensmanagement b8imißt.

Was hat Frau Ministerin Höhn in diesem Papier

gesagt ? - Sie geht zunächst auf das Verhältnis

zwischen dem Rahmenbetriebsplanverfahren und

dem wasserrechtlichen Erlaubnisverfahren ein

und stellt fest , daß zwei voneinander unabhängi¬

ge Verwaltungsverfahren vorliegen . Daß diese

Verfahren nicht bei Null anfangen , ist selbstver¬

ständlich und gar keine Frage . - Ferner stellt sie

fest, daß durch die Rahmenbetriebspianzulassung
eine ergebnisoffene Durchführung der wasser¬

rechtlichen Verfahren nicht behindert werde.

Sodann beschreibt sie , welche Prüfungen durch¬

zuführen sind , um die von der Landesregierung

gegebene Bestandsgarantie für die Feuchtgebiete

im Schwalm -Nette -Gebiet einzulösen . Herr Kolle¬

ge Linssen , das entspricht genau dem , was Sie

selber gefordert haben.

Unter Punkt 2 weist Frau Ministerin Höhn darauf

hin , daß sie ein Gutachten in Auftrag gegeben
habe , das näheren Aufschluß darüber geben sol¬

le , ob im Rahmen des wasserrechtlichen Verfah¬

rens eine FFH-Verträglichkeitsprüfung durchge¬

führt werden muß . Die kürzlich ergangene Ent¬

scheidung des Bundesverwaltungsgerichts zum

vorläufigen Stopp der Planung für die A 20 unter¬

streicht die Notwendigkeit dieses Punktes . Herr

Dr . Linssen , auch Sie müssen doch - wie das

bergbautreibende Unternehmen und seine Be¬

schäftigten - ein Interesse daran haben , daß die

Genehmigungen möglichst rechtssicher sind.

Unter Punkt 3 nimmt Frau Kollegin Höhn zur Pro¬

blematik der Kippenversauerung Stellung . Sie

erläutert, daß nach Auffassung der Obersten

Wasserbehörde auch wegen der Kippe eine was¬

serrechtliche Erlaubnis erforderlich ist . Dabei be¬

zieht sie sich auf die von Frau Ministerin Merkel

am 18 . März 1997 erlassene Grundwasserver-

ordnung . - Wer kann im Hinblick auf die Rechts¬

sicherheit ein Interesse daran haben , diese Frage

ungeprüft zu lassen?

In Punkt 4 geht Frau Ministerin Höhn auf das im

Landesplanungsgesetz geregelte Verfahren zur

Überprüfung der Grundannahmen ein und legt

dar , weshalb sie es für erforderlich hält, eine

Überprüfung der Grundannahmen einzuleiten.

Frau Ministerin Höhn hat in der Landtagsdebatte

am 20 . Januar 1998 ausgeführt:

" Es geht keineswegs - da bin ich auch mit

Herrn Clement einig - darum , daß die Umwelt-
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(AI ministerin jetzt schon eine wesentliche Ände¬
rung der energiepolitischen Voraussetzungen
feststellt . Es ist Aufgabe zu überprüfen , ob es
so ist oder nicht . Erst in einem solchen Vor¬
stadium befinden wir uns . ”

§ 35 Landesplanungsgesetz bestimmt , daß der
Braunkohlenplan überprüft und erforderlichenfalls
geändert werden muß , wenn sich die Grundan¬
nahmen für den Braunkohlenplan wesentlich än¬
dern . Weiter heißt es dort , daß die Änderung in
dem Verfahren erfolgt , das für seine Aufstellung
gilt . Dazu sagte Herr Kollege Clement in der glei¬
chen Debatte:

“ Bei der Frage des Ja oder Nein zur Verände¬
rung der energiewirtschaftlichen Grundannah-
men ist klar, daß das dann in der Kompetenz
des Wirtschaftsministeriums , das die energie¬
wirtschaftlichen Kompetenz innerhalb dieser'
Landesregierung hat , liegt . "

Hier greifen also Zuständigkeiten für Energiepoli-
tik und Landesplanung sowie die Kompetenz des
Braunkohlenausschusses ineinander.

In Punkt 5 teilt Frau Ministerin Höhn mit , sie wol¬
le veranlassen , daß die aktuellen Umsiedlungs¬
planungen auf die Einhaltung der Sozialverträg¬
lichkeitskriterien und die Einhaltung der sozialen
Grundannahme des Braunkohlenplans untersucht
werden.

Im Ergebnis ist all das nichts anderes als eine
Beschreibung von Arbeitsfeldern , denen sich die
Fachbehörden im Geschäftsbereich des Ministeri¬
ums für Umwelt in Wahrnehmung ihrer Zustän¬
digkeiten in den nächsten Monaten intensiv zu¬
wenden werden . Daß es bei einem so hochkom¬
plexen Verfahren und bei Entscheidungen von so
großer Tragweite wie bei Garzweiler II an der
einen oder anderen Stelle zu unterschiedlichen
Rechtsauffassungen über die Auslegung der an¬
zuwendenden Rechtsvorschriften kommt , ist im
übrigen doch nichts Ungewöhnliches . Sie selber
wissen , daß es dem Vorhaben Garzweiler II dient,
wenn die Politik die sachgerechte Abwägung der
Argumente nicht behindert.

Ich bleibe bei dem , was ich am 5 . Januar gesagt
habe : Es gibt keinen Anlaß , daran zu zweifeln,
daß d<e zuständigen Fachbehörden ihre Arbeit
den gesetzlichen Vorschriften entsprechend ge¬
wissenhaft tun werden . Ich habe nicht die Ab¬
sicht , aus dem Plenarsaal des Landtages kom¬
mentierend in die Bearbeitung von Verwaitungs-
vorgär .gen einzugreifen . Jeder Versuch , darauf

politisch Einfluß zu nehmen , macht die Verfahren (C)
angreifbar und schadet dem ganzen Vorhaben.

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank , Herr Mini¬
sterpräsident Dr. Rau . - Eine Zusatzfrage stellt der
Kollege Dr . Linssen.

Dr . Helmut Linssen (CDU ) : Herr Ministerprä¬
sident , ich möchte hier nicht alles wiederholen,
was in der Sondersitzung des Landtages an Kon¬
troverse zwischen den Ministern Clement und
Höhn offenkundig geworden ist . Sie haben ver¬
sucht , das jetzt zu kaschieren . Wir hatten von
Ihnen in diesem Bereich eigentlich kaum etwas
anderes erwartet . Trotzdem frage ich Sie : Sind
Sie bereit , bei den offenkundig unterschiedlichen
Einschätzungen zu den drei wasserrechtlichen
Fragen , zu der energiewirtschaftiichen Frage und
zu der Umsiedlungsfrage - das sind die fünf Punk¬
te von Frau Höhn - , von Ihrer Richtlinienkompe¬
tenz , die Ihnen nach Artikel 55 der Landesverfas¬
sung zusteht , Gebrauch zu machen und die
Braunkohle , wie das der Bundeskanzler bei der
Steinkohle gemacht hat , zur Chefsache zu ma¬
chen?

(D)

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Ich glaube
nicht , daß man mit Richtlinienkompetenz in Ge r
nebmigungsverfabren elngreifen kann . Dann wür¬
den solche Verfahren wohl ganz besonders ge¬
fährdet.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Kollege Dr . Linssen,
bitte.

Dr. Helmut Linssen (CDU) : Herr Ministerprä¬
sident , ich hatte nicht danach gefragt , ob in Ver¬
fahren eingegriffen werden sollte . Ich bin genau¬
so wie Sie und wir von der CDU -Fraktion daran
interessiert , daß das nach Recht und Gesetz zü¬
gig und ohne politische Einflußnahme - wir kön¬
nen das schon beten - hier erfolgt . Trotzdem sind
die Widersprüche zwischen den Ministern offen¬
kundig . Das heißt , Herr Clement erklärt , daß die
drei ersten Fragen - Probleme , die Frau Höhn auf-
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geworfen hat - geklärt sind und die beiden ande¬
ren Fragen nicht in ihrem Zuständigkeitsbereich
liegen . Wie entscheiden Sie diese Frage?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Politische
Auffassungen , so habe ich gesagt , und Verwal¬

tungsverfahren sind zwei sehr unterschiedliche
Vorgänge . Die Verwaltungsverfahren werden
- ich sage ihnen den Text noch einmal - nach
Recht und Gesetz ' sorgfältig und zügig ohne politi¬
sche Einflußnahme erledigt . Was innerhalb der
Landesregierung zu koordinieren ist , das wird
innerhalb der Landesregierung koordiniert und
nicht plenar erörtert.

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön . - Kollege
Linssen stellt eine dritte Zusaufrage.

Dr . Helmut Linssen {CDU) : Herr Ministerprä¬
sident , es geht ja bei diesem Problem um die ge¬
nerelle Frage , ob die wasserwirtschaftlichen Aus¬
wirkungen des Vorhabens grundsätzlich be¬
herrschbar seien und ob das im Prüfungsverfah¬
ren nach § 55 BerggeseU geprüft worden ist.
Sowohl Minister Clement als auch der Fraktions¬
vorsitzende Matthiesen haben in diesem Plenum
erklärt , daß grundsätzlich die Beherrschbarkeit
und auch eine Vereinbarkeit mit § 6 Wasserhaus¬
haltsgesetz gegeben sei . Teilen Sie diese Auffas¬

sung?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Das ist im
Rahmenbetriebsplan in der Genehmigung fest¬

geschrieben . Dort sind auch die unterschiedlichen
Auffassungen , die es dazu innerhalb der Landes¬

regierung gibt , erwähnt . Aber der Rahmen¬
betriebsplan gilt.

Präsident Ulrich Schmidt : Ich habe auf dem Ta¬

bleau den Kollegen Dr . Klose stehen , den ich aber
nicht im Saal sehe . Dann hat der Kollege Stump
das Wort.

Werner Stump (CDU ) : Herr Ministerpräsident , ihn
Vorfeld der Genehmigung des Rahmenbetriebs-
pianes haben sich die Minister Ihres Kabinetts,
Frau Höhn und Herr Clement , ausgetauscht . In
diesem Zusammenhang stellte Frau Höhn fest,
daß der Rahmenbetriebsplan so , wie er zur Ent¬

scheidung gelangen soll , rechtlich unzulässig sei.
Teilen Sie die Auffassung Ihrer Umweltministerin,
daß der Rahmenbetriebsplari , wie er nun verab¬
schiedet worden ist , rechtlich unzulässig ist?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Dazu habe
ich bereits am Tage der Genehmigung des Rah¬

menbetriebsplanes in einer öffentlichen Erklärung
Stellung genommen . Ich kann hier nur wiederho¬
len : Nach meiner Überzeugung ist der Rahmen¬
betriebsplan rechtlich wirksam , er entfaltet alle
seine Wirkungen . Daß es unterschiedliche Auf¬

fassungen in der Landesregierung zu einigen
Punkten gibt , hebt das nicht auf.

(Zuruf des Werner Stump [CDU] : Ist er
rechtlich zulässig ? )

Präsident Ulrich Schmidt : Eine weitere Zusatz¬

frage stellt jetzt der Kollege Breuer:

Michael Thomas Breuer (CDU) : Herr Ministerprä¬
sident , Ministerin Höhn hat mehrfach zu erkennen

gegeben , daß sie eine Verträglichkeitsprüfung
nach der Hora, Fauna , Habitat -Richtlinie der Euro¬

päischen Union vornehmen möchte . Herr Mat¬

thiesen hält diese Verträglichkeitsprüfung erstens

für entbehrlich und stellt dann sogar fest , daß

diese mit der Rechtslage nicht vereinbar sei . Herr

Clement hat seinerseits mehrfach zu erkennen

gegeben , daß er die Auffassung des . Kollegen
Matthiesen teilt , daß die Landesregierung , wenn

sie eine Verträglichkeitsprüfung nach der FFH-

Richtlinie durchführen würde , nicht mit der

Rechtslage vereinbar handelte . - Wie gedenken
Sie , Herr Ministerpräsident , eine eventuelle Kolli¬

sion mit der Rechtslage innerhalb der Landesre¬

gierung zu verhindern?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.
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(A ) Dr. Johannes Rau, Ministerpräsident : Darüber
wird entschieden , wenn das ansteht . Ob das an¬
stehen wird , weiß ich nicht . Aber Sie brauchen
sich keine Sorge zu machen . Ich werde Kollisio¬
nen innerhalb der Landesregierung zu verhindern
versucnen . Das ist mein Auftrag.

( Beifall von Abgeordneten der SPD und
GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Eine weitere Zusatz¬
frage stellt der Kollege Laurenz Meyer.

Laurenz Meyer (CDU ) : Zu der letzten Aussage
kann man nur sagen , daß Sie das bisher mit Bra¬
vour machen , solche Kollisionen zu verhindern.

( Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Aber , Herr Ministerpräsident , ich habe folgende
Frage: Ministerin Höhn hat ja nach dem , was Sie
eben auch festgestellt haben , die Fachaufsicht
über das jetzt anstehende wasserrechtliche Ge¬
nehmigungsverfahren . Sie haben gesagt , daß das
ohne politische Beeinflussung stattfinden soll.

Gleichzeitig erklärt diese Ministerin , die die Fach¬
aufsicht hat , im Vorfeld und auf dem Landespar¬
teitag der Grünen, daß sie ausschließlich mit dem
Ziel Ministerin im Umweltbereich bleiben will,
Garzweiler II über die wasserrechtliche Genehmi¬
gung zu verhindern.

Halten Sie es wirklich mit Ihrer Amtspflicht für
vereinbar , daß Sie Frau Ministerin Höhn wegen
Befangenheit an der Stelle nicht von dieser Auf¬
gabe suspendieren?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr. Johannes Rau, Ministerpräsident : Die Ent¬
scheidung fällt beim Landesoberbergamt . Ich bin
überzeugt, daß wir eine sachgerechte und objekti¬
ve Prüfung auch zu den wasserrechtlichen Fragen
haben werden.

Präsident Ulrich Schmidt : Eine Frage des Kollegen
Zylajew , bitte.

Willi Zylajew (CDU ) : Herr Ministerpräsident ! Sie
gehen nach eigenem Bekunden davon aus , daß

der Tagebau kommt . Sie wissen vermutlich auch (C)
über Ihre Parteifreunde , daß derzeit eine nach
meiner Einschätzung ungeordnete Umsiedlung
beginnt.

Mich würde es interessieren , ob Sie , ohne Einfluß
auf das Verfahren zu nehmen , bereit sind , Frau
Höhn anzuhalten , einen Umsiedlungsbeauftragten
zu benennen . Denn das ist etwas , was in der
Region intensiv gefordert wird - selbst von den
Initiativen , die sich bislang noch gegen diesen
Tagebau ausgesprochen haben.

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Wir werden
das tun . Ich kann Ihnen nur den genauen Zeit¬
punkt noch nicht sagen , weil wir ein Anforde¬
rungsprofil entwickelt haben . Wir sind im Ge¬
spräch zwischen den zuständigen Ressorts und
der Staatskanzlei . Ich denke , daß das . in aller Kür¬
ze geschieht.

Präsident Ulrich Schmidt : Frau Ministerin Höhn
hatte sich gemeldet , bitte sehr.

Bärbel Höhn , Ministerin für Umwelt , Raumord¬
nung und Landwirtschaft : Ich möchte zu den
Ausführungen von Herrn Meyer etwas sagen.
Herr Meyer , es gibt kein Zitat von mir, das das
belegt , was Sie eben behauptet haben . Ich weise
das zurück.

Ich habe keineswegs im Vorfeld der Landesdele¬
giertenkonferenz oder sonst irgendwo behauptet,
daß ich durch das Genehmigungsverfahren Gar¬
zweiler II verhindern oder totprüfen will.

( Dr . Helmut Linssen [CDU ] : Doch ! - Zurufe
von der CDU - Unruhe)

Ich weise diese Behauptung zurück.

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank . - Eine wei¬
tere Zusatzfrage hat Kollege Reul , bitte.

Herbert Reul (CDU) : Herr Ministerpräsident !. Es ist
eben vom Kollegen Stump schon angesprochen
worden , daß Frau Ministerin Höhn erklärt hat , die
Zulassung des Rahmeobetriebsplans halte sie für
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{Herbert Reul [CDU ] )

rechtlich unzulässig . Sie haben eben erklärt , daß
Sie anderer Auffassung seien , es wäre rechtlich

zulässig . Sie haben also eine Klarstellung getrof¬
fen.

Ich frage Sie:

Erstens . Halten Sie es für normal , daß eine Mini¬
sterin Ihres Kabinetts erklärt, ein Vorgang , der
rechtlich zulässig ist , sei rechtlich unzulässig?

Zweitens . Was haben Sie unternommen , um Frau
Höhn darauf hinzuweisen , daß sie so mit der Fra¬

ge nicht umgehen kann?

Drittens . Was beabsichtigen Sie zu tun , wenn
eine Ministerin Ihres Kabinetts versucht , eine sol¬
che Einflußnahme hier stattfinden zu lassen?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident!

Dr. Johannes Rau, Ministerpräsident : Das ist eine

hypothetische Frage , denn es hat diese Enfluß-
nahme nicht gegeben . Der Rahmenbetriebsplan
ist erlassen worden . Er entfaltet alle seine Wir¬

kungen.

{ Herbert Reul ICDU] : Das habe ich nicht

gefragt !)

Daß es unterschiedliche Rechtsauffassungen in¬

nerhalb von Landesregierungen gibt , gilt nicht nur
für die Landesebene , die gibt es auch auf Bundes¬
ebene . Ich könnte Ihnen jede Menge Zitate dafür
liefern.

{ Beifall bei der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Eine Frage des Kollegen
Stump , bitte.

Werner Stump (CDU ) : Herr Ministerpräsident ! Die

Umweltministerin hat erklärt, daß sie prüfen will,
ob eine gemeinsame Umsiedlung gesichert ist.
Ich stelle meine Frage vor dem Hintergrund , daß

im . Rahmenbetriebsplan die Umsiedlung für gesi¬
chert erklärt wird und der Vorsitzende der SPD-
Fraktion keinen Zweifel daran läßt , daß es eine

sozialverträgliche Umsiedlung geben wird, und

nun durch die Verzögerungstaktik , den Tagebau
zu prüfen - wir sagen : kaputtzuprüfen - , der An¬

laß für Ihre Ministerin gefunden werden wird zu

sagen :
" Die Leute ziehen ja schon weg . Jetzt

wird keine geschlossene Umsiedlung mehr mög¬

lich sein . Deshalb ist der Tagebau an dieser Stelle (C)

gefährdet .
’

Halten Sie eine solche Vorgehensweise für ver¬
tretbar?

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Ich halte
den Tagebau nicht für gefährdet , ich habe Ihnen

im ersten Satz meine Antwort gegeben : Hier wer¬
den Prüfungsverfahren weder "durchgewinkt"
noch “ totgeprüft " . Dabei bfeibt 's.

Präsident Ulrich Schmidt : Ja , danke , Herr Mini¬

sterpräsident . - Eine Zusatzfrage stellt Kollege
Hegemann , bitte.

Lothar Hegemann {CDU ) : Herr Ministerpräsident!
Der Wirtschaftsminister hat am 23 . Dezember
Frau Ministerin Höhn einen Brief geschrieben , in

dem er noch einmal darauf hinweist , daß es rich¬

tig sei , daß beide Verfahren - das wasserrecht¬
liche und das bergrechtiiche - bei getrennter Zu¬

ständigkeit hätten parallel behandelt werden müs¬

sen . Er schreibt dann : Leider war da kein Einver¬

ständnis möglich.

Nun haben Sie gerade Kollegen Meyer erklärt,

daß Sie natürlich immer , wenn es unterschiedli¬
che Meinungen gibt , diese ' behandeln . Wie haben

Sie denn diese unterschiedliche Meinung behan¬

delt?

<

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr. Johannes Rau, Ministerpräsident : Wir haben

hier eigens eine Sondersitzung gehabt , in der

deutlich wurde , wie Kollegin Höhn und Kollege

Clement unterschiedliche Akzente setzen . Das ist

vor aller Augen geschehen . Die unterschiedlichen

Meinungen der Koalitionspartner zu Garzweiler II

sind seit mindestens zweieinhalb Jahren , fast drei

Jahren bekannt . Warum wir das hier immer wie¬

der nachbeten , das verstehe ich nicht.

Ich sage Ihnen : Es wird nach Recht und Gesetz,

zügig und sorgfältig , ohne politische Einflußnah¬

me geprüft und entschieden.

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön . - Eine

zweite Zusatzfrage des Kollegen Reul , bitte.
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Herbert Reul (CDU ) : Herr Ministerpräsident ! Frau
Ministerin Höhn hat Herrn Clement am
22 . Dezember einen Brief geschrieben.

(Zuruf des Heinz Hunger [ SPD ])

In diesem Brief - ich zitiere - hat sie formuliert:
" Über die bergrechtiiche Zulassung von Be¬
triebsplänen entscheidet das zuständige Berg¬
amt . Für die Entscheidung über die wasser¬
rechtlichen Fragen ist ausschließlich die zu¬
ständige .Wasserbehörde unter der Aufsicht
des Umweltministeriums zuständig . "

Weiter:
" Das Umweltministerium trägt rechtlich die
volle und alleinige Verantwortung für diese
Entscheidung , so daß eine Präjudizierung der
wesentlichen wasserrechtlichen Fragen durch
den Betriebsplan rechtlich unzulässig ist .

"

Herr Fraktionsvorsitzender Matthiesen , der Vor¬
gänger von Frau Höhn , hat in der Sondersitzung
des Parlamentes erklärt - auch das will ich zitie¬
ren - :

" Da das Bergamt den Rahmenbetriebsplan
zugelassen hat , ist auch entschieden , daß eine
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit
im Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes nicht
vorliegt . Diese Behördenentscheidung ist maß¬
geblich für das Landesoberbergamt bei der
Entscheidung über den Antrag auf die wasser¬
rechtliche Erlaubnis . Was geprüft ist , ist ge¬
prüft:

Das in der Zulassung des Rahmenbetriebs-
pians festgestellte Prüfungsergebnis muß den
nachfolgenden Behördenentscheidungen zu¬
grunde gelegt werden.

Dies , meine Damen und Herren , ist die klare
rechtliche Ausgangsfage für die vor uns liegen¬
den wasserrechtiichen Entscheidungen . Und
weil das so ist , ist in diesem Verfahren kein
Raum für politische Illusionen . "

Herr Ministerpräsident , ich frage Sie , welche der
Auffassungen gilt , die ihres Ministers oder die
des Fraktionsvorsitzenden der SPD ? Das sind
offens chtüch gegensätzliche Auffassungen.

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Ich sage (C)
noch einmal : Wir haben das alles hier in einer
Sondersitzung erörtert.

( Lebhafter Widerspruch bei der CDU - Dr.
Helmut Linssen [ CDU] : Wir wollen Ihre Mei¬
nung hören ! - Zuruf von der CDU : Nicht
herumlabern ! - Weitere Zurufe von der
CDU)

Alle Positionen sind deutlich . Ich nehme hier nicht
zu einzelnen Zitaten Stellung , gleichgültig von
wem sie sind . Da muß man sich die ganzen Ak¬
ten ansehen , alle Reden durchprüfen.

Ich sage Ihnen: Sie brauchen sich keine Sorge um
die sorgfältige und zügige Entscheidung zu ma¬
chen ; sie wird getroffen.

( Beifall bei Abgeordneten der SPD - Herbert
Reut [CDU ] : Vorbeigemogeltf - Weitere Zu¬
rufe von der CDU)

- Ich habe bei vielen Gelegenheiten - von Hagen .
bis Dortmund - zu Garzweiler Stellung genommen
und dabei völlig klar gesprochen , Herr Kollege
Reul.

(Widerspruch bei der CDU)

- Aber selbstverständlich ! - Das können Sie alles
nachlesen . Ich stelle Ihnen das einmal in einer |D)
kleinen Broschüre zusammen.

(Herbert Reul [CDU] : Soll ich Ihnen einmal
Ihre Plenarrede vorlesen ?)

Präsident Ulrich Schmidt : Das Wort zu einer Zu¬
satzfrage hat Herr Kollege Hegemann . Bitte.

Lothar Hegemann (CDU ) : Herr Ministerpräsident,
Sie haben eben erklärt, es sei offenkundig , daß es
verschiedene Meinungen gebe . Ich darf Sie aber
daran erinnern , daß Sie nicht auf der Zuschauer-
tribüne sitzen , sondern daß Sie Chef dieses Kabi¬
netts sind . ,

( Beifall bei der CDU)

Die Umweltministerm hat von Prognos am
1 . Dezember Prognosedaten für den Energiever¬
brauch bekommen . Ist es Aufgabe der Umwelt¬
ministerin , ihrem Prüfungsverfahren auch Energie¬
prognosedaten zugrunde zu legen , oder ist dies
Aufgabe des Wirtschaftsministers ? Wie ist das
geregelt?
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Präsident Ulrich Schmidt : Bitte schön , Herr Mini¬
sterpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Dazu habe
ich in meiner Antwort - ich müßte das eben her¬
aussuchen - Stellung genommen.

(Zuruf von der CDU : Einfach so sagen !)

- Ich habe gesagt , daß hier die Zuständigkeiten
für Energiepolitik und Landesplanung und die
Kompetenzen des Braunkohlenausschusses inein-
andergreifen.

( Hermann -Josef Arentz [CDUJ : Was?
- Herbert Reuf ( CDUJ: Auch keine Antwort !)

Präsident Ulrich Schmidt : Eine Zusatzfrage vom
Kollegen Kruse , bitte.

Heinrich Kruse ( Bocholt ) (CDU ) : Herr Ministerprä¬
sident , Frau Ministerin Höhn sagt , daß im was¬
serrechtlichen Verfahren die Fragen der Kippen¬
versauerung für das Grundwasser und das Trink¬
wasser nicht dem Recht entsprechend abschlie -'

ßend geprüft worden sind . Herr Minister Clement
wie auch Herr Matthiesen behaupten , daß es eine
abschließende rechtliche Prüfung gegeben habe.
Wie beurteilen Sie diese Frage?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident
Dr . Rau.

Dr. Johannes Rau , Ministerpräsident : Über Zu¬
ständigkeiten kann ich hinlänglich in der Frage-
stunde Auskunft geben , ln der Zulassung zum
Rahmenbetriebsplan heißt es:

" Soweit der Rahmenbetriebsplan Aussagen
insbesondere zu wasserwirtschaftlichen Sach¬
verhalten enthält , die nach den unter Hinweis
1 1 . 10 dargestellten Grundsätzen nicht

Prüfungs - und Regelungsgegenstand dieser
Zulassung sind , entfaltet diese keine
Feststellungs - und Bindungswirkung .

"

Präsident Ulrich Schmidt : Eine Zusatzfrage des

Kollegen Zylajew , bitte.

WDliZyiajew (CDU ) : Herr Ministerpräsident , Mini- (C)
Sterin Höhn sagt , die vom Umweltministerium
vorgebrachten Bedenken seien in dem Entwurf
des Rahmenbetriebsplans fachlich nicht adäquat
abgearbeitet worden . Das ist ihre Position . Dazu
sagt der Wirtschaftsminister in der SPD -Fraktion,
die wasserwirtschaftliche Beherrschbarkeit der
Sümpfungsmaßnahme und der Kippenversaue¬
rung sowie die Grundwassermodelle seien be¬
handelt und bearbeitet worden . Die Position sei
letztlich klar und in jeder Form ausreichend be¬
handelt worden . Die Bergbehörde - so sagt er
dann weiter - werde alle vom MURL in die Dis¬
kussion gebrachten Punkte bei der Entscheidung
über die Zulassung des Rahmenbetriebsplans be¬
rücksichtigen.

Meine Frage lautet : Was ist denn nun richtig , die
Position Ihrer Umweltministerin , die sagt , die
Punkte seien nicht abgearbeitet worden , oder die
Position Ihres Wirtschaftsministers richtig , der

sagt , das sei alles beraten und behandelt wor¬
den ? - Das ist ja keine Verfahrensentscheidung
mehr . Deshalb müssen wir einfach wissen , wem
Sie in dieser Sache vertrauen , Frau Höhn oder
Herrn Clement.

(Heiterkeit bei der CDU)

Dies wäre für die Mitarbeiter in der Region von |
erheblichem Interesse.

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr. Johannes Rau , Ministerpräsident : Zu der Fra¬

ge äußert sich der Rahmenbetriebsplan selber auf
Seite 6 . Ich will das jetzt nicht im einzelnen vorle¬
sen . Die unterschiedlichen Auffassungen haben
wir hier in einer Sondersitzung bereits erörtert.
Ich weiß nicht , warum wir das immer nachbeten.
Ich sage Ihnen nur : Der Rahmenbetriebsplan gilt,
und er entfaltet seine Wirkungen.

Präsident Ulrich Schmidt : Eine zweite Frage des

Kollegen Laurenz Meyer , bitte.

Laurenz Meyer (CDU) : Herr Ministerpräsident,
nachdem jetzt an den verschiedensten Punkten
deutlich wird - das ist ja die Grundlage -, daß es
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( Laurenz Meyer [CDU])

starke Meinungsverschiedenheiten innerhalb Ihrer
Landesregierung gibt

( Heinz Hunger [SPD ] : Das hatten wir doch
schon einmal !)

- nicht zum weiteren Vorgehen , das ich einmal
ausklammere , weil Sie sich immer darauf stützen,
sondern zu dem , was existiert , was bisher pas¬
siert ist und was Rechtslage ist - , zitiere ich ein¬
mal aus Artikel 55 unserer Landesverfassung:

" Bei Meinungsverschiedenheiten über Fragen,
die den Geschäftsbereich mehrerer Mitglieder
der Landesregierung berühren , entscheidet die
Landesregierung . "

Wann haben Sie , Herr Ministerpräsident , vor,
wenigstens Klarheit über das , was innerhalb Ihrer
Landesregierung existiert , herbeizuführen?

( Beifall bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident,
bitte.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Also : Die
Landesregierung entscheidet dann , wenn Ent¬
scheidungsbedarf konkret besteht.

( Lachen bei der CDU)

Sie hat dies zum Beispiel mit dem Rahmen¬
betriebsplan getan , und sobald weitere Entschei¬
dungen anstehen , werden auch diese getroffen,
aber nicht in der Fragestunde des Landtages.

(Laurenz Meyer [CDU ) : Hat die Landesre¬
gierung den Rahmenbetriebsplan entschie¬
den ? )

- Nein, aber ich habe dazu eine Erklärung der Lan¬
desregierung abgegeben : diese können Sie nach-
lesen . Ich habe Ihnen schon einmal geraten , mei¬
ne Erklärung vom 22 . Dezember 1997 nachzule¬
sen.

Präsident Ulrich Schmidt : Eine zweite Zusatzfrage
des Kollegen Kruse.

Heinrich Kruse ( Bocholt ) (CDU ) : Herr Ministerprä¬
sident , Sie hatten vorhin auf meine Frage bezüg¬
lich des wasserrechtlichen Verfahrens und der

unterschiedlichen Beurteilung durch Ministerin (C)
Höhn , Herrn Matthiesen und Herrn Minister Cle¬
ment eine sehr ergebnisoffene Antwort gegeben,
wie wir es von Ihnen eigentlich gewohnt sind.

Ich hätte es aber gerne genauer gewußt : Ich ver¬
mute , daß sich das Kabinett mit dieser Frage be¬
schäftigt hat . Zu welchem Ergebnis ist das Kabi¬
nett gekommen ? Sind diese Fragen vom Bergamt
abschließend geprüft worden - ja oder nein?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau, Ministerpräsident : Das Kabi¬
nett hat sich mit dieser Frage nicht befaßt , und
es wird sich damit auch nicht befassen . Wir grei¬
fen als Landesregierung nicht in die Genehmi¬
gungsverfahren ein.

(Oliver Wittke [ CDU ] : Das ist doch keine
Antwort ! - Heinrich Kruse [CDU ] : Es geht
nicht um das Genehmigungsverfahren , es
geht um die rechtliche Beurteilung durch
das Kabinett !)

- Die gibt es nicht , und die braucht es auch nicht
zu geben.

Präsident Ulrich Schmidt : Eine zweite Zusatzfrage
des Kollegen Breuer , bitte schön.

Michael Thomas Breuer ( CDU ) : Herr Ministerprä¬
sident , ich habe mit Überraschung zur Kenntnis
genommen , daß sich das Kabinett damit gar nicht
beschäftigt.

Nun frage ich Sie ganz persönlich : Sind Sie als
Ministerpräsident dieses Landes und dieser Lan¬
desregierung der Auffassung , daß mit dem Rah¬
menbetriebsplan alle wasserrechtlichen Genehmi¬
gungen abgearbeitet wurden - ja oder nein?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Nein . Ich
bin der Meinung des Rahmenbetriebsplanes,

(Lachen bei der CDU)

in dem es heißt , daß sich eine Bindungswirkung
für die anderen Verfahren au's dem Ergebnis die-
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(Ministerpräsident Dr . Johannes Rau)

ser Prüfung nicht ergibt ; dies steht auf Seite 6 in

Zeile 8.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön . - Eine

weitere Zusatzfrage des Kollegen Weisbrich , bit¬

te.

Christian Michael Weisbrich (CDU ) : Herr Minister¬

präsident , mit der Entscheidung über den Braun¬

kohlenplan im März 1995 hat ihre Regierung -

erstens - festgestellt , daß Garzweiler aus Grün¬

den des Gemeinwohls erforderlich ist.

Zweitens . Mit der Zulassung des Rahmen¬

betriebsplanes hat Ihre Regierung dem Bergbau¬
treibenden bestätigt , daß durch den Tagebau für

kein UmweJtmedium , also auch nicht für das

Wasser , eine Beeinträchtigung oder eine gemein¬
schädliche Auswirkung zu erwarten ist.

Drittens . Nach dem Wasserhaushaltsgesetz ist

eine Genehmigung selbst bei einer erheblichen

Beeinträchtigung des Grundwassers dann zu er¬

teilen , wenn dies aus Gründen des Gemeinwohls

erforderlich ist.

Vor diesem Sachverhalt frage ich mich , welchen

Handlungsspielraum Frau Höhn überhaupt noch

hat . Sie hat den Anschein erweckt , als könne

man mit Mitteln des Wasserrechtes hier noch

etwas verhindern . Die Menschen im Land glauben
zum Teil daran . Ich . frage Sie : Können Sie es mit

Ihrem Gewissen vereinbaren , diesen Glaubens¬

horizont im Land weiter aufrechtzuerhalten , ob¬

wohl am Ende , wie Sie das Verfahren bisher auf¬

gebaut haben , steht , daß selbst bei einer Beein¬

trächtigung aus Gründen des Gemeinwohles die

Genehmigung erteilt werden muß?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr. Johannes Rau , Ministerpräsident : Ich kann

das mit meinem Gewissen gut vereinbaren . Das

Landesoberbergamt trifft die Entscheidung , und

ich glaube , daß es sachkundig und sachlich ist.

Deshalb sehe ich dem mit Gelassenheit entgegen.

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank . - Ich er¬

teile Herrn Arentz von der Fraktion der CDU das

Wort.

Hermann -Josef Arentz ( CDU ) : Herr Minister Cle¬

ment , Sie erinnern sich sicher noch an die zweite

Frage des Kollegen Reut, in der er die völlig un¬

vereinbare rechtliche Bewertung der wasserrecht-

iichen Fragen durch Frau Höhn und Herrn Mat-

thiesen deutlich gemacht hat.

(Klaus Matthiesen [SPD ): Ich bin nicht Mit¬

glied des Kabinetts , Sir !)

Der Ministerpräsident hat sich - das hat jeder hier

im Saal gehört -

(Klaus Matthiesen [SPD ] : Der tut immer so,
als wäre ich Mitglied der Landesregierung !)

leider vor einer klaren Antwort auf die Frage ge¬
drückt.

So wie wir Sie bisher kennengelernt haben , Herr

Clement , ist das Ihre Art nicht . Deshalb möchte

ich Sie fragen , wie Sie die unterschiedlichen

Rechtsauffassungen von Frau Höhn , daß nämlich

die wesentlichen wasserrechtlichen Fragen nicht

durch den Rahmenbetriebspian präjudizrert wer¬

den können , und ihrem Amtsvorgänger , dem

SPD -Fraktionsvorsitzenden , beurteilen , der sagt,

daß durch den Rahmenbetriebsplan die wesentli¬

chen wasserrechtlichen Fragen präjudiziert seien

und daß es nicht mehr um das Ob, sondern nur

noch um das Wie gehe.

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Minister Clement.

Wolfgang Clement , Minister für Wirtschaft und

Mittelstand , Technologie und Verkehr : Ihre Frage,

Herr Kollege Arentz , gibt mir Gelegenheit zu be¬

merken , daß ich es außerordentlich eindrucksvoll

finde , wie Sie die letzte Debatte hier im Landtag

nachzuarberten versuchen . Sie haben offensicht¬

lich bei der letzten Gelegenheit Ihre Möglichkeiten

nicht genutzt . Ich finde auch die Fragestellungen
nicht sonderlich beeindruckend.

Sie kennen doch die Rechtslage , so vermute ich.

Ich verstehe selbst Ansätze der Diskussion gar

nicht , die Sie hier darbringen.

[Lothar Hegemann [CDU ] : Das kann nur an

Ihnen liegen !)
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Der Rahmenbetriebsplan ist genehmigt . Ich habe
mehrfach etwas von Verzögerungen gehört . Ich
darf darauf hinweisen , daß die Zulassung des
Rahmenbetriebsplanes nicht nur nicht verzögert,
sondern außerordentlich frühzeitig durch das zu¬
ständige Bergamt erfolgt ist.

Dieser Rahmenbetriebsplan enthält alle Auskünfte
aut sämtliche Fragen , die Sie hier gestellt haben.
Dieser Rahmenbetriebsplan ist nur noch durch
Klage und von Gerichts wegen zu stoppen . An¬
sonsten ist er zugelassen , und alle übrigen Fra¬
gen , die Sie daran knüpfen , müßten Sie an Juri¬
sten stellen.

Im Rahmenbetriebsplan ist sehr deutlich Auskunft
dambe - gegeben worden , wie das Verhältnis von
Bergrecht und Wasserrecht bezüglich der von
Ihnen gestellten Fragen aussieht . Es ist ein Auf¬
guß von Fragestellungen , die nun wirklich über
Monate hin und her gekaut worden sind , den Sie
hier veranstalten.

( Herbert Reul [CDU): Sie sind genauso wie
Herr Matthiesen !)

- Wie bitte?

( Herbert Reui (CDU) : Sie antworten auch
nicht mehr !)

- Ich antworte auf Sachlagen , Herr Kollege . Sie
haben wenig Verständnis für Sachfregen , aber
ich muß Sie noch einmal darauf hinweisen , daß
hier die Zulassung eines Rahmenbetriebsplanes
bereits erfolgt ist . Soweit Sie diesbezüglich Ver¬
stände sschwierigkeiten haben , bin ich Ihnen ger¬
ne behilflich . Ansonsten : Die Zulassung des Rah¬
menbetriebsplanes ist , wie gesagt , von Gerichts
wegen anfechtbar.

( Laurenz Meyer [CDU ] : Sie müssen uns
nicht behilflich sein , Sie müssen - - -l

- Doch , ich muß ihnen behilflich sein , denn man¬
che Fragen reizen einen geradezu dazu , etwas
Hilfeleistung zu leisten . Das erübrigt sich aber
sicherl ch im Rahmen einer solchen Fragestunde.

( Hermann - Josef Arentz [ CDU ] : Keine Ant¬
wort !)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön . - Eine
weitere Zusatzfrage des Kollegen Schemmer , bit¬
te schön.

Bernhard Schemmer (CDU) : Herr Ministerpräsi¬
dent , gerade ist angesprochen worden , daß die
vorangegangene Debatte ein bißchen unbefriedi¬
gend gewesen sei . Was ich insbesondere für un¬
befriedigend gehalten habe , war Ihre Beteiligung
an der Debatte ; denn die Debatte hat durch ande¬
re Leute stattgefunden . Der Ministerpräsident war
relativ wenig zu sehen.

Ich frage nochmals : Kann nicht klar geäußert
werden , ob eine wasserrechtliche Entscheidung
gefallen ist oder ob das noch völlig offen ist und
ob das , was noch offen ist , bis zum Juni 1998
entschieden wird?

Präsident Ulrich Schmidt : Zur Beantwortung Herr
Ministerpräsident , bitte.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : ich kann
Ihnen nur raten , Herr Kollege , den Rahmen¬
betriebsplan einmal sorgfältig und Wort für Wort
zu lesen . Dann ergibt sich , daß ihre Frage nicht
sinnvoll ist , daß man hier, nicht mit Ja oder Nein
antworten kann , weil der Rahmenbetriebsplan
dazu auf der Basis der Genehmigung von
März 1995 differenziert Auskunft gibt.

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön ! - Eine
weitere Frage des Kollegen Wittke.

Oliver Wittke (CDU ) : Herr Ministerpräsident , wird
das wasserrechtliche Verfahren , wie von ihrem
Wirtschaftsminister angekündigt , im Sommer die¬
ses Jahres abgeschlossen sein?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : (ch kann,
über den Zeitpunkt gegenwärtig nichts sagen,
weil ich den Stand nicht kenne . Wir werden aber
alles tun , damit es nicht zu einer Unterbrechung
des Tagesbaus kommt.

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön ! - Eine
zweite Frage des Kollegen Weisbrich!
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Christian Michael Weisbrich ( CDU ) : Herr Minister¬

präsident ! Herr Minister Clement hat eben fest¬

gestellt , daß hier nur noch durch Klage und vor
Gericht im negativen Sinne eine Entscheidung
herbeigeführt werden könnte.

In Ihrem Kabinett gibt es unterschiedliche Rechts¬

auffassungen über die wasserrechtliche Proble¬
matik . Ich habe vorhin gesagt , daß eine wasser¬
rechtliche Genehmigung selbst dann erteilt wer¬
den müßte , wenn erhebliche Bedenken bei Frau
Höhn bestehen , weil Gründe des Allgemeinwohls
daserfordern.

Frau Höhn hat nun in der Diskussion in Jüchen zu
erkennen gegeben , daß sie durchaus daran denkt,
die Klageprozedur dem Bergbautreibenden zu
überlassen . Werden Sie es zulassen , daß Ihre
Ministerin Höhn , gedeckt von den unterschiedli¬
chen Rechtsauffassungen , die in Ihrem Kabinett
bestehen , den Rechtsstreit auf dem Rücken des

Bergbautreibenden austragen läßt ? Werden Sie
zulassen , daß das bergbautreibende Unternehmen

gegen eine Versagung von Frau Höhn klagen
muß?

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident!

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Das , was
Sie als erstes angesprochen haben , daß es nur
die Möglichkeit der Klage gibt , bezieht sich auf

den Rahmenbetriebsplan . Im übrigen können und
dürfen Sie nicht unterstellen , daß ein Mitglied der

Landesregierung etwas Rechtswidriges tut oder

tun will.

(Christian Michael Weisbrich [CDUI : Ist das
eine Antwort ? )

Präsident Ulrich Schmidt : Eine zweite Frage des

Kofiegen Wittke , bitte.

Oliver Wittke fCDU ) : Nachdem der Herr Minister¬

präsident über den Stand des Verfahren nicht

informiert ist , frage ich die Frau Umweltministe¬
rin : Frau Umweltministerin , können Sie die Aus¬

sage Ihres Kollegen Wirtschaftsminister bestäti¬

gen , daß das wasserrechtliche Verfahren bis zum

Sommer dieses Jahres abgeschlossen sein wird?

Bärbel Höhn, Ministerin für Umweltschutz , Raum¬

ordnung und Landwirtschaft : Ich glaube , es ist
sinnvoller , wenn man die Aussagen des Kollegen
Wirtschaftsminister einmal nachliest . Er hat auf

seiner Pressekonferenz , die er vor Weihnachten

abgehalten hat , etwas anderes gesagt . Insofern
sollten hier nicht irgendwelche Zitate , die herbei¬

gekramt werden und gar nicht stimmen , immer
wieder den Mitgliedern der Landesregierung um
die Ohren gehauen werden.

Im übrigen möchte ich einmal folgendes sagen -

das ist hier mehrfach festgestellt worden - : Wir

befinden uns in einem Verfahren nach Recht und

Gesetz , ln einem Verfahren nach Recht und Ge¬

setz wird entschieden , wenn die Probleme , die

auf dem Tisch liegen , abgearbeitet sind . Es wird

nicht danach geurteilt , was man politisch will

beziehungsweise was Abgeordnete der CDU poli¬
tisch wollen.

Wir befinden uns , um das noch einmal deutlich zu
machen , in einem Genehmigungsverfahren und

nicht in einem politisch zu beeinflussenden Ver¬

fahren . Insofern entscheidet über den Zeitpunkt
nicht ihre Auffassung , sondern die Genehmi¬

gungsbehörde dann , wenn die Probleme abge¬
arbeitet sind . Dann wird auch entschieden , wie

der Ausgang dieses Genehmigungsverfahrens ist.

So läuft das Verfahren : nach Recht und Gesetz.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön . - Mir liegt
noch eine Wortmeldung von Frau Dr . Düttmann

vor . Bine!

Dr. Renate Düttmann -Braun (CDU) : Herr Minister¬

präsident , nachdem das offenbar alles so klar ist,

wie Sie es hier darstellen , frage ich mich aller¬

dings : Wofür benötigen wir dann noch die zuge-

. sagten 2 Millionen DM Steuergelder , die nach

meiner Wahrnehmung jetzt doch völlig unnötig in

den Sand gesetzt werden ? Aber vielleicht erklären

Sie es mir einmall

( Beifall bei der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident.

Präsident Ulrich Schmidt : Frau Höhn!
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Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Daß Gelder
für zusätzliche Gutachten zur Beschleunigung der
wasse -rechtlichen Genehmigung

iLachen bei der CDU)

vom Landtag bewilligt worden sind , finde ich gut,
obwohl ich bei dieser Entscheidung des Kabinetts
gar nicht anwesend war . Da ist das begründet,
abgewogen und so entschieden worden . Der
Landtag hat dem zugestimmt . Ich finde das rich¬
tig.

Präsident Ulrich Schmidt : Danke schön ! - Es gibt
noch eine Frage des Kollegen Arentz.

Hermann-Josef Arentz (CDU) : Frau Ministerin
Höhn , Sie haben in dem schön einmal zitierten
Schreiben vom 22 . Dezember 1997 an Herrn Cle¬
ment geschrieben , "daß die Verfügung eines Zu¬
lassungsbescheides für den Rahmenbetriebsplan
Garzweiler 1/11 in der zuletzt von Ihnen mündlich
dargestellten Form aus rechtlichen und fachlichen
Gründen unzulässig ist " . Wir haben eben vom
Herrn Ministerpräsidenten gehört , daß er den
Rahmenbetriebsplan für rechtlich zulässig hält
und daß er sich gegen jede Unterstellung gegen¬
über irgendeinem Kabinettsmitglied wehrt , daß
etwas Unzulässiges geschehen sei.

Ich frage Sie deshalb , ob Sie den Rahmen¬
betriebsplan so , wie er uns vorliegt , in allen Tei¬
len zur Grundlage der Prüfungen machen werden.

Präsident Ulrich Schmidt : Frau Ministerin Höhn!

Bärbel Höhn , Ministerin für Umwelt , Raumord¬
nung und Landwirtschaft : Der Rahmenbetriebs¬
plan ist genehmigt . Insofern wird auf dieser
Grundlage eines genehmigten Rahmenbetriebs-
pians das wasserrechtliche Erlaubnisverfahren
laufen.

Unabhängig davon hat nicht mein Kollege Cle¬
ment den Rahmenbetriebspian genehmigt , son¬
dern das Bergamt Düren . Ich habe den Eindruck,
diese Debatte leidet darunter , daß die CDU aus
ihrer Oppositionsrolle heraus nicht weiß , wie Ver¬
fahren nach Recht und Gesetz ab2ulaufen haben,

( Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lachen bei
der CDU)

und daß hier unzulässige Fragen oder Fragen , die (C)
aus wenig Rechtskenntnis bei einem Genehmi¬
gungsverfahren herrühren , gestellt werden,

( Hermann -Josef Arentz [CDU ] : Was ist
denn jetzt zulässig oder unzulässig ? )

die man in der Tat nicht anders beantworten
kann , ais das die Mitglieder der Landesregierung
getan haben . Es ist eben nicht so , wie Sie sich
das vorsteilen , daß sich Minister oder gar der
Ministerpräsident in einzelne Akten von Genehmi¬
gungsverfahren vertiefen . Sie versuchen , eine
politische Einflußnahme herbeizureden •• und die
wird es nicht geben!

( Herbert Reul [CDU ] : Das erzählen Sie ? )

Präsident Ulrich Schmidt : Mir liegt noch eine
Wortmeldung von Herrn Blömer vor . Bitte schön!

Richard Blömer ( CDU) : Herr Ministerpräsident,
wie erklären Sie es dann , wenn die Verfahren
nach Recht und Gesetz stattgefunden haben , daß
Herr Priggen und Fraü Steffens an den abschlie¬
ßenden Gesprächen über den Rahmenbetriebspian
teilgenommen haben , obwohl sie nicht Mitglied
der Landesregierung sind ? (D)

(Hermann -Josef Arentz [CDU ] : keine Ge¬
nehmigungsbehörde , nicht wahr , Frau
Höhn ! - Weitere Zurufe von der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident!

Dr . Johannes Rau. Ministerpräsident : Das ist
falsch ! Es hat Gespräche gegeben , an denen war
auch ich beteiligt , über die politische Bewertung
und Gewichtung,

( Hermann -Josef Arentz ( CDU ] ; Aha !)

bei denen wir weder den Rahmenbetriebspian
noch Teile dieses Rahmenbetriebsplans gehabt
haben.

{Dr . . Helmut Linssen [ CDU ] : Die ganzen
Formulierungen habt ihr gehabt ! )

- Wir haben auch über Formulierungen diskutiert,

( Dr. Helmut Linssen [CDU ] : Na bitte ! - Her¬
bert Reul [CDU] : Erforderliche Formulierun¬
gen ! - Weitere Zurufe von der CDU)
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aber wir haben nie einen Text des Rahmen¬
betriebsplans gehabt . Wir haben politische Ge¬
spräche geführt , wie sie im Kanzleramt Woche
für Woche manchmal drei - oder fünfmal stattfin-
den.

( Dr. Helmut Linssen [CDU] : Bei Genehmi¬
gungsverfahren ? )

- Wir haben nicht im Genehmigungsverfahren
Gespräche geführt ; wir haben politische Gesprä¬
che auf der Basis des Koalitionsvertrages geführt.

( Zurufe von der CDU)

Präsident Ulrich Schmidt : Die zweite Frage der
Frau Kollegin Dr . Düttmann -Braun . Bitte!

Dr. Renate Düttmann -Braun (CDU ) : Herr Minister¬

präsident , Sie haben eben ausgeführt , daß Sie die
2 Millionen DM durchaus für begründet halten.
Ich frage mich allerdings , ob Sie sie auch für not¬
wendig halten , vor allen Dingen , wenn man sich
vor Augen führt , daß man sich für diese
2 Millionen DM in diesem Lande auch durchaus
alternative Verwendungsarten vorstellen kann.

Präsident Ulrich Schmidt : Herr Ministerpräsident!

Dr. Johannes Rau, Ministerpräsident : Ich habe
Ihnen eben gesagt : Ich habe an Beratungen und

Beschlußfassungen über diesen Punkt nicht teil¬

genommen , weil ich in dieser Woche krank war.
Ich habe mir die Diskussion auch nicht im ein¬

zelnen berichten lassen . Ich halte die Entschei¬

dung des Kabinetts und des Landtags für richtig
und habe das auch zum Ausdruck gebracht . Ich
bestreite nicht , daß Ihre Frage , ob man mit den

2 Millionen DM nicht auch etwas beliebig anderes
machen könnte , für jeden Betrag giit , über den

wir reden.

(Beifall bei SPD und GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt : Vielen Dank . - Kollege
Hardt, gilt Ihre Wortmeldung noch ? - Nein . - Dan¬

ke schön.

Ich steife keine weiteren Wortmeldungen fest . Die

Mündliche Anfrage 164 ist erledigt.

Ich rufe die

Mündliche Anfrage 165

der Frau Abgeordneten Opladen von der Fraktion
der CDU auf:

Tauziehen um die Besetzung der obersten
Richtersteile am Landgericht Krefeld

Der Präsidialrat NRW kämpft über den einst¬
weiligen Rechtsschutz gegen die Entscheidung
des Justizministers , der einen Kandidaten sei¬
ner Wahl aus seinem Haus zum Landgerichts-

.Präsidenten Krefeld ernennen will. Ein zweites
Ausschreibungsverfahren hat es schon gege¬
ben . Das allein ist bereits einmalig in NRW.
Weder im ersten noch im zweiten Anlauf fin¬
det der Wunschkandidat die Zustimmung des
Präsidialrates , mehr noch , das Richter -Kollegi¬
um macht eine Verletzung seiner BeteUigungs-
rechte geltend , und , ganz offensichtlich , es
hält den auserwählten Bewerber nicht für ge¬
eignet . Der Justizminister sagt , er wolle die
Justiz 'neu möblieren " , und der Wunschkandi¬
dat sei mit modernem Personalmanagement
vertraut, so der Pressesprecher . Der Präsidial¬
rat sei in dieser Hinsicht eher “traditionell
orientiert “. Auch dieser Vorwurf gegenüber
dem Präsidialrat verblüfft , denn bislang war
die Justiz laut Minister auf einem guten Weg
zu einer modernen Justiz . Im übrigen hilft die
Kenntnis . in personellem Management nicht
viel , wenn man das Amt des Richters im we¬
sentlichen bisher nur aus der Ferne kennenge¬
lernt hat.

Warum versucht der Justizminister , mit allen
Mitteln seinen Kandidaten durchzusetzeh?

Ich bitte den Herrn Justizminister Dr . Behrens um

Beantwortung.

Dr. Fritz Behrens , Justizminister : Herr Präsident!

Meine Damen und Herren Abgeordneten ! Der frü¬

here Präsident des Landgerichts Krefeld ist im

Juni 1997 zum Präsidenten des Landgerichts
Duisburg ernannt worden . Die danach freie und

sofort wiederbesetzbare Präsidentenstelle beim

Landgericht Krefeld ist im Justizministerialblatt
Nordrhein -Westfalen vom 15 . Juni 1997 ausge¬
schrieben worden . Darauf hatte sich nur ein Rich¬

ter beworben , der eine Planstelle beim Oberlan¬

desgericht Köln innehatte , seit November 1995

an das Justizministerium Nordrhein -Westfalen

Landtag
Nordrhein -Westfalen 7161

27 . 05 . 1998
Plenarprotokoll 12/87

Beginn : 10 .04 Uhr

Präsident Ulrich Schmidt : Meine Damen und Her¬
ren ! Ich eröffne die 87 . Sitzung des Landtags von
Nordrhein -Westfalen in dieser Wahlperiode und
heiße Sie alle , die zahlreich vertretenen Gäste auf
der Zuschauertribüne sowie die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Medien herzlich willkommen.
Für die heutige Sitzung hat sich ein Abgeordneter
entschuldigt ; sein Name wird in das Protokoll
aufgenommen.

Ich rufe die heutige . Tagesordnung auf:

1 Erklärung des Ministerpräsidenten

Dr . Johannes Rau , Ministerpräsident : Herr Prä¬
sident ! Meine Damen und Herren ! Am
6 . Juli 1995 hat mich der Landtag nach den
Landtagswahlen vom 14 . Mai zum Ministerprä¬
sidenten des Landes NordrheimWestfalen ge¬
wählt . Heute möchte ich dieses Amt zurückge¬
ben.

Ais ich am 20 . September 1978 zum Nachfolger
von Heinz Kühn gewählt worden war , habe ich
mir nicht vorstelien können , daß ich diese Funk¬
tion so lange innehaben würde . Ich konnte da¬
mals nicht wissen , daß ich einmal vor Ihnen als
dienstältester Ministerpräsident und als dienst-
ältester Abgeordneter dieses Landtags sprechen,
würde.

in ati den Jahren war es mir immer besonders
wichtig , daß ich das Vertrauen rechtfertige und
erwidere , das die Menschen in Nordrhein -Westfa¬
len und das die Mehrheit im Landtag in mich ge¬setzt haben . Ich habe mich immer darum bemüht,
jenseits tagespolitischen Streits und grundsätzli¬
cher Unterschiede in den politischen Auffassun¬
gen auch die Gesprächsfäden zu Kolleginnen und
Kollegen in anderen Fraktionen nicht abreißen zu
lassen . Das habe ich am Schwanenspiegei so
gehalten , und daran hat sich auch hier in diesem
lichten Gebäude am Rhein nichts geändert.
Ich war und ich bleibe geprägt von den ganz un¬
terschiedlichen Erfahrungen , die ich habe machen
dürfen

- als Abgeordneter in der Opposition,
- als Vorsitzender der größten Regierungsfrak¬tion,

- als Mitglied und Chef einer Koaiitions-
* regierung,

- als Ministerpräsident mit eigener parlamentari¬
scher Mehrheit

- und dann wieder in einer Koalition.

Noch wichtiger ais die Gesprächsfäden auch in
andere Fraktionen des Parlaments war es mir,
daß ich mir in allen Ämtern und in allen Funktio¬
nen ein möglichst ungefiltertes Bild machen konn¬
te von dem , was die Menschen in unserem Land
bewegt . Dazu haben neben vielen Gesprächen
auch ungezählte Briefe , beigetragen , die mir ge¬
schrieben wurden.

Diese Briefe zu lesen war mir wichtiger ais man¬
ches andere . Ich verdanke ihnen neben manchen
Einsichten und der Möglichkeit , praktisch zu hel¬
fen , vor allem das .sichere ' Gefühl , daß ich Boden¬
haftung behalten habe . Es hat meinem Amtsver¬
ständnis entsprochen , daß Menschen , die dem
Ministerpräsidenten schreiben , auch eine Antwort
bekommen , und zwar so schnell wie möglich und
- wenn es irgend ging - von mir selber.
In der Politik kommt es wie in kaum einem ande¬
ren Bereich auf das geschriebene und auf das
gesprochene Wort an . Darum ist es so wichtig,
die Möglichkeiten und die Grenzen des Wortes zu
kennen und zu beachten.

Hans Jonas , den wir in der kommenden Woche
ehren und von dem zu wenige wissen , daß er ein
Sohn unseres Landes war , aus Mönchengladbach
stammte , hat das so formuliert:

Er hatte die Sorge der " Vergeblichkeit des Wor¬
tes ”

, das - so sagte er - dann ohnmächtig werden
kann für die Gegenwart , “ wenn es zu sehr in die
Zukunft greift oder wenn es zu stark in Wider¬
spruch gerät mit den Zwängen , den Nöten , den
Interessen oder den Mächten der Zeit .

"

Ich habe mich in allen Ämtern darum bemüht , ich
selber zu bleiben - im Reden und im Handeln und

•vor allem darin , daß beides übereinstimmt.
Wer sich darum bemüht , kann es nicht jedem
recht machen . Das wollte ich auch nicht . Ich ha¬
be getan , was ich für richtig hielt , und unterlas¬
sen , was ich für falsch hielt . Dabei waren die
Interessen unseres Landes Nordrhein - Westfalen
und das Wohl aller Menschen , die hier leben,
mein Orientierungspunkt.
Ich bin dankbar dafür , daß ich mich bei meiner
Arbeit immer auf eine solide und zuverlässige
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Mehrheit im Parlament stützen konnte . Ich bin
aber auch den Kolleginnen und Kollegen dankbar,
deren Vertrauen in mich nicht ganz gereicht hat,
um mich in meiner politischen Arbeit zu unter¬
stützen.

Das bedeutete ja nicht , daß der Gedankenaus¬
tausch , die politische Auseinandersetzung und
- wo nötig - auch der heftige Streit immer frucht¬
los bleiben mußten . Meine Erfahrung sagt mir,
daß konstruktive Kritik auch dann als Ansporn
dienen kann , wenn man sie selber nicht für ganz
berechtigt hält oder wenn man . sie nur teilweise
verstehen kann.

Am fruchtbarsten habe ich immer jene parlamen¬
tarischen Debatten empfunden , in denen quer
durch die Fraktionen spürbar wurde , daß sich die
Welt nicht auf schwarz oder weiß reduzieren läßt
- selbst dann nicht , wenn klare und eindeutige
Entscheidungen nötig sind.

Weil ich bei der Abwägung des Für und Wider in
den meisten Fällen nicht hundert Prozent auf der
einen oder auf der anderen Seite buchen konnte,
habe ich mich manches Mal mit Entscheidungen
schwergetan . Wer das als Schwäche ansieht,
dem will ich das gern nachsehen.

ich lasse mich leiten von einer Einsicht , die Andrä
Gide so formuliert hat : " Vertraut denen , die die
Wahrheit suchen . Mißtraut denen , die sie gefun¬
den haben .

"

Meine Damen und Herren , wer die Zukunft ge¬
stalten will, muß wissen , woher er kommt.
Nordrhein -Westfalen ist ein junges Land , aber ein
Land mit traditionsreichen Städten und Regionen.
So vielschichtig wie seine Vergangenheit , so viel¬
fältig wie seine Landschaften , so kontrastreich
sind auch die Eigenarten der Menschen , die in
Nordrhein -Westfalen leben : die hintergründig -ver¬
haltenen Westfalen , die temperamentvollen und
lebensfrohen Rheinländer und die Lipper , die für
ihre Sparsamkeit ebenso bekannt sind wie für
ihren Selbstbehauptungswiilen.
All das kann nur verstehen , wer die vielfältigen
geistigen und religiösen Traditionen kennt , die
unser Land prägen . Da gibt es den Ravensberger
ebenso wie den Wuppertaler Pietismus , den Pa-
derborner Katholizismus wie den des Münster¬
landes , die Freiheitsliebe der Rheinländer und den
Freisinn der Upper . Aus dieser Vielfalt gewinnt
Nordrhein-Westfaien seine Stärke.
Bei aller Vielfalt und bei allen Gegensätzen haben
die Menschen in Nordrhein -Westfaien inzwischen

ein Bewußtsein für unser Land und von unserem (C)
Land entwickelt , ein Landesbewußtsein , das nicht
auf Ausgrenzung setzt , sondern das zu gemein¬
samem Handein einlädt.

Wie kaum eine andere Region in der Bundesre¬
publik Deutschland ist unser Land seit über einem
Jahrhundert davon geprägt , daß Menschen als
Fremde zu uns kommen und hier eine neue Hei¬
mat finden : Arbeiter aus Schlesien und aus Masu¬
ren schon vor über hundert Jahren , Flüchtlinge
aus dem ehemaligen deutschen Osten nach
1945 , Männer und Frauen aus der Türkei , aus
Italien , aus Griechenland und vielen anderen Län¬
dern ; die vor allem große Unternehmen in den
sechziger Jahren als Gastarbeiter gerufen haben,
seit Mitte der achtziger Jahre viele Deutschstäm¬
mige , vor allem aus Polen , Rumänien und aus
dem Gebiet der früheren Sowjetunion , und Men¬
schen , die auf der Flucht vor Verfolgung und Ver¬
treibung , vor Elend und Bürgerkrieg zu uns ge¬
kommen sind.

Diese lange Tradition hat dazu beigetragen , daß
die meisten Menschen in Nordrhein -Westfaien
nicht danach fragen , woher einer kommt , son¬
dern was er tut und was er beiträgt , gemeinsam
die Zukunft zu gestalten . Wie schwer das ist , wie
viele Probleme das bringt , das wissen wir alle
und das erfahren wir jeden Tag.

Darum muß das friedliche Zusammenleben und
das gute Miteinander zwischen Alteingesessenen
und Zugewanderten politisch gefördert werden;
wir dürfen es nicht zerreden oder gar zerstören.
Das muß auch in Zukunft die gemeinsame Auf¬
gabe aller Demokraten sein - ohne Wenn und
Aber.

Solidarität und die Bereitschaft , auch in schwieri¬
gen Zeiten zusammenzustehen , das zeichnet un¬
ser Land Nordrhein -Westfaien aus . Solidarität hat
bei uns Tradition ; sie wird tagtäglich gelebt . Das
hat den Menschen in unserem Land Sicherheit
gegeben , unaufgeregt und mit ruhiger Kraft im¬
mer wieder auch große Herausforderungen zu
meistern . In kaum einem Land haben die Men¬
schen schon seit Jahrzehnten stärker als bei uns
erfahren , daß Veränderung die einzige Konstante
ist.

In den vergangenen Jahren hat sich Nordrhein-
Westfaien gewaltig verändert - weit mehr , als die
meisten von uns vor zwanzig Jahren gedacht
haben.
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. ( Ministerpräsident Dr . Johannes Rau)

(A ) So wenig die alten Zeiten immer gut waren , so
wenig hat sich alles zum Besseren verändern kön¬
nen . Aber daß es auch durch vorausschauende
Politik gelungen ist , dafür zu sorgen , daß aus
wirtschaftlicher Dynamik nicht soziales Dynamit
entsteht : Das ist eine Gemeinschaftsleistung , auf
die wir in Nordrhein -Westfalen stolz sein können.

In den nächsten zwanzig Jahren wird sich wieder
vieles verändern . Manches erkennen wir schon,
anderes sehen wir erst in Umrissen . Unser Land
wird sich - das jedenfalls ist gewiß - auch in den
kommenden zwanzig Jahren so stark verändern,
daß es in vielem nicht wiederzuerkennen sein
wird.

Unser gemeinsames Ziel aber sollte es sein , daß
Nordrhein -Westfalen ein starkes Land bleibt , in
dem zu leben und zu arbeiten sich lohnt . Ich bin
sicher , daß mein Nachfolger , dem ich Glück und
Segen wünsche , seine ganze Kraft für dieses Ziel
einsetzen wird.

Ich wünsche mir unser Land auch in Zukunft auf
der Höhe der Zeit : leistungsfähig und selbstbe¬
wußt , heimatverbunden und weltoffen , freiheit¬
lich und sozial , umweltbewußt und kulturell reich,
tolerant und menschenfreundlich.

Ich wünsche mir ein Land , das seine Stärke be-
^ zieht aus dem Ausgleich unterschiedlicher Inter¬

essen , aus dem Dialog verschiedener Kulturen
und aus der Bereitschaft der Menschen , nicht nur
an sich selber zu denken , sondern gemeinsam mit
anderen die Dinge zum Besseren zu verändern.

Ich wünsche mir ein Land , das sich stark macht
für einen lebendigen Föderalismus in Deutschland
und für ein zusammenwachsendes Europa , das
seine Kraft aus der Vielfalt seiner Regionen be¬
zieht.

Wenn das gelingt , dann ist mir nicht bange um
die Zukunft unseres Landes . Dazu kann jeder ei¬
nen Beitrag leisten . Ich werde das tun als Abge¬
ordneter , der ich bleibe , und jenseits des Amtes
des Ministerpräsidenten , das ich heute dankbar
abgebe.

Herr Präsident ! Meine Damen und HerrenI Fehler
machen alle . Auch ich habe Fehler gemacht . Ich
sntschuldige mich bei denen , die ich verletzt oder
gekränkt habe . Ich habe das nicht gewollt.

Ich überreiche Ihnen , Herr Präsident , jetzt den
Brief, mit dem ich gemäß Artikel 62 Abs . 1 unser

rer Landesverfassung vom Amt des Ministerprä - (C)
sidenten zurücktrete.

Glück auf und Gottes Segen für unser Landl

(Lang anhaltender , allgemeiner starker Bei¬
fall - Die Abgeordneten der SPD - Fraktion
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬
NEN sowie alle Mitglieder der Landesregie¬
rung erheben sich von ihren Sitzen .)

Präsident Ulrich Schmidt : Sehr geehrter Herr Mi¬
nisterpräsident ! Meine sehr verehrten Damen und
Herren ! Nun bin ich zwar nicht so bibelfest wie
Sie , Herr Ministerpräsident Dr . Rau . Trotzdem will
ich in Anlehnung an einen bekannten Bibelvers
sagen : Es gibt eine Zeit des Vorausschauens , es
gibt eine ' Zeit des Erinnerns , und es gibt eine Zeit
des Bedenkens . Wir lesen das bei Prediger 3,
Vers 1.

Heute ist für mich vor allem ein Tag des Einhal¬
tens , ein Tag , an dem ich zusammen mit Ihnen,
Herr Ministerpräsident , für einen Moment innehal¬
ten und auch kurz zurückblicken möchte auf die
vergangenen zwanzig Jahre . Der heutige Tag ist
schon ein denkwürdiger Tag , weil er das Ende
einer Etappe markiert . Er wird als Meilenstein auf
einer langen Wegstrecke festgehalten werden , fDJ
nicht aber als ein Tag des endgültigen Abschieds
in unsere Geschichtsbücher eingehen.

Mit dem heutigen Tag haben Sie ein Amt nieder¬
gelegt , das Sie zwei Jahrzehnte ausgefüllt haben:
Zwanzig Jahre lang haben Sie als Ministerprä¬
sident die Politik unseres Landes gestaltet . Dafür
spreche ich ihnen Respekt , Dank und Anerken¬
nung im Namen des nordrhein -westfäiischen
Landtages aus.

Erinnern Sie sich:
" Ich werde wohl kein Landesvater , weil mir
dazu bestimmte Strukturen fehlen . "

Erinnern Sie sich noch an dieses Zitat , Herr Mini¬
sterpräsident ? Es stammt aus Ihrer Abschieds¬
rede vor dem Rat der Stadt Wuppertal , Ihrer Hei¬
matstadt - deren jüngster Oberbürgermeister Sie

ja auch einmal gewesen sind wenige Tage nach
Ihrer Wahl zum Ministerpräsidenten . Aus heutiger
Sicht stelle ich fest : Hier hat sich ein großer Poli¬
tiker gründlich geirrt!
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Bundesminister Dr. Graf Lambsdorff
^ den , wir betrieben eine forcierte Kernenergiepoli¬

tik. Dies ist nicht der Fall . Aber ich habe ihm ge¬
antwortet : Wir betreiben eine forcierte Entsor¬
gungspolitik. Dies halte ich auch für dringend er¬
forderlich und notwendig.

Deswegen befinden wir uns in intensiven Bera¬
tungen mit der Landesregierung von Niedersachsen.
Sie wissen , daß wir im September gemeinsam den
ersten konkreten . Schritt , nämlich den Beginn der
Flachbohrungen Anfang 1979, festgelegt haben . Vor¬
aussetzung für die Einhaltung dieses Termins ist

' insbesondere noch eine Einigung über die Finan¬
zierungsforderungen von Niedersachsen.

Beim zweiten Schwerpunkt unserer Entsorgungs¬
anstrengungen , dem Zwischenlager Ahaus , läuft das
Genehmigungsverfahren planmäßig . Nachdem nun¬
mehr auch die Stadt Ahaus der Aufnahme des Zwi¬
schenlagers grundsätzlich zugestimmt hat , nicht zu¬
letzt auf Grund des Engagements der Landesregie¬
rung in Düsseldorf, bin ich zuversichtlich , daß der
Terminplan für Ahaus eingehalten wird.

Auch beim Kernkraftwerksbau sind wir in der
Zwischenzeit ein Stüde vorangekommen . Auf
Philippsburg II und Esenshamm habe ich bereits
hingewiesen . Auch sonst geht die Fertigstellung von
Kernkraftwerken — die drei bekannten gestoppten
Vorhaben ausgenommen— gut voran.

Wir sind deswegen, meine Damen und Herren,
auf dem Wege , uns die Option für die friedliche
Nutzung der Kernenergie offenzuhalten . Hierzu ge-

(Bj hört aber auch , daß wir uns über die . Nutzung des
seit längerem eingeführten Leichtwasserreaktors
hinaus die Optionen für die in ihrer Entwicklung be¬
reits weit fortgeschrittenen neuen Reäktortechnolo-
gien offenhalten . Das heißt im Augenblick ganz kon¬
kret , daß wir neben dem Hochtemperaturreaktor
in Schmehausen auch den Prototyp Schneller Brüter
in Kalkar weiterbauen.

Ist das die Lage? Beschreibt ' dieser Antrag und
beschreibt der Begriff « eindeutige Rechtslage ' zu¬
treffend und umfassend das , was ist?

Ich will hier keine Föderalismusdiskussion begin¬
nen , so reizvoll sie wäre.

(Zuruf von der CDU/CSU : Warum eigent¬
lich nicht ?)

Aber ich will Sie fragen , ob man das Problem so
beschreiben darf oder ob man seine .Dimensionen
mit dieser Beschreibung verkürzt und seine Motive
offenbart ..

(Beifall bei der SPD und der FDP)
Mut zur Entscheidung hat Herr Abgeordneter

Waigel gefordert , weil es doch um Beherrschbares
und Vertretbares gehe . Ich meine ; die Begriffe be¬
schreiben weder die Fragestellungen , mit denen wir
es zu tun haben , noch die Antworten , die wir ge¬
ben - müssen . Das Beherrschbare und das Vertret¬
bare muß ja auch glaubwürdig gemacht werden im
Blick darauf , -ob es zweckmäßig , sinnvoll und ver¬
antwortbar ist.

Wie und um welchen Preis beherrschen wir das
Beherrschbare ? Wie und mit welchem Anspruch auf
Glaubwürdigkeit vertreten wir das Vertretbare ? Der
scheinbar schnelle Weg von der eindeutigen Rechts¬
lage zur Anweisung ist in Wirklichkeit bloß ein
bequemer Weg . Er wäre es vielleicht auch für die
Anzuweisenden , aber er wäre ein Weg am Bürger
vorbei.

(Beifall bei der SPD und der FDP)
Wir in Nordrhein -Westfalen wollen diesen Weg

nicht, und wir bedürfen dieses Schrittes , der Anwei¬
sung , nicht.

(Beifall bei der SPD)
Denn schon die Reihenfolge unserer Entscheidungen
sagt etwas über unsere Haltung . Am 28 . November
hat die Landesregierung das Zwischenlager für
Brennelemente in Ahaus beschlossen . Davon ist hier
wenig die Rede gewesen , das ist hier selten zitiert
worden.

(Dr. Steger [SPD] : Hört ! Hört !)
Da ist nicht deutlich geworden , daß Nordrhein-
Westfalen auch wegen Gorleben und für Gorleben,
auch wegen Brokdorf und für Brokdorf etwas tut
und daß bei uns die Bürger fragen : Wann handelt
eigentlich Niedersachsen?

(Beifall bei der SPD und der FDP — Haase
[Kassel] [CDU/CSU ] : Nehmen Sie erst ein¬

mal Ihre Chaoten an die Leine!)
— Ich habe Ihren Zuruf nicht verstanden.

Meine Damen und Herren , diese wenigen Bemer¬
kungen , die , wie ich weiß, eine Aufzählung von Tat¬
sachen sind und deswegen nicht sehr spannend seih
können , zeigen , daß es ebenso zweckmäßig wie not¬
wendig ist , bei jedem Einzelproblem den energie-
politischen Gesamtzusammenhang herzustellen . Das
war der Sinn meines heutigen Vorbringens . Wenn
das in der nachfolgenden Diskussion geschieht, so
müßte eigentlich deutlich werden , daß die energie-
politischen Gemeinsamkeiten zwischen Koalition
und Opposition sehr viel größer als die Gegensätze.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Präsident Carstens : Das Wort hat der Herr Mini¬
sterpräsident des Landes Nordrhein -Westfalen '.

Ministerpräsident Rau . (Nordrhein -Westfalen ) :Herr Präsident ! Meine Damen und Herren !- Bundes¬
und Landesregierung .zögern “

, so heißt es im An¬
trag der CDU/CSU -Fraktion, obwohl die neue Tech¬
nologie . beherrschbar " und „vertretbar “ ist ; und
weil Bundes- und Landesregierung zögern, darum
soll die Bundesregierung eine Anweisung nach Düs¬
seldorf geben . . -

(Haase [Kassel] [CDU/CSU ] : Sie sollen erst
einmal Ihre Chaoten an die Leine legen , ehe

Sie sich um Niedersachsen kümmern !)
— Wenn Sie meinen , ich sollte meine Chaoten an
die Leine legen , Herr Abgeordneter , dann kann ich
nur sagen : Ich rede hier vor dem Bundestag und
nicht in der Redaktionskonfereriz des „ Bayemku-rier “ .

(Beifall bei der SPD und der FDP — Hart¬
mann [CDU/CSU ] : Das ist der Abgeordnete
Haase .von der CDU ! — Katzer [CDU/CSU ] :
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